campus 


snd 


JOHN J. MEARSHEIMER 
STEPHEN M. WALT 


DIE 
ISRAEL 
LOBBY 


WIE DIE AMERIKANISCHE 
AUSSENPOLITIK BEEINFLUSST WIRD 


WIE WEIT GEHT DIE SOLIDARITÄT 
MIT ISRAEL? 


Seit seiner Gründung wird Israel von den USA und - aus 
begreiflichen historischen Gründen — Deutschland politisch 
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Vorwurf des Antisemitismus gegenüber denen, die es wagen, 
sich kritisch zu äußern. 
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Vorwort 


Im Herbst 2002 lud uns die Zeitschrift Atlantic Monthly ein, einen 
Sonderbeitrag über die Israel-Lobby und ihren Einfluss auf die US- 
amerikanische Außenpolitik zu schreiben. Wir nahmen diesen Auf- 
trag mit einigen Vorbehalten an, denn wir wussten, wie kontrovers 
dieses Thema war und dass jeder Artikel, der die Lobby, die US-ame- 
rikanische Unterstützung für Israel oder die israelische Politik selbst 
unter die Lupe nahm, vermutlich heftige Reaktionen auslösen würde. 
Angesichts der terroristischen Angriffe vom 11. September und des 
drohenden Kriegs mit dem Irak wollten wir dieses Thema jedoch nicht 
länger ignorieren. Wenn die US-amerikanische Unterstützung Israels 
sowohl den Antiamerikanismus im Nahen Osten wie auch Spannun- 
gen zwischen den USA und wichtigen Verbündeten mit begründete; 
und wenn proisraelische Gruppen und Einzelpersonen einen starken 
Einfluss auf die US-Außenpolitik in dieser kritischen Region ausüb- 
ten, dann war es wichtig, dieses Thema offen anzugehen und eine 
öffentliche Diskussion über die Vorgehensweise und den Einfluss der 
Lobby anzustoßen. 

Über die nächsten zwei Jahre, in denen wir mit Unterbrechungen 
an dem Thema arbeiteten, blieben wir in engem Kontakt mit den 
Herausgebern der Atlantic Monthly. Als wir ihnen im Januar 2005 
unser Manuskript schickten, hatten wir die vorherigen Absprachen 
und praktisch alle ihre Anregungen berücksichtigt. Wenige Wochen 
später überraschten uns die Herausgeber mit der Nachricht, Arlantic 
Monthly wolle den Artikel nun doch nicht drucken. Auch an einer 
Überarbeitung sei man nicht interessiert. 

Wir überlegten, den Artikel verschiedenen anderen Zeitungen an- 
zubieten, glaubten aber, dass sie entweder aufgrund des Inhalts oder 
aufgrund seiner Länge ablehnen würden. Wir verfolgten auch die Idee, 


9 


aus dem Artikel ein Buch zu machen. Begeisterte Reaktionen aber, 
die uns motiviert hätten, weiterhin Zeit und Mühen in das Projekt 
zu stecken, blieben auf unsere Anfragen hin aus. Folglich legten wir 
das Manuskript beiseite und wandten uns anderen Projekten zu. Die 
Kurzfassung einer Auswahl des hier vorliegenden Materials erschien 
allerdings in Stephen Walts Taming American Power, veröffen! 
W. W. Norton im September 2005. 

Dann kontaktierte uns im Oktober 2005 ein angesehener ameri- 
kanischer Wissenschaftler. Er hatte über jemanden von der Atlantic 


ht von 


Monthly eine Kopie des abgelehnten Aufsatzes bekommen und schlug 
uns vor, den Artikel in der London Review of Books zu veröffentlichen. 
Die Herausgeberin, Mary-Kay Wilmers, sei interessiert. Als wir ihr 
das Manuskript schickten, entschloss sie sich umgehend zur Veröf- 
fentlichung. Nach einer erneuten Aktualisierung und Überarbeitung 
erschien er in der Ausgabe vom 23. März 2006 unter dem Titel „The 
Israel Lobby“. Auf Anregung eines der Wissenschaftler, die eine fı 
here Fassung gelesen und kommentiert hatten, stellten wir gleichzeitig 
eine vollständige Version des Artikels mit allen Fußnoten auf die In- 
ternetseite der John E. Kennedy School of Government der Universität 
ite für Arbeitspapiere der Fakultät. Da das 
Format der London Review of Books keine umfänglichen Verweise oder 
Fußnoten erlaubt, wollten wir den Lesern so zeigen, dass unsere Argu- 
mentation auf einem breiten Sockel glaubwürdiger Quellen basiert. 
Was wir in dem Artikel zu sagen hatten, war einfach. Zunächst be- 
schrieben wir das bemerkenswerte Ausmaß materieller und diplomati- 


von Harvard, auf die 


scher Unterstützung Israels durch die Vereinigten Staaten. Diese Unter- 
stützung, so argumentierten wir, lasse sich nicht allein aus strategischen 
oder moralischen Gründen erklären. Stattdessen gehe sie größtenteils 
auf das politische Gewicht der Israel-Lobby zurück - einem lockeren 
Verbund von Individuen und Gruppen, der versucht, die US-Außen- 
politik zugunsten Israels zu beeinflussen. Sie ermutigen die Vereinig- 
ten Staaten, Israel mehr oder weniger bedingungslos zu unterstützen. 
Gruppen und Einzelpersonen aus der Lobby spielten aber auch eine 
wichtige Rolle dabei, die amerikanische Politik im Hinblick auf den 
israelisch-palästinensischen Konflikt, die unglückselige Invasion im 
Irak und die fortdauernde Konfrontation mit Syrien und dem Iran 
zu gestalten. Wir legten nahe, dass diese Politik nicht im nationalen 
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Interesse der Vereinigten Staaten liege und auf lange Sicht sogar Israel 
schade. 

Die Reaktion auf den Aufsatz war atemberaubend. Bis zum Juli 
2006 wurde das Arbeitspapier mehr als 275.000 Mal von der Website 
der Kennedy School in Harvard heruntergeladen, und wir erhielten 
zahlreiche Anfragen, den Artikel aus der London Review of Books zu 
übersetzen oder nachzudrucken. 

Wie erwartet, löste der Aufsatz zunächst einen Sturm der Kritik 
und Entrüstung auf Seiten prominenter Gruppen oder Einzelpersonen 
aus der Lobby aus. Die Anti-Defamation League und die Kommenta- 
toren der Jerusalem Post, New York Sun, des Wall Street Journal und der 
Washington Post bezeichneten uns als Antisemiten. Die New Republic 
widmete gleich vier Artikel dem Verriss unserer Ausführungen, und 
etliche Kritiker beschuldigten uns - fälschlicherweise - zahlreicher his- 
torischer und sachlicher Fehler. Einige Kritiker sahen voraus, dass der 
Artikel und seine Autoren ebenso verdientermaßen schnell wieder in 
Vergessenheit geraten würden. 

Sie lagen falsch. Die unterschiedlichsten Leser — Juden wie Nicht- 
juden - verteidigten den Artikel. Sie stimmten nicht jedem Punkt zu, 
aber fast alle kamen überein, da: 
lage längst überfällig war. Wie zu erwarten, waren die Reaktionen 
außerhalb der USA im Allgemeinen positiv. Einige positive Reaktionen 
kamen sogar aus Israel. Respektvolle Besprechungen erschienen in der 
New York Times, der Financial Times, der New York Review of Books, der 
Chicago Tribune, dem New York Observer, im National Interest und in der 
Nation, und die Kontroverse wurde schließlich an herausragender Stel- 
le in einer Vielzahl von Nachrichtenmedien behandelt - von Haaretz in 
Israel bis zum National Public Radio in den Vereinigten Staaten. 

Die angesehene Zeitschrift Foreign Policy organisierte ein Sym- 
posium zu dem Artikel in ihrer Juli/August-Ausgabe 2006, und das 
Washington Post Sunday Magazine dachte in seiner Juli-Titelgeschichte 


eine solche Untersuchung der Sach- 


über die von uns eröffneten Themen nach. Später im selben Sommer 
beschrieb ein Rezensent in Foreign Affairs den Artikel als eine »nüch- 
terne Analyse ..., die vielleicht einen nützlichen Paradigmenwechsel in 
der Nahostpolitik der Vereinigten Staaten herbeiführen könnte«. 

Im Lauf des Jahres 2006 wurde immer deutlicher, dass sich der Dis- 
über Israel und die US-amerikanische Nahostpolitik tatsächlich 


veränderte und dass es irgendwie leichter geworden war, die Rolle der 
Lobby in der Ausrichtung der US-Politik zu diskutieren. Das lag na- 
ti 
und die Einflussnahme der Lobby war auch durch andere Ereignisse 
geschärft worden: so durch Israels desaströsen Krieg im Libanon im 
Sommer 2006, durch das andauernde Debakel im Irak, durch die per- 
sönlichen Angriffe auf den ehemaligen Präsidenten Jimmy Carter nach 
der Veröffentlichung seines Buchs Palestine: Peace Not Apartheid, durch 
den schwelenden Krieg der Worte zwischen den Vereinigten Staaten 


ich nicht nur an uns, sondern das Bewusstsein für die Aktivitäten 


und dem Iran und durch die offenkundigen, aber gescheiterten Bemü- 
hungen, andere Kritiker der Lobby zum Schweigen zu bringen oder 
zu verleumden. Immer mehr Menschen schienen zu begreifen, dass 
dieses Thema auf die Tagesordnung gehörte, und mehr waren bereit, 
sich offen zu äußern. 

Was genauso wichtig war: Viele nachdenkliche Menschen erkann- 
ten, dass Hardliner in der Lobby wie das American Israel Public Affairs 
Committee (AIPAC) und andere — darunter einige lautstarke christliche 
Zionisten - nicht die Hauptströmung in der amerikanischen jüdischen 


Gemeinschaft oder in den USA repräsentierten. Zunehmend wurde 
debattiert, ob die Politik, zu der diese Gruppen raten, tatsächlich im 
Interesse Amerikas oder Israels liegt. In der Folge begannen einige 
proisraelische Gruppen zu erörtern, wie notwendig ein moderateres 


Machtgleichgewicht war. Und führende Printmedien wie der Economist 


und die New York Times legten in ihren Kommentaren nahe, es sei an 
der Zeit für erneuerte Beziehungen zwischen Israel und den USA - zum 
beiderseitigen Wohl. 

Wir waren mit dieser Entwicklung zufrieden, da wir den ursprüngli- 
chen Artikel geschrieben hatten, um eine scharfsichtigere und offenere 
Diskussion dieses Themas zu fördern. Und diese Diskussion war jetzt 
im Gange, auch wenn sie gelegentlich immer noch schrill, konfrontativ 
und allzu persönlich verlief. Aber sollten wir dazu ein Buch schrei- 
ben? Vielleicht hatten wir schon genug gesagt, und es war Zeit, andere 
Themen aufzugreifen. Nach gründlichem Abwägen beschlossen wir 
trotz einiger Vorbehalte, dass ein Buch den Dialog auf mehrere Arten 
voranbringen könne. 

Erstens war der ursprüngliche Artikel zwar lang (verglichen mit 
dem, was in Zeitschriften üblich ist), aber der begrenzte Platz hatte uns 


12 


gezwungen, eine Reihe wichtiger Fragen auszuklammern und andere 
Themen kürzer abzuhandeln, als uns lieb war. Diese unvermeidbare 
Kürze mochte zu einigen Missverständnissen im ursprünglichen Arti- 
kel beigetragen haben. Ein Buch zu schreiben, würde uns Gelegenheit 
geben, unseren Standpunkt nuancierter und detaillierter darzulegen. 

Daher entwickeln wir in diesem Buch eine vollständigere Definition 
der Lobby, diskutieren ausführlicher die Rolle des christlichen Zionis- 
mus und legen eine vollständigere Geschichte der Lobby dar. Detail- 
lierter zeigen wir auch israelische Handlungsweisen in Vergangenheit 
und Gegenwart, insbesondere gegenüber den Palästinensern. Wir tun 
das nicht aus Abneigung gegenüber Israel oder seinen Unterstützern in 
den USA oder weil es uns besonders wichtig ist, israelisches Fehlver- 
halten anzuprangern. Eher wenden wir uns diesem Thema zu, weil es 
zentral für einige der moralischen Argumentationen ist, mit denen häu- 
fig das außergewöhnliche Maß an US-amerikanischer Unterstützung 
für den jüdischen Staat gerechtfertigt wird. Mit anderen Worten: Wir 
richten den Fokus auf Israels Verhalten, weil die Vereinigten Staaten 
in ungewöhnlichem Maße ihre Hilfe auf Israel fokussierten. Zudem 
wenden wir uns dem kontroversen Thema der „doppelten Loyalität“ 
zu, das im ursprünglichen Artikel nicht diskutiert wurde. 


Zweitens ermöglicht uns dieses Buch, auf einige zentrale Kritik- 
punkte einzugehen, die gegen unseren Artikel vorgebracht wurden. 
Zum Teil haben wir darauf in zwei Briefen an die London Review of 
Books und an das Foreign-Policy-Symposium geantwortet. In einem 
weiteren Text haben wir die verschiedenen Vorwürfe gegen unseren 
Artikel Punkt für Punkt widerlegt (siehe „A Response to Critics of 
‚The Israel-Lobby‘“, online unter http:/alternet.org/story/359257). 
Obwohl die meisten Vorwürfe gegen den ursprünglichen Artikel un- 
begründet waren - genau wie etliche persönliche Angriffe auf uns -, 
gab es doch eine Reihe durchdachter Kritikpunkte, die wichtige Fragen 
der Interpretation und Gewichtung aufwarfen. Auch wenn uns diese 
Kritik nicht vollkommen überzeugt hat, haben wir doch daraus lernen 
können und gehen hier darauf ein. 

Drittens können wir in einem Buch weitere Belege für unsere 
zentralen Thesen liefern und unsere Analyse auf den neuesten Stand 
bringen. Zu so wichtigen Ereignissen wie dem Irakkrieg tauchte neues 
Material auf, und andere Ereignisse - insbesondere der zweite Liba- 
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nonkrieg vom Juli/August 2006 - hatten noch gar nicht stattgefun- 
den, als der ursprüngliche Artikel erschien. Amerikas Reaktion auf 
den Libanonkrieg illustrierte erneut die Macht der Lobby und ihren 
schädlichen Einfluss auf US-amerikanische und israelische Interessen. 
Die Aktivitäten der Lobby zeigten sich auch in der Entwicklung der 
US-Politik gegenüber Syrien und dem Iran sowie in den heftigen Atta- 
cken auf den ehemaligen Präsidenten Jimmy Carter, den Historiker 
Tony Judt und andere prominente Kritiker am Umgang Israels mit 
den Palästinensern. 

Schließlich ermöglicht dieses Buch eine Diskussion darüber, wie die 
Vereinigten Staaten ihre Interessen im Nahen Osten vorantreiben und 
wie die Amerikaner und der Rest der Welt den Einfluss der pr: 
schen Lobby einschätzen sollten. Es steht viel auf dem Spiel - 
rikaner und Nichtamerikaner gleichermaßen -, weil der Nahe Osten 
eine explosive und strategisch wichtige Region ist und Amerikas Nah- 
ostpolitik unweigerlich erhebliche Auswirkungen hat. Wie der Krieg 
im Irak zeigt, können die Vereinigten Staaten sich selbst und anderen 
sehr schaden, wenn ihre Politik irregeleitet wird. Dies macht es umso 
wichtiger, die Triebfeder der US-Politik zu erkennen und herauszufin- 


sraeli- 


Ame- 


den, wie diese Politik aussehen sollte. Unser ursprünglicher Artikel 
hatte wenig positive Rezepte zu bieten, aber das abschließende Kapitel 
dieses Buchs skizziert einen anderen Zugang US-amerikanischer Nah- 
ostpolitik und zeigt auf, wie die Macht der Lobby geschwächt oder 
konstruktiver eingebunden werden könnte. 

Zwar schen wir ermutigende Anzeichen einer offeneren Diskussion 
über diese wichtigen Fragen, aber die Lobby nimmt immer noch großen 
Einfluss auf die US-amerikanische Nahostpolitik. Die Probleme, denen 
die Vereinigten Staaten und Israel in dieser Region begegnen, sind 
nicht geringer geworden, seit der ursprüngliche Artikel erschienen ist; 
eher sind sie noch gewachsen. Der Irak ist ein Fiasko, Israelis und Palä- 
stinenser stehen im Dauerkonflikt, Hamas and Fatah kämpfen um die 
Vorherrschaft unter den Palästinensern, und die Rolle der Hisbollah 
im Libanon ist zutiefst besorgniserregend. Der Iran versucht immer 
noch, den gesamten nuklearen Brennstoffkreislauf unter Kontrolle zu 
bekommen, Gruppen wie Al-Qaida bleiben aktiv und gefährlich, und 
die Industrienationen sind immer noch abhängig vom Öl im Persischen 
Golf. Das sind äußerst vertrackte Probleme. Die Vereinigten Staaten 
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werden sie nicht effizient angehen können, solange unter Amerikanern 
kein zivilisiertes Gespräch über unsere Interessen in der Region mög- 
lich ist - und über die Faktoren, die die amerikanische Außenpolitik 
prägen, darunter die Israel-Lobby. Um die begonnene Diskussion wei- 
ter anzukurbeln, haben wir dieses Buch geschrieben. 

Am Ende des Buches sprechen wir verschiedenen Personen unseren 
persönlichen Dank aus, aber einen Menschen möchten wir hier schon 
erwähnen. Seit mehr als 25 Jahren haben wir das Glück, die Freund- 
schaft und Unterstützung eines besonders begnadeten amerikani- 
schen Sozialwissenschaftlers zu genießen: Samuel P. Huntington. Ein 
besseres Vorbild können wir uns nicht vorstellen. Sam hat sich immer 
den großen und wichtigen Fragen zugewandt, und er hat sie auf eine 
Art beantwortet, die der Rest der Welt nicht ignorieren konnte, Ob- 
wohl wir beide im Lauf der Jahre nicht immer einer Meinung mit ihm 
waren — und manchmal wurden unsere Meinungsverschiedenheiten 
vehement und öffentlich ausgetragen -, hat er uns das nie übel genom- 
men und unsere Arbeit immer wohlwollend unterstützt. Er weiß, dass 
Wissenschaft kein Beliebtheitswettbewerb ist und dass eine engagierte 
nskultur für den wissenschaftlichen Fortschritt ebenso uner- 
t wie für eine gesunde Demokratie. Wir sind Sam dankbar 
für seine Freundschaft und für das Beispiel, das er uns in seiner ge- 
samten Laufbahn gegeben hat, und wir freuen uns, ihm dieses Buch 


zu widmen. 


Stephen M. Walı 
Harvard University 


John J. Mearsheimer 
University of Chicago 


Einleitung 


Im November 2008 sind in Amerika Präsidentschaftswahlen. Das 
Ergebnis ist zu diesem Zeitpunkt natürlich nicht vorhersagbar, wohl 
aber einige Merkmale des Wahlkampfs. Die Kandidaten werden sich 
über mancherlei innenpolitische Themen uneinig sein - Gesundheits- 
versorgung, Abtreibung, gleichgeschlechtliche Ehen, Steuern, Bildung, 
Einwanderung -, und ebenso unweigerlich werden sich lebhafte De- 
batten an etlichen Fragen der Außenpolitik entzünden. Welche Vor- 
gehensweise sollen die Vereinigten Staaten im Irak verfolgen? Was ist 
die beste Antwort auf die Krise in Darfur, auf die Nuklearpläne des 
Irans, auf Russlands feindselige Einstellung gegenüber der NATO und 
auf Chinas wachsende Stärke? Wie sollen die Vereinigten Staaten der 
globalen Erwärmung begegnen, wie den Terror bekämpfen und was 
dem Verlust ihres internationalen Ansehens entgegensetzen? Zu diesen 
und vielen weiteren Fragen können wir mit Sicherheit lebendige Aus- 
einandersetzungen unter den Kandidaten erwarten. 


Bei einem Thema können wir jedoch ebenso sicher sein, dass 
alle Kandidaten mit einer Stimme sprechen werden. 2008 werden 
aussichtsreiche Kandidaten für das höchste Staatsamt wie auch in 
früheren Wahljahren alles Erdenkliche tun, um ihre tiefe persönliche 
Verbundenheit mit einem Land zum Ausdruck zu bringen - Israel. 
Sie werden ihre Entschiedenheit beteuern, niemals in der US-amerika- 
nischen Unterstützung für den jüdischen Staat nachzulassen. Sie alle 
werden betonen, dass sie sich der vielfachen Bedrohungen bewusst 
sind, denen Israel ausgesetzt ist. Und sie werden für den Fall ihrer 
Wahl versichern, dass sich die Vereinigten Staaten weiterhin verpflich- 


ter schen werden, unter allen Umständen die israelischen Interessen 
zu vertreten. Kein Kandidat und keine Kandidatin wird Israel offen 
kritisieren oder vorschlagen, die Vereinigten Staaten sollten in der Re- 
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gion eine ausgeglichenere Politik verfolgen. Wer das täte, würde auf 
der Strecke bleiben. 

Dies ist alles andere als eine kü 
das Präsidentenamt ihre Unterstützung für Israel bereits Anfang 2007 
kundtaten. Das begann im Januar, als vier Bewerber auf der jährlichen 
israelischen Herzlija-Konferenz für Sicherheitspolitik sprachen. Wie 
Joshua Mitnick in der Jewish Week berichtete, »wetteiferten sie dem 
Anschein nach darum, wer den jüdischen Staat am eindringlichsten 
verteidigen könne.« Per Satellitenbild erschien John Edwards, 2004 der 
Vizepräsidentschaftskandidat der Demokratischen Partei, um seinen 
israelischen Zuhörern mitzuteilen: »Eure Zukunft ist unsere Zukunft. « 
Das Band zwischen den Vereinigten Staaten und Israel »werde niemals 
zerreißen«. Mitt Romney, der ehemalige Gouverneur von Massachu- 
setts, sah sich »in einem Land, das ich liebe, mit Menschen, die ich 
liebe«. Im Bewusstsein der schweren israelischen Sorgen angesichts 
des Nuklearprogramms im Iran erklärte er: »Es ist Zeit, dass die Welt 
diese drei Wahrheiten ausspricht: 1. Der Iran muss gestoppt werden. 
2. Der Iran kann gestoppt werden. 3. Der Iran wird gestoppt werdent« 
John Mc nator von Arizona, verkündete: 
»Wenn es um die Verteidigung Israels geht, gibt es keine Kompro- 
misse«, während Newt Gingrich, der republikanische Abgeordnete 
für Georgia und ehemalige Sprecher des Repräsentantenhauses, dem 
Publikum klarmachte: »Israel steht vor der größten Gefahr für sein 
Überleben seit dem Sieg von 1967.«' 

Kurz darauf, Anfang Februar, sprach die demokratische Senatorin 
des Bundesstaats New York, Hillary Clinton, in New York vor dem 
Ortsverband des mächtigen American Israel Public Affairs Committee 
(AIPAC) und sagte: »In diesem sehr schwierigen und sehr gefährlichen 
Israel ... ist es entscheidend, dass wir zu unseren Freunden 


ne Voraussage, da die Bewerber um 


in, der republikanisch 


Moment fü 
und Verbündeten halten und unsere eigenen Werte nicht verleugnen. 
Israel ist ein Leuchtturm dessen, was gut und richtig ist, in einer Um- 
gebung, die im Schatten von Radikalismus, Extremismus, Despotismus 
und Terrorismus steht.«? Einer ihrer Rivalen um die Präsidentschafts- 
kandidatur der Demokraten, Barack Obama, der Senator aus Illinois, 
sprach einen Monat später vor AIPAC-Publikum in Chicago. Obama, 
der in der Vergangenheit sein Mitgefühl für das Schicksal der Palästi- 
nenser zum Ausdruck gebracht hatte und bei einem Wahlauftritt im 
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März 2007 kurz auf das »Leid« der Palästinenser hinwies, lobte Israel 
unmissverständlich und machte nachdrücklich deutlich, dass er nichts 
unternehmen werde, um die amerikanisch-israelischen Beziehungen zu 
verändern. Andere aussichtsreiche Kandidaten, darunter der republi- 
kanische Senator von Kansas Sam Brownback und der Gouverneur 
von New Mexico, Bill Richardson, haben ihren proisraelischen Ge- 
fühlen mit ähnlicher Inbrunst Ausdruck verlichen.* 

Wie lässt sich dieses Verhalten erklären? Warum gehen die Mei- 
nungen der Präsidentschaftsbewerber zum Thema Israel so wenig 
auseinander, obwohl sie bei jedem anderen wichtigen Thema so weit 


auseinanderklaffen und obwohl es doch so offensichtlich ist, dass in 


der amerikanischen Nahostpolitik vieles schiefgelaufen ist? Warum 
bekommt Israel einen Freibrief von den Präsidentschaftskandidaten, 
obwohl die eigenen Bürger die aktuelle Politik häufig scharf kritisie- 
ren und obwohl dieselben P 
sind, viele der Dinge zu kr 
wird Israel und kein anderes Land der Welt von Amerikas führenden 
Politikern mit solch anhaltendem Respekt bedacht? 

Manche sehen den Grund vielleicht in Israels großer strategischer 
Bedeutung für die USA. Ja, gelegentlich wird behauptet, Israel sei ein 
unverzichtbarer Partner im „Krieg gegen den Terror“. Andere werden 


dentschaftskandidaten nur allzu bereit 


ieren, die andere Länder tun? Warum 


antworten, es gebe starke moralische Gründe, Israel bedingungslos zu 


unterstützen, weil es das einzige Land in der Region ist, das »unsere 
Werte teilt«. Aber keines dieser Argumente hält eingehender Prüfung 
stand. Washingtons enge Beziehungen zu Jerusalem machen es schwie- 
riger, nicht leichter, jene Terroristen zu besiegen, die jetzt die USA an- 
greifen. Gleichzeitig untergraben sie Amerikas Ansehen bei wichtigen 
Verbündeten weltweit. Jetzt, nach dem Ende des Kalten Kriegs, ist Is- 
rael zu einer strategischen Bürde für die Vereinigten Staaten geworden. 
Das wird jedoch kein ambitionierter Politiker in der Öffentlichkeit 
sagen oder auch nur als Möglichkeit ins Gespräch bringen. 

s gibt kein zwingendes moralisches Argument für Amerikas un- 
kritische und kompromisslose Beziehung zu Israel. Es gibt gewich- 
tige moralische Gründe für Israels Existenz und gute Gründe für die 
Vereinigten Staaten, sich zur Hilfeleistung verpflichtet zu sehen, sollte 
Israels Überleben gefährdet sein. Aber angesichts der brutalen Behand- 
lung der Palästinenser in den besetzten Gebieten durch Israel dürften 
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moralische Erwägungen cher nahelegen, dass die Vereinigten Staaten 
eine ausgeglichenere Politik gegenüber beiden Seiten verfolgen oder 
vielleicht sogar die Palästinenser unterstützen würden. Trotzdem wer- 
den wir solche Überlegungen nie von jemandem zu hören bekommen, 
der Präsident oder Präsidentin werden möchte oder es auf einen Posten 
im Kongress abgesehen hat. 

Der wahre Grund, warum amerikanische Politiker so ausgespro- 
chen rücksichtsvoll sind, ist die politische Macht der Israel-Lobby. Die 
Lobby ist ein lockerer Verbund von Individuen und Organisationen, 
die aktiv darauf hinarbeiten, dass sich die US-amerikanische Außen- 
politik in eine proisraelische Richtung bewegt. Wie wir im Einzelnen 
schildern werden, ist die Lobby keine geschlossene, einheitliche Bewe- 
gung mit einer zentralen Führung und sicher auch kein Geheimbund 


und keine Verschwörung zur „Beherrschung“ der amerikanischen 
Außenpolitik. Es handelt sich schlicht und ergreifend um eine mäch- 
tige Interessengruppe aus Juden und Nichtjuden, deren anerkanntes 
Interesse darin liegt, die Sache Israels in den Vereinigten Staaten vor- 
ubringen und die amerikanische Außenpolitik so zu beeinflussen, 
wie es nach Ansicht ihrer Anhänger dem jüdischen Staat nützt. Die 
verschiedenen Gruppierungen der Lobby sind sich nicht in jedem Fall 


einig, auch wenn sie alle den Wunsch haben, die besonderen Bezie- 
hungen zwischen den Vereinigten Staaten und Israel zu fördern. Wie 
die Bestrebungen anderer ethnischer Lobbys und Interessengruppen 
auch sind die Aktivitäten der verschiedenen Gruppen der Israel-Lobby 
eilnahme am demokratischen politischen Leben. 


legitime Formen de 
Sie stimmen zum größten Teil mit der langen amerikanischen Tradition 
aktiver Interessengruppen überein. 

Weil die Israel-Lobby nach und nach zu einer der mächtigsten In- 
teressengruppen in den Vereinigten Staaten geworden ist, achten die 
Kandidaten für hohe Staatsämter genau auf ihre Wünsche. Die Ein- 
zelpersonen und Gruppen in den Vereinigten Staaten, aus denen sich 
die Lobby zusammensetzt, fühlen sich Israel zutiefst verbunden und 
wünschen keine Kritik amerikanischer Politiker an diesem Land, selbst 
wenn Kritik vielleicht angebracht wäre oder sogar im ureigenen In- 
teresse Israels läge. Stattdessen wünschen diese Kräfte, dass die Füh- 
rung der USA Israel wie den 51. Bundesstaat behandelt. Demokraten 
und Republikaner fürchten den Einfluss der Lobby gleichermaßen. 
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Sie wissen alle, dass ein Politiker, der ihre Politik in Frage stellt, kaum 


Chancen hat, Präsident zu werden. 


Die Lobby und die Nahostpolitik 


Die politische Macht der Lobby ist nicht deshalb von so großer Bedeu- 
tung, weil sie Äußerungen der Kandidaten im Präsidentschaftswahl- 
kampf beeinflusst, sondern weil sie erheblichen Einfluss auf die ameri- 
kanische Außenpolitik ausübt, besonders im Nahen Osten. Amerikas 
Handlungsweise in dieser explosiven Region hat enorme Auswirkun- 
gen für alle Menschen auf der Welt, besonders aber für die, die dort 
leben. Man bedenke nur, wie schwer der unglückselige Irakkrieg der 
Regierung Bush die leidgeprüften Menschen in jenem zerrütteten Land 
getroffen hat: Zehntausende sind umgekommen, Hunderttausende 
müssen aus ihrer Heimat fliehen, und zwischen den Religionsgruppen 
tobt ein brutaler Krieg, dessen Ende nicht abzusehen ist. Der Krieg war 
auch für die Vereinigten Staaten eine strategische Katastrophe und hat 
US-Verbündete in und außerhalb der betroffenen Region gefährdet 
und erschreckt. Man kann sich keine anschaulichere oder tragischere 
Demonstration der Auswirkungen vorstellen, die das Handeln der Ver- 
einigten Staaten haben kann - zum Guten wie zum Bösen -, wenn sie 
die ihr zur Verfügung stehende Macht von der Leine lässt. 

Seit den frühen Tagen der Republik sind die Vereinigten Staaten 
hehen im Nahen Osten beteiligt, wobei es größtenteils um 
Bildungsprogramme oder Missionsarbeit ging. Manche Amerikaner 
waren durch die Lektüre der Bibel vom Heiligen Land und der Rolle 
des Judentums in seiner Geschichte fasziniert und unterstützten daher 


die Vorstellung, dem jüdischen Volk dort eine Heimat zu geben. Diese 
Idee wurde von bestimmten Religionsführern und, ganz allgemein, 
auch von einzelnen US-Politikern übernommen. Aber es ist ein Fehler, 
in diesem begrenzten und überwiegend privaten Engagement den Ur- 
sprung der US-amerikanischen Rolle in der Region seit dem Zweiten 
Weltkrieg und seiner gegenwärtigen besonderen Beziehungen zu Is- 
rael zu sehen.‘ In der Zeit zwischen der Vertreibung der Berberpiraten 
vor 200 Jahren und dem Zweiten Weltkrieg spielten die Vereinigten 
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Staaten nirgendwo in der Region eine bedeutende Rolle, und die US- 
amerikanischen Führer wollten das auch nicht. US-Präsident Wood- 
row Wilson billigte die Balfour-Erklärung von 1917 (die Großbritan- 
niens Unterstützung zusicherte, einen jüdischen Staat in Palästina zu 
schaffen}, aber er tat buchstäblich nichts, um diese Zielsetzung vor- 
anzutreiben. Ja, das bedeutendste US-Engagement jener Zeit - eine 
Untersuchungskommission, die 1919 unter Führung der Amerikaner 
Henry Churchill King and Charles Crane von der Pariser Friedenskon- 
ferenz in die Region entsandt wurde — gelangte zu dem Schluss, dass 
die Bevölkerung vor Ort einem andauernden zionistischen Eindringen 
entgegenstehe, und sprach sich daher gegen die Einrichtung eines un- 
abhängigen jüdischen Staats aus. Aber wie die Historikerin Margaret 
Macmillan anmerkte: »Das kümmerte niemanden im Geringsten.« 
Die Möglichkeit eines US-Mandats in Teilen des Nahen Ostens wurde 
kurzzeitig erwogen, aber nie weiterverfolgt, und am Ende teilten Groß- 
britannien und Frankreich die betreffenden Reste des Osmanischen 
Reichs untereinander auf.7 

Seit dem Zweiten Weltkrieg spielen die Vereinigten Staaten eine 
wichtige und immer wichtigere Rolle bei Sicherheitsfragen im Nahen 
Osten, angetrieben zunächst durch das Öl, dann durch den Antikom- 
ierte Beziehung zu Is- 


mus und mit der Zeit durch die intens 
rael. Die erste Beteiligung Amerikas an der Sicherheitspolitik in der 
Region war die aufkeimende Partnerschaft mit Saudi-Arabien Mitte 
der 1940er Jahre (von beiden Seiten dazu gedacht, die britischen 
Ambitionen in der Region in die Schranken zu weisen). Die ersten 
Bündnisverpflichtungen ging man mit der Aufnahme der Türkei in 
die NATO 1952 und mit dem antisowjetischen Bagdadpakt 1954 
ein.® Die US-Führung unterstützte die Gründung Israels 1948 und 
versuchte dann eine ausgeglichene Position zwischen Israel und den 


Arabern zu finden. Aus Angst, wichtigere strategische Interessen zu 
gefährden, wurden formale Verpflichtungen gegenüber dem jüdischen 
Staat sorgfältig vermieden. Dass sich diese Situation in den folgenden 
Jahrzehnten allmählich veränderte, war eine Reaktion auf Ereignisse 
wie den Sechstagekrieg, sowjetische Waffengeschäfte mit arabischen 
Staaten und den wachsenden Einfluss der proisraelischen Gruppierun- 
gen in den Vereinigten Staaten. Angesichts der insgesamt dramatisch 
veränderten amerikanischen Rolle in der Region hat es wenig Sinn, 
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die aktuelle US-Politik - und insbesondere die großzügige finanziel- 
le Unterstützung für Israel - aus den religiösen Überzeugungen einer 
längst vergangenen Ära oder aus der völlig anderen Art des früheren 
amerikanischen Engagements zu erklären. Die derzeitigen besonderen 
Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und Israel sind weder 
unvermeidlich noch vorherbestimmt. 

Seit dem Sechstagekrieg 1967 ist die Beziehung zu Israel das be- 
sondere Merkmal - und wohl der Mittelpunkt - der amerikanischen 
Nahostpolitik. In den letzten vier Jahrzehnten haben die Vereinigten 
Staaten Israel tatsächlich in einem solchen Umfang materiell und di- 
plomatisch unterstützt, dass die Hilfen für andere Länder dagegen 
verschwindend gering erscheinen. Und all das ist größtenteils an keine 
Bedingungen geknüpft: Egal, was Israel tut, die Unte zung bleibt 
unverändert. Insbesondere begünstigen die Vereinigten Staaten Israel 
gegenüber den Palästinensern, und nur selten üben sie Druck auf den 
jüdischen Staat aus, den Bau von Siedlungen und Straßen im West- 
jordanland zu stoppen. Obwohl die Präsidenten Bill Clinton und 
George W. Bush offen die Gründung eines existenzfähigen Palästinen- 
serstaats befürwortet haben, war keiner der beiden bereit, diesen mit 


amerikanischem Einfluss zu verwirklichen. 

Auch im Nahen Osten insgesamt verfolgten die Vereinigten Staaten 
eine Politik, die israelischen Interessen Rechnung trägt. Seit Anf: Y12 
der 1990er Jahre ist beispielsweise die amerikanische Politik gegenüber 
dem Iran stark beeinflusst von den Wünschen der jeweiligen israc- 
lischen Regierungen. Teheran hat in den letzten Jahren einige Ver- 
suche unternommen, die Beziehungen zu Washington zu verbessern 
und die anstehenden Probleme zu regeln. Israel und seine amerikani- 


schen Unterstützer vermochten es aber, jegliche Form von Entspan- 
nung zwischen dem Iran und den USA zu unterbinden und die Distanz. 
zwischen beiden Ländern aufrechtzuerhalten. Ein anderes Beispiel ist 
das Verhalten der Bush-Regierung, während Israel im Sommer 2006 
Krieg gegen den Libanon führte. Fast jedes Land der Welt kritisierte 
scharf die israelischen Bombenangriffe - ein Feldzug, bei dem mehr 
als 1000 Libanesen getötet wurden, die meisten davon Zivilisten -,an- 
ders die Vereinigten Staaten, die stattdessen Israel bei der Fortsetzung 
des Kriegs halfen. Prominente Mitglieder beider Parteien vertei ligten 
offen Israels Vorgehen. Diese unzweideutige Unterstützung für Israel 
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schwächte die proamerikanische Regierung in Beirut, stärkte die His- 
bollah und ließ den Iran, Syrien und die Hisbollah näher zusammen- 
rücken — ein Ergebnis, das weder für Washington noch für Jerusalem 
gut sein kann. 

Etliche politische Entscheidungen, die zugunsten Israels gefällt wur- 
den, gefährden heute die nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten. 
Die Kombination aus unablässiger Unterstützung für Israel und der 
fortdauernden israelischen Besetzung palästinensischer Gebiete hat 
den Antiamerikanismus in der arabischen und islamischen Welt ge- 
stärkt und so die Bedrohung durch den internationalen Terrorismus 
vergrößert. Für Washington ist es dadurch schwieriger geworden, sich 
um andere Probleme zu kümmern, beispielsweise um die Beendigung 
des iranischen Nuklearprogramms. Da die USA in der Region insge- 
samt gegenwärtig so unpopulär sind, zögern auch die arabischen Füh- 
rer, die eigentlich US-amerikanische Ziele teilen würden, uns offen zu 
helfen, Dies erschwert die US-amerikanischen Bemühungen, mit dem 
Berg an Herausforderungen in der Region fertig zu werden. 

Diese Situation, die in der amerikanischen Geschichte ohne B« 
ist, geht im Wesentlichen auf die Aktivitäten der Israel-Lobby zurück. 
Anderen Interessenvertretern — darunter ethnischen Lobbygruppen, 
die kubanische Amerikaner, irische Amerikaner, armenische Ameri- 
kaner und indische Amerikaner vertreten — ist es zwar gelungen, die 
US-Außenpolitik ein Stück weit in die von ihnen gewünschte Richtung 
zu lenken. Aber keiner ethnischen Lobby ist es gelungen, diese Politik 
so weit von dem abzubringen, was eigentlich im amerikanischen Na- 
tionalinteresse läge. Die Israel-Lobby hat viele Amerikaner erfolgreich 
davon überzeugt, dass amerikanische und israelische Interessen im We- 
sentlichen identisch sind. Das sind sie aber nicht. 

Auch wenn sich dieses Buch vor allen Dingen auf den Einfluss der 
Lobby auf die US-Außenpolitik und die negativen Auswirkungen auf 
die amerikanischen Interessen konzentriert, hat die Lobby unbeab- 
sichtigt doch auch Israel geschadet. Man nehme die israelischen Sied- 
lungen, die selbst ein Autor, der Israel so positiv gegenübersteht wie 
Leon Wieseltier, jüngst als »moralischen und strategischen Missgriff 
von historischen Dimensionen« bezeichnet hat.’ Die Lage für Israel 
wäre heute besser, wenn die Vereinigten Staaten schon vor langer Zeit 
ihre finanziellen und diplomatischen Machtmittel eingesetzt hätten, 
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ispiel 


um Israel vom Siedlungsbau im Westjordanland und im Gaza-Strei- 
fen abzuhalten, und sie stattdessen Israel geholfen hätten, dort einen 
überlebensfähigen palästinensischen Staat zu schaffen. Washington 
hat das jedoch nicht getan, in erster Linie, weil dieser Versuch für 
jeden Präsidenten politisch äußerst verlustreich gewesen wäre. Wie 
oben ausgeführt, wäre Israel deutlich besser dran, wenn die Verei- 
nigten Staaten rundheraus gesagt hätten, dass die Militärstrategie für 


den Krieg im Libanon 2006 zum Scheitern verurteilt war, anstatt ihr 
reflexhaft beizupflichten und ihr den Weg zu bereiten. Die Lobby hat es 
der US-Regierung schwierig bis unmöglich gemacht hat, das israelische 
Verhalten zu kri 


sieren und Israel zu zwingen, seine kontraproduk- 
tive Politik zu ändern. Damit setzt sie vielleicht sogar die langfristigen 
ischen Staats aufs Spiel. 


Perspektiven des ji 


Die Vorgehensweise der Lobby 


Es ist schwierig, über den Einfluss der Lobby auf die amerikanische 
Außenpolitik zu sprechen - zumindest in den etablierten Medien der 
Vereinigten St: 
Selbsthass etikettiert zu werden. Ebenso schwierig ist es, in guter 
sellschaft die israelische Politik zu kritisieren oder die US-ame: 
sche Unterstützung für Israel in Frage zu stellen. Amerikas großzügige 
und bedingungslose Unterstützung für Israel wird selten hinterfragt, 
weil die Lobby-Gruppen mit ihrer Macht sicherstellen, dass die öffent- 
liche Diskussion ein Echo ihrer strategischen und moralischen Argu- 
mente für die besonderen amerikanisch-israelischen Beziehungen ist. 

Die Reaktion auf das Buch des ehemaligen Präsidenten Jimmy Car- 
ter Palestine: Peace Not Apartheid illustriert dieses Phänomen perfekt. 


‚en -, ohne als Antisemit beschimpft oder als Jude mit 


ani- 


Carters Buch ist ein persönlicher Appell für ein erneutes amerikani- 
sches Engagement im Friedensprozess und beruht zum größten Teil auf 
seiner beachtlichen Erfahrung mit diesem Thema aus den vergangenen 
drei Jahrzehnten. Nachvollziehbar ist, wenn manche Leute seine Be- 
weise hinterfragen oder seine Schlussfolgerungen nicht teilen, aber sein 
Ziel ist letztlich der Frieden zwischen Israelis und Palästinensern. Und 
Carter setzt sich ohne Wenn und Aber für das israelische Recht auf 
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ein Leben in Frieden und Sicherheit ein. Aber er deutet auch an, dass 
die israelische Politik in den besetzten Gebieten dem südafrikanischen 
Apartheidregime ähnele. Und öffentlich stellte er fest, dass proisrae- 
lische Gruppen es der US-Führung schwer machen, Druck auf Israel 
auszuüben, Frieden zu schließen. Dies verleitete genau diese Gruppen 
zu einer üblen Verleumdungskampagne gegen ihn. Carter wurde nicht 
nur öffentlich beschuldigt, ein Antisemit und »Judenhasser« zu sein, 
manche Kritiker behaupten sogar, er sympathisiere mit den Nazis.!” 
Weil die Lobby die derzeitigen Beziehungen aufrechterhalten möchte 
und weil ihre strategischen und moralischen Argumente in Wirklich- 
keit so schwach sind, hat sie keine andere Wahl, als jede ernsthafte 
Auseinandersetzung im Keim zu ersticken oder zu marginalisieren. 
Doch trotz der Bemühungen der Lobby erkennen etliche Amerika- 
ner (fast 40 Prozent), dass die US-amerikanische Unterstützung für 
Israel einer der Hauptgründe für den weltweiten Antiamerikanismus 
ist. In den Eliten liegt diese Zahl noch deutlich höher.!! Auch wis- 
sen überraschend viele Amerikaner Bescheid über den erheblichen, 
nicht immer positiven Einfluss der Lobby auf die US-Außenpolitik. 
Laut einer nationalen Umfrage vom Oktober 2006 waren 39 Prozent 
der Befragten überzeugt, dass »die Arbeit der israelischen Lobby im 
Kongress und in der Bush-Regierung wesentlich dazu beigetragen hat, 
dass es zum Krieg mit dem Irak und zur jetzigen Konfrontation mit 
dem Iran gekommen ist«.!? Und laut einer Umfrage unter US-Wissen- 
schaftlern, die auf internationale Beziehungen spezialisiert sind, wür- 
den 66 Prozent der Befragten 2006 der folgenden Aussage zustimmen: 
»Die Israel-Lobby hat zu viel Einfluss auf die US-Außenpolitik «.'° 
Während das amerikanische Volk grundsätzlich Sympathien für Israel 
hegt, kritisieren viele Menschen bestimmte Züge der israelischen Po- 
litik und wären bereit, amerikanische Hilfen einzufrieren, sollte Israel 
mit seinem Verhalten US-amerikanische Interessen verletzen. 
Natürlich wäre das Bewusstsein über den Einfluss der Lobby noch 
größer und die amerikanische Öffentlichkeit noch kompromissloser im 
Hinblick auf Israel und seine besonderen Beziehungen zu den Vereini- 
gten Staaten, wenn diese Dinge offener diskutiert würden. Trotzdem 
mag man sich fragen, warum die Politiker angesichts derartiger An- 
sichten über die Lobby und über Israel so wenig bereit sind, Israel zu 
kritisieren und die Unterstützung Israels davon abhängig zu machen, 
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ob die Handlungsweise des jüdischen Staats den Vereinigten Staaten 
nützt. Die amerikanische Bevölkerung erwartet mit Sicherheit nicht, 
dass ihre Politiker Israel bis zum bitteren Ende unterstützen. Im Kern 
besteht eine deutliche Kluft zwischen dem, was die breitere Öffent- 
lichkeit über Israel und seine Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 
denkt, und der Art und Weise, wie die Führungselite in Washington 
die amerikanische Politik betreibt. 

Der Hauptgrund für diese Kluft ist der besondere Ruf, den die Lobby 
in Washington genießt. Sie übt nicht nur erheblichen Einfluss auf den 
h geführten Mi- 
nisterien aus, sondern sie ist auch im Capitol besonders stark.' Der 
Journalist Michael Massing berichtet, dass ein Kongressmitarbeiter, 
der Israel positiv zugeneigt sei, ihm erzählt habe: »Wir können auf 
gut die Hälfte des Repräsentantenhauses zählen - 250 bis 300 Mit- 
glieder -, die reflexartig tun, was das AIPAC von ihnen verlangt.« In 
ähnlicher Weise wurde Jeffrey Goldberg vom New Yorker die Macht 
des AIPAC illustriert: Steven Rosen, ein ehemaliger AIPAC-Vertreter, 
der vor Gericht gestellt wurde, weil er angeblich geheime Regierungs- 
dokumente an Israel weitergegeben hatte, hielt eine Serviette hoch und 
sagte: »In 24 Stunden könnten wir die Unterschriften von 70 Senatoren 
r Serviette haben.«'‘ Das ist keine bloße Aufschneiderei. Wie 
deutlich wird, wenn es um Themen geht, die Israel betreffen, stimmt 
der Kongress fast immer dafür, der Position der Lobby zu folgen, und 
in der Regel mit überwältigender Mehrheit. 


politischen Prozess in demokratisch oder republikanis 


auf dies 


Warum ist es so schwer, über die Israel-Lobby 
zu sprechen? 


Weil die Vereinigten Staaten eine pluralistische Demokratie mit garan- 
tierter Rede- und Versammlungsfreiheit sind, war es unvermeidlich, 
dass Interessengruppen schließlich den politischen Prozess bestimmen 
würden. Bei einer Nation von Einwanderern war es ebenso unver- 
meidlich, dass sich einige dieser Interessengruppen entlang ethnischer 
Zugehörigkeiten zusammensetzen und dass 
US-Außenpolitik in ganz unterschiedlicher Weise zu beeinflussen. 's 


sie versuchen würden, die 
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Kubanische Amerikaner haben eine Lobby gebildet, um das Embargo 
gegen Castro aufrechtzuerhalten, armenische Amerikaner haben Wa- 
shington gedrängt, den Völkermord von 1915 anzuerkennen und, in 
jüngster Zeit, die US-Beziehungen zu Aserbaidschan einzuschränken. 
Indische Amerikaner wiederum haben Kampagnen veranstaltet, um 
die jüngste Sicherheitsvereinbarung und die Vereinbarung über nu- 
kleare Zusammenarbeit voranzubringen. Solche Aktivitäten sind seit 
Gründung der USA ein zentrales Merkmal des politischen Lebens, und 
darauf hinzuweisen löst nur selten Kontroversen aus.' 

"Trotzdem fällt es den Amerikanern besonder: 
die Israel-Lobby zu sprechen, was zum Teil an der Lobby selbst liegt. 
Einerseits ist sie erpicht darauf, Macht und Einfluss zu demonstrieren, 
andererseits greift sie sofort jeden an, der behauptet, ihr Einfluss sei 
zu groß und möglicherweise schädlich für die Vereinigten Staaten. Es 
gibt aber auch noch andere Gründe, warum es besonders schwierig ist, 
‚offen über den Einfluss der Israel-Lobby zu sprechen. 

Zunächst einmal: Wenn Praktiken und Auswirkungen der Israel- 
Lobby infrage gestellt werden, scheint dies einigen gleichbedeutend 
damit zu sein, die Legitimität des Staats Israel selbst in Frage zu stel- 
len. Weil manche Staaten Israel immer noch nicht anerkennen und 
manche Kritiker Israels und der Lobby die Legitimität des jüdischen 
Staats in Zweifel ziehen, verstehen viele Unterstützer Israels mögli- 
cherweise selbst gut gemeinte Kritik als indirekten Angriff auf die Exis- 
tenz Israels. Eingedenk der starken Verbundenheit, die viele Menschen 
mit Israel empfinden, und eingedenk der großen Bedeutung Israels als 


schwer, offen über 


sichere Zuflucht für jüdische Flüchtlinge vor dem Holocaust sowie 
als Zentrum moderner jüdischer Identität muss die Reaktion einfach 
feindselig und defensiv ausfallen, wenn Menschen die Rechtmäßigkeit 
oder Existenz des jüdischen Staats angegriffen glauben. 


Wenn jemand die israelische Politik und die Bemühungen ihrer ame- 
rikanischen Unterstützer untersucht, setzt dies keine antiisraelische 
Haltung voraus, genauso wenig, wie eine Untersuchung der politischen 
Aktivitäten der American Association of Retired Persons (AARP) Vor- 
urteile gegenüber älteren Mitbürgern impliziert. Wir stellen weder das 
israelische Existenzrecht noch die Rechtmäßigkeit des jüdischen Staats 
in Frage. Es gibt Leute, die meinen, der israelische Staat hätte nie 
gegründet werden sollen, oder Leute, die wollen, dass sich Israel von 
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einem jüdischen Staat zu einer binationalen Demokratie entwickelt. 
Das wollen wir nicht. Im Gegenteil: Wir glauben, die Geschichte des 
jüdischen Volks und der Grundsatz der nationalen Selbstbestimmung 
sind Rechtfertigung genug für einen jüdischen Staat. Wir glauben, 
die Vereinigten Staaten sollten bereit sein, Israel zu helfen, wenn sein 
Überleben gefährdet ist. Wir betrachten vor allen Dingen die negati 
ven Auswirkungen der Israel-Lobby auf die US-Außenpolitik, aber wir 
sind davon überzeugt, dass ihr Einfluss Israel ebenso schadet. Beides 
ist unserer Auffassung nach bedauerlich. 


Zusätzlich löst die Behauptung, dass eine größtenteils jüdische Inte- 
ressengruppe einen mächtigen und obendrein negativen Einfluss auf die 
US-Außenpolitik ausübe, bei einigen Amerikanern mit Sicherheit schr 
unbehagliche Gefühle aus - möglicherweise auch gemischt mit Angst 
und Wut. Denn das mutet wie eine Behauptung aus den berüchtigten 
Protokollen der Weisen von Zion an. Diese bekannte Fälschung im Geiste 
des Antisemitismus gab vor, eine allmächtige jüdische Verschwörung 
zu enthüllen, die heimlich die Weltherrschaft übernommen habe. 

Jede Diskussion über die politische Macht von Juden wird im Schat- 
ten von 2000 Jahren Geschichte geführt, insbesondere im Schatten 
jener Jahrhunderte des realen Antisemitismus in Europa. Während 
der Kreuzzüge haben Christen Tausende Juden massakriert. Zwischen 
1290 und 1497 wurden sie in Massen aus Großbritannien, Frankreich, 
Spanien, Portugal und anderen Ländern vertrieben und in anderen 
Teilen Europas in Ghettos gesperrt. Unter der spanischen Inquisition 
wurden Juden gewaltsam verfolgt, in Osteuropa und Russland fanden 


immer wieder mörderische Pogrome statt, und andere Formen blinden 
antisemitischen Eifers waren bis vor kurzem weit verbreitet. Dieser be- 
schämende Sachverhalt gipfelte im Holocaust der Nationalsozialisten, 
während dem sechs Millionen Juden ermordet wurden. Juden wurden 
auch in Teilen der arabischen Welt verfolgt, aber deutlich weniger 
ausgeprägt. !? 

Angesichts dieser langen Geschichte der Verfolgung reagieren ame- 
rikanische Juden begreiflicherweise empfindlich gegenüber jedem Ar- 
gument, das ihnen die Schuld an einer verfehlten Politik anlasten könn- 
te. Diese Sensibilität wird verstärkt durch Erinnerungen an bizarre 
Verschwörungstheorien von der Art der Protokolle. Dass düstere War- 
nungen vor geheimnisvollen „jüdischen Einflüssen“ ein Dauerthema 
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von Neonazis und anderen Extremisten sind wie dem chemaligen Ku- 
Klux-Klan-Anführer David Duke mit seinen Hasstiraden, verfestigt die 
jüdische Besorgnis noch zusätzlich. 

Ein Hauptelement solcher antisemitischen Angriffe ist die Behaup- 
tung, Juden würden in illegitimer Weise Einfluss ausüben, indem sie 
Banken, Medien und andere Schlüsselinstitutionen „kontrollierten“. 
Wenn also jemand sagt, die Berichterstattung der Presse in den USA 
bevorzuge Israel gegenüber seinen Gegnern, klingt das vielleicht für 
manche nach dem alten, falschen Gerücht „Juden kontrollieren die 
Medien“. Wenn in ähnlicher Weise darauf hingewiesen wird, dass es 
bei den amerikanischen Juden Tradition ist, Geld für mildtätige und 
politische Zwecke zu spenden, klingt das manchen womöglich nach 
der Unterstellung, dass mit „jüdischem Geld“ auf heimliche oder gar 
konspirative Weise politischer Einfluss erkauft würde. Natürlich will 
jeder, der Geld für eine politische Kampagne gibt, damit ein bestimm- 
tes politisches Ziel voranbringen. Und praktisch alle Interessengrup- 
pen wollen die öffentliche Meinung beeinflussen und in den Medien 
positiv dargestellt werden. Es sollte eigentlich eine unstrittige Aufgabe 
sein, die Rolle der Wahlkampfbeiträge von Interessengruppen, ihren 
Versuch der Einflussnahme und ihre anderen politischen Aktivitäten 
zu untersuchen. Aber angesichts des Antisemitismus der Vergangenheit 
wird verständlich, warum es einfacher ist, über den Einfluss der Phar- 
malobby, der Gewerkschaften, der Waffenhersteller oder indianisch- 
amerikanischer Gruppierungen zu sprechen als ausgerechnet über die 
Israel-Lobby. 

Der alte Vorwurf der „doppelten Loyalität“ macht diese Diskus 
on über proisraelische Gruppen und Einzelpersonen in den USA noch 
schwieriger. Demnach waren Juden in der Diaspora ewige Fremde, die 
sich nie anpassen und nie gute Patrioten werden konnten, weil ihre 
Loyalität untereinander größer war als die gegenüber dem Land, in dem 
sie lebten. Die heutige Angst ist, dass Juden, die Israel unterstützen, als 
treulose Amerikaner gelten könnten. Wie Hyman Bookbinder, der ehe- 
malige Washingtoner Vertreter des American Jewish Committee (AJC), 
einst sagte: »Juden reagieren höchst emotional, wenn angedeutet wird, 
es sei etwas Unpatriotisches« an ihrer Unterstützung für Israel.!? 

In aller Deutlichkeit: Wir lehnen alle diese antisemitischen Behaup- 
tungen kategorisch ab. 
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Nach unserer Überzeugung ist es völlig legitim, wenn ein Amerika- 
ner sich einem anderen Land besonders verbunden fühlt. Amerikaner 
dürfen die doppelte Staatsbürgerschaft haben und in ausländischen Ar- 
meen dienen, solange das betreffende Land nicht im Krieg mit den Ver- 
einigten Staaten steht. Wie oben dargestellt, arbeiten in Amerika die 
verschiedensten ethnischen Gruppen hart daran, die US-Regierung und 
ihre Mitbürger davon zu überzeugen, das Land zu unterstützen, dem 
sländischen Regierungen 
sind sich in der Regel der Aktivitäten ihnen zugewandter ethnischer In- 
teressengruppen bewusst und bemühen sich natürlich, mit ihrer Hilfe 
die US-Regierung zu beeinflussen, um ihre eigenen außenpolii 


sie sich besonders verbunden fühlen. Die a; 


schen 


Ziele voranzutreiben. Darin unterscheiden sich die jüdischen Ameri- 
kaner nicht von ihren Mitbürgern.?" 

Die Israel-Lobby ist keine Verschwörung, keine geheime Verbin- 
dung oder sonst etwas in der Art. Sie beteiligt sich an der guten alten 
Interessenpolitik von Lobbygruppen, wie sie eben in Amerika üblich 
ist. Proisraelische Gruppierungen in den Vereinigten Staaten haben 
das Gleiche vor wie andere Interessengruppen auch, beispielsweise di 
National Rifle Association (NRA), die AARP oder professionelle Ver- 
einigungen wie das American Petroleum Institute, das 


ebenfalls hart 


daran arbeitet, die Gesetzgebung im Kongress und die Prioritäten des 
Präsidenten zu beeinflussen, und die das größtenteils in aller Öffent- 
lichkeit tun. Mit einigen wenigen Ausnahmen, die in den folgenden 
Kapiteln diskutiert werden, ist das, was die Lobby tut, durch und 
durch amerikanisch und legitim. 

Wir glauben nicht, dass die Lobby allmächtig ist oder dass sie wich- 
tige Institutionen in den USA kontrolliert. Wie wir in einigen der fol- 
genden Kapitel diskutieren werden, gibt es eine Reihe von Fällen, wo 
sich die Lobby nicht durchsetzen konnte. Dennoch deutet eine Fülle 
an Beweisen darauf hin, dass der Einfluss der Lobby erheblich ist. Das 
AIPAC, eine der wichtigsten proisraelischen Gruppierungen, prahlte 


auf seiner Website mit der eigenen Macht. Nicht nur listete sie seine 
beeindruckenden Erfolge auf, sondern versammelte auch Zitate von 
prominenten Politikern, die die Fähigkeit des Ausschusses bezeugen, 
Ereignisse zugunsten Israels zu beeinflussen. Beispielsweise fand sich 
auf dieser Website eine Aussage des ehemaligen House Minority Lea- 
ders Richard Gephardt, der auf einer AIPAC-Versammlung gesagt hat: 
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»Ohne Ihre unermüdliche Unterstützung ... und all die Kämpfe, die Sie 
täglich austragen, um [die amerikanisch-israelische Beziehungen] zu 


‚professor von der Harvard Law School, der schnell damit bei der 
, Kritiker Israels als Antisemiten zu brandmarken, schrieb in 
seinen Erinnerungen: »Meine Generation der Juden ... nahm Teil am 
vielleicht effektivsten Versuch der Einflussnahme und des Fundraisings 
in der Geschichte der Demokratie. Wir haben das wirklich gut gemacht, 
soweit wir es uns gestatteten und soweit es uns gestattet war. «?? 

J. J. Goldberg, Herausgeber der jüdischen Wochenzeitung Forward 
und Autor des Buchs Jewish Power: Inside the American Jewish Esta- 
blishment, beschreibt treffend die Schwierigkeit, über die Lobby zu 
sprechen: »Es scheint, als seien wir gezwungen, zwischen Juden, die 
unermessliche und zerstörerische Macht ausüben, und einem über- 
haupt nicht existenten jüdischen Einfluss zu wählen.« Und er bemerkt 
weiter: » Irgendwo in der Mitte gibt es eine Realität, über die niemand 
sprechen will, und die besteht aus einem Gebilde namens jüdischer 
Gemeinschaft, einer Gruppe von Organisationen und Persönlichkei- 
ten des öffentlichen Lebens, die Teil des politischen Gerangels sind. 
Es spricht überhaupt nichts dagegen, sich an diesem Gerangel zu be- 
teiligen wie alle anderen auch. «2? Dem stimmen wir vollkommen zu. 
Aber wir glauben, dass es nur fair und in der Tat notwendig ist, die 
Konsequenzen zu untersuchen, die solch eine „Rangel-Politik* der 
Interessengruppen für die Vereinigten Staaten und die Welt haben 


kann. 


Wie wir unsere Sache angehen 


Um unser Ziel zu erreichen, müssen wir drei Aufgaben bewältigen. Im 
Einzelnen müssen wir unsere Leser davon überzeugen, dass die USA 
Israel in außergewöhnlichem Maß materielle Hilfe und diplomatische 
Unterstützung leisten, dass die Lobby der Hauptgrund für diese Unter- 
stützung ist und dass diese unkritische und bedingungslose Beziehung 
nicht im nationalen amerikanischen Interesse liegt. Um dies zu errei- 


chen, gehen wir wie folgt vor: 
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Kapitel 1 („Der große Wohltäter“) wendet sich dem ersten Thema 
direkt zu. Es beschreibt die wirtschaftliche und militärische Unterstüt- 
zung Israels durch die USA sowie die diplomatische Rückendeckung, 
die Washington Israel in Kriegs- und Friedenszeiten gegeben hat. Die 
nachfolgenden Kapitel diskutieren außerdem die verschiedenen Ele- 
mente der US-amerikanischen Nahostpoli 
Teil konzipiert wurden, um Israel gegenüber seinen diversen Rivalen 
zu begünstigen. 

In Kapitel 2 und 3 erörtern wir die Hauptargumente, mit denen 


ik, die als Ganzes oder zum 


meist die außergewöhnliche Förderung Israels durch die USA gerecht- 
fertigt oder erklärt wird. Diese kritische Einschätzung ist aus metho- 
dischen Gründen nötig: Um den Einfluss der Israel-Lobby richtig be- 
werten zu können, mü 
für die heutigen „besonderen Bez, 
untersuchen. 


ssen wir zu) andere mögliche Erklärungen 


hungen“ zwischen beiden Ländern 


In Kapitel 2 ( „Israel: Strategischer Gewinn oder strategische Last?“) 
untersuchen wir das vertraute Argument, I 
ler strategischer Posten großzügige Unterstützung. Wir z 
Israel zwar während des Kalten Kriegs strategisch wichtig gewesen 


ael verdiene als wertvol- 


‚eigen, das: 


sein mag, sich aber heute immer mehr zu einer strategischen Bürde 
entwickelt. Die starke Rückendeckung Israels verschärft das ameri- 
kanische Terrorismusproblem und macht es den Vereinigten Staaten 
schwer, sich anderen Problemen im Nahen Osten zuzuwenden. Die 
bedingungslose Unterstützung für Israel sorgt für Komplikationen in 
den US-Bi 
zusätzliche Kosten verursacht. Doch obwohl die Kosten für die 
lische Rückendeckung gestiegen sind, während die Vorteile sanken, 
wird die Unterstützung Israels noch immer verstärkt. Diese Situation 


zichungen zu einer Reihe anderer Länder weltweit, was 


legt nahe, dass hier etwas anderes jenseits strategischer Zwänge eine 
Rolle spielt. 

Kapitel 3 („Die moralischen Gründe schwinden“) untersucht die 
verschiedenen moralischen Rechtfertigungsstrategien, mit denen die 
hen Anhänger häufig die US-amerika- 
nische Unterstützung für den jüdischen Staat erklären. Insbesondere 


Israelis und ihre amerikanis 


widmen wir uns den Behauptungen, die Vereinigten Staaten stärkten 
Israel den Rücken, weil sie die gleichen „demokratischen Werte“ tei- 
len; weil Israel ein schwacher und verletzlicher David sei, der einem 
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mächtigen arabischen Goliath gegenübersteht; weil Israels Verhalten in 
Vergangenheit und Gegenwart moralischer war als das seiner Gegner 
‚oder weil es immer den Frieden gesucht habe, während seine Nachbarn 
den Krieg wählten. Diese Ausführungen sind nicht deshalb notwendig, 
weil wir etwas gegen Israel hätten oder weil wir glauben, dass das 
israelische Verhalten schlimmer sei als das anderer Staaten, sondern 
weil diese im Kern moralischen Behauptungen so häufig zur Erklärung 
der außergewöhnlichen Unterstützung Israels durch die USA herange- 
zogen werden. Wir kommen dabei zu dem Schluss, dass - während es 
gute moralische Gründe für die Existenz Israels gibt - die moralischen 
Gründe für eine derart großzügige und überwiegend bedingungslose 
Unterstützung nicht zwingend sind. Einmal mehr legt das Nebenein- 
ander von schwindenden moralischen Gründen einerseits und zuneh- 
mender US-Unterstützung andererseits nahe, dass etwas anderes im 
Gange ist. 

Nachdem wir gezeigt haben, dass weder strategische Interessen 
noch moralische Argumente die US-amerikanische Unterstützung Is- 
raels vollständig erklären können, wenden wir unsere Aufmerksamkeit 
diesem „etwas anderen“ zu. Kapitel 4 („Was ist die ‚Israel-].obby‘?“) 
beschreibt die verschiedenen Teile der Lobby und wie sich diese lockere 
Koalition entwickelt hat. Wir betonen, dass es sich nicht um eine einzi- 
ge, einheitliche Bewegung handelt; dass zu bestimmten Themen nicht 
immer eine gemeinsame Meinung herrscht und dass sowohl Juden als 
auch Nichtjuden dazugehören, auch die sogenannten christlichen Zio- 
nisten. Wir zeigen auch, wie einige der wichtigsten Organisationen in 
der Lobby mit der Zeit nach rechts abgedriftet sind, sodass sie immer 
weniger die großen Teile der Bevölkerung repräsentieren, für die zu 
sprechen sie vorgeben. 

In diesem Kapitel wird auch berücksichtigt, ob arabisch-amerikani- 
sche Gruppierungen - die sogenannte Öllobby - oder reiche arabische 
Ölproduzenten ein deutliches Gegengewicht zur Israel-Lobby darstel- 
len oder gar die tatsächlich treibende Kraft hinter der US-Nahost- 
politik sind. Viele Menschen scheinen zum Beispiel zu glauben, dass 
die Invasion des Irak vor allen Dingen aufgrund des Öls geschah und 
hauptsächlich das Ölinteresse der Konzerne zu der US-Enscheidung 
führte, den Irak anzugreifen. Dies ist nicht der Fall. Auch wenn der 
Zugang zum Öl eindeutig ein wichtiges US-Interesse ist, gibt es gute 
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Gründe, warum arabische Amerikaner, Ölgesellschaften und die saudi- 
sche Königsfamilie auf die US-Außenpolitik sehr viel weniger Einfluss 
haben als die Israel-Lobby. 

In Kapitel 5 („Lenkung des politischen Prozesses“) und Kapitel 6 
(„Die Beherrschung des öffentlichen Diskurses“) beschreiben wir die 
verschiedenen Strategien, mit denen die Lobby-Gruppen Israels In- 
teressen in den Vereinigten Staaten fördern. Über die direkte Lobby- 
Arbeit im Capitol hinaus belohnt oder bestraft die Lobby Politiker 
überwiegend, indem sie Wahlkampfmittel fließen oder versiegen lässt. 
Organisationen der Lobby üben durch eine Reihe von Mechanismen 
auch auf die Exekutive Druck aus, erwa indem sie sich an Regierungs- 
beamte wenden, die ihren Ansichten wohlgesinnt sind. Ähnlich be- 
deutend ist, wie die Lobby sich intensiv darum bemüht, die öffentliche 
Diskussion mitzugestalten. Zum einen übt sie Druck auf die Medien 
und die akademische Welt aus, zum anderen etabliert sie ihre spürba- 
re Präsenz in einflussreichen außenpolitischen Beraterkreisen. Auf die 
öffentliche Wahrnehmung wird Einfluss genommen, indem Israelkriti- 
ker des Antisemitismus bezichtigt werden. Mit dieser Taktik soll jeder 
unglaubwürdig gemacht und an den Rand gedrängt werden, der die 
bestehenden Beziehungen zu Israel in Frage stellt. 

Auf Grundlage dieser Argumentationsstränge spürt Teil II unseres 
Buchs der Rolle der Lobby bei der Gestaltung der jüngeren US-ame- 
rikanischen Nahostpolitik nach. Unser Argument — das sollte betont 
werden - ist nicht, dass die Lobby der einzige Faktor sei, der die ent- 
sprechenden Entscheidungsprozesse in den Vereinigten Staaten beein- 
flusst. Sie ist nicht allmächtig und erreicht also nicht in jedem Fall ihre 
Ziele. Aber sie ist schr effektiv darin, die US-Politik gegenüber Israel 
und der umliegenden Region auf eine Art zu beeinflussen, die Israel 
nützen soll - und von der geglaubt wird, sie nütze auch den Vereinig- 


ten Staaten. Leider hat die von der Lobby erfolgreich durchgesetzte 
Politik den US-amerikanischen Interessen - und auch Israel - erheblich 
geschadet. 

Nach einer kurzen Einleitung zeigt Kapitel 7 („Die Lobby gegen die 
Palästinenser“), wie die Vereinigten Staaten durchweg die israelischen 
Anstrengungen unterstützt haben, die nationalen Bestrebungen der 
Palästinenser zu ersticken oder zu begrenzen. Und selbst wenn ameri- 
kanische Präsidenten Israel unter Druck zu Zugeständnissen bewegen 
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wollen oder wenn sie versuchen, eine Distanz der USA zur israelischen 
Politik herzustellen - wie es Präsident George W. Bush bei mehreren 
Anlässen seit dem 11. September probiert hat -, schreitet die Lobby 
ein und bringt sie wieder auf Kurs. Mit dem Ergebnis, dass sich das 
Image der Vereinigten Staaten verschlechtert hat, die Menschen auf 
beiden Seiten der israelisch-palästinensischen Trennlinie leiden und 
die Palästinenser immer radikaler werden. Keine dieser Entwicklungen 
liegt im Interesse Amerikas oder Israels. 

In Kapitel 8 („Der Irak und der Traum von der Neuordnung des 
Nahen Ostens“) zeigen wir, wie die Lobby — und insbesondere die an 
ihr beteiligten Neokonservativen - die Haupttriebkraft hinter der Ent- 
scheidung der Bush-Regierung war, 2003 im Irak einzumarschieren. 
Wir betonen, dass die Lobby den Krieg nicht allein ausgelöst hat. Die 
Angriffe vom 11. September hatten erhebliche Auswirkungen auf die 
Außenpolitik der Bush-Regierung und die Entscheidung, Saddam Hus- 
sein zu stürzen. Aber ohne den Einfluss der Lobby hätte es sehr wahr- 
scheinlich keinen Krieg gegeben. Die Lobby war eine notwendige, aber 
keine ausreichende Bedingung für einen Krieg, der eine strategische 
Katastrophe für die Vereinigten Staaten und ein gefundenes Fressen für 
den Iran ist, Israels ernstzunehmendsten Gegner in der Region. 

Kapitel 9 („Zielscheibe Syrien“) beschreibt die Entwicklung der 
schwierigen amerikanischen Beziehungen zum Assad-Regime in Syrien. 
Wir dokumentieren, wie die Lobby Washington zu einer konfronta- 
tiven Haltung gegenüber Syrien drängte (einschließlich gelegentlicher 
Drohungen, einen Regimewechsel herbeizuführen), weil dies den Wün- 
schen der israelischen Regierung entsprach. Wenn bedeutende Grup- 
pierungen innerhalb der Lobby weniger Einfluss hätten, wären die 
Vereinigten Staaten und Syrien zwar keine Verbündeten, aber die USA 
wären deutlich weniger auf Konfrontationskurs und würden vielleicht 
sogar mit Syrien auf begrenzte, aber nützliche Art zusammenarbeiten. 
Ja, ohne die Lobby hätte es vielleicht schon einen Friedensvertrag zwi- 
schen Israel und Syrien gegeben, und Damaskus würde vielleicht nicht 
die Hisbollah im Libanon unterstützen. Für beide - für Washington 
und Jerusalem - wäre das positiv. 

In Kapitel 10 („Der Iran im Fadenkreuz“) spüren wir der Rolle 
der Lobby in der US-Politik gegenüber dem Iran nach. Washingtons 
und Teherans Beziehungen zueinander sind schwierig seit der Revolu- 
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tion von 1979, in der der Schah gestürzt wurde. Und angesichts von 
Irans Nuklearplänen und seiner Unterstützung für Gruppen wie die 
Hisbollah sieht Israel mittlerweile im Iran seinen ernstzunehmendsten 
Gegner. Folglich haben Israel und die Lobby die Vereinigten Staaten 
wiederholt gedrängt, den Iran ins Fadenkreuz zu nehmen. Und sie 
haben dafür gesorgt, dass mehrere Gelegenheiten zur Entspannung 
ungenutzt verstrichen. Das Ergebnis ist leider, dass der Iran sein Atom- 
programm umso ehrgeiziger verfolgt und extremere Elemente (bei- 
spielsweise der derzeitige Präsident Mahmud Ahmadineschad) an die 
Macht gekommen sind. Dadurch wurde eine schwierige Situation nur 
noch schlimmer. 

Der Libanon ist das Thema in Kapitel 11 („Die Lobby und der zwei- 
te Libanonkrieg“), und die Vorgehensweise ist ähnlich. Wir führen 
aus, warum Israels Reaktion auf die ungerechtfertigte Provokation der 
Hisbollah im Sommer 2006 strategisch unklug und moralisch falsch 
war. Der Einfluss der Lobby machte es aber US-Vertretern schwer, 
etwas anderes zu tun, als Israel beizupflichten - ein weiteres Beispiel 
für den bedauerlichen Einfluss der Lobby auf amerikanische und israe- 
lische Interessen: Die Lobby sorgte dafür, dass die Entscheidungsträger 
in den Vereinigten Staaten daran gehindert wurden, einen Schritt zu- 
rückzutreten und ihren israelischen Amtskollegen einen ehrlichen und 
kritischen Rat zu erteilen. Sie bereitete damit einer Politik den Weg, die 
Amerikas Image weiter beschädigt, das demokratisch gewählte Regime 
in Beirut geschwächt und die Hisbollah gestärkt hat. 

Das abschließende Kapitel („Was ist zu tun?“) untersucht, wie sich 
diese unglückselige Situation verbessern lässt. Wir beginnen damit, die 
amerikanischen Hauptinteressen im Nahen Osten zu bestimmen, und 
skizzieren dann die wesentlichen Prinzipien einer Strategie, die diese 
Interessen effektiver verteidigen könnte. Wir bezeichnen diese Strategie 
als „Offshore-Balancing“, das heißt von außen soll ein Mächtegleich- 
gewicht in der Region hergestellt werden. Wir verlangen nicht, dass 
die US-amerikanischen Verpflichtungen gegenüber Israel aufgegeben 
werden. Im Gegenteil: Wir sind ausdrücklich dafür, Israel zu Hilfe zu 
eilen, sollte das Überleben des jüdischen Staats je in Gefahr sein. Aber 
wir sind der Auffassung, dass es an der Zeit ist, Israel wie ein normales 
Land zu behandeln. Die US-Hilfen sollten von einem Ende der Beset- 
zung abhängig sein sowie von Israels Bereitschaft, seine Politik nach 
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US-amerikanischen Interessen auszurichten. Um diese Veränderungen 
zu bewirken, muss man sich mit der politischen Macht der Lobby und 
ihren aktuellen politischen Vorhaben auseinandersetzen. Wir haben 
mehrere Vorschläge, wie sich die Macht der Lobby modifizieren lässt, 
damit ihr Einfluss sowohl den USA als auch Israel dienlich ist. 


Von wem wir gelernt haben 


Kein Autor ist allein auf einer Insel, und wir stehen tief in der Schuld 
anderer Wissenschaftler und Autoren, die sich vor uns mit denselben 
Themen beschäftigt haben. Zunächst einmal ist da die umfangreiche 
akademische Literatur über Interessengruppen. Dank ihr konnten wir 
verstehen, wie kleine, aber auf einen Schwerpunkt konzentrierte Bewe- 
gungen einen sehr viel größeren Einfluss ausüben können, als ihr Anteil 
an der Bevölkerung vermuten lässt.?* Es gibt auch solide Literatur über 
den Einfluss von ethnischen Gruppen auf die US-Außenpolitik, die 
bestätigt, dass die Israel-Lobby kein Einzelfall hinsichtlich ihrer grund- 
sätzlichen Aktivitäten ist, sondern nur hinsichtlich ihres ungewöhnlich 
großen Einflusses. 
zweiter großer Teil an Literatur handelt von der Lobby selbst. 
Etliche Journalisten, Wissenschaftler und ehemalige Politiker haben 
über die Lobby geschrieben. Ihre Werke, teils aus kritischer, teils aus 
wohlwollender Sicht, enthalten eine Menge nützlicher Informationen 
über die Wege, wie die Lobby die US-Außenpolitik zu beeinflussen 
suchte. Wir hoffen, unsere Darstellung wird den Pfad begehbarer ma- 
chen, den diese Autoren geebnet haben.?° 

Wir haben auch viel aus anderen Untersuchungen gelernt, die sich 
nicht alle auflisten lassen. Darin geht es um besondere Aspekte der 
US-amerikanischen Nahostpolitik, um die amerikanisch-israelischen 
Beziehungen oder um bestimmte politische Themen. Auch wenn einige 
dieser Arbeiten - beispielsweise Steven Spiegels The Other Arab-Israe- 
li Conflict: Making America's Middle East Policy from Truman to Rea- 
gan und Warren Bass’ Support Any Friend: Kennedy's Middle East and 
the Making of the U.S.-Israel Alliance - den Einfluss der Lobby eher 
herunterspielen, tragen gewichtige wissenschaftliche Werke dennoch 


37 


erhebliche Beweise für den Einfluss der Lobby und ihr wachsendes 
Durchsetzungsvermögen zusammen.?7 

Und schließlich ist da ein weiterer Komplex von Literatur, der bei 
unserem Nachdenken über Israel, die Lobby und Amerikas Beziehung 
zum jüdischen Staat eine wichtige Rolle gespielt hat. Gemeint ist die 
sogenannte neue Geschichte, die in Israel in den letzten 20 Jahren 
geschrieben wurde. Nach gründlicher Archiv-Recherche haben i 
lische Wissenschaftler wie Schlomo Ben Ami, Simcha Flapan, Baruch 
Kimmerling, Benny Morris, Ilan Pappe, Tom Segev, Avi Schlaim und 
Zeev Sternhell tatsächlich die Allgemeinplätze über die Gründung 
Israels und die nachfolgende Politik sowohl gegenüber den umliegen- 
den Staaten wie auch gegenüber den Palästinensern über den Haufen 
geworfen.?® Wissenschaftler aus anderen Ländern haben ebenfalls dazu 


‚ae- 


beigetragen, die Geschichte zurechtzurücken.?? Gemeinsam haben sie 
die ursprüngliche, stark romantisierende Version der Staatsgründung 
ins Wanken gebracht, in der die Juden in der Regel als weiße Ritter 
gegenüber den Arabern als schwarze Ritter dargestellt werden. Außer- 
dem machen ihre Arbeiten klar, dass Israel sich nach Erringung seiner 
Unabhängigkeit gegenüber den Palästinensern und den anderen Ara- 
bern schr viel aggressiver verhalten hat, als allgemein angenommen 
wird. 

Natürlich gibt es auch unter diesen Historikern Debatten, und auch 
wir stimmen nicht mit allen Punkten überein. Aber die Geschichte, die 
sie uns insgesamt erzählen, ist nicht nur von akademischem Inter: 
Im Gegenteil: Sie öffnet den Blick auf die moralische Rechtfertigung 
der Entscheidung, Israel zu unterstützen und nicht die Palästinenser. 


Sie hilft einem auch zu verstehen, warum so viele Menschen in der 
arabischen und der islamischen Welt zutiefst erbost über die USA sind, 


weil sie Israel so großzügig und bedingungslos unterstützen. 


Eine Anmerkung zu den Quellen 


Eine kurze Anmerkung zu unseren Quellen ist angebracht, bevor wir 
fortfahren. Ein großer Teil dieser Studie — besonders Teil II - behan- 
delt die jüngere Geschichte oder Ereignisse, deren Ausgang ungewiss 
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ist. Weil offizielle Dokumente über zeitgenössische Ereignisse Wis- 
senschaftlern normalerweise nicht zur Verfügung stehen, waren wir 
gezwungen, auf andere Quellen zurückzugreifen: Zeitungen, Zeit- 
schriften, wissenschaftliche Artikel, Bücher, Berichte von Menschen- 
rechtsorganisationen, Radio- und Fernsehübertragungen und Ge- 
spräche, die wir persönlich geführt haben. In einigen wenigen Fällen 
mussten wir mit einer zugegebenermaßen punktuellen Chronik der 


Ereignisse arbeiten. Wir halten es nicht für sehr wahrscheinlich, aber 
es ist durchaus möglich, dass einige Teile unserer Geschichte anders 
aussehen, wenn die offiziellen Unterlagen zugänglich sein werden. 

Um sicherzustellen, dass unsere verschiedenen Argumente richtig 
nd, haben wir jeden wichtigen Punkt aus mehreren Quellen belegt, 
was die vielen Anmerkungen erklärt. Wir haben auch auf israelische 
Quellen wie Haaretz und die Jerusalem Post sowie auf Veröffentli- 
chungen von israelischen Wissenschaftlern zurückgegriffen. Eine wei- 
tere unverzichtbare Informationsquelle waren amerikanisch-jüdische 
Veröffentlichungen wie Forward und Jewish Week. Zum einen stecken 
diese israelischen und amerikanisch-jüdischen Quellen voller wichtiger 
Informationen, die man in den gängigen amerikanischen Medien nicht 
findet. Zum anderen werden diese Zeitungen viele unserer Argumente 


über die Lobby wohl kaum wohlwollend aufnehmen. Unser Vertrauen 
in sie sollte auch unsere Schlussfolgerungen noch vertrauenswürdiger 
machen. 


Schlussbemerkung 


Zu Beginn unserer Analyse beschreiben wir die materielle und diplo- 
matische Unterstützung Israels durch die Vereinigten Staaten. Der Um- 
stand, dass Amerika den jüdischen Staat massiv unterstützt, ist sicher- 
lich keine Neuigkeit, aber vielleicht sind die Leser doch überrascht, wie 
umfangreich und vielfältig diese Großzügigkeit tatsächlich ist. Sie zu 
dokumentieren ist das Thema des nächsten Kapitels. 
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Teil I: Die USA, Israel und die Lobby 


Kapitel | 
Der große Wohltäter 


»Wir sind Ihnen mehr als dankbar.« Der israelische Premierminister 
Jitzchak Rabin war ungewohnt überschwänglich, als er am 26. Juli 
1994 bei einer gemeinsamen Sitzung vor beide US-Kongresskammern 
trat. Das »wunderbare amerikanische Volk « mit einschließend betonte 
er: »Mit Worten lässt sich unser Dank nicht ausdrücken ... für Ihre 
großzügige Unterstützung, Ihr Verständnis und Ihre Zusammenarbeit. 
Sie sind in der modernen Geschichte ohnegleichen.« Zwei Jahre später, 
nach der tragischen Ermordung Rabins, fand einer seiner Nachfolger, 
Benjamin Netanjahu, an derselben Stelle ähnliche Worte der Dank- 
barkeit: »Die Vereinigten Staaten haben Israel - wie sage ich das vor 
diesem Gremium? Die Vereinigten Staaten haben Israel, abgesehen von 
politischer und militärischer Hilfe, im wirtschaftlichen Bereich freigie- 
big und großzügig unterstützt. Durch die Hilfe Amerikas ist Israel zu 
einem mächtigen, modernen Staat geworden.« Und er erklärte seinem 
Publikum: »Ich weiß, dass ich für jeden Israeli und jeden Juden auf 


der ganzen Welt spreche, wenn ich heute zu Ihnen sage: Danke, Ame- 
1 


rikaner!« 

Diese Äußerungen - und andere dieser Art - sind nicht nur höfliche 
Rhetorik, wie man sie üblicherweise von ausländischen Würdenträ- 
gern zu hören bekommt. In diesem Fall beschreiben Rabins und Ne- 
tanjahus Worte präzise die bemerkenswerte Unterstützung, die Israel 
durch die Vereinigten Staaten erhält. Das Geld amerikanischer Steuer- 
zahler hat Israels wirtschaftliche Entwicklung subventioniert und das 
Land aus finanziellen Krisen gerettet. Amerikanische Militärhilfe hat 
Israel in Kriegszeiten den Rücken gestärkt und dazu beigetragen, die 
Vormachtstellung Israels im Nahen Osten zu erhalten. Washington 
hat Israel in Kriegs- wie in Friedenszeiten intensiv diplomatisch unter- 
stützt und dazu beigetragen, Israel vor einer Reihe negativer Folgen 
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des eigenen Handelns zu bewahren. US-amerikanische Hilfe war auch 
zentral im langwierigen arabisch-israelischen Friedensprozess. Dazu 
gehören etwa das Camp-David-Abkommen oder die Friedensverträge 
mit Ägypten und Jordanien, die auf dem ausdrücklichen Versprechen 
gesteigerter amerikanischer Hilfe beruhen. Mehr als jedes andere Land 
sind die Vereinigten Staaten der große Wohltäter Israels. 


Wirtschaftliche Hilfe 


Der deutlichste Indikator für die bevorzugte Position Israels ist die 
Gesamtsumme an Auslandshilfe, die das Land von den amerikanischen 
Steuerzahlern erhalten hat. Bis zum Jahr 2005 machte die direkte US- 
amerikanische Wirtschafts- und Militärhilfe an Israel fast 154 Milliar- 
den Dollar (inflationsbereinigte Zahlen 2005) aus, zum größeren Teil 
direkte Zuschüsse, keine Kredite.” Wie weiter unten erläutert wird, 
liegt die tatsächliche Gesamtsumme noch deutlich höher, weil die Ver- 
einigten Staaten die direkte Hilfe zu ungewöhnlich günstigen Bedin- 
gungen gewährt sowie zusätzliche materielle Hilfen bereitstellt. 

Da dieses hohe Niveau der Unterstützung heute kaum infrage ge- 
stellt wird, vergisst man leicht, dass die „besonderen Beziehungen“ zu 
Israel sich erst mehrere Jahrzehnte nach Staatsgründung entwickelt ha- 
ben. Vor dem Zweiten Weltkrieg unterstützten die wechselnden ame- 
rikanischen Regierungen das zionistische Ziel eines jüdischen Staats 
mitunter rhetorisch, aber kein Präsident bemühte sich sonderlich, die- 
ses Ziel voranzutreiben. Präsident Harry $. Truman spielte dann in 
der Tat eine Schlüsselrolle bei der Gründung des jüdischen Staats, als 
er 1947 den Teilungsplan der UN unterstützte und Israel sofort nach 
der Unabhängigkeitserklärung im Mai 1948 anerkannte. Aber den 
Regierungen unter Truman und Eisenhower war auch klar, dass eine 
allzu enge Bindung an Israel ihre Beziehungen zur arabischen Welt 
gefährden und der Sowjetunion Gelegenheit geben würde, im Nahen 
Osten an Einfluss zu gewinnen. Folglich bemühten sich die Vereinigten 
Staaten in den 1950er Jahren, zwischen Israel und seinen arabischen 
Nachbarn einen mittleren Kurs zu fahren; die Wirtschaftshilfe war 
bescheiden, und direkte Militärhilfe gab es kaum. Israelische Bitten 
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um amerikanische Waffen wurden ebenso höflich zurückgewiesen wie 
die nach einer US-amerikanischen Sicherheitsgarantie.* 

Während dieser Zeit gab es mehrere deutliche diplomatische Ver- 
stimmungen zwischen Washington und Jerusalem. Israel ignorierte 
im September 1953 die Forderungen der UN, die Arbeiten an einem 
Kanal einzustellen, der Wasser aus dem Jordan ableiten sollte. Als US- 
Außenminister John Foster Dulles umgehend erklärte, die Vereinigten 
Staaten würden die Auslandshilfe aussetzen, wirkte die Drohung: Am 
27. Oktober erklärte Israel sich einverstanden, die Arbeiten an dem 
Projekt zu unterbrechen, und die US-Hilfe floss wieder. Ähnliche Dro- 
hungen, die amerikanische Hilfe einzufrieren, trugen wesentlich dazu 
bei, Israel vom Rückzug aus den Gebieten zu überzeugen, die es Ägyp- 
ten im Suezkrieg 1956 abgenommen hatte. Der damalige israelische 
Premierminister David Ben Gurion sah im Suezkrieg eine Gelegen- 
heit zur territorialen Ausdehnung. Den Hauptverantwortlichen des 
Angriffs auf Ägypten, Großbritannien und Frankreich, unterbreitete 
er vor dem Krieg den Vorschlag, Jordanien zwischen Israel und dem 
Irak aufzuteilen sowie Israel Teile des Libanons zuzuschlagen und die 
Kontrolle über die Straße von Tiran zu überlassen.® Großbritannien 
und Frankreich, denen es vor allen Dingen um Ägypten ging, küm- 
merten sich nicht um Ben Gurions weitreichende Pläne. Aber nach 
der Eroberung der Sinai-Halbinsel durch die israelischen Streitkräfte 
äußerte der israelische Premierminister mehrmals (darunter in einer 
Rede vor der Knesset am 7. November), die Waffenstillstandsverein- 
barungen von 1949 seien nichtig und Israel beabsichtige, das Land zu 
behalten, das es sich soeben angeeignet hatte. Als Eisenhower drohte, 
jede öffentliche und private Hilfe an Israel zu blockieren, ruderte Ben 
Gurion schnell zurück: Er erkläre sich „im Prinzip“ zum Rückzug be- 
reit, wenn dafür Israels Sicherheit angemessen garantiert würde. Eisen- 
howers Rückhalt im Kongress schwand, als sich Israel anschickte, in 
den Vereinigten Staaten Unterstützung zu suchen. In einer landesweit 


ausgestrahlten Fernsehansprache rechtfertigte er sein Vorgehen. Israel 
zog sich schließlich aus allen Gebieten zurück, die es im Frühjahr 1957 
erobert hatte, und bekam im Gegenzug Grenzsicherheit in Gaza und 
die uneingeschränkte Nutzung der Straße von Tiran zugesichert.’ 
Ende der 1950er Jahre wurden die Beziehungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und Israel wieder herzlicher, aber es war die Ken- 
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nedy-Regierung, die einen ersten konkreten Beitrag zur militärischen 
Sicherheit Israels leistete.® Im Dezember 1962 erklärte Kennedy der 
israelischen Außenministerin Golda Meir, die Vereinigten Staaten hät- 
ten »eine besondere Beziehung zu Israel im Nahen Osten, vergleichbar 
nur mit der Beziehung zu Großbritannien, was viele weltpolitische 
Aspekte angeht«. Und er fügte hinzu: »Ich glaube, es ist ganz klar, 
dass die Vereinigten Staaten im Fall einer Invasion Israel unterstützen 
würden. Wir haben die Möglichkeiten dazu, und sie wachsen.«? Bald 
darauf, im Jahr 1963, genehmigte Kennedy die erste große Lieferung 
US-amerikanischer Waffen - Hawk-Flugabwehrraketen - an Israel. 
Dieser Einstellungswechsel ist auf eine Reihe strategischer Überlegun- 
gen zurückzuführen. Beispielsweise wollte man einen Ausgleich zu sow- 
jetischen Waffenlieferungen an Ägypten schaffen, Israels ehrgeizigen 
Nuklearplänen einen Dämpfer aufsetzen und die israelische Führung 
dazu anhalten, günstig auf US-Friedensinitiativen zu reagieren. Aber 
geschickte israelische Diplomatie, der Einfluss mehrerer proisraelischer 
Berater und Kennedys verständlicher Wunsch, die Unterstützung jü- 
discher Wähler und Geldgeber zu gewinnen, spielten bei der Entschei- 
dung ebenfalls eine Rolle.'® Das Hawk-Geschäft ermöglichte weitere 
Waffengeschäfte, insbesondere 1964 den Verkauf von mehr als 200 
M48A-Kampfpanzern. Um die amerikanische Beteiligung an diesem 
Geschäft zu verschleiern und das Echo in der arabischen Welt klein zu 
halten, wurden die Panzer von der Bundesrepublik Deutschland aus 
nach Israel verfrachtet. Deutschland wiederum wurde mit Ersatz aus 
den Vereinigten Staaten versorgt.'! 

Was die Höhe der US-Hilfe angeht, fand die große Veränderung 
nach dem Sechstagekrieg im Juni 1967 statt. Von 1949 bis 1965 be- 
trug die durchschnittliche Hilfe im Jahr ungefähr 63 Millionen Dollar 
(davon waren mehr als 95 Prozent Wirtschaftshilfe und Lebensmittel- 
lieferungen). Von 1966 bis 1970 stieg dieser Betrag auf durchschnitt- 
liche 102 Millionen Dollar an. 1971 schnellte die finanzielle Unterstüt- 
zung dann auf 634,5 Millionen Dollar hoch (davon waren ungefähr 
85 Prozent Militärhilfe), und nach dem Jom-Kippur-Krieg 1973 betrug 
sie mehr als das Fünffache. Israel wurde 1976 zum größten Empfänger 
der jährlichen US-amerikanischen Auslandshilfe und hält seitdem diese 
Spitzenposition. Die Unterstützung für Israel verlagerte sich während 
dieser Zeit von Krediten zu direkten Beihilfen, wobei die US-ameri- 
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kanische Hilfe größtenteils aus militärischer Unterstützung bestand, 
weniger aus wirtschaftlichem oder technischem Support. Laut Clyde 
Mark vom Congressional Research Service (CRS), der offizielle Liefe- 
rant für Informationen und Analysen des US-Kongresses) »zog Israel 
Hilfe in Form von Krediten der Vergabe von Beihilfen vor, damit nicht 
etwa ein US-amerikanisches Militäraufgebot in Israel stationiert wür- 
de, um das Beihilfeprogramm zu überwachen. Seit 1974 besteht die 
US-amerikanische Militärhilfe für Israel als Ganzes oder zum Teil aus 
Darlehen, deren Rückzahlung erlassen wurde. Technisch heißt diese 
Form der Unterstützung „Kreditvergabe“, aber in der Praxis handelt 
es sich bei der Militärhilfe um eine Beihilfe«.'? 

Israel erhält heute im Durchschnitt ca. drei Milliarden Dollar direk- 
te Auslandshilfe pro Jahr. Dieser Betrag macht ungefähr ein Sechstel 
des amerikanischen Etats für Auslandshilfe aus und entspricht ca. zwei 
Prozent des israelischen Bruttoinlandsprodukts. In den letzten Jah- 
ren waren ca. 75 Prozent der US-Unterstützung Militärhilfe, der Rest 
setzte sich aus verschiedenen Wirtschaftshilfen zusammen." Pro Kopf 
gerechnet, bedeutet dieses hohe Maß direkter Auslandshilfe einen Zu- 
schuss von mehr als 500 Dollar pro Jahr für jeden Israeli. Zum Ver- 
gleich: Die Nummer zwei auf der Liste amerikanischer Auslandshilfe, 
Ägypten, erhält nur 20 Dollar pro Person, und arme Länder wie Pa- 
kistan und Haiti erhalten fünf bzw. 27 Dollar pro Person." Jerusalem 
und Washington sind übereingekommen, ab 1997 die Wirtschaftshilfe 
nach und nach auslaufen zu lassen, und der Kongress hat die Wirt- 
schaftshilfe für Israel seit dem Haushaltsjahr 1999 um 120 Millionen 
Dollar pro Jahr reduziert. Dieser Schritt wurde teilweise ausgeglichen 
durch die gleichzeitige Verpflichtung der Vereinigten Staaten, die Mi- 
litärhilfe um 60 Millionen Dollar im Jahr zu erhöhen, sowie durch die 
Bereitschaft des Kongresses, für ergänzende Hilfspakete zu stimmen. 
Dazu gehörten beispielsweise 1,2 Milliarden Dollar zur Umsetzung 
des Wye-Abkommens von 1998 (worin Israel sich bereit erklärt, sei- 
ne Streitkräfte aus Teilen des Westjordanlands zurückzuziehen} und 
eine weitere Milliarde Dollar aus dem militärischen Finanzierungs- 
programm für das Ausland 2003, um Israel die Vorbereitung auf den 
Irakkrieg zu ermöglichen." 

Drei Milliarden Dollar im Jahr sind großzügig, aber das ist noch 
längst nicht alles. Wie oben erläutert, sind in der offiziellen Zahl von 
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drei Milliarden Dollar etliche andere Wohltaten nicht enthalten. Da- 
mit wird die tatsächliche Höhe der US-amerikanischen Unterstützung 
heruntergespielt. 1991 erklärte der damalige demokratische Abgeord- 
nete Lee Hamilton aus Indiana vor Reportern, Israel sei eins von drei 
Ländern, deren Finanzhilfe »die allgemein zitierten Zahlen erheblich 
übersteigt«. Er fügte hinzu, die jährlichen Leistungen betrügen tatsäch- 
lich 4,3 Milliarden Dollar.’ 

Diese höhere Zahl erklärt sich zum Teil daraus, dass Israel seine 
Beihilfe zu günstigeren Bedingungen bekommt als die meisten ande- 
ren Empfänger US-amerikanischer Unterstützung. '” Die meisten Emp- 
fänger amerikanischer Auslandshilfe erhalten ihr Geld vierteljährlich, 
aber seit 1982 sicht das alljährliche Auslandshilfegesetz eine besondere 
Klausel vor, derzufolge Israel seine gesamte jährliche Zuwendung in 
den ersten 30 Tagen des Haushaltsjahrs erhält.!* Das ist so, als bekäme 
jemand sein gesamtes Jahresgehalt am 1. Januar und könnte folglich 
mit dem noch nicht verbrauchten Teil des Geldes Zinsen erwirtschaften, 
bis es gebraucht wird. Weil der US-Haushalt normalerweise ein Defizit 
aufweist, muss der erforderliche Betrag zunächst geliehen werden, ehe 
die Finanzhilfe auf einen Schlag überwiesen werden kann. Der CRS 
schätzt, dass es die US-Steuerzahler »zwischen 50 und 60 Millionen 
Dollar im Jahr kostet, die Mittel für die frühe Zahlung in einer Summe 
zu leihen«'?. Und obendrein zahlt die US-Regierung Israel noch Zinsen, 
wenn Israel den nicht benötigten Teil des Geldes in US-Schatzwechseln 
reinvestiert. Der israelischen US-Botschaft zufolge konnte Israel 2004 
durch die frühe Überweisung der militärischen Mittel Zinsen in Höhe 
von 660 Millionen Dollar erwirtschaften.? Außerdem bekam Israel 
„übersch 
des US-Militärs, die befreundeten Nationen entweder kostenlos oder 
zu erheblich reduzierten Preisen überlassen wird), und zwar über das 
normale Limit des Waffenexportkontrollgesetzes AECA von 1976 
hinaus. Dieses Limit betrug ursprünglich 250 Millionen Dollar (ohne 


ige Verteidigungsartikel“ (also nicht benötigte Ausrüstung 


Schiffe), aber die Bewilligungsvorlage vom 5. November 1990 erlaubte 
für 1991 eine „einmalige“ Abtretung überzähliger US-Ausrüstung an 
Israel im Wert von 700 Millionen Dollar.?! 

Desgleichen fordert das militärische Finanzierungsprogramm nor- 
malerweise, dass Empfänger US-amerikanischer Militärhilfe das ge- 
samte Geld in den Vereinigten Staaten ausgeben, damit diese Mittel 
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Arbeitsplätze in der Rüstungsindustrie sichern. Doch der Kongress 
sieht in der jährlichen Bewilligung eine Sonderregelung vor, derzufolge 
Israel mit jedem vierten Dollar US-Militärhilfe seine eigene Rüstungs- 
industrie subventionieren darf. »Kein anderer Empfänger von US-Mili- 
tärhilfe erhält eine solche Vergünstigung«, heißt es in einem jüngeren 
CRS-Bericht. Und: »Die Einnahmen israelischer Wehrtechnikfirmen 
aus Einkäufen mit US-Mitteln haben es der israelischen Rüstungs- 
industrie erlaubt, die notwendige Wirtschaftlichkeit und einen hohen 
Entwicklungsstand zu erreichen. « Bis 2004 entwickelte sich Israel, ein 
relativ kleines Land, in der Tat zum achtgrößten Waffenlieferanten 
der Welt.?? 

Wie auch Ägypten und die Türkei darf Israel seine gesamten Mittel 
aus dem militärischen Finanzierungsprogramm der USA für Kosten 
im laufenden Jahr aufwenden und muss keinerlei Beträge für zu er- 
wartende Kosten in den Folgejahren zurückbehalten. Dem obersten 
Rechnungshof der Vereinigten Staaten zufolge ermöglicht diese „Cash- 
Flow“-Finanzierungsmethode einem Land, »mehr Verteidigungsgüter 
und entsprechende Dienstleistungen zu ordern als normalerweise, 
weil bei Vertragsunterzeichnung weniger Geld zurückgestellt werden 
muss«.> Israel kann seinen Verbindlichkeiten nachkommen, solange 
die Vereinigten Staaten immer wieder die gleichen Finanzmittel zur 
Verfügung stellen. Umso schwerer ist es, die Unterstützung in Zukunft 
zu reduzieren. Und die Finanzierung wird noch einmal manipuliert: 
Empfänger von US-Geldern müssen normalerweise Kredite und Beihil- 
fen zu gleichen Teilen in Anspruch nehmen. Israel aber darf seine Bei- 
hilfen (oder Kredite ohne Rückzahlung) aus dem militärischen Finan- 
zierungsprogramm verbrauchen, che es Kredite in Anspruch nimmt. 


Indem so der Beginn der Kreditphase hinausgezögert wird, reduzieren 
sich die Zinsen, die Israel Onkel Sam schuldet. 
Bemerkenswerterweise ist Israel der einzige Empfänger von US-Wirt- 
schaftshilfe, der nicht nachweisen muss, wofür sie ausgegeben wurde. 
Die Hilfen für andere Länder sind an spezielle Entwicklungsprojekte 
geknüpft (beispielsweise für den Kampf gegen AIDS oder Drogen, zur 
Verbesserung der Gesundheitsfürsorge für Kinder, für Demokratie- 
förderung, bessere Bildungsmöglichkeiten usw.). Nur Israel erhält 
einen Pauschalbetrag, direkt und in einer Summe. Diese Ausnahme 
macht es den USA unmöglich, zu verhindern, dass sie mit den Mitteln 
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Zwecke fördern, die sie ablehnen, beispielsweise den Bau von Sied- 
lungen im Westjordanland. Clyde Mark vom CRS sagt dazu: »Weil 
die US-Wirtschaftshilfe Israel direkt von Regierung zu Regierung mit 
Haushaltshoheit übergeben wird, ohne dass über bestimmte Projekte 
Buch geführt werden muss, und weil Geld austauschbar ist, gibt es 
keine Möglichkeit festzustellen, wie Israel die US-Mittel einsetzt. «? 
Mit einer anderen Form US-amerikanischer Unterstützung, den 


Kreditbürgschaften, kann Israel Geld von kommerziellen Banken zu 
niedrigeren Zinsen leihen und so Millionen Dollar an Zinszahlungen 
sparen. Israel hat in den frühen 1990er Jahren fast zehn Milliarden 
Dollar an Kreditbürgschaften von den Vereinigten Staaten erbeten und 
erhalten, um die Ansiedlung sowjetischer Juden zu finanzieren, die 
in Israel einwanderten. Bei einer Kreditbürgschaft stellt die US-Re- 
gierung nicht direkt Mittel zur Verfügung, sondern verpflichtet sich 
lediglich, private Geldgeber zu entschädigen, sollte es zum Zahlungs- 
verzug kommen. Befürworter solcher Bürgschaften behaupten oft, da- 
mit seien keine tatsächlichen Ausgaben verbunden und folglich auch 
keine Kosten für die US-Steuerzahler. Dabei haben Kreditbürgschaften 
Konsequenzen für den Haushalt, weil der Kongress Mittel bereitstellen 
zten möglichen Verlust für die Laufzeit des Kre- 
dits entsprechend seinem Kapitalwert abzudecken. Schätzungen der 
Kosten für die Kreditbürgschaft von 1992 schwanken zwischen 100 
und 800 Millionen Dollar. 

2003 genehmigte Washington eine zweite Runde Kreditbürgschaf- 
ten in einer Gesamthöhe von fast neun Milliarden Dollar, um Israel 
bei der Vorbereitung auf den Irakkrieg zu unterstützen, um die an- 
dauernde Wirtschaftskrise in den Griff zu bekommen und die Kosten 
durch die zweite palästinensische Intifada abzudecken. Weil Israel US- 


muss, um den geschä 


amerikanische Wirtschaftshilfe aus rechtlichen Gründen nicht in den 
besetzten Gebieten ausgeben darf, wurde der Gesamtbetrag am Ende 
um den Betrag reduziert, der den geschätzten israelischen Ausgaben 
für den Siedlungsbau entsprach. Das war jedoch nicht so schlimm, wie 
essich anhört, da die direkten US- 


Finanzzuwendungen nicht verringert 
wurden. Israel musste lediglich für einen kleinen Teil der geliehenen 
Mittel etwas höhere Zinsen zahlen. 

Zusätzlich zu den Finanzhilfen und Kreditbürgschaften seitens der 
Regierung erhält Israel geschätzte zwei Milliarden Dollar im Jahr an 
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privaten Spenden von amerikanischen Bürgern, ungefähr zur Hälfte in 
direkten Zahlungen und zur Hälfte durch den Kauf von Staatsanlei- 
hen, sogenannten State of Israel Bonds.?* Diese Staatsanleihen werden 
nach US-Recht bevorzugt behandelt. Die Zinsen, die Anleger darauf 
erhalten, sind zwar nicht steuerfrei, aber der Kongress hat sie eigens 
von den Regelungen von 1984 ausgenommen, mit denen das Haus- 
haltsdefizit reduziert werden sollte. Durch dieses Gesetz wurden andere 
Staatsanleihen mit Steuerzuschlägen belegt,?’ und private Spenden an 
wohltätige Organisationen im Ausland können meist nicht steuerlich 
abgesetzt werden. Möglich ist dies aufgrund einer besonderen Klausel 
im amerikanisch-israelischen Steuerabkommen meist aber dann, wenn 
Privatspenden nach Israel gehen?" 

Dieser Geldfluss in Richtung Israel hat sich als Segen für die all- 
gemeine Wirtschaft erwiesen, aber private Beiträge von US-Bürgern 
spielten auch eine wichtige strategische Rolle, auch schon in der Zeit 
vor der Unabhängigkeit.?' In seinen Memoiren enthüllte der ehemali- 
ge israelische Premierminister (und heutige Staatspräsident) Schimon 
Peres, dass private Zuwendungen von reichen Juden in der Diaspora 
(darunter eine Reihe von Amerikanern) dazu beigetragen haben, in 
den 1950er und 60er Jahren Israels heimliches Nuklearprogramm zu 
ieren. Ein wichtiger Koordinator dieser Spendenaktion war dem 


finar 
israelischen Journalisten Michael Karpin zufolge Abraham („Abe“) 
Feinberg, ein US-Geschäftsmann mit guten Verbindungen, ein Men- 
schenfreund und politischer Berater. Zu den Spendern der Kampagne 
sollen angeblich auch der kanadische Getränkemagnat Samuel Bronf- 
man und mehrere Angehörige der Familie Rothschild gehört haben. 
Aber Feinberg veröffentlichte die Namen der amerikanischen Spen- 
der nie, und auch seine eigene Rolle wurde nie offiziell bestätigt. 


Heute sammeln Gruppen wie die Friends of the Israel Defense Forces 
in den Vereinigten Staaten Geld, um »soziale, Bildungs-, Kultur- und 
Freizeitprogramme sowie -einrichtungen für die jungen israelischen 
Soldatinnen und Soldaten zu fördern, die ihre jüdische Heimat ver- 
teidigen«. Bei einem kürzlich veranstalteten Abendessen in New York 
sollen 18 Millionen Dollar Spendengelder zusammengekommen sein. 
Sie sind nach US-Recht steuerlich absetzbar. ?? 

Andere Privatspenden von US-Bürgern bezuschussten Israels andau- 
ernde Kampagne zur Besiedlung der besetzten Gebiete. Diese Finanz- 
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spritzen an Siedlungen im Westjordanland (darunter diejenigen von 
US-Wohltätigkeitsorganisationen oder „Freunden von ...“) sind in den 
Vereinigten Staaten eigentlich nicht steuerfrei, aber das ist nicht leicht 
nachzuprüfen und wurde in der Vergangenheit kaum kontrolliert.* 
Um beispielsweise die Steuerbefreiung für US-Spenden an die Jewish 
Agency for Israel (eine Quasi-Regierungsorganisation) zu gewährleis- 
ten, wurde die Aufgabe, Siedlungen in den besetzten Gebieten zu un- 
terstützen, aus der Siedlungsabteilung der Jewish Agency ausgegliedert 
und einer neuen „Siedlungsabteilung“ der Zionistischen Weltorganisa- 
tion (WZO) übertragen. Doch wie Gershom Gorenberg kommentiert: 
»Die Abteilung war eine leere Hülse, die alle Dienstleistungen für die 
Jewish Agency übernahm ... Die Umstellung bedeutete, dass die US- 
amerikanischen Menschenfreunde sich von den besetzten Gebieten 
fernhalten konnten. Im Prinzip machten aber dieselben Leute dieselbe 
Arbeit. «°' Dieses Problem wurde noch unterstrichen, als eine offizielle 
Studie der israelischen Regierung unter Federführung der ehemaligen 
Generalstaatsanwältin Talia Sasson aufzeigte, dass die WZO (die von 
bekannten Juden in der ganzen Welt unterstützt wird) aktiv daran 
beteiligt war, dass in den besetzten Gebieten nicht genehmigte Sied- 
lungen entstanden.’ Allgemein gesagt: Weil israelische Spendenorgani- 
sationen außerhalb der Reichweite der US-Steuerbehörden operieren, 
können Zuwendungen von jüdischen oder christlichen Organisation 


kaum verfolgt werden, sobald sie nach Israel transferiert werden. In 
der Praxis kann die US-Regierung daher nicht ohne weiteres beurtei- 
len, in welchem Umfang Privatspenden für nicht genehmigte Zwecke 
eingesetzt werden.” 

Diese Großzügigkeit ist besonders bemerkenswert, wenn man sich 
klarmacht, dass Israel kein armes, verwüstetes Land ist — wie etwa 
Afghanistan, Niger, Burma oder Sierra Leone. Im Gegenteil: Israel 
ist heute eine moderne Industriemacht. 2006 lag das Pro-Kopf-Ein- 
kommen des Lands dem Internationalen Währungsfonds zufolge an 
29. Stelle weltweit. Es ist fast doppelt so hoch wie in Ungarn oder 
Tschechien, liegt deutlich höher als in Portugal, Südkorea oder Tai- 
wan und übertrifft bei weitem das von Ländern in Lateinamerika oder 
Afrika.® Im Weltentwicklungsbericht der Vereinten Nationen von 2006 
steht Israel an 23. Stelle und in der Rangliste der Lebensqualität des 
Economist Intelligence Unit von 2005 auf dem 38. Platz.?° Trotzdem 
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ist dieser vergleichsweise wohlhabende Staat Amerikas größter Hilfs- 
empfänger. Er erhält jedes Jahr Summen, welche die US-Unterstützung 
für arme Länder wie Bangladesch, Bolivien oder Liberia zwergenhaft 
klein erscheinen lassen. Diese Absonderlichkeit wird sogar von eini- 
gen glühenden Anhängern Israels in den Vereinigten Staaten wahrge- 
nommen. 1997 schrieben beispielsweise Mitchell Bard, der ehemalige 
Herausgeber vom Near East Report des American Israel Public Affairs 
Committee (AIPAC), und Daniel Pipes, der militaristisch eingestellte 
Begründer des proisraelischen Middle East Forum, dass »Israel ein 
reiches Land geworden ist mit einem Pro-Kopf-Einkommen, das mit 
dem Großbritanniens konkurrieren kann, sodass die amerikanische 
Bereitschaft, Israel Hilfen bereitzustellen, nicht mehr allein auf Be- 
dürftigkeit beruht «*. 

Die Vereinigten Staaten haben zum Wohle Israels weitere wirt- 
schaftliche Belastungen geschultert, häufig als Teil der Bemühungen, 
Israel zur Annahme oder Umsetzung von Friedensvereinbarungen mit 
seinen Nachbarstaaten zu bewegen. Beispielsweise verpflichtete Au- 
ßenminister Henry Kissinger 1975 die Vereinigten Staaten in einer ge- 
meinsamen Absichtserklärung als Teil des Sinai-Abkommens zwischen 
Ägypten und Israel, im Krisenfall den israelischen Ölbedarf zu sichern 
und eine »zusätzliche strategische Reserve« für Israel zu finanzieren 


und bereitzuhalten. Die geschätzten Kosten belaufen sich auf mehrere 
hundert Millionen Dollar.*! Die Ölgarantie wurde während der ab- 
schließenden Friedensverhandlungen zwischen Ägypten und Israel im 
März 1979 bestätigt und seither im Stillen immer wieder erneuert.” 
Die Hilfe schließlich, die die Vereinigten Staaten einigen israelischen 
Nachbarstaaten zukommen lassen, sollen zumindest teilweise auch Is- 
rael zugute kommen. Ägypten und Jordanien sind Empfänger Nummer 
zwei und drei der US-Auslandshilfe, aber der Großteil dieses Geldes 
darf als Belohnung für Wohlverhalten betrachtet werden - insbeson- 
dere für die Bereitschaft, Friedensverträge mit Israel zu unterzeichnen. 
Bekam Ägypten 1974 71,7 Millionen US-Dollar Unterstützung, so 
wurden daraus nach dem Zustandekommen des Sinai-Abkommens im 
Jahr 1975 1,127 Milliarden Dollar und 1976 1,320 Milliarden Dollar 
(inflationsbereinigte Zahlen 2005). 1978 erreichte die US-Finanzhilfe 
für Ägypten 2,3 Milliarden Dollar und schnellte 1979 auf 5,9 Milliar- 
den Dollar in die Höhe. In diesem Jahr wurde der ägyptisch-israelische 
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Friedensvertrag unterzeichnet. Kairo bekommt immer noch etwa zwei 
Milliarden Dollar im Jahr.* Ähnlich erhielt Jordanien 1994 76 Millio- 
nen Dollar an direkten Hilfen und 1995 nur 57 Millionen Dollar. Aber 
der Kongress belohnte König Husseins Entscheidung von 1994, einen 
Friedensvertrag zu unterzeichnen, indem Jordanien 700 Millionen 
Dollar US-Schulden erlassen und andere Einschränkungen für die US- 
Hilfe gestrichen wurden. Seit 1997 beträgt die US-Unterstützung für 
Jordanien im Durchschnitt ungefähr 566 Millionen Dollar im Jahr.* 
Die Bereitschaft der Vereinigten Staaten, Ägypten und Jordanien in 
dieser Weise zu belohnen, bringt einmal mehr Washingtons Großzü- 
gigkeit gegenüber dem jüdischen Staat zum Ausdruck. 


Die verschiedenen Formen der Wirtschaftshilfe waren und bleiben 
wichtig für Israel, aber das Gros der US-Unterstützung dient dazu, 
Israels militärische Vormachtstellung im Nahen Osten zu erhalten. 
Israel hat nicht nur Zugang zu US-Spitzenwaffen (wie Black-Hawk- 
Hubschraubern, den Kampfflugzeugen F-15 und F-16, Streumuniti- 
on, präzisionsgelenkter Munition usw.), es ist auch durch eine Reihe 
offizieller Vereinbarungen und informeller Kontakte mit US- ch- 
tungen des Nachrichtendiensts und der Verteidigung verbunden. Dem 
CRS zufolge »hat die US-Militärhilfe dazu beigetraten, die israelischen 
Streitkräfte in eine der technologisch am höchsten entwickelten Ar- 
meen der Welt zu verwandeln «.* 

Israel genießt zudem, dem Wall Street Journal zufolge, »einen unge- 
wöhnlich großen Spielraum beim Ausgeben der Militärhilfe«.*” Für 
alle anderen Empfänger militärischer Hilfe erledigt die Defense Se- 
curity Cooperation Agency (DSCA), eine Abteilung des US-Verteidi- 
gungsministeriums, fast alle Einkäufe und überwacht den Einsatz der 
Mittel. Nur Israel verhandelt bei praktisch allen Geschäften mit den 
Waffenlieferanten direkt und bekommt die Ausgaben aus dem Hilfs- 
budget erstattet.** Israel ist auch das einzige Land, bei dem Verträge 
von unter 500.000 Dollar nicht erst von den Vereinigten Staaten ab- 
gesegnet werden müssen.” 
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Die möglichen Risiken dieser relativ lockeren Kontrolle zeigten sich 
in den frühen 1990er Jahren, als herauskam, dass der Leiter der Materi- 
albeschaffung für die israelischen Luftstreitkräfte, Brigadegeneral Rami 
Dotan, Millionen Dollar US-amerikanischer Hilfe unterschlagen hatte. 
Berichten des Wall Street Journal zufolge soll Dotan (der sich schließlich 
in Israel schuldig bekannte und eine lange Gefängnisstrafe erhielt) »lau- 
ter kleine Aufträge unterhalb der 500.000-Dollar-Schwelle erteilt ha- 
ben«. Der Vorschlag des Generalinspekteurs des Verteidigungsministe- 
riums, das Hilfsprogramm für Israel als Reaktion darauf »von Grund 
auf zu erneuern«, sei abgelehnt worden, weil man » Turbulenzen in den 
Beziehungen zu Israel« befürchtete. Dies berichtete der Leiter der De- 
fense Security Assistance Agency (DSAA, der Vorgängerabteilung der 
DSCA), Generalleutnant Teddy Allen, einem Kongressausschuss.” 

Zusätzlich zu den wirtschaftlichen und militärischen Hilfen, die 
bereits erwähnt wurden, haben die Vereinigten Staaten Israel mit fast 
drei Milliarden Dollar zur Entwicklung von Waffen wie dem Lavi- 
Flugzeug, dem Merkava-Panzer und der Arrow-Rakete ausgestattet.’! 
Diese Projekte wurden vom US-Verteidigungsministerium finanziert 
und häufig als gemeinsame Forschung und Entwicklung dargestellt, 
aber die Vereinigten Staaten brauchten diese Waffen nicht und hat- 
ten niemals vor, sie zur eigenen Verwendung zu erwerben. Das La- 
vi-Projekt wurde schließlich aus Kostengründen aufgegeben (wobei 
die Vereinigten Staaten den Großteil der Aufhebungskosten trugen), 
aber die anderen Waffen wurden auf Onkel Sams Kosten Bestandteil 
des israelischen Waffenarsenals.‘? In den US-Verteidigungshaushalt 
des Jahrs 2004 wurden beispielsweise 136 Millionen Dollar für das 
Arrow-Projekt eingebracht, wobei 66 Millionen Dollar zur Verbesse- 
rung des Systems und 70 Millionen Dollar für die Produktion weiterer 
Arrow-Raketen vorgesehen waren. Das Geld, mit dem Washington der 
israelischen Rüstungsindustrie unter die Arme greift oder „gemeinsa- 
me Waffenprojekte“ entwickelt, ist daher in Wirklichkeit eine weitere 
Form der Subventionierung.? Die Vereinigten Staaten profitieren gele- 
gentlich von der Technologie, die israelische Firmen entwickeln. Höher 
wäre aber der Profit, wenn mit diesen Mitteln High-Tech-Betriebe in 
den Vereinigten Staaten gefördert würden. 

Die militärischen Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten 
und Israel wurden in den 1980er Jahren ausgebaut - als Teil der Be- 
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mühungen der Reagan-Regierung, im Nahen Osten einen antisowjeti- 
schen „Strategiekonsens“ aufzubauen. Verteidigungsminister Caspar 
Weinberger und der israelische Verteidigungsminister Ariel Scharon 
unterzeichneten 1981 eine gemeinsame Absichtserklärung und schufen 
damit »die Rahmenbedingungen für weitere Gespräche und eine gute 
Zusammenarbeit zur Erhöhung der nationalen Sicherheit«.‘* Im Rah- 
men dieser Übereinkunft wurden die Joint Security Assistance Plan- 
ning Group (JSAP) und die Joint Political Military Group (JPMG) 
eingerichtet. Beide Gruppen treffen sich regelmäßig, um Israels Hilfe- 


ersuchen zu prüfen und militärische Planungen, gemeinsame Übungen 
und logistische Absprachen zu koordinieren. Da die israelische Füh- 
rung auf einen offiziellen Allianzvertrag gehofft hatte, war sie vom 
beschränkten Charakter der Rahmenvereinbarung enttäuscht. Doch 
immerhin handelte es sich um einen förmlicheren Ausdruck US 
kanischen Engagements, als es die früheren Aussagen von Präsidenten 
waren, beispielsweise Kennedys private Bemerkung gegenüber Außen- 
ministerin Golda Meir 1962. 

Trotz Spannungen in vielen Bereichen - als da sind die US-Waffen- 


‚meri- 


geschäfte mit Saudi-Arabien, die Bombardierung des irakischen Atom- 
reaktors 1981, Israels Annexion der Golanhöhen im Dezember 1981, 
die Invasion im Libanon 1982 und die brüske Ablehnung von Reagans 
Friedensinitiative im September 1982 — wuchs die Zusammenarbeit im 
Sicherheitsbereich zwischen Israel und den USA in den Reagan-Jahren 
ständig. Gemeinsame militärische Manöver begannen 1984, und 1986 
h an dem 


war Israel eins von drei Ländern, die eingeladen wurden, si 
US-amerikanischen Rüstungsprojekt Strategic Defense Initiative (auch 
bekannt als „Star Wars“) zu beteiligen. 1988 betonte eine neue ge- 
meinsame Absichtserklärung noch einmal die »enge Partnerschaft zwi- 
hen Israel und den Vereinigten Staaten« und machte Israel zu einem 
wichtigen Verbündeten außerhalb der NATO, zu einem sogenannten 
Major non-NATO Ally. Staaten mit diesem Status — dazu gehören auch 
Australien, Ägypten, Japan und Südkorea - dürfen mehr US-amerika- 
nische Waffen zu niedrigeren Preisen kaufen, werden bevorzugt mit 
überschüssigem Kriegsmaterial beliefert und nehmen an Forschungs- 


und Entwicklungsprojekten sowie US-amerikanischen Anti-Terror- 
Initiativen teil. Außerdem werden Firmen aus diesen Ländern bevor- 
zugt behandelt, wenn sie sich um US-Rüstungsaufträge bewerben.s° 
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Die Sicherheitskontakte zwischen beiden Ländern wurden seither 
intensiviert. 1989 begannen die Vereinigten Staaten damit, militärische 
Nachschubgüter vorab in Israel zu lagern, und der Kongress stimmte 
2006 dafür, die Vorräte bis 2008 im Wert von ungefähr 100 Millio- 
nen auf ca. 400 Millionen Dollar aufzustocken.‘° Zur Rechtfertigung 
dieser Politik hieß es, sie erweitere die Möglichkeiten des Pentagon, 
ärische 


auf eine Krise in der Region schnell zu reagieren. Aber milit: 
Ausrüstung im Voraus in Israel zu stationieren ist eigentlich wenig 
effizient, um sich auf einen solchen Eventualfall vorzubereiten, und das 
Pentagon war von dieser Politik nie besonders begeistert. Shai Feld- 
man, dem ehemaligen Leiter des Jaffee Center for Strategic Studies der 
Tel Aviv University, zufolge »erlauben die derzeitigen Regelungen nur 
die Lagerung von Material, das im Notfall auch von den israelischen 
Streitkräften genutzt werden könnte. Aus Sicht der Planer im Pentagon 
bedeutet das, dass die Vereinigten Staaten nicht absolut sicher sein 
können, dass Waffen und Munition, die in Israel gelagert werden, in 
einer Krisensituation auch zur Verfügung stehen. Außerdem bedeutet 
die Vereinbarung einer »beiderseitigen Nutzungs, dass Waffen und Ma- 
terial nicht entsprechend den Bedürfnissen der US-Einheiten gelagert 
werden, sondern dass unter Krisenbedingungen Waffen aus dem all- 
gemeinen Vorrat an die verschiedenen Einheiten verteilt werden müs- 
cher Alptraum. «7 Der tatsächliche Sinn und Zweck 


sten - ein logis 
der Bevorratung besteht darin, die israelischen Reserven an Wehrma- 
terial zu vergrößern. Es darf daher nicht überraschen, dass Ynetnews, 


ein Nachrichtendienst im Internet, der der israelischen Zeitung Yedior 
Ahronoth nahesteht, im Dezember 2006 berichtete, dass »ein großer 
Teil der amerikanischen Ausrüstung in Israel ... im Sommer [2006] für 
den Krieg im Libanon eingesetzt wurde.«® 

Aufbauend auf den anderen Arbeitsgruppen, die in den 1980er 
Jahren geschaffen wurden, gründeten die Vereinigten Staaten und Is- 
rael 1996 eine gemeinsame Arbeitsgruppe gegen den Terrorismus und 
richteten zwischen dem Pentagon und dem israelischen Verteidigungs- 
ministerium eine elektronische „Hotline“ ein. Dass Israel 1997 Zugang 
zum satellitengestützten US-amerikanischen Raketenfrühwarnsystem 
erhielt, festigte die Beziehung zwischen den beiden Staaten noch. 2001 
richteten dann beide Staaten einen jährlich stattfindenden »institutions- 
übergreifenden Strategiedialog« ein, um über langfristige Themen zu 


57 


beraten. Diese Gespräche wurden während einer Auseinandersetzung 
über den Verkauf amerikanischer Militärtechnologie durch Israel an 
China vorübergehend ausgesetzt, finden seit November 2005 aber 
wieder statt.” 

Wie nicht anders zu erwarten, erstreckt sich die amerikanisch-israeli- 
sche Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheit auch auf die Nachrich- 
tendienste. Bereits Ende der 1950er Jahre arbeiteten die Geheimdienste 
beider Länder zusammen, und bis 1985 unterzeichneten Israel und die 
Vereinigten Staaten Berichten zufolge rund zwei Dutzend Vereinba- 
rungen über den Austausch von Informationen. Israel ermöglichte den 
Vereinigten Staaten den Zugang zu erbeuteten sowjetischen Waffen 
und zu Berichten von Emigranten aus dem Sowjerblock, während die 
Vereinigten Staaten Israel während des Oktoberkriegs 1973 und vor 
der Geiselbefreiung 1976 in Entebbe, Uganda, mit Satellitenbildern 
versorgten. Und angeblich sollen sie an der Finanzierung mehrerer is- 
raelischer Geheimdienstoperationen in Afrika beteiligt gewesen sein.® 
In den frühen 1980er Jahren kam Israel durch die Vereinigten Staa- 
ten an Informationen, auf die nicht einmal engste NATO-Verbündete 
zugreifen konnten. Angeblich soll Israel beinahe uneingeschränkten 
Zugang zu Informationen des hochentwickelten KH-11-Aufklärungs- 
satelliten gehabt haben (dem israelischen Geheimdienstchef zufolge 
oßbritan- 
nien nur schr viel eingeschränkteren Zugang erhielt.‘' Der Zugriff auf 
diese Daten wurde nach dem israelischen Angriff auf den irakischen 
Osirak-Reaktor 1981 eingeschränkt, aber Präsident Bush senior soll 
den Transfer von Echtzeit-Satelliteninformationen über die irakischen 
Angriffe mit SCUD-Raketen im Golfkrieg 1991 genehmigt haben. 

Trotz des lang dauernden US-amerikanischen Engagements gegen 
die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen unterstützten die Ver- 
einigten Staaten Israel stillschweigend dabei, die militärische Vorherr- 
schaft in der Region aufrechtzuerhalten, indem sie geflissentlich über 


»nicht nur die Daten, sondern die Fotos selbst«), während 


die verschiedenen heimlichen Programme für Massenvernichtungs- 
waffen hinwegsahen, so auch über den Besitz. von mehr als 200 Nu- 
klearwaffen.‘° Die US-Regierung hat Dutzende von Staaten gedrängt, 
den Atomwaffensperrvertrag von 1968 zu unterzeichnen. Auf Israel 
hat sie aber kaum Druck ausgeübt, das Nuklearprogramm des Landes 
zu stoppen und die israelische Unterschrift unter den Vertrag zu set- 
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zen. Zu Beginn der 1960er Jahre wollte die Kennedy-Regierung offen- 
sichtlich den israelischen Ehrgeiz auf dem Gebiet der Nukleartechnik 
bremsen. Sie konnte Israel schließlich dazu überreden, dass ameri- 
kanische Wissenschaftler die israelischen Nuklearforschungsanlagen 
in Dimona besuchen durften, um sich zu vergewissern, ob Israel an 
einer Atombombe baue. Die israelische Regierung stritt immer wieder 
ab, dass es ein Atomwaffenprogramm gebe, zögerte Besuchstermine 
hinaus und erfand ständig neue Einschränkungen für die Inspektoren, 
wenn Besuche stattfanden. Beim ersten US-amerikanischen Besuch am 
18. Mai 1961 waren daher nur zwei amerikanische Wissenschaftler 
beteiligt, und von den vier Besuchstagen wurde lediglich einer in der 
Anlage in Dimona verbracht. »Die israelische Strategie bestand darin, 
einen Besuch zu gestatten ..., aber sicherzustellen, dass die Inpektoren 
nichts fanden.« So kommentiert dies Warren Bass. Ein Jahr später, 
als die Vereinigten Staaten erneut auf einen Besuch drängten, luden 
die Israelis überraschend Vertreter der US-Atomenergiekommission, 
die eine andere israelische Einrichtung besuchten, zu einer Führung 
ach Dimona ein, Bass weist darauf hin, »dass dieser Besuch kaum 
die Bezeichnung „Inspektion“ verdient«, aber die Kennedy-Regierung 
»wollte es nicht auf eine Auseinandersetzung ankommen lassen «.s* 


Doch Kennedy verstärkte den Druck im darauffolgenden Jahr und 
schickte Ministerpräsident Ben Gurion und seinem Nachfolger Levi 
Eschkol mehrere strikte Briefe, in denen er halbjährliche Inspektionen 
verlangte, »wie es international üblich ist«. Er warnte, dass »die Ver- 
pflichtung und die Unterstützung dieser Regierung gegenüber Israel 
en, sollten die Vereinigten Staaten ihre Beden- 


ernsthaft gefährdet wö 
ken angesichts der israelischen Nuklearvorhaben nicht ausräumen 
können«. Aufgrund dieser Drohungen ließ die israelische Führung 
weitere Besuche zu, ohne dass dieses Zugeständnis eine wirkliche Ko- 
operation bedeutet hätte, Eschkol soll nach der Beschwerde Kennedys 
vom Juli 1963 angeblich zu seinen Kollegen gesagt haben: »Wovor ha- 
be ich Angst? Sein Mann wird kommen, und man wird ihm sagen, dass 
er seinen Besuch [in Dimona] machen kann und gehen kann, wohin 
er will, aber wenn er eine bestimmte Tür geöffnet haben möchte, wird 
[Emanuel] Prat [der Bauleiter in Dimona] ihm sagen: Die nicht!« 
Bei anderen Besuchen wurde es den Inspektoren nicht erlaubt, eigene 
Instrumente mitzubringen oder Proben zu nehmen. 
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Die Fälle Irak und Nordkorea aus jüngerer Zeit erinnern uns da- 
ran, dass solche Verschleierungstaktiken zu den üblichen Spielzügen 
heimlicher Bombenbauer gehören. Die Vereinigten Staaten blieben 
misstrauisch, was das israelische Nuklearvorhaben anging, aber die 
israelische Rechnung ging auf: Weder Kennedy noch sein Nachfolger 
Lyndon Johnson waren bereit, ein entgegenkommenderes Verhalten zu 
erzwingen, indem sie die US-amerikanische Unterstützung für Israel 
einfroren. Die Folge war, wie es Avner Cohen in seiner detaillierten 
Geschichte des israelischen Nuklearprogramms beschreibt, »dass die 
Israelis die Spielregeln bei den [US-]Besuchen bestimmen konnten, 
und die Johnson-Regierung zog es vor, Israel mit dem Thema nicht zu 
konfrontieren, aus Angst, dass Israel sich ganz zurückziehen würde ... 
Kennedy drohte sowohl Ben Gurion als auch Eschkol, dass die Nicht- 
einhaltung ... »das amerikanische Engagement für die Sicherheit und 
das Wohlergehen Israels gefährden könne«, aber Johnson war nicht 
bereit, deswegen eine amerikanisch-israclische Krise zu riskieren «.7 


» Anstelle von Inspektionen alle sechs Monate«, schreibt Bass, »akzep- 
tierte Johnson in der Praxis ungefähr einen Kurzbesuch pro Jahr. «‘* 
1968 kam der CIA-Direktor Richard Helms ins Weiße Haus und infor- 
mierte Johnson, der US-Geheimdienst sei zu dem Schluss gekommen, 
dass Israel mittlerweile tatsächlich über nukleares Poteı 


ial verfüge. 
Johnson trug ihm auf, niemandem die Beweise zu zeigen, auch nicht 
Außenminister Dean Rusk und Verteidigungsminister Robert McNa- 
mara, Dem Journalisten Seymour Hersh zufolge »war es klar, warum 
Johnson Helms - und seine Beweise - wegscheuchte: Er wollte nicht 
wissen, was die CIA ihm zu sagen versuchte. Wäre er erst im Besitz 
der entsprechenden Informationen, würde er danach handeln müssen. 
1968 hatte der Präsident nicht die Absicht, den Bau der israelischen 
Bombe zu verhindern. «® 

Zusätzlich zu seinem Nuklearwaffenarsenal unterhält Israel aktive 
Chemie- und Biowaffenprogramme und hat bisher weder die Che- 
mie- noch die Biowaffenkonvention unterzeichnet.”® Es entbehrt nicht 
der Ironie: Die Vereinigten Staaten haben viele andere Staaten unter 
Druck gesetzt, dem Atomwaffensperrvertrag beizutreten. Sie haben 
Staaten, die sich den US-amerikanischen Wünschen widersetzten und 
sich trotzdem Nuklearwaffen beschafften, mit Sanktionen belegt. Sie 
sind 2003 in den Krieg gezogen, um den Irak an der Herstellung von 
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Massenvernichtungswaffen zu hindern, und sie erwägen Angriffe auf 
den Iran und Nordkorea aus dem gleichen Grund. Trotzdem subven- 
tioniert Washington seit langem einen Verbündeten, dessen heimliche 
Aktivitäten im Bereich Massenvernichtungsmittel bekannt sind und 
dessen Nuklearwaffenarsenal mehrere Nachbarstaaten dazu antrieb, 
sich selbst um Massenvernichtungswaffen zu bemühen. 

Mit der partiellen Ausnahme von Kuba, das sowjetische Unterstüt- 


zung erhielt, ist kaum ein anderer Fall vorstellbar, in dem ein Land ein 


anderes ähnlich massiv über einen so langen Zeitraum materiell unter- 
stützt hätte.’' Amerikas Bereitschaft, Israel zu unterstützen, ist an sich 
natürlich keine Überraschung. Die Führung der Vereinigten Staaten 
befürwortet seit langem die Existenz des Staats Israel und weiß, dass 
Israel in seinem Umfeld feindlichen Bedrohungen ausgesetzt ist. Wie 
unten und in Kapitel 2 näher dargestellt, sahen die US-amerikanischen 
Führer die Hilfe für Israel auch als Möglichkeit, weiterreichende au- 
ßenpolitische Ziele zu verfolgen. Trotzdem ist und bleibt das immense 
Ausmaß der US-Hilfe immer noch bemerkenswert. Wie wir in Kapi- 
tel 3 zeigen werden, war Israel stärker als seine Nachbarn, bevor die 


maßgebliche US-Militärhilfe begann, und heute ist Israel ein reiches 
Land. Die US-Hilfe war Israel sicher nützlich, aber sie war möglicher- 


weise nicht einmal entscheidend für sein Überleben. 


Besonders bemerkenswert an der US-amerikanischen Unterstüt- 
zung für Israel ist, dass sie immer weniger an Bedingungen geknüpft 
ist. Präsident Eisenhower konnte nach dem Suezkrieg glaubwürdig 
damit drohen, die Hilfe einzufrieren (obwohl auch er sich damit er- 
heblicher Opposition im Kongress ausgesetzt sah), aber das ist lange 
her. Seit Mitte der 1960er Jahre hat Israel kontinuierlich großzügige 
Unterstützung erhalten, selbst wenn sein Verhalten aus Sicht der ame- 
chen Führung unklug war und US-amerikanischen Interessen 
zuwiderlief. Israel bekommt seine Hilfszahlungen trotz seiner Weige- 
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rung, den Atomwaffensperrvertrag zu unterzeichnen, und trotz sei- 
ner Programme zur Herstellung von Massenvernichtungswaffen. Es 
bekommt Hilfe, wenn es Siedlungen in den besetzten Gebieten baut 
(und büßt nur in geringem Umfang Hilfsgelder durch die Reduzierung 
von Kreditbürgschaften ein), obwohl die US-Regierung gegen diese 
Politik ist. Israel erhält auch Hilfsgelder, wenn es besetzte Gebiete an- 
nektiert (wie im Fall der Golanhöhen und Ost-Jerusalems), wenn es 
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US-Militärtechnik an mögliche Feinde wie China verkauft, wenn es 
Spionageoperationen auf US-amerikanischem Boden durchführt oder 
wenn es beim Einsatz von US-Waffen gegen US-amerikanisches Recht 
verstößt (beispielsweise beim Einsatz von Streumunition gegen Zivi- 
listen im Libanon). Es bekommt zusätzliche Fördermittel, wenn es 
Zugeständnisse macht, die einen Frieden möglich erscheinen lassen, 
aber es verliert kaum je die amerikanische Unterstützung, wenn durch 
sein Verhalten der Frieden in weite Ferne rückt. Und es erhält Hilfen, 
selbst wenn israelische Ministerpräsidenten ihr Wort brechen, das sie 
US-Präsidenten gegeben haben. Beispielsweise versprach Menachem 
Begin 1981 Ronald Reagan, er würde keinen Einfluss auf den geplan- 
ten Verkauf von AWACS-Flugzeugen an Saudi-Arabien nehmen. Doch 
dann ging Begin ins Capitol und verkündete vor einem Senatsgremium, 
gegen das Geschäft zu sein.?? 

Man sollte denken, die Großzügigkeit der USA gewähre Washington 
erheblichen Einfluss auf das israelische Verhalten, aber das ist nicht der 
Fall. Im Umgang mit Israel kann die US-Führung Kooperationsbereit- 
schaft in der Regel eher mit dem Zuckerbrot (also dem Angebot einer 
vermehrten Unterstützung) als mit der Peitsche (also der Drohung, die 
dent Nixon 


Hilfe einzufrieren) einfordern. Beispielsweise musste Prä 
erst vertraulich zusichern, dass Israel weitere US-Flugzeuge erhalten 
würde, damit das israelische Kabinett offiziell der UN-Resolution 242 
beipflichtete (die bereits im November 1967 verabschiedet worden war 
und den israelischen Rückzug aus Gebieten forderte, die das Land im 
Sechstagekrieg erobert hatte).”° Und die israelische Zustimmung zum 
Waffenstillstandsabkommen im sogenannten Abnutzungskrieg - einer 
Serie von Luft-, Artillerie- und Infanteriegefechten, die im März 1969 
am Suezkanal begann und bis in den Juli 1970 andauerte - wurde durch 
das US-amerikanische Versprechen erkauft, die Lieferung von Flugzeu- 
gen an Israel zu beschleunigen, moderne elektronische Abwehrmittel 
gegen ägyptische Flugabwehrraketen (aus der Sowjetunion) zu liefern 
und allgemein »das Kräftegleichgewicht zu erhalten«”*. Schimon Peres, 
zu dieser Zeit Minister ohne Geschäftsbereich, bemerkte in diesem 
Zusammenhang: »Zu der Frage, ob die Vereinigten Staaten uns unter 
Druck gesetzt haben, ihr Programm zu akzeptieren, würde ich sagen, 
sie haben uns mehr mit dem Zuckerbrot gelockt als mit der Peitsche 
gedroht; jedenfalls haben sie uns nie mit Sanktionen gedroht.«’° 
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So ging es bis in die 1970er Jahre weiter: Die Präsidenten Nixon, 
Ford und Carter versprachen immer größere Summen an Hilfsgeldern 
im Zuge der Gespräche mit Ägypten und während der Verhandlungen, 
die 1978 zum Abkommen von Camp David und 1979 zum ägyp- 
tisch-israelischen Friedensvertrag führten. Genauer gesagt wurde die 
US-Hilfe für Israel von 1,9 Milliarden Dollar 1975 auf 6,29 Milliar- 
den Dollar 1976 erhöht (nach dem Zustandekommen der Sinai-Ver- 
einbarung) und von 4,4 Milliarden Dollar 1978 auf 10,9 Milliarden 
Dollar 1979 (nach dem endgültigen Friedensvertrag mit Ägypten).’s 
Wie weiter unten dargestellt, machten die Vereinigten Staaten noch 


eine Reihe weiterer Zugeständnisse, um Israel zur Unterschrift zu be- 
In ganz ähnlicher Weise gewährte die Clinton-Regierung Israel 


‚hte Unterstützung als Bestandteil des Friedensvertrages mit 
Jordanien 1994. Und im Zuge seiner Bemühungen, den Oslo-Friedens- 
voranzutreiben, versprach Clinton weitere 1,2 Milliarden Dol- 
hilfe, damit Israel 1998 das Wye-Abkommen akzeptierte. 
Premierminister Netanjahu setzte das Wye-Abkommen allerdings kurz 
nach seiner Unterzeichnung wegen einer gewalttätigen Auseinander- 
setzung zwischen einer pa 


inensischen Menschenmenge und zwei 
israelischen Bürgern außer Kraft.’” Dem US-Unterhändler Dennis Ross 


zufolge »ließ sich die Schlussfolgerung kaum vermeiden, dass Bibi [Ne- 
tanjahu] ... diesen Zwischenfall ausnutzte, um der weiteren Umsetzung 
aus dem Weg zu gehen. Das war bedauerlich, denn die Palästinenser 
arbeiteten eifrig daran, ihre Verpflichtungen aus dem Wye-Abkommen 
zu erfüllen, insbesondere was Verhaftungen und die Bekämpfung des 
Terrors anging.«”® Doch es war so, wie der israelische Gelehrte Abra- 
es formulierte: »Die Frustration der Clinton-Regierung 


über den Regierungsstil Netanjahus mündete selten in eine Politik, die 
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die besondere amerikanisch-israelische Beziehung gefährdet hätte. «7? 

Äußerst selten wurde versucht, sich über vorhandene Widerstände 
hinwegzusetzen und potenziell vorhandene amerikanische Druckmittel 
einzusetzen, selbst wenn die Vertreter der Vereinigten Staaten über das 
Vorgehen Israels zutiefst betroffen waren. Als Präsident Gerald Ford 
und Außenminister Henry Kissinger wegen der israelischen Unnach- 
giebigkeit während der Verhandlungen mit Ägypten 1975 ungeduldig 
wurden, drohten sie, Hilfen zu kürzen und die US-Politik grundsätz- 
lich neu zu bewerten. Diese Drohung scheiterte an einem Brief, den 
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76 Senatoren auf Initiative des AIPAC unterzeichneten und in dem 
sie forderten, Ford solle sich gegenüber den wirtschaftlichen und mi- 
litärischen Bedürfnissen Israels »offen zeigen«. Ford und Kissinger 
konnten daher die US-amerikanische Unterstützung nicht redı 
Ihnen blieb kaum eine Wahl außer einem schrittweisen diplomatischen 
Vorgehen und dem Versuch, israelische Zugeständnisse durch zus 
liche Anreize zu gewinnen." 

Präsident Jimmy Carter war ähnlich verärgert darüber, dass der 
israelische Premierminister Menachem Begin nicht alle Bedingungen 


ieren. 


des Abkommens von Camp David aus dem Jahr 1978 umsetzte (dieses 
Abkommen war der Durchbruch, mit dem die Rahmenbedingungen 
für den darauffolgenden Friedensvertrag zwischen Ägypten und Israel 
festgelegt wurden), aber er versuchte nie, die Unterstützung seitens der 
Vereinigten Staaten mit israelischer Nachgiebigkeit zu verknüpfen.*! 
Die Vertreter der Clinton-Regierung zeigten sich ähnlich frustriert, als 
die Premierminister Netanjahu und Barak nicht alle israelischen Ver- 
pflichtungen aus den Verträgen von Oslo einhielten, und Clinton soll 
angeblich wütend gewesen sein, als Barak sein Wort brach, drei Jeru- 
salemer Dörfer an die Palästinenser zurückzugeben. Er erklärte, Barak 
mache ihn in den Augen Jassir Arafats zu einem „falschen Propheten“. 
Clinton reagierte ebenfalls verärgert, als Barak beim Gipfel von Camp 
David 2000 den Standpunkt wechselte. Er sagte ihm: »Ich kann nicht 
hingehen und Arafat so eine Sparversion vorlegen! Sie können das 
vielleicht an den Mann bringen; ich nicht. Das ist doch nicht wahr. 
Das ist doch nicht ernst gemeint.«” Trotzdem reagierte Clinton auf 
derartige Manöver nicht, indem er US-Hilfe einbehielt. 

Zwar hat Amerika gelegentlich Hilfszahlungen ausgesetzt, um sein 
Missfallen über bestimmte israelische Handlungsweisen zum Aus- 
druck zu bringen, aber solche Gesten waren in der Regel symbolisch, 
von kurzer Dauer und ohne nachhaltige Wirkung auf das israelische 
Verhalten. 1977 setzte Israel beispielsweise amerikanische Schützen- 
panzer im Südlibanon ein und leugnete den Einsatz dann. Mit diesem 
Schritt wurde sowohl das Waffenexportkontrollgesetz verletzt, dem- 
zufolge US-Waffen nur zur »legitimen Selbstverteidigung« eingesetzt 
werden dürfen, als auch das Versprechen Premierminister Begins ge- 
brochen, im Libanon erst nach Rücksprache mit Washington einzu- 
greifen. Durch ausgeklügelte Geheimdienstdaten wurde der israelische 
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Betrug enthüllt, und die Carter-Regierung drohte damit, künftig keine 
Militärgüter mehr zu senden. Begin zog seine Panzer zurück.?? 

Ein ähnliches Beispiel ist die Entscheidung der Reagan-Regierung, 
die gemeinsame Absichtserklärung von 1981 über die strategische 
Zusammenarbeit auszusetzen, nachdem Israel die Golanhöhen prak- 
tisch annektiert hatte. Später setzte Reagan allerdings die wesentlichen 
Bestandteile der Vereinbarung dennoch um, obwohl Israel die An- 
nexion niemals rückgängig machte. Die Vereinigten Staaten stellten 
auch die Lieferung von Streumunition ein, nachdem Israel während 
der Invasion des Libanon 1982 Vereinbarungen über ihre Verwendung 
verletzt hatte. 1988 wurden die Lieferungen jedoch wieder aufgenom- 
men.°* Unter US-amerikanischem Druck gelang es außerdem, Israel 
von einem Großangriff auf die PLO-Streitkräfte abzubringen, die nach 
der israelischen Invasion 1982 nach Beirut geflohen waren. Die israe- 
lischen Führer waren allerdings selbst zögerlich bei diesem Schritt und 
mussten deshalb nicht lange überredet werden.®° 

1991 setzte die erste Bush-Regierung die Regierung Schamir un- 
ter Druck, mit dem Siedlungsbau aufzuhören und an einer geplanten 
Friedenskonferenz teilzunehmen, indem sie Kreditbürgschaften über 
zehn Milliarden Dollar zurückhielt. Aber die Spannungen dauerten 
nur ein paar Monate, und die Bürgschaften wurden abgesegnet, so- 
bald Jitzchak Rabin Schamir als Premierminister abgelöst hatte. #% Is- 
rael erklärte sich bereit, den Bau neuer Siedlungen zu stoppen, aber 
die bereits vorhandenen Siedlungen wurden weiter ausgebaut, und 
die Zahl der Siedler in den besetzten Gebieten erhöhte sich 1991 um 
8.000 (14,7 Prozent), 1993 um 6.900 (10,3 Prozent), 1994 um 6.900 
(9,7 Prozent) und 1996 um 7.300 (9,1 Prozent). Diese Zahlen liegen 
deutlich höher als das Wachstum der israelischen Gesamtbevölkerung 
in diesen Jahren.” 

Ein ähnlicher Zwischenfall ereignete sich 2003, als die zweite Bush- 


Regierung durch eine symbolische Reduzierung der US-amerikanischen 
Kreditbürgschaften für Israel zu signalisieren versuchte, man sei gegen 
den „Sicherheitszaun“ im Westjordanland. Wäre die gesamte Bürg- 
schaft gestrichen oder die direkte Auslandshilfe eingefroren worden, 
hätte das vielleicht Auswirkungen gehabt, aber Bush hielt lediglich 
einen Teil der Kreditbürgschaft zurück. Dieser Anteil entsprach den 
geschätzten Kosten jener Abschnitte des Zauns, die auf palästinensi- 
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sches Gebiet vorstießen. Israel musste folglich nur auf einen kleinen 
Teil seines Kredits höhere Zinsen zahlen. Diese Strafe in Höhe von ein 
paar Millionen Dollar waı, verglichen mit den Milliarden Dollar US- 
Hilfe, die Israel ohnehin bekommt (und mit denen es auch in Zukunft 
rechnet), kaum mehr als ein leichter Klaps auf die Finger und blieb 
ohne sichtbare Auswirkungen auf das israelische Verhalten. 


Diplomatischer Schutz und Unterstützung in Kriegszeiten 


Zusätzlich zu diesen konkreten Formen wirtschaftlicher und militäri- 
scher Hilfe haben die Vereinigten Staaten Israel immer diplomatisch 
unterstützt. Zwischen 1972 und 2006 erhob Washington Einspruch 
gegen 42 Resolutionen des UN-Sicherheitsrats, die Israel verurteilten. 
Diese Zahl ist größer als die Gesamtsumme aller Vetos, die im selben 
Zeitraum alle anderen Mitglieder im Sicherheitsrat einlegten, und sie 
macht etwas mehr als die Hälfte aller amerikanischen Vetos in diesen 


Jahren aus.#* Außerdem gab es zahlreiche Resolutionen bezogen auf Is- 
rael, die niemals zur Abstimmung im Sicherheitsrat gelangten, weil ein 
amerikanisches Veto drohte. 2002 soll der ehemalige 
UN-Botschafter John Negroponte bei einer nichtöffentlichen Sitzung 
des Sicherheitsrats gesagt haben, die Vereinigten Staaten würden ab 
sofort gegen jede Resolution zur Verurteilung Israels Einspruch erhe- 
ben, wenn nicht gleichzeitig der Terrorismus im Allgemeinen verurteilt 
und der Islamische Dschihad, die Hamas und die Al-Aksa-Brigaden 
ausdrücklich namentlich erwähnt würden.® Die Vereinigten Staaten 


nerikanische 


haben nur selten für eine Kritik an Israel gestimmt, und dies auch nur 
nach besonders drastischen Aktionen seitens der Israelis, wenn die 
Kritik in den betreffenden Resolutionen vorsichtig formuliert war oder 
wenn Washington eben ein gewisses Maß an Ungehaltenheit über die 
israelische Uneinsichtigkeit zum Ausdruck bringen wollte.”° 

Wenn nicht der UN-Sicherheitsrat, sondern die UN-Generalver- 
sammlung eine ihrer vielen Resolutionen verabschiedet, mit denen das 
israelische Verhalten verurteilt und Unterstützung für die Palästinenser 
gefordert wird, stehen die Vereinigten Staaten immer auf Seiten Israels. 
‚Auch wenn diese Resolutionen nicht bindend und überwiegend von 
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symbolischem Wert sind, bringt sich Washington mit seiner Haltung 
oft in Konflikt mit den meisten seiner Verbündeten und findet sich 
in Ge: 
typisches Beispiel ist die Resolution 59/124 der UN-Generalversamm- 
lung über »israelische Vorgehensweisen, die die Menschenrechte des 


ellschaft einer winzigen Handvoll anderer Staaten wieder. Ein 


palästinensischen Volks beeinträchtigen«. Sie wurde mit einem Ab- 
stimmungsergebnis von 149 zu 7 (bei 22 Enthaltungen und 13 nicht 
abgegebenen Stimmen) am 10. Dezember 2004 verabschiedet. Unter 
den vielen Nationen, die für die Resolution stimmten, waren Japan, 
Deutschland, Frankreich, China und Großbritannien, Die sechs Län- 
der, die zusammen mit den Vereinigten Staaten dagegen stimmten, wa- 
ren Israel, Australien, die Marshallinseln, Mikronesien, Nauru und 
Palau.” 

Wenn arabische Länder versuchten, das Thema des inoffiziellen 
israelischen Nukleararsenals vor der Internationalen Atomenergie- 
behörde (IAEA) anzuschneiden, sorgten die Vereinigten Staaten in 
ähnlicher Weise dafür, dass es nicht auf die Tagesordnung kam. Wie 
der Sprecher des israelischen Außenministeriums Jonathan Peled der 
jüdischen Zeitung Forward 2003 sagte: »Die Araber tun das jedes Jahr, 
aber für eine umfassende Debatte mit einem Konsens für eine Re- 
solution gegen Israel braucht man das Okay des Direktoriums [der 
IAEA], und das liegt nicht vor« - dem US-amerikanischen Einfluss im 
Direktorium sei Dank.?? 

Amerikas Bereitschaft, sich in Diplomatie und Krieg auf die Seite 
Israels zu schlagen, hat mit der Zeit deutlich zugenommen. In den 
1950er Jahren zwang die Eisenhower-Regierung, wie bereits darge- 
stellt, Israel zum Rückzug aus den Gebieten, die es im Suezkrieg er- 
obert hatte, und sie stoppte die einseitigen israelischen Versuche, wich- 
tige Wasserreserven umzuleiten. Seit den frühen 1960er Jahren jedoch 
fühlen sich die Vereinigten Staaten stärker verpflichtet, bei größeren 
Auseinandersetzungen und den darauffolgenden Verhandlungen die 


raelischen Interessen zu schützen. Die Vereinigten Staaten haben Isra- 
el nicht alle Wünsche erfüllt, aber die US-Unterstützung war dauerhaft 
und beträchtlich. 

Als der ägyptische Präsident Abd el-Nasser als Reaktion auf Es- 
kalationen zwischen Israel und Syrien 1966 bis 1967 im Mai 1967 
wieder Truppen auf der Sinai-Halbinsel stationierte, versetzte das die 
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israelische Führung in Alarmbereitschaft und steigerte die Gefahr eines 
größeren Kriegs. Die Johnson-Regierung war jedoch überzeugt, dass 
Israel seinen arabischen Gegnern militärisch überlegen sei und die Ge- 
fahr eines arabischen Angriffs aufbausche.”? General Earle Wheeler, der 
Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs der US-Streitkräfte, informier- 
te Johnson, dass »die Israelis nach unserer günstigsten Einschätzung, 
sollte es zum Krieg kommen, ihn in fünf oder sieben Tagen gewinnen 
würden«. Und Johnson selbst versicherte dem israelischen Außenminis- 
ter Abba Eban, sollte Ägypten angreifen, »jagt ihr die schon zum Teu- 
schätzung im Grunde, sandten 
aber weiterhin alarmierende Berichte nach Washington, um Sympathie 
und Unterstützung zu gewinnen.” 

Aufgrund ihrer eigenen Lageeinschätzung versuchten die Vereinig- 
ten Staaten den Ausbruch eines Kriegs zu verhindern und die israeli- 
sche Regierung zu überzeugen, eine diplomatische Lösung zu suchen, 
statt mit Waffengewalt vorzugehen.” Präsident Johnson nannte die 
ägyptische Entscheidung, die Straße von Tiran am 26. Mai für den 
hen Schiffsverkehr zu sperren, »illegal« und hatte ein offenes 
Ohr für die israelischen Sorgen. Doch angesi 
Eir 
machte daher keinerlei pauschale Versprechungen, Israel zu Hilfe zu 
zu- 


fel«.’* Führende Israelis teilten diese Ei 


israeli: 


hts des amerikanischen 


atzes in Vietnam wollte er keinesfalls US-Streitkräfte binden und 


eilen. Er versuchte jedoch allmählich immer weniger, Israel zurü 
halten, und in der ersten Juniwoche deuteten Johnson und mehrere 
seiner Berater gegenüber israelischen Regierungsbeamten an, dass die 
Vereinigten Staaten nichts gegen ein israelisches Vorgehen hätten. Sie 
warnten allerdings, wenn etwas schiefginge, sei mit US-amerikanischer 
zung nicht zu rechnen. Außenminister Dean Rusk äußerte ei- 
nem Journalisten gegenüber: »Ich glaube nicht, dass es unsere Aufgabe 


Untersti 


ist, irgendjemanden zurückzuhalten«, und Michael Brecher berichtet, 
dass am 3. Juni »[in Israel] der Eindruck entstanden war, dass - sollte 
- die Vereinigten Staaten das nicht 
missbilligen würden«. Tatsächlich gab Johnson den Israelis das, was 


Israel die Initiative ergreifen 


ein Experte später »gelbes Licht« für einen Angriff nannte.” Die Grün- 
de für Johnsons Meinungsänderung liegen im Dunkeln. Druck durch 
proisraelisch eingestellte Freunde und Berater, eine Briefkampagne der 
israelischen Botschaft und der wachsende Eindruck, dass Israel in je- 


dem Fall zuschlagen würde, mögen eine Rolle gespielt haben.’ 
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Die Vereinigten Staaten setzten Israel nicht nennenswert unter 
Druck, die Kampfhandlungen zu beenden, bevor das Land als Sieger 
daraus hervorging, und sie übten nach dem Krieg keine Kritik an Isra- 
els Vorgehen aus. Ja, als die Sowjetunion drohte, nach der Besetzung 
der Golanhöhen durch Israel {die den sowjetischen Verbündeten Syrien 
bedrohte) einzugreifen, gab der Präsident der sechsten US-Flotte den 
Befehl, Kurs auf Israel zu nehmen, um ein sowjetisches Eingreifen zu 
verhindern. Ganz anders als im Suezkrieg von 1956 machte die John- 
son-Regierung deutlich, dass sie nicht auf einen israelischen Rückzug 
hinwirken würde, es sei denn in Verbindung mit einer umfassenden 
Friedensregelung.” Ebenso wenig bestanden die Vereinigten Staaten 
auf vollständiger Rechenschaft über den tragischen Angriff auf das 
US-Aufklärungsschiff „USS Liberty“ durch israelische Marine- und 
Luftstreitkräfte am 8. Juni, dessen Hintergrund umstritten bleibt.'% 
Die Vereinigten Staaten mögen Israel nicht den diplomatischen und 
militärischen Schutz gewährt haben, den es am Beginn der Krise gern 
gehabt hätte, aber es konnte kein Zweifel bestehen, auf wessen Seite 
die amerikanischen Sympathien lagen. 

Noch stärker hielten die Vereinigten Staaten während des ägyp- 
h-israelischen Abnutzungskriegs 1969 bis 1970 zu Israel, als die 
Hilfen für Israel während der Kampfhandlungen verstärkt wurden. 
Dies spiegelte Nixons und Kissingers Überzeugung wider, dass die un- 
entwegte Unterstützung für Israel den begrenzten Wert sowjetischer 
Unterstützung deutlich machen und letztlich die von Moskau abhängi- 
gen arabischen Staaten überzeugen würde, sich in Richtung Vereinigte 
Staaten umzuorientieren. Wenn die Nixon-Regierung Israel auch nicht 
alle Waffen gab, um die sie gebeten wurde - was gelegentlich zu schar- 
hen beiden Regierungen führte -, so verstärkte 


fen Wortwechseln zwi 
sie doch ihre Waffenlieferungen. Gleichzeitig tat sie eher wenig dafür, 
um in den verschiedenen Friedensgesprächen jener Zeit auf israelische 


Zugeständnisse hinzuwirken. Als die eskalierende Gewalt jedoch neue 
Ängste vor einer möglichen Konfrontation der Supermächte weckte, 
übernahm Washington die Führung bei der Vereinbarung eines Waf- 
fenstillstands und überredete Israel, diesen zu akzeptieren - gegen das 


Versprechen deutlich vermehrter Hilfe.'"' Rine gemeinsame Absichtser- 
klärung verpflichtete die Vereinigten Staaten 1972 dazu, Flugzeuge und 
Panzer langfristig zur Verfügung zu stellen. Und Nixon und Kissinger 
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versprachen Israel zu konsultieren, bevor sie neue Friedensvorschläge 
machen würden. So hatte eine der beiden Supermächte einem kleinen 
Land quasi ein Vetorecht bei künftigen diplomatischen Initiativen ein- 
geräumt. Anfang der frühen 1970er Jahre, schreibt William Quandt, 
»bestand die Nahost-Politik der Vereinigten Staaten aus wenig mehr 
als offener Unterstützung für Israel.« Der israelische Außenminister 
Abba Eban nannte diese Phase später das »goldene Zeitalter« der US- 
Waffenlieferungen.'% 

Noch dramatischer war die US-amerikanische Unterstützung wäh- 


rend des arabisch-israelischen Jom-Kippur-Kriegs 1973. Zu Anfang 
vertrauten Nixon und Kissinger darauf, dass Israel schnell siegen wür- 
de. Sie glaubten, Amerikas Einfluss nach dem Krieg ließe sich maximie- 
ren, wenn die Unterstützung für Israel nicht allzu offensichtlich und 
der israelische Sieg nicht allzu deutlich ausfielen. Kissinger berichtet 
in seinen Memorien: »Würde der israelische Sieg überwältigend aus- 
fallen - wie wir zunächst annahmen —, mussten wir uns davor hüten, 
im Brennpunkt der arabischen Ressentiments zu stehen. Wir mussten 
dafür sorgen, dass die Sowjetunion nicht als Retterin der arabischen 
Welt auf den Plan trat ... Sollte der unerwartete Fall eintreten, dass 
Israel in Schwierigkeiten 
tung nötig war.«'® Angesichts solcher Erwartungen und strategischer 
Zielsetzungen reagierten die Vereinigten Staaten auf das anfängliche 
israelische Hilfeersuchen zögerlich. Doch als Israel sich unerwarte- 
ten Schwierigkeiten gegenübersah und der militärische Nachschub 
ausging, veranlassten Nixon und Kissinger im großen Maßstab eine 


ten wir tun, was zu seiner Ret- 


riet, mu: 


Luftbrücke mit lebensnotwendiger militärischer Ausrüstung, die durch 
eine zusätzliche Militärhilfe in Höhe von 2,2 Milliarden Dollar bezahlt 
wurde.'® Zwar hatte sich das Blatt schon gewendet, ehe maßgebliche 
US-Hilfe eintraf, aber die Unterstützung spornte die Israelis an und 
trug zum Sieg bei.'% Der Nachschub durch die USA veranlasste die 
Organisation der erdölfördernden Länder (OPEC) dazu, die Erdöl- 
förderung einzuschränken und einen Ölboykott gegenüber westlichen 
Ländern zu verhängen. Die Weltölpreise schnellten in die Höhe, und 
die wirtschaftlichen Kosten für die Vereinigten Staaten und ihre Ver- 
bündeten waren erheblich. 

Innerhalb gewisser Grenzen bevorzugte die US-Diplomatie während 
des Kriegs Israel. Die Vereinigten Staaten konnten König Hussein von 
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‚Jordanien von einem direkten Eingreifen abhalten. Kissinger übernahm 
die Waffenstillstandsverhandlungen (insbesondere die Gespräche mit 
der sowjetischen Führung in Moskau am 21. Oktober) und achtete 
darauf, dass Israels Handlungsfreiheit bis Kriegsende erhalten blieb. 
Auf Anweisung Nixons sollte Kissinger dem sowjetischen Generalse- 
kretär Breschnew sagen, die Vereinigten Staaten »wollten den Krieg 
nutzen, um im Nahen Osten einen umfassenden Frieden herzustel- 
len«, aber in Moskau drang Kissinger erfolgreich auf einen einfachen 
Waffenstillstand, bei dem Israel die Oberhand behielt. Er würde es 
in der Folge erleichtern, die Sowjetunion vom Friedensprozess aus- 
zuschließen. Dem Historiker Kenneth Stein zufolge »zeigen die von 
den Amerikanern verfassten Protokolle der drei Treffen Kissingers mit 
Breschnew eindeutig, dass er Moskau präzise und wiederholt die israe- 
lischen Interessen vortrug, durchaus entgegen Nixons Wünschen«. Der 
israelischen Führung missfiel diese - in ihren Augen — sowjetisch-ame- 
rikanische Kungelei zur Vereinbarung eines Waffenstillstands, doch 
wie Stein schreibt, »repräsentierte Kissinger im Kreml zwar nicht Isra- 
el, präsentierte aber mit Sicherheit die Sorgen und Nöte Israels«.!% 
Als der UN-Sicherheitsrat am 22. Oktober eine Resolution ver- 
abschiedete, die ein Ende aller Kämpfe innerhalb von zwölf Stunden 
forderte, gestattete Kissinger Israel, sich darüber hinwegzusetzen, um 
seine militärische Position zu stärken. Zuvor hatte er den israelischen 
Botschafter Simcha Dinitz darauf hingewiesen, dass Israel »gut bera- 
ten« sei, die Zeit seiner Moskaureise zu nutzen, um seine mi 


rischen 


Operationen zu vollenden. Und dem National Security Archive zufolge, 
einer Forschungsgruppe in Washington, die auf freigegebene US-Quel- 
len spezialisiert ist, »gab Kissinger den Israelis heimlich grünes Licht, 
die vereinbarte Waffenruhe zu verletzen«, um »trotz des bevorstehen- 
den Waffenstillstands Zeit für Vorstöße israelischen Militärs zu gewin- 
nen«.! Als der Waffenstillstand vollends scheiterte und die israelischen 
Streitkräfte Ägyptens Dritte Armee einkreisten, drohten die Sowjets 
unverblümt, mit eigenen Truppen einzugreifen. Daraufhin versetzten 
Nixon und Kissinger ihre Streitkräfte weltweit in Alarmbereitschaft, 
warnten Moskau in aller Schärfe, sich herauszuhalten, und erklärten 
den Israelis, 

Obwohl es in den schrittweise folgenden diplomatischen Bemühun- 
gen bis zum Sinai-Abkommen von 1975 harte Verhandlungen gab, 


s sei jetzt an der Zeit, die Kämpfe zu beenden. 


zu 


setzten die Vereinigten Staaten sich immer noch für die israelischen 
Interessen ein. Sie versprachen Israel nicht nur verstärkte Militärhilfe, 
sondern sicherten auch zu, Vorbereitungen einer künftigen Friedens- 
konferenz mit Israel abzustimmen. Und sie räumten Israel de facto 
ein Vetorecht gegenüber der Beteiligung der PLO an allen künftigen 
Friedensgesprächen ein. Tatsächlich versprach Kissinger - ein Verspre- 
chen, das der Kongress 1984 in Gesetzesform goss —, die Vereinigten 
Staaten würden die PLO weder anerkennen noch mit ihr verhandeln, 
solange sie nicht das Existenzrecht Israels anerkenne oder die UN- 
Resolutionen 242 und 338 akzeptiere. Diese Resolutionen hatten mit 
der Forderung nach Waffenstillstand die Kriege von 1967 und 1973 
beendet und Israels Rückzug aus den besetzten Gebieten bei gleichzei- 
tiger Anerkennung der israelischen Souveränität und Unabhängigkeit 
gefordert.'® Dem israelischen Historiker Avi Schlaim zufolge »machte 
Ider israelische Premierminister] Rabin Kissinger deutlich, dass das 
Kabinett das Sinai-Abkommen [zum Abzug] nicht ratifizieren würde, 
wenn es nicht von einer amerikanisch-israelischen Vereinbarung be- 
gleitet sei«. Und Schlaim nennt die daraus resultierenden Absprachen 
»ein Bündnis mit Amerika in allem bis auf den Namen«.!® 


Nach der unglücklichen israelischen Invasion im Libanon 1982 eil- 
ten die Vereinigten Staaten einmal mehr zu Hilfe. Während die Gewalt 
zwischen Israel und den PLO-Streitkräften im Südlibanon eskalierte, 
suchte der israelische Verteidigungsminister Ariel Scharon die Zustim- 
mung der Amerikaner für einen Militärschlag, der die PLO aus dem 
Libanon vertreiben, den syrischen Einfluss beseitigen und den Anfüh- 
rer der libanesischen Christen, B&chir Gemayel, an die Macht bringen 
sollte. US-Außenminister Alexander Haig schien diesen Plänen bedingt 
zuzustimmen - er äußerte, eine mögliche israelische Antwort solle so 
schnell und geschickt erfolgen wie eine neurochirurgische Operation, 
»wie eine Lobotomie« -, obwohl ihm das gesamte Ausmaß der israe- 
lischen Ziele möglicherweise nicht bekannt war und er zur Vorsicht 
mahnte: Die Israelis sollten nur handeln, wenn es, wie Haig es nannte, 
eine »international akzeptierte Provokation« gäbe. Israel marschierte 
im Juni 1982 in den Libanon ein (obwohl Haigs Kriterien nicht erfüllt 
waren!'0), aber der ehrgeizige Plan, die gesamte innenpolitische Land- 
schaft des Libanon neu zu gestalten, schlug fehl. Zwar gelang es den 
israelischen Streitkräften schnell, die Streitkräfte der PLO und Syriens 
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in die Flucht zu schlagen, doch Reste der PLO flüchteten nach Beirut, 
und die israelische Armee konnte sie von dort nicht vertreiben, ohne 
beträchtliche Verluste und Leid unter der libanesischen Zivilbevölke- 
rung anzurichten. Der US-Sonderbeauftragte Philip Habib handelte 
schließlich eine Übereinkunft aus, mit der die Belagerung beendet und 
der PLO der Rückzug ermöglicht wurde. Mehrere tausend US-Mari- 
nesoldaten wurden in der Folge als Teil einer multinationalen Friedens- 
truppe in den Libanon entsandt. 

Gemayels Ermordung im September vereitelte alle israelischen 
Hoffnungen auf eine proisraelische Regierung im Libanon. Die israe- 
lischen Streitkräfte gestatteten christlichen Milizen den Zugang zu den 
palästinensischen Flüchtlingslagern in Sabra und Schatila nahe Beirut, 
wo sie eine große Zahl palästinensischer und libanesischer Zivilisten 
abschlachteten. Die geschätzte Zahl der Toten lag zwi 
und mehr als 2000." Wiederholte Bemühungen, die inneren Kämpfe 
und die ausländische Besetzung im Libanon zu beenden, scheiterten, 
und die Amerikaner wurden nach und nach in den Strudel der Ereig- 
isse hineingerissen. Im April 1983 überfiel ein Selbstmordattentäter 
die amerikanische Botschaft und tötete 63 Menschen. Ein Anschlag 
mit einer Lastwagenbombe auf die Kasernen der Marinesoldaten, der 
im Oktober 241 Soldaten das Leben kostete, machte den Weg frei für 
den kompletten Rückzug der Vereinigten Staaten im darauffolgenden 
Jahr. 

Obwohl US-Regierungsbeamte - darunter Präsident Reagan selbst - 
über das israelische Vorgehen während des Kriegs betroffen waren, 


versuchten sie nicht, Israel dafür zu bestrafen. Reagan forderte den 
israelischen Premierminister Menachem Begin am 9. Juni in einem 
scharf formulierten Brief auf, den Vorschlag für einen Waffenstill- 
stand mit Syrien zu akzeptieren. Aber diese Zustimmung bedeutete 


kein großes Opfer, da die israelische Armee ihre Ziele gegenüber Syrien 
zu jenem Zeitpunkt bereits erreicht hatte.!!? »Trotz verbaler Proteste 
und anderer Gesten sowie gelegentlich echter Irritation«, schreibt der 
Historiker und Diplomat Itamar Rabinowitsch, gaben die Vereinigten 
Staaten Israel »die politische Unterstützung, mit der es den Krieg un- 
gewöhnlich lange durchhalten konnte«.''? 

Ja, anstatt Sanktionen zu beschließen, weil Israel in ein Nachbar- 
land eingedrungen war, stimmte der Kongress im Dezember 1982 für 
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weitere 250 Millionen Dollar Militärhilfe, trotz deutlicher Einwände 
von Präsident Reagan und seinem neuen Außenminister George W. 
Shultz erinnerte sich später: 


»Anfang Dezember [1982] ..kam mir zu Ohren, dass ein Antrag auf dem langen, 
langsamen Weg durch den Kongress war, mit dem die US-Militärhilfe für Israel 
um 250 Millionen Dollar erhöht werden solite: Dies angesichts der israelischen 
Invasion im Libanon, des Einsatzes von Streubomben und der Beteiligung an 
den Massakern von Sabra and Schatila! Wir kämpften gegen diesen Antrag, und 
wir kämpften hart. Präsident Reagan und ich schalteten uns persönlich ein, wir 
riefen etliche Senatoren und Kongressmitglieder an. Am 9. Dezember kam von 
mir noch ein Schreiben hinzu, in dem es hieß, der Antrag scheine »die israelische 
Politik zu billigen und zu belohnen«. Außenminister Schamir nannte Präsident 
Reagans Widerstand »einen unfreundlichen Akt< und sagte, ver gefährde den 
Friedensprozess«. Der Antrag segelte direkt an uns vorbei und wurde vom Kon- 
gress genehmigt, als hätte es Präsident Reagan und mich gar nicht gegeben. Ich 
war erstaunt und entmutigt. Mir wurde lebhaft deutlich, welchen Einfluss Israel 
in unserem Kongress hat. Ich sah ein, dass ich mit den Israelis sehr vorsichtig 
umgehen musste, wenn ich Einfluss auf das Kongressverhalten in Sachen Israel 
nehmen und die Unterstützung für meine Fortschrittsbemühungen im Nahen 
Osten nicht verlieren wollte.«''* 


Trotzdem schlossen sich Shultz und Reagan bald dem Kongress an: 
Die gemeinsame Absichtserklärung über strategische Zusammenarbeit 
von 1981 (ausgesetzt nach der Annexion der Golanhöhen durch Isra- 
el) wurde im November 1983 wieder in Kraft gesetzt, weil wichtige 
US-amerikanische Regierungsvertreter glaubten, die enge Zusammen- 


arbeit sei der einzige Weg, Israels Verhalten zu beeinflussen. !'S 

Die amerikanische Tendenz, sich auf die Seite Israels zu schlagen, 
war auch bei Friedensverhandlungen spürbar. Die Vereinigten Staaten 
spielten eine Schlüsselrolle bei den misslungenen Friedensbemühungen 
nach dem Sechstagekrieg und bei den Gesprächen, die den Abnut- 
zungskrieg 1970 beendeten. Sie erklärten sich bereit, Beratungen mit 
Israel zu führen, ehe 1972 weitere Friedensinitiativen unternommen 
wurden, und Kissinger gelang es während seiner schrittweisen Diplo- 
matie nach dem Oktoberkrieg niemals, Israel deutlich unter Druck 
setzen. In einem Moment während der Verhandlungen beklagte er 
sich: »Ich bitte Rabin, Zugeständnisse zu machen, und er sagt, das 
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kann er nicht, weil Israel schwach ist. Also gebe ich ihm mehr Waffen, 
und dann sagt er, er muss keine Zugeständnisse machen, weil Israel 
stark ist.«'"6 Wie oben erläutert, kamen die Rückzugsvereinbarungen 
zwischen Ägypten und Israel vor allen Dingen zustande, weil die Verei- 
nigten Staaten zusätzliche Hilfe versprachen und weil die Amerikaner 
die Verpflichtung eingingen, auf der Sinai-Halbinsel zivile Beobachter 
zu stationieren. 

Das gleiche Muster wird bei den Verhandlungen der Clinton-Re- 
gierung deutlich, die 1993 zu den Vereinbarungen von Oslo führten 
sowie 1999 bis 2000 zu dem missglückten Versuch, eine Vereinbarung 
über den Status der palästinensischen Gebiete und der palästinensisch- 
israelischen Beziehungen zu finden. Gelegentlich gab es Spannungen 
zwischen den Vertretern der Clinton-Regierung und ihren israelischen 
prächspartnern, aber die Vereinigten Staaten stimmten ihre Posi- 


tionen eng mit Israel ab und unterstützten im Großen und Ganzen die 
israelische Linie beim Friedensprozess, selbst wenn die Vertreter der 
Vereinigten Staaten ernsthafte Bedenken angesichts der israelischen 
Strategie hatten.''” Ron Pundak, israelischer Unterhändler und ein 
wichtiger Bevollmächtigter bei den Verhandlungen zum Osloer Ab- 
kommen sowie einer der Architekten der anschließenden Rahmenver- 
einbarung für die Statusverhandlungen in Camp David 2000, erklärte: 
» Traditionell übernahm das [US-]Außenministerium ... die Position 
des israelischen Premierministers. Das zeigte sich besonders extrem 
unter der Netanjahu-Regierung, wenn die amerikanische Regierung 
mitunter für den israelischen Premier zu arbeiten schien, indem sie 
he Seite zu überzeugen (und unter Druck 


versuchte, die palästineı 
zu setzen), das israelische Angebot anzunehmen. Diese amerikanische 
Tendenz war auch unter Barak offenkundig. «!!® 

US-Teilnehmer am Friedensprozess schen die Dinge ähnlich, bei- 
spielsweise Robert Malley, Sonderberater für arabisch-israelische 
Angelegenheiten unter Präsident Clinton und ebenfalls ein wichtiger 
"Teilnehmer in Camp David: »Die [israelischen] Vorschläge wurden in 
Camp David nie schriftlich vorgelegt ... Sie wurden im Allgemeinen 
als US-Vorschläge unterbreitet, nicht als israelische.« Diese Praxis un- 
ht das Ausmaß, in dem die Vereinigten Staaten Israel diplo- 
matisch unterstützten, obwohl sie eigentlich als neutrale Vermittler 
agieren sollten. Die US-Vermittler waren auch durch die »No-Surprise- 
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Regel« eingeschränkt, die Malley als amerikanische Verpflichtung be- 
schreibt, »jeden Vorschlag zumindest im Vorhinein mit Israel zu be- 
sprechen, wenn nicht zu klären. Weil Baraks Strategie es ausschloss, 
seine Mindestforderungen allzu früh zu offenbaren (auch nicht dem 


Präsidenten gegenüber), erfand er die „No-Surprise-Regel“, um gegen 


Vorschläge der Vereinigten Staaten zu protestieren, die ihm zu weit 
gingen. Das führte dazu, dass die Vereinigten Staaten (häufig ohne 
genau Bescheid zu wissen) israelische Verhandlungspositionen vortru- 
gen und sie als absolut äußerste Grenze darstellten, über die Israel 
keinesfalls hinausgehen könne.«'!? Aaron David Miller — Berater von 
sechs verschiedenen Außenministern zum Thema Nahost und ara- 
bisch-israelische Beziehungen und eine weitere Schlüsselfigur bei den 
Friedensbemühungen der Clinton-Regierung — drückte das bei einer 
Analyse der gescheiterten Verhandlungen 2005 so aus: »Wir haben 
viel zu oft ... als Anwalt Israels agiert. «'20 


Schlussbemerkung 


Seit der Gründung Israels 1948 konzentrieren sich wesentliche Ele- 
mente der amerikanischen Nahostpolitik auf das Engagement für den 
jüdischen Staat. Wie wir im Einzelnen in Teil II darlegen werden, nahm 


diese Tendenz im Laufe der Zeit immer mehr zu. Abschließend noch 
ein Hinweis auf Israels privilegierte Stellung unter allen US-Verbün- 
deten: Seit 1976 haben sechs israelische Regierungschefs vor gemein- 
samen Kongresssitzungen gesprochen, mehr als aus jedem anderen 
Land.'?! Vielleicht ist das trivial, aber es bleibt dennoch erstaunlich, 
dass diese sechs Politiker ein Land repräsentierten, dessen Bevölkerung 
2007 kleiner war als die von New York City. 

Jitzchak Rabin hatte Recht: Amerikas Großzügigkeit gegenüber Is- 
rael ist »in der modernen Geschichte ohnegleichen«. Aus bescheidenen 


Anfängen hat sie sich zu einer „besonderen Beziehung“ ohne Beispiel 
entwickelt. Wie Mitchell Bard und Daniel Pipes es ausdrücken: » Aus 
einer vergleichenden Perspektive haben die Vereinigten Staaten und 
Israel in der internationalen Politik vielleicht die ungewöhnlichste Ver- 
bindung überhaupt.«'?? 
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Diese Unterstützung hat zu einem positiven Ergebnis geführt: Sie 
hat Israel geholfen, sich zu entwickeln und zu gedeihen. Für viele Men- 
schen mag dieser Umstand allein alle Hilfe der Vereinigten Staaten 
im Lauf der Jahre rechtfertigen. Angesichts dieser Unterstützung ist 
es keine Überraschung, dass eine Umfrage des Pew Research Centers 
vom Juni 2003 zu dem Ergebnis kam, dass in 20 von 21 untersuch- 
ten Ländern — darunter enge Verbündete der Vereinigten Staaten wie 
Großbritannien, Frankreich, Kanada und Australien - entweder eine 
Mehrheit oder eine große Zahl der Bevölkerung glaubt, dass die ame- 
rikanische Nahostpolitik »Israel zu schr bevorzugt«. Noch überra- 
schender ist vielleicht, dass eine große Zahl von Israelis (47 Prozent) 
dieser Aussage zustimmt. '* 

Obwohl die Vereinigten Staaten eine Reihe von Vorteilen aus ihrer 
Unterstützung für Israel und den unbestreitbaren israelischen Erfolgen 
ziehen, haben sie viel mehr gegeben als gewonnen. Eine solche Groß- 
zügigkeit wäre verständlich, wenn die Vereinigten Staaten auf Israel 
aus strategischen Gründen nicht verzichten könnten — das heißt, wenn 
die Existenz Israels und sein fortgesetztes Wachstum substanziell zur 
Sicherheit der Vereinigten Staaten beitrügen. Sie ließe sich auch leicht 
erklären, wenn es einen einleuchtenden mor: hen Grund für so viel 
materielle Hilfe und diplomatische Unterstützung gäbe. Aber das ist 
nicht der Fall. In den nächsten beiden Kapiteln zeigen wir, dass weder 


strategische Interessen noch moralische Verpflichtungen erklären kön- 
gig und 


nen, warum die Vereinigten Staaten Israel weiterhin so großz: 
uneingeschränkt unterstützen. 
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Kapitel 2 


Israel: Strategischer Gewinn oder 
strategische Last? 


Die amerikanische Bereitschaft, Israel wirtschaftlich, militärisch und 
diplomatisch umfassend zu unterstützen, ließe sich leicht verstehen, 
wenn damit die strategischen Interessen Amerikas insgesamt gefördert 
würden. Die großzügige Hilfe für Israel wäre beispielsweise gerechtfer- 
tigt, wenn sie für die Vereinigten Staaten eine kosteneffektive Lösung 
im Umgang mit Ländern wäre, die Washington zuvor als feindlich 


eingestuft hat. Dauerhafte US-Hilfe wäre auch sinnvoll, wenn die 
Vereinigten Staaten etwas zurückbekämen und wenn der Wert die- 
konomischen und politischen Kosten der US- 
Unterstützung überträfe. Wenn Israel wichtige natürliche Ressourcen 


ser Gegenleistung die 


besäße (beispielsweise Öl- oder Gasvorräte) oder wenn es an einer 
entscheidenden geographischen Stelle läge, dann würden die Vereinig- 
ten Staaten vielleicht Hilfen zur Verfügung stellen, um die guten Be- 
ziehungen aufrechtzuerhalten und andere Interessenten fernzuhalten. 
Kurz gesagt, Hilfe für Israel ließe sich leicht erklären, wenn dadurch 
die Amerikaner sicherer oder wohlhabender würden. Die strategische 
Bedeutung Israels für die Vereinigten Staaten würde aufgewertet, wenn 
Amerika durch die Unterstützung für Israel neue Freunde weltweit 
gewinnen und nicht die US-Beziehungen zu anderen strategisch wich- 
tigen Ländern untergraben würde. 

Die Befürworter großzügiger Unterstützung Israels mit US-Mitteln 
greifen - kaum überraschend - immer wieder auf solche Argumente 
zurück. In den 1980er Jahren haben beispielsweise Wissenschaftler 
wie Steven Spiegel und A.F.K. Organski argumentiert, Israel sei im 
Kalten Krieg ein wichtiger strategischer Aktivposten geworden. Die 
großzügige US-Hilfe sei geradezu ein Schnäppchen angesichts der 
Vorteile, die damit für die Vereinigten Staaten einhergingen.' Und 
Hyman Bookbinder, Vertreter des American Jewish Committee (AJC) 
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in Washington, hat es 1984 so ausgedrückt: »Wir überschlagen uns 
fast, um den Menschen klarzumachen, dass die Hilfe für Israel auch 
im strategischen Interesse der Amerikaner ist.«? Die einflussreichste 
proisraelische Lobby-Organisation, das American Israel Public Af- 
fairs Committee (AIPAC), stellt heute fest, die Vereinigten Staaten 
und Israel verbinde eine »tiefe strategische Partnerschaft, die darauf 
inder zu begegnen«, 


abzielt, den gemeinsamen Bedrohungen beider I 
und die amerikanisch-israelische Zusammenarbeit habe sich bei der 
Verteidigung und Sicherheit Israels »als ungeheuer wichtig und immer 
wichtiger erwiesen«.? Die neokonservative Organisation Project for 
the New American Century {PNAC) nennt Israel » Amerikas zuver- 
lässigsten Verbündeten gegen den internationalen Terrorismus«, und 
das Jewish Institute for National Security Affairs (JINSA) erläutert 
die strategische Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten Staaten 
und Israel als »wichtigen Faktor in der globalen Sicherheitsgleichung 
der Vereinigten Staaten.«* Martin Kramer zufolge, einem Stipendiaten 
des Shalem Centers in Israel und des Washington Institute for Near 
East Policy (WINEP), unterstützen die Vereinigten Staaten Israel nicht 
aufgrund »eines Holocaust-Schuldgefühls oder wegen gemeinsamer 
mokratischer Werte«, sondern weil Hilfen für Israel »die Pax Ame- 
ricana im östlichen Mittelmeerraum untermauern« und weil dies »ein 
kostengünstiger Weg [ist], in diesem Teil des Nahen Ostens Ordnung 
zu halten. Der israelische Stratege Efraim Inbar stimmt dem zu, in 
dem er erklärt, dass »die Argumente fü 
nische Unterstützung Israels sehr stark sind, weil Israel aufgrund seiner 


eine fortgesetzte US-amerika- 


s 
seiner technologischen und militärischen Möglichkeiten ein wichtiger 
strategischer Verbündeter ist«.‘ 

Die strategische Begründung für eine umfangreiche US-Unterstüt- 


ategischen Lage und seiner politischen Stabilität, aber auch wegen 


zung des jüdischen Staats sicht diese Politik nicht als einen wohltätigen 
Akt oder eine moralische Verpflichtung und ganz sicher nicht als eine 
Folge der Lobby-Arbeit in den Vereinigten Staaten.’ Stattdessen soll 
die Hilfe für Israel ein Ausdruck des amerikanischen strategischen Ge- 
samtinteresses sein: Die Vereinigten Staaten unterstützen Israel, weil 
dadurch alle Amerikaner sicherer leben. 

In diesem Kapitel zeigen wir, dass diese Sicht der Dinge bestenfalls 
überholt ist und schlimmstenfalls falsch. Möglich, dass die Unterstüt- 


Ei} 


zung für Israel in der Vergangenheit strategische Vorteile gebracht hat, 
aber der Nutzen hat sich in den letzten Jahren deutlich verringert, wäh- 
send die wirtschaftlichen und diplomatischen Kosten gestiegen sind. 
Anstatt von strategischem Nutzen für die Vereinigten Staaten zu sein, 
wurde Israel zur strategischen Last. Aufgrund der massiven Unterstüt- 
zung für Israel wurde die Gefahr für Amerikaner größer, nicht klei- 
ner, was es den Vereinigten Staaten erschwert, wichtige und dringliche 
außenpolitische Ziele zu erreichen. Obwohl die Vereinigten Staaten 
zwingende Gründe haben, die Existenz Israels zu fördern und sich für 
das Fortbestehen dieses Staats einzusetzen — das derzeitige Niveau der 
US-Hilfe und ihre größtenteils bedingungslose Vergabe lassen sich aus 
strategischen Gründen nicht rechtfertigen. 

Wir beginnen damit, Israels Rolle im Kalten Krieg zu bewerten, weil 
für diese Zeit die Behauptung, Israel sei ein wichtiger strategischer 
Posten, am überzeugendsten zutrifft. Sodann widmen wir uns der 
Argumentation, die nach Aufl 
wurde - speziell dem Argument, die Unters: 
die gemeinsame Bedrohung durch den internationalen Terrorismus 
und einer Gruppe „Schurkenstaaten“ gerechtfertigt. Und wir zeigen, 
he Be- 
gründung für eine bedingungslose US-Unterstützung liefern kann. 


sung der Sowjetunion herangezogen 
tzung für Israel sei durch 


dass dieses Argument ebenfalls keine überzeugende strategis 


Gemeinsam gegen die Sowjetunion 


Als Israel 1948 gegründet wurde, betrachteten die US-amerikanischen 
Entscheidungsträger das Land nicht als strategischen Aktivposten. Der 
neue Staat galt als schwach und potenziell verletzlich, und die ameri- 


kanischen Politiker erkannten, dass ein allzu enges Verhältnis zu Israel 
die Position der Vereinigten Staaten andernorts im Nahen Osten unter- 
graben würde. Präsident Trumans Entscheidung, den UN-Teilungsplan 
für Palästina zu unterstützen und Israel anzuerkennen, beruhte nicht 
auf strategischen Überlegungen, sondern auf echter Anteilnahme am 
jüdischen Leid und auf einer gewissen religiösen Überzeugung, wonach 
es wünschenswert sei, die Juden in ihr Heimatland zurückkehren zu 
lassen. Hinzu kam die Einschätzung, dass die Anerkennung Israels 
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von vielen amerikanischen Juden befürwortet wurde und folglich in- 
nenpolitische Vorteile einbringen würde. Gleichzeitig sprachen sich 
mehrere Berater Trumans - darunter Außenminister George Marshall 
und der Leiter des politischen Planungsstabs George Kennan - gegen 
die Entscheidung aus, weil sie glaubten, dadurch würden die US- 
amerikanischen Beziehungen zur arabischen Welt gefährdet und ein 
sowjetischer Vorstoß in der Region erleichtert. Wie Kennan in einem 
internen Vermerk 1948 notierte, wäre es »zum Nachteil der US-ameri- 
kanischen Sicherheit [im Nahen Osten insgesamt], die extremen Ziele 
des politischen Zionismus zu unterstützen«. Insbesondere, so sagte er, 
würde es die Chancen der Sowjetunion vergrößern sowie Ölkonzes- 
sionen und Stationierungsrechte der Vereinigten Staaten in der Region 
gefährden. 

Bis Anfang der 1960er Jahre hatte sich diese Sicht der Dinge ver- 
ändert, und die Kennedy-Regierung kam zu dem Schluss, dass Israel 
angesichts der wachsenden sowjetischen Hilfe für Ägypten, Syrien und 
den Irak mehr Unterstützung verdiente.'® Die israelische Führung be- 
tonte ihren potenziellen Wert als Verbündeter, und ihr verblüffender 
Sieg im Sechstagekrieg (1967) untermauerte diesen Anspruch durch 
eine anschauliche Demonstration ihrer mili hen Fähigkeiten. Wie 
im vorangegangenen Kapitel erläutert, sahen Nixon und Kissinger 
in der verstärkten Unterstützung Israels einen effektiven Weg, dem 
sowjetischen Einfluss in der Region zu begegnen." Die Vorstellung 
von Israel als einem „strategischen Aktivposten“ etablierte sich in den 
1970er Jahren und wurde bis Mitte der 1980er Jahre zu einem Glau- 
bensgrundsatz. 

Israels strategischer Wert in den Jahren 1967 bis 1989 ist offensicht- 
dische Staat als Amerikas Stellvertreter im Nahen 
Osten diente, half er den Vereinigten Staaten, die sowjetische Expan- 


lich. Indem der 


sion in dieser wichtigen Region in Grenzen zu halten und gelegent- 
lich andere regionale Krisen beizulegen.'? Wenn Staaten, die von der 
Sowjetunion abhängig waren, von Israel militärisch gedemütigt wur- 
den — wie Ägypten und Syrien im Sechstagekrieg 1967 und im Jom- 
Kippur-Krieg 1973 —, schadete das auch dem Ruf Moskaus, während 
das Prestige der Vereinigten Staaten zunahm. Dies war ein wesentliches 
Element der Strategie von Nixon und Kissinger im Kalten Krieg: Indem 
sie Israel ganz und gar den Rücken stärkten, wurde es Ägypten und 
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Syrien unmöglich, die 1967 verlorenen Gebiete zurückzubekommen. 
Zugleich wurde der begrenzte Wert sowjetischer Unterstützung de- 
monstriert. Diese Strategie trug in den 1970er Jahren Früchte, als der 
ägyptische Präsident Anwar as-Sadat die diplomatischen Beziehungen 
zu Moskau abbrach und sich in Richtung Amerika umorientierte - ein 
Durchbruch, der den Weg für den ägyptisch-israelischen Friedensver- 
trag von 1979 freimachte. Die wiederholten Siege Israels zwangen die 
Sowjetunion zudem, die abhängigen Staaten nach jeder Niederlage mit 
wertvollen Waffenreserven neu auszurüsten, was die überstrapazierte 
sowjetische Wirtschaft nicht gut verkraften konnte. 

Israel trug im weiteren Sinne auch zum amerikanischen Feldzug 
gegen die Sowjetunion bei, indem es den USA Informationen über 
sowjetische Ressourcen, über von der Sowjetunion abhängige Staaten 
und den Nahen Osten allgemein weitergab. 1956 beispielsweise fiel 
einem israelischen Spion die Kopie einer Geheimrede in die Hände, 
mit der der sowjetische Parteichef Nikita $. Chruschtschow Stalin de- 
nunzierte. Diesen Fund gab Israel sofort an die Vereinigten Staaten 
weiter. In den 1960er Jahren ermöglichte Israel US-amerikanischen 
Verteidigungsexperten den Zugang zu einem sowjetischen MiG-21- 
Flugzeug, das ein irakischer Überläufer beschafft hatte, sowie später 
zu sowjetischen Waffen, die in den Kriegen 1967 und 1973 erbeutet 
worden waren.'’ Zudem profitierten die Vereinigten Staaten vom Zu- 


gang zu israelischen Trainingseinrichtungen, von der fortschrittlichen 
Technologie der israelischen Rüstungsfirmen und von Gesprächen mit 
israeli 
Sicherheitsprobleme. 

Diese Rechtfertigung für die Unterstützung Israels ist in der Sache 
völlig korrekt, und Israel mag in dieser Zeit wirklich von Nutzen für 


die Vereinigten Staaten gewesen sein. Trotzdem liegt der Fall nicht 


hen Experten über die Terrorismusbekämpfung und andere 


ganz so klar, wie die Fürsprecher Israels meinen, und wurde in jener 
Zeit von verschiedenen US-Experten hinterfragt.'* Warum? Weil die 
wachsende Partnerschaft mit Israel über die unmittelbare ökonomi- 
sche Belastung hinaus erhebliche Folgekosten für die Vereinigten Staa- 
ten mit sich brachte und weil Israels Möglichkeiten, seinem erheblich 


mächtigeren Partner zu helfen, naturgemäß beschränkt waren. 
Erstens: Das israelische Militär hat dazu beigetragen, von der Sow- 
jetunion abhängige Staaten wie Ägypten, Syrien und den Irak in ihre 
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Schranken zu verweisen. Aber zunächst spielte Amerikas Engagement 
für Israel auch eine wesentliche Rolle dabei, diese Staaten überhaupt 
erst in Moskaus Arme zu treiben. Ägypten und Syrien hatten seit Ende 
der 1940er Jahre einen erbitterten Konflikt mit Israel, und sie bekamen 
trotz mehrfacher Anfragen keine Hilfe aus Washington. Die ameri- 
kanische Unterstützung für Israel war bei weitem nicht so großzügig 
wie heute, doch die Vereinigten Staaten fühlten sich dem Überleben 
Israels verpflichtet und waren nicht bereit, irgendetwas zu tun, was 
die israelische Sicherheit untergraben könnte. Insbesondere wollten sie 
Ägypten oder Syrien nicht mit Waffen versorgen, die möglicherweise 
gegen den jüdischen Staat eingesetzt werden könnten. Folglich war 
der ägyptische Präsident Gamal Abdel Nasser gezwungen, sich an die 
Sowjetunion zu wenden, als im Februar 1955 bei einem israelischen 
Angriff auf einen ägyptischen Armeestützpunkt in Gaza 37 ägyptische 
Soldaten getötet und 31 verwundet wurden. Nasser nannte den Über- 
fall im Gazastreifen mehrfach einen Wendepunkt, der das erste größe- 
re arabische Waffengeschäft mit der Sowjetunion herbeigeführt habe, 
wodurch die Sowjetunion praktisch über Nacht zu einem Hauptakteur 
im Nahen Osten wurde. Als Reaktion auf den Überfall schloss Nasser 
außerdem einen geheimen Verhandlungskanal zur israelischen Regie- 
rung und wechselte sein Vorgehen: von bescheidenen Bemühungen, 
die arabische Infiltration in Grenzen zu halten, hin zu ihrer aktiven 
Unterstützung." Angesichts des andauernden Konflikts mit Israel und 
des amerikanischen Zögerns, Waffen zur Verfügung zu stellen, hatten 
Israels hauptsächlich arabische Gegner kaum eine andere Wahl, als die 
Hilfe der Sowjets zu suchen, trotz der eigenen Befürchtungen, die mit 
der größeren Nähe zu Moskau verbunden waren.'‘ 

Zweitens: Obwohl die US-amerikanische Unterstützung für Isra- 
el die Sowjetunion stärker unter Druck setzte, nährte sie auch den 
arabisch-israelischen Konflikt und blockierte den Weg zu seiner Bei- 
legung. Das Ergebnis verfolgt Israel und die Vereinigten Staaten noch 
heute. Mit Hilfe der Nixon/Kissinger-Strategie gelang es schließlich, 
Ägypten aus dem sowjetischen Dunstkreis herauszuholen. Aber die 
Tendenz, Nahostprobleme vor allen Dingen durch die Brille des Kalten 
Kriegs zu betrachten (und folglich Israel zu unterstützen, komme, was 
da wolle), verschloss den Vereinigten Staaten die Augen für mehrere 
vielversprechende Friedenschancen, darunter 1971 bis 1972 die wie- 
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derholten Signale des ägyptischen Präsidenten Anwar as-Sadat, er sei 
zu Verhandlungen bereit.'” Vor einer Gruppe von Privatleuten erin- 
nerte sich Kissinger 1975 daran, wie Außenminister William Rogers’ 
Bemühungen um eine Übergangsvereinbarung 1971 gescheitert waren, 
und zwar »an der Frage, ob 1000 ägyptische Soldaten den Kanal über- 
queren durften oder nicht. Mit der Vereinbarung wäre der Krieg von 
1973 vermieden worden. Ich muss heute sagen, es tut mir leid, dass ich 
Rogers’ Bemühungen damals nicht stärker unterstützt habe.«'® 
Drittens ließ die Ausweitung und Intensivierung der amerikanisch- 
israelischen Beziehungen in den 1960er und 1970er Jahren den Anti- 
amerikanismus in der gesamten arabischen und islamischen Welt an- 
wachsen. »Zur Zeit des Ersten Weltkriegs«, schreibt Ussama Makdi: 
von der Rice University in Texas, »war das Bild der Vereinigten Staa- 
ten in den arabischen Provinzen des Osmanischen Reichs allgemein 
positiv; diejenigen Araber, die von dem Land wussten, sahen darin 
eine Großmacht, die nicht so imperialistisch war wie Großbritannien, 
Frankreich und Russland.«'’ Selbst nach der Gründung Israels hielt 
sich die arabische Ablehnung in Grenzen, weil sich die Vereinigten 
Staaten bemühten, im Nahen Osten ein Gleichgewicht zu halten, und 
weil Frankreich und nicht die Vereinigten Staaten bis 1967 Israels 
Hauptwaffenlieferant war. Die Konflikte, die es mit „fortschrittli- 
chen“ arabischen Staaten wie Nassers Ägypten gab, gingen zum Teil 
auf Meinungsverschiedenheiten über Israel zurück, zum Teil resultier- 
ten sie aber auch aus der US-Unterstützung für konservative Monar- 
chien im Nahen Osten (z.B. für den Schah im Iran, für König Hussein 
von Jordanien, für das saudische Königshaus), die allesamt Nasser 


ebenfalls feindlich gegenüberstanden. Zum Schaden der Vereinigten 
Staaten goss ihre Unterstützung für Israel und für diese Regime (die 
Washington als „gemäßigt“ betrachtete und seine Gegner als „reak- 
tionär“) Öl ins Feuer einer wachsenden. Tendenz: Viele Araber sahen 
in den Vereinigten Staaten nunmehr den Erben des früheren britischen 
Imperialismus.” 

Die arabische Feindseligkeit nahm zu, wie auch die Unterstützung 
für Israel zunahm, und sie wurde deutlich verschärft durch die israe- 
lische Besetzung des Westjordanlands, der Sinai-Halbinsel, des Ga- 
zastreifens und der Golanhöhen 1967 und durch die anschließende 


Unterdrückung der palästinensischen Araber, die in den sogenannten 
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besetzten Gebieten lebten. Während des Kalten Kriegs suchten auf- 
grund dieser Situation mehrere nahöstliche Regime enge Beziehungen 
zur Sowjetunion, was den US-amerikanischen Einfluss weiter verrin- 
gerte. Diese Situation trug auch zum Aufstieg des arabischen und is- 
lamischen Extremismus bei, wie einige vorausschauende Analytiker 
bereits vor zwei Jahrzehnten prophezeit hatten. Harry Shaw, der che- 
malige Leiter der Abteilung für Militärhilfe im Office of Management 
and Budget im Weißen Haus, warnte beispielsweise 1985/86 davor, 
»dass Israels Siedlungspolitik im Westjordanland nicht im US-ameri- 
kanischen Interesse liegt und der US-amerikanischen Politik zuwider- 
läuft. Die mangelnden Fortschritte in Richtung einer Friedensregelung 
- für die Israel und seine arabischen Nachbarn die Verantwortung 
tragen hwächen solche Araber, die in Frieden leben wollen, und 
stärken den Einfluss der islamischen Fundamentalisten und anderer 
Araber, die kein Interesse an einer stabilen Lösung im Nahen Osten 
haben, die mit US-amerikanischen Interessen und der israelischen Si- 
cherheit vereinbar wäre. «2! Amerikas Beziehungen zur arabischen und 
islamischen Welt wären auch ohne Israel als Verbündeten keineswegs 
perfekt, aber ein unparteiischeres Verhalten hätte einen wichtigen 
tpunkt von vornherein ausgeräumt. Diese Tatsache ging auch 
aclischen Militärführer und Politiker Mosche Dajan nicht vor- 
bei, in dessen Memoiren sich die aufschlussreiche Darstellung eines 
Gesprächs mit Kissinger zur Zeit des Jom-Kippur-Kriegs 1973 findet. 
»Laut habe ich damals gesagt, die Vereinigten Staaten seien das einzige 
Land, das zu uns halte«, schrieb Dajan, »aber im Stillen dachte ich, 
die Vereinigten Staaten tatsächlich lieber die Araber unterstützen 
würden. «22 

Die Unterstützung für Israel zog zusätzliche Kosten für die Verei- 
nigten Staaten nach sich, beispielsweise das arabische Ölembargo und 
die Produktionsausfälle im Jom-Kippur-Krieg 1973. Die Entscheidung 
zum Einsatz der „Ölwaffe“ war eine direkte Reaktion auf Nixons 
Entscheidung, Israel während des Kriegs 2,2 Milliarden Dollar mi- 
litärische Nothilfe zukommen zu lassen - sehr zum Schaden der US- 
Wirtschaft. Wegen höherer Rohölpreise und einer geschätzten Ver- 
ringerung des Bruttoinlandsprodukts um zwei Prozent kosteten das 
Embargo und die Produktionsausfälle die USA allein 1974 rund 48,5 
Milliarden Dollar (was ungefähr 140 Milliarden Dollar im Jahr 2000 


das: 


85 


entspricht). Die Ölkrise führte auch zu ernsthaften Belastungen in den 
US-Beziehungen mit wichtigen Verbündeten in Europa und Asien.’ 
Israel dabei zu helfen, zwei von der Sowjetunion abhängige Staaten zu 
merika- 


besiegen, mag eine positive Entwicklung hinsichtlich der U 
in, aber die Vereinigten 
Staaten zahlten einen hohen Preis für den Sieg. 


nischen Anliegen im Kalten Krieg gewesen 


Die übrigen Beiträge Israels zum Kalten Krieg waren nützlich, aber 
ihr strategischer Wert sollte nicht überschätzt werden. Beispielsweise 
stellte Israel den Vereinigten Staaten tatsächlich brauchbare Informa- 
tionen zur Verfügung, aber es gibt keine Beweise dafür, dass Jeru- 
salem Washington Informationen gab, die den Wettstreit unter den 
Supermächten entscheidend beeinflusst oder es Amerika ermöglicht 
hätten, dem kommunistischen Gegner einen entscheidenden Schlag 
zu versetzen. Am nützlichsten war anscheinend der Zugang zu er- 
hen Waffen und zu Angaben über ihre Effizienz im 
Kampf sowie Einschätzungen von sowjetischen Juden, d 
el emigriert waren. Die Vereinigten Staaten entwickelten dank dieser 
Informationen Waffen und Taktiken, die ihren Wert bewiesen hät- 
ten, wäre es je zur großen Auseinandersetzung zwischen den Super- 
mächten gekommen. Und d 
Staaten zweifellos beim Kampf gegen von der Sowjetunion abhängige 
Staaten nützlich, wie im Fall Irak. Aber der Irak war eine drittklas- 
sige Militärmacht, und die Vereinigten Staaten brauchten kaum viel 
Hilfe, um Saddam 1991 zu besiegen oder ihn 2003 zu stürzen. Der 
Zugang zu israelischen Trainingseinrichtungen und die Konsultationen 
mit israelischen Experten waren ebenfalls nützlich und wurden gern 
angenommen, aber diese Vereinbarungen waren für die Entwicklung 


beuteten sowje 


nach Isra- 


se Informationen waren den Vereinigten 


der amerikanischen Militärmacht und ihren endgültigen Sieg über die 
Sowjetunion nie von entscheidender Bedeutung. 

Ja, mitunter war die israelische „Hilfe“ sogar von zweifelhaftem 
Wert, Ein ehemaliger CIA-Mitarbeiter berichtet, er sei »entsetzt gewe- 
sen über die mangelnde Qualität der [israelischen] Geheimdienstinfor- 
mationen über die arabische Welt ... Ihre taktischen Militärinforma- 
tionen waren erstklassig. Aber sie kannten ihren Feind nicht. Ich sah 
mir die politischen Informationen an, und sie waren lausig, lächerlich 
schlecht. ... Zum größten Teil handelte es sich um Gerüchte. «2 Israel 
versorgte die Vereinigten Staaten bei verschiedenen Gelegenheiten auch 
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mit falschen oder irreführenden Informationen, möglicherweise, um 
die Vereinigten Staaten zu einer von Israel gewünschten Handlungs- 
weise zu bewegen. Vor dem Sechstagekrieg beispielsweise gab Israel 
den Vereinigten Staaten Geheimdienstinformationen, die ein düsteres 
und beängstigendes Bild der ägyptischen Möglichkeiten und Absich- 
ten zeichneten. Amerikanische Geheimdienstmitarbeiter hielten diese 
Darstellung für falsch und politisch motiviert. Der nationale Sicher- 
heitsberater W. W. Rostow sagte zu Präsident Johnson: » Wir glauben 
nicht, dass die Einschätzung der Lage, die die Israelis vorgelegt haben, 

eine ernsthafte Einschätzung von der Art ist, wie sie sie ihren eigenen 
hohen Beamten vorlegen. Wir denken, es handelt sich möglicherweise 


n Schachzug, um die Vereinigten Staaten zu einer oder mehre- 
ven der folgenden Reaktionen zu bewegen: (a) Militärgüter liefern, (b) 
ich öffentlich stärker hinter Israel stellen, (c) der israelischen Militär- 
initiative zustimmen und (d) mehr Druck auf Nasser ausüben. «2 Wie 
wir in Kapitel 8 im Einzelnen diskutieren werden, versorgte Israel die 
USA vor der Invasion 2003 auch mit alarmierenden Berichten über die 
akischen Programme zum Bau von Massenvernichtungswaffen und 
hatte damit seinen Anteil an der Fehleinschätzung der tatsächlichen 
Gefahr, die von Saddam Hussein ausging. 

Israel war auch kein verlässlicher Stellvertreter, der die US-ame- 
chen Interessen in der Region geschützt hätte. Wenn Martin 
Kramer behauptet, die »amerikanischen Hilfen für Israel ... untermau- 


rikanı 


ern die Pax Americana im östlichen Mittelmeerraum« und seien ein 
»kostengünstiger Weg, in diesem Teil des Nahen Ostens Ordnung zu 
halten«, übertreibt er einerseits den Nutzen aus der Beziehung und 
untertreibt andererseits die Kosten.?? Stabilität im Nahen Osten ist 
wünschenswert, aber die Region ist nicht von überlebenswichtigem 
strategischem Interesse für die Vereinigten Staaten, ganz im Gegensatz, 
zum ölreichen Persischen Golf. Und wenn Israels strategischer Wert 
darauf beruht, dass es die Pax Americana in der Region durchsetzt, 
dann hat es seine Arbeit nicht besonders gut gemacht. Die Invasion im 
Libanon 1982 destabilisierte die Region und hatte die Gründung der 
Hisbollah zur Folge, jener militanten Gruppe, die, wie viele Beobachter 
glauben, für die verheerenden Angriffe auf die US-Botschaft und die 
Marinekasernen verantwortlich ist, die mehr als 250 Amerikaner das 
Leben kosteten. Die Selbstmordattentäter sind schuld am Tod dieser 
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Menschen, aber der Verlust von Menschenleben war ein Teil des Prei- 
ses, den die Vereinigten Staaten zahlen mussten, um eine Situation zu 
klären, die Israel geschaffen hatte. Israels andauernde Kampagne zur 
Besiedlung des Westjordanlands und des Gaza-Streifens - die indirekt 
durch US-amerikanische Hilfsgelder subventioniert und zum Teil mit 
US-amerikanischen Waffen durchgeführt wurde — löste zwei große 
Aufstände aus, bei denen Tausende Palästinenser und Israelis getötet 
wurden. Kramer übertreibt also deutlich, wenn er Israel als einen kos- 
tengünstigen Stabilisator in der Region beschreibt. 

Der begrenzte strategische Wert Israels wird noch deutlicher durch 
das israelische Unvermögen, zu einem ganz klaren US-Interesse beizu- 
tragen: dem Zugang zum Öl im Persischen Golf. Trotz Israels viel ge- 
rühmter militärischer Tüchtigkeit konnten sich die Vereinigten Staaten 


im Kalten Krieg nicht auf die israelische Hilfe verlassen, einen direkten 
sowjetischen Angriff auf die Ölvorräte des Westens abzuwehren oder 
sie im Fall eines regionalen Kriegs zu schützen. Wie Harry Shaw Mitte 
der 1980er Jahre feststellte: »Manche israelischen Regierungsvertreter 
sind ausdrücklich dagegen, sich über die unmittelbare Verteidigung 
ihres Lands hinaus in Kämpfe mit sowjetischen Bodentruppen ver- 
wickeln zu lassen ... Diese Israelis halten die Vorstellung für abwegig, 
dass israelische Divisionen über die Grenzen Israels hinaus vordrin- 
gen könnten, um einen sowjetischen Vorstoß zum Persischen Golf 
abzuwehren. «?® Einem ehemaligen Pentagonbeamten zufolge »wurde 
Israels strategischer Wert für die Vereinigten Staaten immer bis ins 
Groteske übertrieben. Als wir in den 1980er Jahren Notfallpläne für 
den Nahen Osten entwarfen, stellten wir fest, dass die Israelis uns in 
95 Prozent der Fälle wenig nützten.«2? 

Infolgedessen mussten die Vereinigten Staaten, als der Schah 1979 
im Iran gestürzt wurde und die Gefahr einer sowjetischen Invasion im 


Raum stand, ihre eigene schnelle Eingreiftruppe bilden, um der Dro- 
hung zu begegnen, und mit verschiedenen arabischen Staaten Rechte 
auf Stationierung und das Bereitstellen von Kriegsgütern ausmachen. 
Das Pentagon konnte sich nicht auf Israel verlassen, die Sowjetunion 
aus eigener Kraft aufzuhalten, und es konnte Israel nicht als Stütz- 
punkt nutzen - trotz entsprechender israelischer Angebote -, weil das 
politische Probleme in der arabischen Welt ausgelöst hätte und es so 
noch schwieriger geworden wäre, die Sowjets aus der Region heraus- 
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zuhalten. Wie Shaw 1986 anmerkte, »gibt es außerhalb Israels kaum 
Unterstützung ... für die Vorstellung, Israel als Plattform zu nutzen, 
um US-amerikanische Streitkräfte in arabische Staaten zu entsenden. 
Arabische Analytiker behaupten, ein arabisches Regime, das amerika- 
nische Hilfe auf dem Weg über Israel annimmt, würde im eigenen Land 
an Ansehen verlieren und wäre daher gefährdet ... US-Regierungsver- 
treter sind auch skeptisch, ob es überhaupt machbar ist, israelische 
Stützpunkte zu nutzen. Die israelischen Angebote dienen vielleicht in 
erster Linie dazu, die Vereinigten Staaten in eine engere Beziehung 
zu locken und die Argumente für weitere US-Hilfe zu verstärken, 
ohne dass Israel besondere Verpflichtungen eingehen muss. «” Israels 
begrenzte Möglichkeiten, am Golf zu helfen, zeigten sich Ende der 
1980er Jahre, als der Krieg zwischen Iran und Irak die Sicherheit der 
Öltransporte im Persischen Golf gefährdete. Die Vereinigten Staaten 
und mehrere ihrer europäischen Verbündeten verstärkten ihre Marine- 
streitkräfte in der Region, fingen an, Öltanker zu eskortieren, und 
griffen schließlich iranische Patrouillenboote an. Israel spielte dabei 
keine Rolle.’ 

Letztlich lassen sich zwar Gründe fü 
während des Kalten Kriegs finden, aber sie erklären nicht vollständig, 
warum die Vereinigten Staaten dieses Land wirtschaftlich, militärisch 
und diplomatisch so massiv unterstützten. Es fällt leicht, zu erklären, 
warum die Vereinigten Staaten Milliarden für die Verteidigung ihrer 
Alliierten in Europa ausgaben - Europa war eine wichtige Industrie- 
macht, nicht in sowjetische Hände fallen durfte -, und ähnlich 
leicht, die strategischen Beweggründe hinter der US-Unterstützung öl- 
reicher Länder wie Saudi-Arabien zu verstehen, trotz der höchst unter- 
schiedlichen politischen Wertvorstellungen. Im Fall Israel jedoch gab 
es keinen ebenso deutlichen strategischen Imperativ. Henry Kissinger 
mag die US-Hilfe für Israel als Mittel eingesetzt haben, um einen Keil 
zwischen Moskau und Kairo zu treiben, aber im Freundeskreis gab 
er zu: »Die Stärke der Israelis verhindert nicht die Ausbreitung des 
Kommunismus in der arabischen Welt ... Man kann daher schwerlich 
argumentieren, ein starkes Israel diene den amerikanischen Interessen, 


den strategischen Wert Israels 


indem es die Ausbreitung des Kommunismus in der arabischen Welt 
verhindere. Das tut es nicht. Es sorgt für das Überleben Israels.« 
Ronald Reagan mag Israel im Präsidentschaftswahlkampf 1980 einen 
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„strategischen Aktivposten“ genannt haben, aber er erwähnt Israels 
strategischen Wert nicht in seinen Memoiren, sondern bezieht sich 
stattdessen auf verschiedene moralische Überlegungen, um seine Un- 
terstützung für den jüdischen Staat zu erklären.” 

Umsichtige israelische Analysten sind sich über diese grundsätzli- 
che Realität im Klaren. Der israelische Strategieexperte und ehemalige 
Leiter des Jaffee Center for Strategic Studies der Tel Aviv University, 
Shai Feldman, merkt in seiner Studie zur amerikanisch-israelischen 
Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen an: 


»Die strategische Dimension der amerikanischen Motivation, Israel zu unter- 
stützen, war niemals der Kern dieser Beziehung. Eher war es so, dass diese 
Dimension in den 1980er Jahren stärker betont wurde, weil die amerikanischen 
‚Anhänger Israels versuchten, die amerikanisch-israelische Beziehung auf etwas 
zu gründen, das einer republikanischen Regierung zusagen würde. Aber die 
Bedeutung der amerikanisch-israelischen Strategiezusammenarbeit und das 
Ausmaß, in dem Israel als strategischer Aktivposten der Vereinigten Staaten 
verstanden wird, hatten niemals die Bedeutung anderer Elemente in der ame- 
rikanisch-israelischen Beziehung.« 


Jene »anderen Elemente« waren laut Feldman Mitgefühl nach dem 
Holocaust, gemeinsame politische Werte, das Underdog-Image Israels, 
mein- 


ischen 


gemeinsame kulturelle Werte und »die Rolle der j 
schaft in der amerikanischen Politik «.’ 


Vom Kalten Krieg zum II. September 


Selbst wenn Israel während des Kalten Kriegs ein wertvoller Verbün- 
deter war, endete diese Rechtfertigung mit dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion. So schreibt der Nahosthistoriker Bernard Lewis, sel- 
ber ein prominenter Anhänger Israels: »Welchen Wert auch immer 
Israel als strategischer Aktivposten während des Kalten Kriegs gehabt 
haben mag, all dies war offensichtlich mit dem Ende des Kalten Kriegs 
vorbei.« Der Politikwissenschaftler Bernard Reich von der George 
Washington University, Autor mehrerer Bücher über die amerikanisch- 
israelischen Beziehungen, kam 1995 zu einem ähnlichen Schluss: »Is- 


” 


ne) 


racl ist von begrenzter militärischer oder wirtschaftlicher Bedeutung 
für die USA ... Es ist kein strategisch unverzichtbarer Staat.« Robert 
Art, der Verteidigungsexperte der Brandeis University, argumentierte 
in seinem Buch von 2003, A Ground Strategy for America, genauso: 
»Israel hat wenig strategischen Wert für die Vereinigten Staaten und ist 
in vieler Hinsicht eine strategische Bürde. «°° Je tiefer der Kalte Krieg in 
die Geschichte versank, desto mehr sank Israels strategischer Wert. 
Der Golfkrieg 1991 lieferte klare Beweise dafür, dass Israel zu einer 
strategischen Last wurde. Die Vereinigten Staaten und ihre Verbünde- 
ten versammelten schließlich mehr als 400.000 Einsatzkräfte, um Ku- 
wait zu befreien, aber sie konnten weder israelische Stützpunkte nut- 
zen noch den israelischen Streitkräften die Teilnahme gestatten, ohne 
die zerbrechliche Anti-Irak-Koalition zu gefährden. Saddam feuerte 
SCUD-Raketen auf Israel in der Hoffnung, eine israelische Reaktion 
zu provozieren, die die Koalition auseinanderbrechen ließe. Washing- 
ton musste Einsatzmittel zweckentfremden (beispielsweise Batterien 
von Patriot-Raketen), um Israel zu verteidigen und aus dem Spiel zu 
halten. Daran trug Israel natürlich keine Schuld, aber es verdeutlicht, 
inwiefern der jüdische Staat eine Last und kein Aktivposten mehr war. 
Wie William Waldegrave, Staatminister im britischen Außenministeri- 
um, vor dem Unterhaus sagte, würden die USA jetzt vielleicht lernen, 


dass ein strategisches Bündnis mit Israel »nicht besonders nützlich 


ist, wenn es in einer solchen Krise nicht zum Tragen kommt«, Das ist 


auch Bernard Lewis nicht entgangen, der schrieb: »Die Veränderung 


[im strategischen Wert Israels] wurde deutlich im Golfkrieg ..., als das, 
was die Vereinigten Staaten vor allen Dingen von Israel verlangten, 
war, sich aus dem Konflikt herauszuhalten - still zu sein, inaktiv und 
so weit wie möglich unsichtbar ... Israel war kein Aktivposten, sondern 
eine Belanglosigkeit - manche sagten sogar eine Plage.«’* 

Man könnte denken, die gemeinsame Bedrohung durch den inter- 
nationalen Terrorismus habe unmittelbar nach dem Kalten Krieg eine 
solide Grundlage für die amerikanisch-israelische Zusammenarbeit 
abgegeben, aber das ist nicht der Fall. In den 1990er Jahren war der 
Osloer Friedensprozess im Gange, und die Angriffe palästinensischer 
"Terroristen auf Israel nahmen ab, von 67 getöteten und 167 verletzten 
Menschen 1994 auf nur einen Toten und zwölf Verletzte 2000. (Die 
Zahl der israelischen Verluste nahm nach dem Scheitern von Oslo wie- 
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der zu. 2001 wurden 110 Israelis getötet und 918 verletzt, 2002 waren 
es 320 Todesfälle und 1.498 Verletzte.’”) Die Entscheidungsträger in 
den USA machten sich immer größere Sorgen über den islamischen 
Terrorismus - darunter Al-Qaida -, insbesondere nach dem gescheiter- 
ten Versuch 1993, das World Trade Center in die Luft zu sprengen, 
nach den Angriffen auf die Khobar Towers in Saudi-Arabien 1996, 
den Bombenattentaten auf die amerikanischen Botschaften in Kenia 
und Tansania 1998 und dem Angriff auf das Kriegsschiff USS Cole im 
Jemen 1999. Eine Reihe neuer Initiativen, das Problem in den Griff 
zu bekommen, waren auf den Weg gebracht, aber der Terrorismus 
wurde allgemein noch nicht als tödliche Bedrohung geschen, und der 
amerikanische „weltweite Krieg gegen den Terror“ begann erst nach 
dem 11. September 2001 in aller Entschiedenheit.’® 

Obwohl sich Israel und die Vereinigten Staaten in dieser Zeit Sorgen 
über „Schurkenstaaten“ wie Irak, Iran, Libyen oder Syrien machten, 
waren diese Staaten zu schwach, um die USA selbst ernsthaft zu bedro- 
hen. Man bedenke, dass die Bevölkerung dieser vier Staaten im Jahr 
2000 zusammengenommen weniger als 40 Prozent der amerikanischen 
ausmachte; ihr Bruttoinlandsprodukt betrug zusammen gerade fünf 
amten Militärausgaben ent- 


Prozent des amerikanischen, und ihre ge 
sprachen mageren drei Prozent des US-Verteidigungshaushalts.” Der 
Irak wurde mit einem UN-Embargo bestraft, und Waffeninspektoren 
waren damit beschäftigt, sein Programm zur Herstellung von Massen- 
vernichtungswaffen auseinanderzunehmen. Die Bemühungen des Iran 
um Massenvernichtungswaffen wiederum waren noch nicht weit ge- 


diehen. Syrien, der Iran und der Irak waren oft untereinander zerstrit- 
ten, was es umso leichter machte, diese Staaten in Schach zu halten. 
Der Versuch, sie zu Fall zu bringen, wurde weniger notwendig. 
Stattdessen wählten die USA gegenüber dem Iran und dem Irak eine 
Politik des Dual Containment, der sogenannten zweifachen Eindäm- 


mung, und zwischen Syrien und Israel versuchten sie beharrlich, aber 
ohne Erfolg, einen endgültigen Friedensvertrag zustandezubringen.* 
Mit Hilfe von Wirtschaftssanktionen und geduldiger multilateraler 
Diplomatie gelang es ihnen in einem langwierigen und endlich erfolg- 
reichen Prozess, Libyen dazu zu bringen, seine Programme zur Herstel- 
lung von Massenvernichtungswaffen aufzugeben und die Familien der 
Opfer des Lockerbie-Anschlags auf die PanAm 103 zu entschädigen.*' 
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Israels Fähigkeiten waren für diese Zwecke nicht erforderlich, da die 
USA diese Staaten selbst in Schach halten konnten. 

Mit anderen Worten, Israel galt nicht als der geschätzte Verbündete, 
dessen Hilfe die US-Entscheidungsträger als dringend notwendig ansa- 
hen, um mit den sogenannten Schurkenstaaten umzugehen. Eher war es 
so, dass sich Washington wegen dieser Staaten zu einem guten Teil des- 
halb Sorgen machen musste, weil es sich dem Schutz Israels verpflichtet 
hatte. Was beispielsweise den Iran angeht, waren die strittigen Punkte 
zwischen Teheran und Washington vor allen Dingen Irans Opposition 
gegen den Friedensprozess von Camp David, seine Unterstützung für 
die Hisbollah und seine Bemühungen, Massenvernichtungswaffen zu 
entwickeln. Die Bedeutung dieser Themen wurde durch die bestehen- 
den US-Beziehungen zu Israel erheblich verschärft. Washington hatte 
natürlich Interessen in der Region, die ganz unabhängig von denen Isra- 
els waren — beispielsweise den Wunsch, den Zugang zum Öl zu sichern 
und zu verhindern, dass ein einzelner Staat den Golf beherrschte, und 
es kam gelegentlich zu Spannungen mit Staaten aus der Region, weil 
Washington diese Interessen verfolgte. Selbst wenn es Israel nie gegeben 
hätte, hätten die USA ohne jeden Zweifel insbesondere die iranischen 
Bestrebungen nach Massenvernichtungswaffen abgelehnt. Aber die 
US-Verpflichtungen gegenüber Israel ließen diese Themen dringlicher 
erscheinen, ohne dass es dadurch leichter wurde, sie anzugehen. 

Bis zum 11. September 2001 bedeuteten die Gefahr des Terroris- 
mus und die Probleme mit den verschiedenen Schurkenstaaten keinen 
logisch zwingenden Zusammenhang mit der bedingungslosen US-Un- 
terstützung des jüdischen Staats. Diese Sorgen erklären, warum Israel 
Hilfe von den Vereinigten Staaten wollte, aber sie können nicht die 
amerikanische Bereitschaft erklären, jene Hilfe so großzügig zu ge- 
währen, wie es der Fall war. 


„Partner gegen den Terror“: Die neue Rechtfertigung 


Nach den terroristischen Angriffen vom 11. September wurde der An- 
spruch, die beiden Staaten seien jetzt „Partner gegen den Terror“, die 
wichtigste strategische Rechtfertigung für die US-amerikanische Unter- 
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stützung Israels. Diese neue Begründung sieht die Vereinigten Staaten 
und Israel bedroht durch dieselben Terrorgruppen sowie durch eine 
Reihe von Schurkenstaaten, die diese Gruppen unterstützen und Mas- 
senvernichtungswaffen in ihren Besitz bringen wollen. Ihre Feindschaft 
gegenüber Israel und den Vereinigten Staaten beruhe demnach auf 
einer grundsätzlichen Abneigung gegenüber den jüdisch-christlichen 
Werthaltungen des Westens, seiner Kultur und seinen demokratischen 
ie hassen die Amerikaner für das, 
»was sie sind«, nicht für das, »was sie tun«. In gleicher Weise hassen 


Institutionen. Mit anderen Worten: 


sie Israel, weil es ebenfalls westlich, modern und demokratisch ist, und 
nicht, weil es arabisches Land einschließlich wichtiger heiliger Stätten 
che Bevölkerung unterdrückt. 
Die Schlussfolgerungen dieser neuen Begründung sind offensicht- 
lich: Die Unterstützung für Israel spielt beim amerikanischen Terror- 
problem oder dem wachsenden Antiamerikanismus in der arabischen 
und islamischen Welt keine Rolle, und den israelisch-palästinensischen 
Konflikt zu beenden oder die US-Unterstützung Israels gezielter zu 
bewilligen oder stärker an Bedingungen zu knüpfen würde auch nicht 
helfen. Washington sollte daher Israel im Umgang mit den Palästinen- 
en. Außerdem 


des Islam besetzt hält und die arabi 


sern und Gruppen wie der Hisbollah freie Hand las: 


sollte Washington Israel nicht unter Druck setzen, Zugeständnisse zu 
machen (wie beispielsweise den Abriss von Siedlungen in den besetz- 
ten Gebieten), ehe nicht alle palästinensischen Terroristen verhaftet, 
bekehrt oder tot sind. Stattdessen sollten die Vereinigten Staaten Israel 
weiterhin umfangreich unterstützen und die eigene Macht und die ei- 


genen Ressourcen einsetzen, um gegen die Islamische Republik Iran, 
Saddam Husseins Irak, Bashar al-Assads Syrien und andere Länder 
vorzugehen, von denen angenommen wird, dass sie Terroristen un- 


terstützen. 

Statt in Israel eine Hauptquelle der problematischen amerikani- 
schen Beziehungen zur arabischen und islamischen Welt zu sehen, 
macht diese neue Argumentation Israel zum wichtigen Verbündeten 
im weltweiten „Krieg gegen den Terror“. Warum? Weil Israels Feinde 
angeblich Amerikas Feinde sind. Ariel Scharon drückte das bei einem 
Besuch in den Vereinigten Staaten Ende 2001 nach den schrecklichen 
Angriffen auf das World Trade Center und das Pentagon so aus: »Ihr 
in Amerika befindet euch in einem Krieg gegen den Terror. Wir in Israel 
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befinden uns in einem Krieg gegen den Terror. Das ist derselbe Krieg. « 
Einem ranghohen Mitarbeiter der ersten Bush-Regierung zufolge 
»spielte Scharon auf dem Präsidenten wie auf einer Geige: »Ich führe 
euren Krieg, Terrorismus ist Terrorismus« und so weiter.«* Der frühere 
Premierminister Benjamin Netanjahu sagte vor dem US-Senat 2002: 


»Wenn wir die Terrorfabriken, in denen Arafat menschliche Bomben 
produziert, nicht sofort schließen, ist es nur eine Frage der Zeit, bis die 
Selbstmordattentäter Ihre Städte terrorisieren. Wenn er nicht zerstört 
wird, schlägt dieser Wahnsinn in Ihren Bussen, in Ihren Supermärk- 
ten, in Ihren Pizzerien und Ihren Cafes zu.« Netanjahu veröffentlichte 
auch einen Kommentar in der Chicago Sun-Times und erklärte: »Kein 
Missstand, sei er tatsächlich oder eingebildet, kann je den Terror recht- 
.. Die Macht der Amerikaner stürzt das Taliban-Regime in 
Afghanistan, und das Al-Qaida-Netzwerk dort zerfällt von ganz allein. 
Die Vereinigten Staaten müssen jetzt genauso gegen die anderen Ter- 
rorregime vorgehen - Iran, Irak, Jassir Arafats Diktatur, Syrien und ein 
paar andere.«** Sein Nachfolger, Ehud Barak, griff das gleiche Thema 
in der Londoner Times auf und erklärte: »Die Regierungen der Welt 
au, wer die Terroristen sind und welche Schurkenstaaten 


fertigen 


wissen geı 
ihre Aktivitäten unterstützen und fördern. Länder wie Iran, Irak, Liby- 
en, Sudan und Nordkorea unterstützen schon lange den Terrorismus, 


nd niemand muss daran erinnert werden, was für Blutbäder die terro- 
istischen Kriminellen von Hamas, Hisbollah, Islamischem Dschihad 
und selbst Jassir Arafats PLO angerichtet haben.«* Premierminister 
Ehud Olmert schlug bei seiner Ansprache vor dem Kongress 2006 in 
dieselbe Kerbe und erklärte: »Unsere Länder teilen nicht nur die Erfah- 
rung und den Schmerz des Terrorismus. Wir teilen die Verantwortung 
und die Entschlossenheit, die brutalen Terroristen zu verfolgen, die uns 
diese unschuldigen Menschen genommen haben.«* 


Die amerikanischen Anhänger Israels haben im Wesentlichen die- 
selbe Rechtfertigung anzubieten. Im Oktober 2001 erläuterte der ver- 
antwortliche Direktor des Washington Institute for Near East Policy 
(Winep), Robert Satloff, warum die USA nach dem 11. September Is- 
rael weiterhin unterstützen sollten: »Die Antwort sollte klar sein ange- 
sichts der demokratischen Werte, die wir teilen, und der gemeinsamen 
Feinde, denen wir uns gegenübersehen ... Kein Land hat mehr unter 
dem gleichen Terrorismus gelitten, der das World Trade Center und das 
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Pentagon getroffen hat, als Israel.«'” Der demokratische New Yorker 
Senator Charles Schumer erklärte im Dezember 2001: »Die PLO ist 
dasselbe wie die Taliban, die Terroristen helfen, aufhetzen und ihnen 
Unterschlupf gewähren. Und Israel ist wie Amerika und versucht ein- 
fach, die Heimatfront zu schützen ... Arafat ist für Israel das, was Mul- 
lah Mohammed [Omar] für Amerika ist.«*° Im April und Mai 2002 
verabschiedete der Kongress mit überwältigender Mehrheit (352 zu 21 
im Repräsentantenhaus, 94 zu 2 im Senat) zwei fast identische Resolu- 
tionen, denen zufolge »die USA und Israel jetzt an einem gemeinsamen 
Kampf gegen den Terrorismus beteiligt sind«.” Das offizielle Thema der 
jährlichen AIPAC-Konferenz war 2002 „Amerika und Israel gegen den 
Terror“, und die Vorträge auf der Konferenz betonten die gemeinsame 
Bedrohung durch Jassir Arafat, Osama bin Laden, Saddam Hussein, 
die Taliban, Hamas, die Hisbollah, den Iran und Syrien.’® Denselben 
Standpunkt vertrat die Organisation Project for the New American 
Century (PNAC) in einem offenen Brief an Präsident Bush im April 
2002, unterschrieben von William Kristol, Richard Perle, William Ben- 
nett, Daniel Pipes, R. James Woolsey, Eliot Cohen, Norman Podhoretz, 
und 28 anderen, die meisten von ihnen prominente Neokonservative. 
Darin stand: »Niemand sollte bezweifeln, dass die USA und Israel einen 
ind haben. Wir sind beide Ziele der — [Bush] es 
richtig benannt haben — Achse des Bösen« ... Wie Verteidigungsminister 
Rumsfeld gesagt hat, sind der Iran, Irak und Syrien alle damit beschäf- 
tigt, »eine Kultur des politischen Mordens und der Selbstmordattentate 
Igegen Israel] ins Leben zu rufen und zu finanzieren«, genau wie sie 
terroristische Angriffe auf die Vereinigten Staaten unterstützt haben 
.. Sie haben dem internationalen Terrorismus den Krieg erklärt, Herr 
Pr 


gemeinsamen Fe 


lent. Israel kämpft den gleichen Krieg. «°! 

Diese neue Rechtfertigung ist auf den ersten Blick gewiss plausibel, 
und es ist nicht überraschend, dass viele Amerikaner das, was am 
11. September geschah, mit Angriffen auf die Israelis gleichsetzen. Be 
genauerer Untersuchung des Prinzips „Partner gegen den Terror“ löst 
sich der logische Zusammenhang jedoch fast vollständig auf, insbe- 
sondere als Rechfertigung für die bedingungslose US-Unterstützung 
Israels. Aus objektiver Sicht ist Israel eine Bürde sowohl im „Krieg 
gegen den Terror“ als auch in den allgemeineren Bemühungen, mit den 
sogenannten Schurkenstaaten fertig zu werden. 


9 


Zunächst einmal beschreibt die neue strategische Begründung 
den „Terrorismus“ als ein in sich geschlossenes Phänomen. Sie legt 
dergestalt nahe, dass die palästinensischen Selbstmordattentäter für 
die Vereinigten Staaten genauso eine Bedrohung seien wie für Israel 
selbst und dass die Terroristen, die Amerika am 11. September an- 
griffen, Teil einer gut organisierten, weltweiten Bewegung seien, die 
auch Israel ins Visier nehme, Aber diese Behauptung beruht auf einer 
grundlegenden Fehlkonstruktion dessen, was Terrorismus ausmacht. 
„Terrorismus“ ist keine Organisation, keine Bewegung oder gar ein 
„Feind“, dem man den Krieg erklären kann; Terrorismus ist einfach 
die Taktik, feindliche Ziele unterschiedslos anzugreifen - insbesondere 
Zivilisten —, um Angst zu verbreiten, die Moral zu untergraben und 
kontraproduktive Reaktionen des Gegners zu provozieren. Es ist eine 
Taktik, die ganz unterschiedliche Gruppen gelegentlich anwenden, 
meist weil sie viel schwächer sind als ihre Gegner und ihre Chancen 


nicht gut stehen, gegen überlegene militärische Kräfte anzutreten. Die 
Zionisten setzten den Terrorismus ein, als sie versuchten, die Briten aus 
Palästina zu vertreiben und einen eigenen Staat zu errichten - unter 
anderem, als sie 1946 das King David Hotel in Jerusalem mit Bomben 
angriffen und 1948 den UN-Vermittler Folke Bernadotte ermordeten. 
Und die Vereinigten Staaten haben in der Vergangenheit eine Reihe 
von „terroristischen“ Organisationen unterstützt (darunter die Con- 
tras in Nicaragua und die UNITA-Guerilla in Angola). Amerikanische 
Präsidenten haben auch eine Reihe von ehemaligen Terroristen im 
Weißen Haus willkommen geheißen (darunter den IRA-Führer Gerry 
Adams, den PLO-Vorsitzenden Jassir Arafat und die israelischen Pre- 
mierminister Menachem Begin und Jitzchak Schamir, die eine wichtige 
Rolle in den zionistischen Terrororganisationen gespielt hatten). Das 


unterstreicht lediglich die Tatsache, dass Terrorismus eine Taktik ist 
und keine in sich geschlossene Bewegung. Dies zu klären rechtfertigt 
in keiner Weise Angriffe auf Unschuldige - die moralisch immer zu 
verurteilen sind —, aber es erinnert uns daran, dass Gruppen, die diese 
Methode des Kampfs verwenden, nicht immer lebenswichtige US-In- 
teressen bedrohen und dass die Vereinigten Staaten manchmal solche 
Gruppen aktiv unterstützt haben. 

Anders als Al-Qaida greifen die terroristischen Organisationen, die 
Israel bedrohen (z.B. die Hamas, der Islamische Dschihad und die 
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Hisbollah), die Vereinigten Staaten nicht an und sind keine tödliche 
Bedrohung für Amerikas wesentliche Sicherheitsinteressen. Im Hin- 
blick auf die Hisbollah beispielsweise stellt Moshe Maoz, Historiker 
an der Jerusalemer Hebrew University, fest, dass sie »vor allen Dingen 
eine Bedrohung für Israel darstellt. Sie haben US-amerikanische Ziele 
angegriffen, als amerikanische Truppen im Libanon waren, aber sie 
töteten, um die ausländischen Streitkräfte aus dem Libanon zu vertrei- 
ben. Ich bezweifle sehr, dass die Hisbollah sich die Mühe machen wird, 
Amerika anzugreifen.« Der Nahostexperte Patrick Seale stimmt dem 
zu: »Die Hisbollah ist ein rein lokales Phänomen, das ausschließlich 
auf die Israelis gerichtet ist.« Und die Terrorismusexperten Daniel Ben- 
jamin und Steven Simon beziehen dieselbe Ansicht auf die Hamas: »Bis 
jetzt hat die Hamas keine Amerikaner ins Visier genommen. «” Wir 
mögen der festen Überzeugung sein, dass alle Terrorakte moralisch zu 
verurteilen sind, aber aus Sicht der strategischen US-Interessen 
nicht alle Terroristen gleich. 

Es gibt keine überzeugenden Beweise dafür, dass Osama bin Laden 
‚chen Ter- 
inensischen 


.d 


und sein innerer Kreis mit den verschiedenen palästiner 


rorgruppen in Verbindung stehen, und die meisten pal 
Terroristen teilen nicht das Anliegen der Al-Qaida, eine weltweite is- 
lamische Erneuerung einzuleiten oder das Kalifat wiederherzustellen. 
Die PLO war ursprünglich säkular und nationalistisch - nicht islamis- 
tisch -, und erst seit ungefähr zehn Jahren, während die Besetzung 
immer weiter andauert, fühlen sich viele Palästinenser zu islamisti- 


schen Vorstellungen hingezogen. Ihre Aktivitäten — so abscheulich 
und beklagenswert sie auch sein mögen - sind nicht einfach wahllose 


Gewalt gegen Israel oder den Westen. Der palästinensische Terroris- 


mus richtete sich immer ausschließlich gegen das Unrecht, das den 
Palästinensern aus ihrer Sicht von Israel zugefügt wurde. Das begann 
mit dem Widerstand gegen den ursprünglichen zionistischen Zuzug 
und setzte sich nach der Vertreibung eines Großteils der palästinen- 
sischen Bevölkerung im Krieg 1948 fort. Heute ist dieses Vorgehen 
der Palästinenser größtenteils eine Antwort auf Israels fortdauernde 
Kampagne zur Besiedlung des Westjordanlands (und bis vor kurzem 
des Gaza-Streifens) und eine Widerspiegelung der eigenen Schwäche. 
In diesen Gebieten lebten sehr wenige Juden, als Israel sie 1967 be- 
setzte, aber der jüdische Staat verbrachte die nächsten 45 Jahre damit, 
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sie mit Siedlungen, mit Straßennetzen und Militärbasen zu bebauen, 
während jeder Versuch der Palästinenser, sich diesen Übergriffen zu 
widersetzen, brutal unterdrückt wurde.‘° Es überrascht nicht, dass der 
palästinensische Widerstand häufig terroristische Züge annimmt: So 
wehren sich in der Regel unterdrückte Bevölkerungsgruppen gegen 


mächtige Besatzer.°' Und während Gruppen wie die Hamas Israel noch 


offiziell anerkennen müssen, sollten wir nicht vergessen, dass Ja: 
Arafat und der Rest der PLO dies getan haben, was Palästinenserprä- 
sident Mahmud Abbas immer wieder bestätigt hat. 

Wichtiger noch: Wer behauptet, Israel und die USA seien durch eine 
gemeinsame terroristische Bedrohung vereint, stellt die Kausalität auf 
den Kopf. Die USA sind nicht ein Bündnis mit Israel eingegangen, weil 
lich klar wurde, dass sie einer ernsthaften Gefahr durch den 
„weltweiten Terrorismus“ ausgesetzt sind und dringend Israels Hilfe 
ner Bekämpfung benötigen. Tatsache ist, dass die Vereinigten 
Staaten ein Terrorismusproblem zum Teil deshalb haben, weil sie Israel 
seit langem unterstützen. Es ist wirklich keine weltbewegende Neuig- 
keit, dass die US-amerikanische Unterstützung für Israel andernorts im 


ihnen pl 


zu 


Nahen Osten nicht sonderlich populär ist - das gilt seit Jahrzehnten -, 
aber vielen Menschen ist vielleicht nicht klar, wie viel Amerika seine 
einseitige Politik mit den Jahren gekostet hat. Nicht nur hat diese Po- 
litik Al-Qaida auf den Plan gerufen, sie erleichtert dieser Organisation 
auch die Anwerbung von Mitgliedern und trägt zum wachsenden An- 
tiamerikanismus in der gesamten Region bei. 

Wer natürlich glaubt, Israel sei immer noch ein wichtiger strategi- 
scher Aktivposten, wird in der Regel leugnen, dass es eine Verbindung 
zwischen der US-amerikanischen Unterstützung für Israel und dem 
Problem des Terrorismus gibt oder gar zu den Angriffen vom 11. Sep- 
tember. Diese Menschen behaupten, Osama bin Laden sei erst kürzlich 
auf die Misere der Palästinenser aufmerksam geworden, und zwar weil 
ihm klar wurde, dass er dort Anhänger finden würde. So behauptet 
Robert Satloff vom Washington Institute for Near East Policy, Bin 
Ladens Identifikation mit Palästina sei »ein jüngeres - und mit einiger 
Sicherheit opportunistisches - Phänomen«. Und Alan Dershowitz cr- 
klärt: »Vor dem 11. September tauchte Israel auf Bin Ladens Radar- 
schirm praktisch nicht auf.« Dennis Ross behauptet, Bin Laden ver- 
suche lediglich »an Legitimität zu gewinnen, indem er impliziert, bei 
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seinem Angriff auf Amerika ginge es um das Leid der Palä: 


und Martin Kramer bekräftigt, er wisse von keinem »unvoreingenom- 


inenser«, 


menen Terrorismusexperten«, der glaubt, dass »die amerikanische Un- 
terstützung für Israel der Grund für eine verbreitete Abneigung ist und 
Al-Qaida die Rekruten in die Arme treibt«. Der frühere Herausgeber 
des Commentary, Norman Podhoretz, argumentiert ähnlich: »Wenn 
iert hätte oder wenn es auf magische Weise verschwin- 


Israel nie exi 
den würde, stünden die Vereinigten Staaten immer noch als Verkörpe- 
en Araber für böse halten.« 

Es verwundert nicht, dass einige der Fürsprecher Israels solche Be- 
die US-Unterstüt- 
zung für Israel dem antiamerikanischen Terrorismus den Boden berei- 


rung all dessen da, was die mei 


hauptungen aufstellen. Würden sie zugeben, da; 


tet und einen wachsenden Antiamerikanismus genährt hat, müssten 
sie zugeben, dass die bedingungslose Unterstützung für Israel in der 
Tat erhebliche Kosten für die Vereinigten Staaten nach sich zieht. Dies 
würde Zweifel an Israels strategischem Wert wecken und nahelegen, 
dass Washington seine Unterstützung davon abhängig machen sollte, 
ob Israel sein Vorgehen gegenüber den Palästinensern verändert. 


Entgegen diesen Behauptungen gibt es reichlich Beweise, d: 


US-amerikanische Unterstützung für Israel den Antiameril 
der arabischen und islamischen Welt schürt und die Wut der antiameri- 
kanischen Terroristen genährt hat. Natürlich ist dies nicht ihr einziger 
Groll, aber doch ein zentraler.°° Während einige radikale Islamisten 
ehrlich entsetzt sind über das, was sie als westlichen Materialismus 
und Käuflichkeit ansehen, 
arabischen Öls, seine Unterstützung korrupter arabischer Monarchien, 
die wiederholten militärischen Interventionen in der Region usw., so 


ber seinen mutmaßlichen Diebstahl des 


erregt sie doch auch die US-amerikanische Unterstützung für Israel 
und der gnadenlose Umgang der Israelis mit den Palästinensern. So 
war beispielsweise Sayyid Qutb, der äygptische Dissident, dessen 
Schriften für heutige islamische Fundamentalisten eine wichtige Quelle 
der Inspiration sind, den Vereinigten Staaten gegenüber aus beiderlei 
Gründen feindlich eingestellt: weil er die amerikanische Gesellschaft 
für korrupt und lasterhaft hielt und wegen der US-Unterstützung Isra- 
els.’” Oder wie Sajid Mohammed Hussein Fadlallah, geistiger Führer 
der Hisbollah, es 2002 ausdrückte: »Ich glaube, dass Amerika die 
Verantwortung für ganz Israel trägt, für seine Besetzung der Gebiete 
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von 1948 und für die gesamte Siedlungspolitik [in den Gebieten, die 
seit 1967 besetzt wurden], obwohl gelegentlich ein paar schüchterne 
und betroffene Worte zu hören sind, die die Siedlungspolitik missbilli- 
gen ... Amerika ist eine heuchlerische Nation ..., denn sie gewährt den 
Israelis Unterstützung und gibt ihnen tödliche Waffen, aber für die 
Araber und die Palästinenser hat sie [nur] Worte.«‘? Man muss nicht 
mit solchen Äußerungen übereinstimmen, um die mächtige Wirkung 
derartiger Argumente in den Köpfen vieler Araber zu begreifen und zu 
erkennen, wie die nicht infrage gestellte Unterstützung für Israel Wut 
und Groll gegen die Vereinigten Staaten geschürt hat. 

Noch deutlicher zeigt sich die Verbindung zwischen der US-Unter- 
stützung für Israel und antiamerikanischem Terrorismus im Fall Ramza 
Yousef, der 1993 den ersten Angriff auf das World Trade Center plan- 
te und jetzt in einem US-Gefängnis eine lebenslange Gefängnisstrafe 
absitzt. Yousef hat nicht nur Briefe an mehrere New Yorker Zeitun- 
gen geschickt, sich des Angriffs gerühmt und verlangt, die Vereinigten 
Staaten sollten ihre Hilie für Israel einstellen, er hat auch den Agenten, 
die ihn nach seiner Verhaftung 1995 aus Pakistan in die Vereinigten 
Staaten zurückbegleiteten, gesagt, er fühle sich schuldig, weil er Ame- 
rikaner getötet habe. Aber wie Steve Coll in seinem preisgekrönten 
Buch Ghost Wars schreibt, wurden Yousefs Gewissensbisse »außer 
Kraft gesetzt durch die Stärke seines Wunschs, das Töten von Arabern 
durch israelische Streitkräfte zu beenden« sowie durch seine Über- 
zeugung, dass »die Bombardierung amerikanischer Ziele der einzige 
Weg sei, Veränderung zu bewirken«.« Yousef soll auch gesagt haben, 
»er glaube wahrlich, seine Handlungsweise war rational und logisch, 


um eine Veränderung der amerikanischen Politik gegenüber Israel zu 
erreichen«. Coll zufolge hat Yousef »während des Flugs keine andere 
Motivation und kein anderes Thema der amerikanischen Außenpolitik 
genannt, das ihn interessiert hätte«. Weitere Bestätigung kommt von 
Yousefs Mitstreiter Abdul Rahman Yasin, der dem CBS-Nachrichten- 
korrespondenten Lesley Stahl erzählte, wie Yousef ihn rekrutiert habe. 
Er hatte ihm erklärt, die meine palästi 
nensischen Brüder und meine Brüder in Saudi-Arabien«. Yousef »hat 
viel mit mir darüber gesprochen«, fügt Yasin hinzu.” 

Oder man betrachte den offensichtlichsten Fall: Osama bin Laden 
und Al-Qaida. Entgegen den Behauptungen von Satloff, Dershowitz, 


rrorakte seien »die Rache fi 
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Kramer und anderen deuten erhebliche Beweise darauf hin, dass Bin 
Laden der palästinensischen Sache schon als junger Mann stark zuge- 
tan war und auf die Vereinigten Staaten wegen ihrer Unterstützung für 
Israel schon lange wütend war. Michael Scheuer zufolge, der bei der 
CIA die Analyseeinheit über Al-Qaida und ihren Gründer leitete, war 
der junge Bin Laden überwiegend sanft und wohlerzogen, aber »eine 
Ausnahme in Osamas friedfertigem Verhalten war seine Unterstützung 
für die Palästinenser und seine negative Einstellung gegenüber den 
Vereinigten Staaten und Israel«.° Nach dem 11. September sagte Bin 
Ladens Mutter einem Reporter, er sei »in seinen Jugendjahren immer 
noch das gleiche nette Kind gewesen ..., aber er war sorgenvoller, trau- 
riger und frustrierter, besonders über die Situation in Palästina und in 
der arabischen und muslimischen Welt allgemein «.! 

Außerdem ging es in der ersten öffentlichen Stellungnahme, die 
Bin Laden an ein größeres Publikum richtete - vom 29. Dezember 
1994 — gleich um die Palästinenserfrage. Wie Bruce Lawrence erklärt, 
der Bin Ladens öffentliche Aussagen sammelt: »Der Brief macht deut- 
lich, dass Palästina alles andere als ein verspäteter Nachtrag auf Bin La- 
dens Tagesordnung ist. Es stand von Anfang an im Mittelpunkt. «#2 

Bin Laden verurteilte die Vereinigten Staaten auch bei verschiede- 
zung 
tinenser und rief deswegen zum Dschihad gegen 
Amerika auf, Nach Benjamin und Simon ist »die größte Anklage« in 
Bin Lader 
die Amerikaner, die das Land der zwei heiligen Stätten besetzt halten“) 


nen Gelegenheiten vor dem 11. September wegen ihrer Unters 


Israels gegen die Pa 


Fatwa von 1996 (mit dem Titel „Kriegserklärung gegen 


»Bin Ladens Markenzeichen: die »Allianz der Zionisten und Kreuzfah- 
rer««. Bin Laden bezieht sich ausdrücklich darauf, dass »in Palästina 
und im Irak« muslimisches Blut vergossen worden sei, und gibt die 
Schuld dafür der »amerikanis 


-israelischen Verschwörung«.‘ Als 
CNN-Reporter Peter Arnett ihn im März 1997 fragte, warum er den 
Dschihad gegen die Vereinigten Staaten ausgerufen habe, antwortete 
Bin Laden: 


»Wir haben den Dschihad gegen die US-Regierung erklärt, weil die US-Regie- 
rung ungerecht, kriminell und tyrannisch ist. Sie hat Dinge getan, die extrem un- 
gerecht, verabscheuungswürdig und kriminell sind,sei es direkt oder durch ihre 
Unterstützung der israelischen Besetzung im Land der nächtlichen Reise des 
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Propheten [Palästina]. Und wir glauben, dass die Vereinigten Staaten unmittelbar 
für die Toten in Palästina, im Libanon und im Irak verantwortlich sind.«‘* 


Solche Kommentare sind kaum ungewöhnlich. Wie Max Rodenbeck, 
der Nahostkorrespondent des Economist, in einer Besprechung von 
wei wichtigen Büchern über Bin Laden schreibt: »Von allen diesen 
Themen ist das Thema der Rache für Ungerechtigkeiten, die den Palä- 
stinensern widerfahren sind, vielleicht das stärkste, das in Bin Ladens 
Reden immer wieder vorkommt. «°° 

Die Kommission zum 11. September bestätigt, dass Bin Laden und 
andere zentrale Al-Qaida-Mitglieder sowohl durch das israelische 
Vorgehen gegenüber den Palästinensern als auch durch die US-Un- 
terstützung für Israel motiviert wurden. Eine Hintergrundstudie der 
Kommission verweist darauf, dass Bin Laden versuchte, das Datum 
des Angriffs auf den Herbst 2000 vorzuverlegen, nachdem der Führer 
der israelischen Oppositionspartei Ariel Scharon (in Begleitung von 
isten) einen provokativen Be- 


Hunderten israelischer Bereitschaftspoli: 


such auf dem Tempelberg in Jerusalem unternommen hatte, Dort steht 
die Al-Aksa-Moschee, eine der drei heiligsten Stätten des Islam. Die 
Kommission gibt an: »Obwohl Bin Laden wusste, dass [Mohamed] 
Atta und die anderen Piloten gerade erst in den Vereinigten Staaten an- 
gekommen waren, um fliegen zu lernen, wollte der Al-Qaida-Anführer 
die Vereinigten Staaten für die Unterstützung Israels bestrafen. «% Im 
folgenden Jahr, »als Bin Laden aus den Medien erfuhr, dass Scharon 
im Juni oder Juli 2001 ins Weiße Haus kommen würde, versuchte er 
noch einmal, die Operation zu beschleunigen«.% Bin Ladens Wut auf 
die USA wegen ihrer Unterstützung für Israel hatte nicht nur Auswir- 
kungen auf die Zeitplanung der Angriffe, sondern auch auf die Wahl 
des Ziels. Beim ersten Treffen zwischen Atta, dem Anführer der Missi- 
on, und Bin Laden Ende 1999 ging es zunächst darum, das Capitol zu 
treffen, weil sich hier »die vermeintliche Quelle der US-amerikanischen 
Politik zur Unterstützung Israels« befand.‘ Kurzum: Das Thema Paläs- 
tina war für Bin Laden und seine Mitstreiter doch zentral. 

Die Kommission zum 11. September merkt auch an, dass Khalid 
Scheich Mohammed — der »Hauptarchitekt der Angriffe vom 11. Sep- 
tember« - vor allen Dingen durch die Palästinenserfrage motiviert war. 
Mit den Worten der Kommission: »Nach seiner eigenen Darstellung 
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resultierte [Khalid Scheich Mohammeds] Feindseligkeit gegenüber den 
Vereinigten Staaten nicht aus seinen dortigen Erfahrungen als Student, 
sondern eher aus seiner heftigen Ablehnung der Israel begünstigenden 
US-Außenpoli 
stellen für die Rolle, die die US-Unterstützung Israels als Auslöser für 
die Angriffe vom 11. September spielte. 

Selbst wenn Bin Laden sich nicht persönlich durch die Palästinenser- 
frage betroffen zeigen würde, würde sie ihm immer noch ein effektives 


;e vor- 


k.«°° Man kann sich kaum zwingendere Bew« 


Instrument zur Rekrutierung liefern. Die arabische und islamische Wut 
ist seit dem Ende des Kalten Kriegs deutlich gewachsen - und noch 
einmal seit dem Ausbruch der zweiten Intifada 2000, zum Teil weil das 
Ausmaß der Gewalt gegen die Palästinenser sowohl deutlich größer 
wie auch sichtbarer geworden ist.”' Die erste Intifada (1987-1992) 
war sehr viel weniger gewalttätig, und während der Jahre des Osloer 
Friedensprozesses (1993-2000) war es in den besetzten Gebieten rela- 
tiv ruhig. Durch die Entwicklung des Internets und das Entstehen alter- 
nativer Medien wie Al-Dschasira wird jetzt rund um die Uhr über das 
Blutbad berichtet. Israel geht immer gewalttätiger gegen seine palästi- 
nensischen Untertanen vor - und Araber und Muslime weltweit kön- 
nen das mit ihren eigenen Augen schen. Und sie können auch sehen, 
dass dies mit den Waffen und dem stillen Einverständnis der Verei- 
nigten Staaten geschicht. Diese Situation liefert den Amerikakritikern 
wirksame Munition. Darum sagte der stellvertretende Anführer der 
Hisbollah, Scheich Naim Qassem, vor einer libanesischen Menschen- 
menge im Dezember 2006: »Im Libanon gibt es keinen politischen 
Platz mehr für Amerika. Wisst ihr nicht mehr, dass die Waffen, die auf 
den Libanon abgefeuert wurden, amerikanische Waffen waren? «’! 
Eine derartige Politik hilft zu erklären, warum viele Araber und 
Muslime so wütend auf die USA sind, dass sie Al-Qaida mit Sympathie 
betrachten. Und warum manche sogar bereit sind, Al-Qaida zu unter- 


stützen, sei es im Stillen oder direkt. Eine Umfrage unter Marokkanern 
kam 2004 zu dem Ergebnis, dass acht Prozent ein „positives“ oder 
„sehr positives“ Bild von Präsident Bush hätten. Die entsprechende 
Zahl für Bin Laden lag bei 45 Prozent. In Jordanien, einem wichtigen 
Verbündeten der Vereinigten Staaten, lagen die Zahlen bei drei Prozent 
für Bush und 55 Prozent für Bin Laden. Und in Pakistan, wo die Regie- 
rung ebenfalls eng mit den USA verbündet ist, überrundete Bin Laden 
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Bush um 58 Prozent.”? Die Umfrage „Pew Global Attitudes Survey“ 
kam 2002 - vor der Invasion im Irak - zu dem Schluss, dass »die öf- 
fentliche Meinung über die Vereinigten Staaten im Nahen Osten/Kon- 
fliktgebiet überwältigend negativ ist«, und ein Großteil dieser man- 
gelnden Popularität ist auf die Palästinafrage zurückzuführen.”* Der 
Nahostexperte Shibley Telhami sagt dazu: »Kein anderes Thema findet 
bei der Öffentlichkeit in der arabischen Welt und in vielen anderen 
"Teilen der muslimischen Welt ein nachbhaltigeres Echo als die Palästi- 
nenserfrage. Kein anderes Thema beeinflusst die regionale Wahrneh- 
mung Amerikas grundlegender als das Thema Palästina.«”' Ussama 
Makdisi stimmt dem zu, wenn er schreibt, dass »bei keinem anderen 
'Thema die arabische Wut über die Vereinigten Staaten weiter verbrei- 
tet [ist] und deutlicher gefühlt [wird] als bei der Palästinenserfrage ... 
Wenn es um Palästina geht, stimmt die weltliche arabische Interpreta- 
tion der Geschichte mit der islamistischen überein (die ansonsten weit 
‚einanderliegen): Ein gewaltiger Graben trennt die offiziellen ameri- 
kanischen Bekundungen, man wolle Hilfe zum Frieden leisten, von der 
tatsächlichen amerikanischen Politik.«”° Die US-amerikanische Unter- 
stützung Israels ist nicht der einzige Grund des Antiamerikanismus, 
ber ein wichtiger, und er macht es schwieriger, den Krieg gegen den 
ror zu gewinnen und andere US-Interessen voranzutreiben. 
Andere Regierungsstudien und zahlreiche Meinungsumfragen kom- 
men zu dem gleichen Schluss: Die Menschen in den arabischen Staaten 
sind zutiefst aufgebracht über die amerikanische Unterstützung für 
Israel, die sie als gefühllos gegenüber arabischen Sorgen und als un- 
vereinbar mit erklärten US-Werten empfinden. Auch wenn viele Ara- 
ber US-Wissenschaft und -Technologie, US-Produkte, amerikanische 
Filme und amerikanisches Fernsehen positiv einschätzen und sogar 
das amerikanische Volk und die US-Demokratie überraschend positiv 
sehen, sind ihre Ansichten über die amerikanische Außenpolitik - und 
insbesondere über die US-Unterstützung für Israel - äußerst negativ.’ 
Ein jemenitischer Physiker, der 2001 auf Besuch war, sagt dazu: » Wenn 
man dort ist, liebt man die Vereinigten Staaten ..., aber wenn man wie- 
der nach Hause kommt, stellt man fest, dass die Vereinigten Staaten 
Gerechtigkeit und Fairness nur für ihr eigenes Volk kennen, nicht im 
Ausland.«’” Ein Bericht des Defense Science Board des Pentagon kam 
2004 zu dem Schluss, dass »die Muslime nicht unsere Freiheit hassen«, 
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sondern vielmehr unsere Politik.« Und die Kommission zum 11. Sep- 
tember bekannte, es sei »einfach eine Tatsache, dass die amerikanische 


Politik im Hinblick auf den israelisch-palästinensischen Konflikt und 


die amerikanische Politik im Irak die beherrschenden Gesprächsthe- 
men in der arabischen und muslimischen Welt sind.«” 

Als das angesehene Meinungsforschungsinstitut Zogby International 
die Bewohner in 
zu Amerika durch ihre Gefühle gegenüber den amerikanischen Werten 
oder durch die US-Politik bestimmt würde, »meinte ein überwältigen- 
der Prozensatz der Befragten, die Politik spiele die wichtigere Rolle«. 
Danach befragt, welches ihr erster Gedanke zum Thema Amerika sci, 
war die häufigste Antwort: »Unfaire Außenpolitik«. Auf die Frage, 
was die USA zur Verbesserung ihres Images tun könnten, waren die 
häufigsten Antworten »die Nahostpolitik ändern« und »Israel nicht 
mehr unterstützen«. ° Im Juni 2003 wies der Kongress das Außenmi- 
nisterium an, eine »Beratergruppe zum Thema Public Diplomacy in 


arabischen Ländern fragte, ob ihre Einstellung 


der arabischen und muslimischen Welt« einzurichten. In ihrem Bericht 
kommt die Gruppe zu dem Schluss, dass »die Bewohner dieser Länder 
ehrlich betroffen sind angesichts der Misere der Palästinenser und der 


Rolle, die sie die Vereinigten Staaten dabei spielen schen «.® 
Prominente arabische Führer und gut informierte Kommentatoren 
bestätigen, dass die bedingungslose US-Unterstützung Israels die Ver- 
einigten Staaten im gesamten Nahen Osten immer unbeliebter gemacht 
hat. Der UN-Sondergesandte Lakhdar Brahimi, den die Bush-Regie- 
rung angeworben hatte, um bei der Bildung einer irakischen Über- 
gangsregierung im Juni 2004 mitzuwirken, sagte: »Was die Region 
vergiftet, das sind die israelische Dominanzpolitik und das Leid der 
Palästinenser«, und er fügte hinzu, die Menschen im ganzen Nahen 


Osten würden »die Ungerechtigkeit dieser Politik und die ebenso un- 
gerechte Unterstützung der Vereinigten Staaten für diese Politik« er- 
kennen. 2004 warnte der ägyptische Präsident Hosni Mubarak, »der 
Hass [auf Amerika] in der Region sei nie größer gewesen«, zum Teil 


weil die Araber »sehen, dass [der israelische Premierminister] Scharon 
tut, was er will, ohne dass die Amerikaner etwas sagen würden«.# 
König Abdullah II. von Jordanien vertrat im März 2007 einen ähnli- 
chen Standpunkt, als er vor einer gemeinsamen Kongresssitzung sagte: 


»Die Verweigerung von Recht und Frieden in Palästina ... ist der Kern 
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der Sache. Und dieses Kernthema hat nicht nur massive Konsequenzen 
für unsere Region, es hat massive Konsequenzen für unsere Welt.«$2 Es 
überrascht nicht, dass diese proamerikanischen Regierungen wollen, 
dass die USA eine Politik ändern, die die öffentliche Unzufriedenheit 
über ihre eigenen Verbindungen zu den USA nur verstärkt. 

Die US-amerikanische Unterstützung ist kaum der einzige Grund für 
den Antiamerikanismus in der arabischen und islamischen Welt, und 
würde man sie stärker an Bedingungen knüpfen, wären damit nicht alle 
Reibungspunkte zwischen jenen Ländern und den USA ausgeräumt. 
Die Folgen des israelischen Verhaltens gegenüber den Palästinensern 
und der stillschweigenden US-amerikanischen Unterstützung für diese 
Politik zu untersuchen heißt nicht, dass man den echten Antisemitis- 
mus in arabischen Ländern leugnet oder die Tatsache, dass Gruppie- 
rungen und Regierungen in diesen Gesellschaften manchmal derartige 
Einstellungen befördern und den israelisch-palästinensischen Konflikt 
benutzen, um von eigenen Fehlern abzulenken. Wir behaupten einfach 
nur, dass die USA für ihre konsequente Unterstützung Israels einen 
hohen Preis zahlen. Diese Haltung nährt eine feindliche Einstellung 
gegenüber den Vereinigten Staaten im Nahen Osten, motiviert anti- 
amerikanische Extremisten, hilft bei deren Rekrutierung und liefert 
den autoritären Regierungen in der Region einen äußerst praktischen 
Sündenbock für ihre eigenen Misserfolge. Washington wird es umso 
schwerer, mögliche Mitstreiter davon zu überzeugen, den Extremisten 
im eigenen Land entgegenzutreten. 

Kurz gesagt, wenn es um die Bekämpfung des Terrorismus geht, 
sind die US-amerikanischen und israelischen Interessen nicht identisch. 
Israel gegen die Palästinenser zu unterstützen erschwert es, den Krieg 
gegen den Terror zu gewinnen, anstatt es zu erleichtern. Die Behaup- 
tung, Israel und die USA seien „Partner gegen den Terror“, ist keine 
zwingende Rechtfertigung für eine bedingungslose US-Unterstützung. 


Die Konfrontation mit den Schurkenstaaten 


Die neue strategische Rechtfertigung sieht Israel auch als wichtigen 
Verbündeten im Kampf gegen die autoritären Schurkenstaaten, die den 
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Terrorismus unterstützen und in den Besitz von Massenvernichtungs- 
waffen kommen wollen. Wie das „Partner gegen den Terror“-Argu- 
ment hört sich diese vertraute Rechtfertigung zunächst überzeugend 
an. Ist es nicht offensichtlich, dass Diktaturen wie Syrien, der Iran oder 


ddam Husseins Irak sowohl Israel als auch den Vereinigten Staaten 
gegenüber feindlich eingestellt sind? Werden solche Regime nicht mit 
hoher Wahrscheinlichkeit Massenvernichtungswaffen einsetzen, um 
die Vereinigten Staaten zu erpressen, oder an Terroristen weitergeben? 
Macht es angesichts dieser Gefahren nicht Sinn, die großzügige Hilfe 
an Israel fortzusetzen, um es vor diesen gefährlichen Nachbarn zu 
schützen, sie weiterhin unter Druck zu setzen und so den Tag herbei- 
zuführen, an dem diese brutalen Regime entweder zusammenbrechen 
oder sich ändern? 

Aber auch diese Argumentation hält sorgfältiger Prüfung nicht 
stand. Obwohl die Vereinigten Staaten erhebliche Unstimmigkeiten 
mit allen diesen Regimen haben - insbesondere was ihre Unterstützung 
ichtliches 
Interesse am Erwerb von Massenvernichtungswaffen angeht -, stellen 
diese Regime keine schreckliche Bedrohung lebenswichtiger ameri- 


für bestimmte terroristische Organisationen und ihr offe 


kanischer Interessen dar, einmal abgesehen vom US-Engagement für 
Israel selbst. Amerikas wichtigstes strategisches Interesse im Nahen 
Osten ist das Öl. Der Zugang zu diesem Rohstoff lässt sich am besten 
sichern, indem man verhindert, dass ein einzelnes Land die Kontrolle 
über die gesamte Region übernimmt. Die: 
gen, sich mit einem dieser Staaten anzulegen, sollte er zu stark oder zu 
aggressiv werden - wie es die Vereinigten Staaten getan haben, als sie 
den Irak 1990/91 aus Kuwait vertrieben —, aber das rechtfertigt nicht, 
sich gleichzeitig mit dem Iran, dem Irak und mit Syrien anzulegen. 


Sorge könnte es rechtferti- 


Die anderen Gründe, die häufig aufgezählt werden, um zu erklä- 
ren, warum die USA Israel gegen diese Schurkenstaaten unterstützen 
sollten, sind strategisch noch weniger überzeugend. Rechtfertigt die 
Tatsache, dass es sich um Diktaturen handelt, die unerbittliche Feind- 
schaft der USA ihnen gegenüber? Nein, weil die Vereinigten Staaten 


sich mit anderen Diktaturen verbündet haben, wenn das im US-ameri- 
lag, und das heute noch tun. Ist ihre Unterstützung 
für Terrorgruppen ein hinreichender Grund? Nicht wirklich, weil diese 
Staaten und diese Terrorgruppen die Vereinigten Staaten bisher nicht 


kanischen Intere: 
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ngegriffen haben und weil die USA über die Unterstützung des Terro- 
mus in der Vergangenheit oft hinweggesehen haben, auch wenn es 
um Terrorismus ging, der genau von diesen Staaten unterstützt wurde. 
Wie die meisten Länder waren die Vereinigten Staaten jederzeit bereit, 
mit Regimen zu kooperieren, die sie nicht unbedingt mochten, wenn 
das im US-amerikanischen Interesse lag. Washington unterstützte bei- 
spielsweise in den 1980er Jahren Saddam Hussein und den Irak im 
Krieg gegen den Iran, und es unterstützt immer noch die Militärdikta- 
tur in Pakistan, obwohl die dortige Regierung nachweislich den isla- 
mischen Terrorismus in Kaschmir und andernorts fördert. Die US-Füh- 
rung nahm auch gern die iranische Hilfe an, als es um die Taliban ging, 
und war erfreut über syrische Geheimdienstinformationen in Sachen 
Al-Qaida. Diese Beispiele einer allerdings begrenzten Zusammenarbeit 
legen nahe, dass keiner von beiden Staaten eine tödliche Bedrohung 
überlebenswichtiger US-Interessen darstellt. 

Was ist mit der syrischen Einmischung im Libanon und mit einer 
möglichen iranischen Bedrohung amerikanischer Verbündeter am Per- 
ischen Golf? Diese Themen sollte man nicht auf die leichte Schulter 


ie rechtfertigen nicht, Israel so massiv zu unterstützen, 


gene Einmischung im Li 


nehmen, aber s 


aten tun. Isra 


wie es die Vereinigten $| 
non hat wiederholt die US-Bemühungen dort kompliziert, und Is 
eigenes Massenvernichtungswaffen-Arsenal und die häufig gezeigte 
‚chaft zum Einsatz von Gewalt haben andere Nahoststaaten er- 
reben. 


aels 


Berei 
mutigt, selbst den Besitz von Massenvernichtungswaffen anzus 
Wie bereits dargestellt, ist Israel kein großartiger Aktivposten, wenn 
es um die Stab; im Libanon oder um das Machtgleichgewicht am 
Golf geht. Wie wir ausführlich in Teil II diskutieren, haben Israel und 
die Lobby wiederholt US-Bemühungen vereitelt, mit diesen zugegeben 
problematischen Regimen effektiver umzugehen. 

Als Rechtfertigung für die israelische Hilfe ist speziell dieses stra- 
sche Argument ein Zirkelschluss. Israel wird als unverzichtbarer 
Verbündeter im Umgang mit seinen gefährlichen Nachbarn dargestellt, 
dabei ist das Engagement für Israel ein bedeutender Grund, warum die 


Vereinigten Staaten in diesen Staaten überhaupt eine Bedrohung sehen. 
Ja, den Vereinigten Staaten dürfte es leichter fallen, sich der verschiede- 
nen Konflikte mit diesen Staaten anzunehmen, wäre ihre Politik nicht 


durch die Verpflichtungen gegenüber Israel belastet. Auf jeden Fall 
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sind diese Staaten im Moment zu schwach, um den Vereinigten Staaten 
wirklich gefährlich zu werden (auch wenn sie das Vorgehen der Ver- 
einigten Staaten beispielsweise im Irak erheblich erschweren können). 
Und Israel war kein großartiger Gewinn, wenn die Vereinigten Staaten 
gezwungen waren, Schritte gegen diese Staaten zu unternehmen. 
Selbst die Bedrohung durch Massenvernichtungswaffen stellt keinen 
zwingenden Grund dar, Israel so stark zu unterstützen, wie es die Ver- 
einigten Staaten zurzeit tun. Die Vereinigten Staaten haben ihre igenen 
Gründe, warum sie die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen im 


Nahen Osten (und andernorts) unterbinden wollen, aber es wäre keine 
strategische Katastrophe für die Vereinigten Staaten, sollte es einigen 
Staaten in dieser Region allen Bemühungen zum Trotz schließlich doch 
gelingen, in den Besitz dieser Waffen zu gelangen. Doch die amerika- 
nische Sorge angesichts der Massenvernichtungsprogramme Saddams 
und der aktuellen iranischen Nuklearpläne resultiert weitgehend aus 
der Bedrohung, der Israel dadurch angeblich ausgesetzt ist. Präsident 
Bush gab das im März 2006 zu, als er sagte: »Die Bedrohung durch 
den Iran ist natürlich die erklärte Absicht, unseren starken Verbünde- 
ten Israel zu zerstören. «> 

Wenn man jedoch bedenkt, dass sowohl die Vereinigten Staaten 
als auch Israel mächtige eigene Atomstreitkräfte haben, erscheint die 
Gefahr übertrieben. Dass die Vereinigten Staaten oder Israel direkt an- 
gegriffen werden könnten, kommt kaum in Frage, weil Israel mehrere 
hundert eigene Waffen hat, die Vereinigten Staaten Tausende. Würde 
eines der beiden Länder angegriffen, sähe der Übeltäter sich sofort 
einem verheerenden Gegenschlag ausgesetzt. Weder die USA noch Isra- 
el könnten von einem Schurkenstaat mit Nuklearwaffen erpresst wer- 


den, da der Erpresser die Drohung nicht wahrmachen könnte, ohne 
dem gleichen Schicksal zu erliegen. Die Sowjetunion besaß während 
des Kalten Kriegs Tausende von Nuklearwaffen, war einer revolutio- 
n Männern 
regiert, die dem menschlichen Leben wenig Wert beimaßen. Trotzdem 
konnte Moskau sein gewaltiges Waffenarsenal nicht einsetzen, um die 
Vereinigten Staaten zu „erpressen“, und Stalin, Chruschtschow und 
Breschnew haben dies nicht einmal probiert. Der Grund ist offensicht- 
lich: Die Vereinigten Staaten hatten ihre eigenen Waffen und hätten 


nären Ideologie verpflichtet und wurde von rücksichtslos 


zurückschlagen können. 
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Die Gefahr, dass ein Schurkenstaat Nuklearwaffen an eine Terror- 
gruppe weitergeben könnte, ist ähnlich abwegig, weil die Führer des 
betreffenden Lands nie sicher sein könnten, dass die Weitergabe un- 
bemerkt bliebe oder dass sie später nicht für schuldig befunden und 
bestraft würden. Vermutlich wäre es ohnehin das Letzte, was solche 
Länder tun würden, Nuklearwaffen, die sie nur unter großen Risi- 
ken erwerben konnten, weiterzugeben. Sie hätten dann keine Kon- 
trolle mehr darüber, wie diese Waffe eingesetzt wird, und sie könnten 
nie sicher sein, dass die USA (oder Israel) sie nicht vernichten, sollte 
es dieser Länder auch nur den Verdacht schöpfen, ein bestimmter 
‚churkenstaat“ habe Terroristen die Möglichkeit zu einem Massen- 
vernichtungsangriff gegeben. Wenn die Vereinigten Staaten mit einer 
Nuklearmacht Sowjetunion und einer Nuklearmacht China (deren frü- 
here Anführer zu den größten Massenmördern der Welt zählen) leben 
konnten, wenn sie eine Nuklearmacht Pakistan tolerieren und sich mit 
einer Nuklearmacht Indien verbünden, dann können sie auch (und sei 
es nur widerstrebend) mit einer Nuklearmacht Iran leben. 

Manchmal wird behauptet, Abschreckung funktioniere bei diesen 
Regimen nicht, weil ihre Anführer (wie der iranische Präsident Mah- 
mud Ahmadinedschad) irrationale religiöse Fanatiker sind, die ein 
Märtyrerschicksal mit Freuden annehmen würden, und Abschreckung 
folglich nicht funktioniere. In den Worten Charles Krauthammers von 
der Washington Post: »Gegen einen Endzeit-Fanatismus, der sich in 
einem Todeskult gefällt, bleibt Abschreckung eine bloße Wunschvor- 
stellung. «** Eine solche Aussage zu widerlegen ist natürlich unmög- 
lich, weil man niemals hundertprozentig sicher sein kann, dass nicht 
‚endeine Führerfigur solch einem selbstmörderischen Wahn verfällt. 
Trotzdem gibt es gute Gründe, derlei beängstigenden Behauptungen 
gegenüber skeptisch zu sein. Keiner von diesen angeblich irrationa- 
len Führern könnte allein einen Massenvernichtungsangriff zustande 
bringen; ein Atomwaffenschlag würde der aktiven Unterstützung und 
Zustimmung vieler anderer Menschen bedürfen, die alle selbst bereit 
sein müssten, den Märtyrertod zu sterben. (Im Iran beispielsweise hat 
Präsident Ahmadinedschad nicht einmal die Befehlshoheit über das 
Militär.) Außerdem gibt es keine Hinweise darauf, dass einer dieser 
Führer je den Märtyrertod gesucht hätte - Saddam Hussein gewiss 
nicht, ehe er den Hals in der Schlinge hatte. 


ei 


Schließlich lohnt es sich noch anzumerken, dass solche Behauptun- 
gen schon früher zu hören waren und sich als falsch erwiesen haben. 
US-Hardliner argumentierten einst, die sowjetische Führung wäre 
ideologiebestimmt und menschenverachtend und insofern vielleicht 
nicht abzuschrecken. Andere US-Führer fürchteten den Erwerb von 
Nuklearwaffen durch China, weil sie dachten, Mao Zedong sei ein 
irrationaler Führer und bereit, das Leben von zig Millionen Menschen 
in einem Atomkrieg zu riskieren. Außenminister Dean Rusk sagte 
einmal über China: »Ein Land, dessen Verhalten so brutal, erregbar, 
unnachgiebig und feindselig ist wie das des kommunie schen China, 
wird von Menschen geführt, deren Weltsicht und Lebenseinstellung 
unwirklich ist.« Aber der Umgang der Chinesen mit ihren Nuklearwaf- 
fen erwies sich als recht besonnen.® US-Führer sollten nicht nachlässig 
sein, was die Verbreitung von Mass envernichtungswaffen im Nahen 
Osten angeht, aber dieses Problem ist keine hinreichende strategische 
Rechtfertigung für die derzeit massive Unterstützung Israels durch die 
Vereinigten Staaten. 

Wenn Syrien oder der Iran die Vereinigten Staaten an Orten wie 
dem Libanon oder dem Irak tatsächlich bedrohen oder wenn sie M; 
senvernichtungswaffen be 


‚en oder besitzen wollen, macht die US- 
amerikanische Beziehung zu Israel es schwieriger, effektiv mit ihnen 
fertig zu werden. Das israelische Nuklearwaffenarsenal ist ein Grund, 
warum einige Nachbarstaaten auch Nuklearwaffen haben wollen, und 
die Androhung eines Regimewechsels verstärkt diesen Wunsch nur. 
Amerikas Bereitschaft, Israel zu unterstützen — trotz des israelischen 
Nukleararsenals und der israelischen Weigerung, den Atomwaffen- 
sperrvertrag zu unterzeichnen -, lässt auch die Vereinigten Staaten 
scheinheilig aussehen, wenn sie Möchtegern-Besitzern von Atomwaf- 
fen wegen ihrer Waffenprogramme entgegentreten. Und Israel ist keine 
große Hilfe, wenn die Vereinigten Staaten erwägen, Gewalt gegen diese 
Regime einzusetzen - wie zweimal im Irak geschehen -, weil es sich an 
den Kämpfen nicht beteiligen kann. 

Außerdem hat die Kombination von US-amerikanischer Unterstüt- 
zung Israels und Israels andauernder Unterdrückung der Palästinenser 
Amerikas Ansehen in vielen anderen Ländern geschadet und es schwie- 
riger gemacht, bei wichtigen strategischen Fragen sinnvoll zusammen- 
zuarbeiten, beispielsweise beim Kampf gegen den Terrorismus oder 
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den damit verbundenen Bemühungen, den Nahen Osten zu demokra- 
tisieren. Wie in diesem Kapitel dargestellt, betrachtet die Bevölkerung 
anderer Staaten die Unterstützung Israels druch die Vereinigten Staa- 
ten für im Allgemeinen als zu stark, und viele ausländische Eliten sind 
der Meinung, die stillschweigende Unterstützung für die israelische 
Politik in den besetzten Gebieten sei moralisch nicht zu verantworten. 
Im April 2004 brachten beispielsweise 52 ehemalige britische Diplo- 
maten in einem Brief an Premierminister Tony Blair zum Ausdruck, der 
Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern habe »die Beziehun- 
‚en zwischen dem Westen und der islamischen und arabischen Welt 
iftet«. Außerdem warnten sie, die Politik von Bush und Scharon 
sei »einseitig und illegal« und würde »noch mehr israelisches und pa- 
lästinensisches Blut kosten«. Das musste Blair gar nicht erst gesagt 
werden. Er hatte wiederholt (aber erfolglos) versucht, die Bush-Re- 
gierung zu einer ernsthaften Auseinandersetzung mit dem Thema zu 
bewegen. Eine Gruppe von acht ehemaligen US-Diplomaten wollte 
nicht zurückstehen und verfasste einen ähnlichen Brief an Präsident 
Bush. Sogar prominente Israelis, beispielsweise der altgediente Mili- 
tärkorrespondent Ze’ev Schiff, begreifen heute, dass »die Fortsetzung 
dieses Konflikts, einschließlich der israelischen Besetzung, mit einiger 
Sicherheit neue Terrorwellen heraufbeschwören wird; internationalen 
Terrorismus, dessen Verbreitung die Amerikaner so sehr fürchten «.?? 
Welche Folgen diese Situation haben kann, wurde 2006 deutlich, als 
die Vereinigten Staaten sich bemühten, eine sunnitische Koalition zu 
schmieden, um die sich verschlechternde Situation im Irak in den Griff 
zu bekommen und ein Gleichgewicht gegenüber dem aufstrebenden 
Iran zu schaffen. Dieser Versuch wurde untergraben durch die sun- 
nitischen Bedenken, die Vereinigten Staaten hätten im Palästinenser- 
konflikt immer nur auf der israelischen Seite gestanden. Sie hielten es 
für politisch gefährlich, den Amerikanern zu nahe zu kommen. Im 
Wall Street Journal hieß es dazu: »Arabische Diplomaten sagen, Län- 
der wie Saudi-Arabien, Ägypten, Qatar, Kuwait und die Vereinigten 
Arabischen Emirate werden es schwierig finden, sich hinsichtlich des 
und hinsichtlich einer breiteren regionalen Stabil: {fentlich an 
Seite der Vereinigten Staaten zu stellen, solange Washington Israel 
ht zu einer Friedensinitiative drängt.« Oder wie ein arabischer Di- 
plomat es ausdrückte: »Die Straße nach Bagdad führt über Jerusalem 
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und nicht andersherum.«* Auch darum kam die parteiübergreifende 
Baker-Kommission im Dezember 2006 zu dem Schluss: »Die Vereinig- 
ten Staaten werden ihre Ziele im Nahen Osten nicht erreichen kön- 
nen, solange sie sich nicht direkt dem arabisch-israelischen Konflikt 
zuwenden. «#° 

Kurz gesagt: Wer Israel als Amerikas wichtigsten Verbündeten im 
Kampf gegen den Terror und gegen die verschiedenen Diktaturen im 
Nahen Osten behandelt, übertreibt Israels Möglichkeiten, in diesen An- 
gelegenheiten hilfreich zu agieren; er übersieht, wie die amerikanisch- 
israelische Beziehung zu diesen Problemen beiträgt, und ignoriert, wie 
die israelische Politik es der US-Regierung erschwert, diese Probleme 
anzugehen. Israels strategischer Wert ist seit dem Ende des Kalten 
Kriegs ständig gesunken. Dauerhafte Unterstützung für Israel lässt sich 


nicht mehr mit dem Argument rechtfertigen, der jüdische Staat helfe 
uns, einen mächtigen Rivalen in Schach zu halten, Stattdessen macht 
die bedingungslose Rückendeckung für Israel die Vereinigten Staaten 
zu einem Ziel radikaler Extremisten und lässt Amerika in den Augen 


Dritter harcherzig und verlogen aussehen, einschließlich vieler europä- 


ischer und arabischer Verbündeter. Die Vereinigten Staaten profitieren 
immer noch von einer gewissen strategischen Kooperation mit Israel, 
aber insgesamt ist Israel mehr eine Last als ein Aktivposten. 


Ein zweifelhafter Verbündeter 


Dass Israel sich manchmal nicht wie ein loyaler Verbündeter verhält, 
ist ein letzter Grund, seinen strategischen Wert in Frage zu stellen. 
Wie die meisten Staaten verfolgt Israel in erster Linie seine eigenen 
Interessen und war in der Vergangenheit bereit, Dinge entgegen ame- 
rikanischen Interessen zu tun, wenn es (zu Recht oder zu Unrecht) 
glaubte, dass es damit seine eigenen nationalen Ziele voranbringen 
würde. Im Zusammenhang der berühmt-berüchtigten „Lavon-Affäre“ 
1954 beispielsweise wollten israelische Agenten Bomben auf mehrere 
US-Regierung 
Unfrieden zwischen Washington und Kairo zu stiften. Israel verkauf- 
te Militärzubehör an den Iran, als dort 1979/80 US-Diplomaten als 


iros in Ägypten werfen — ein missglückter Versuch, 
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iseln gehalten wurden, und war im Krieg zwischen Iran und Irak 


© der militärischen Hauptlieferanten des Irans, obwohl die Verei- 
nigten Staaten über die Entwicklung im Iran beunruhigt waren und im 
Stillen den Irak unterstützten. 1989 kaufte Israel iranisches Öl im Wert 
von 36 Millionen Dollar, um so die Freilassung israelischer Geiseln 
im Libanon zu bewirken. Aus israelischer Sicht war jede dieser Hand- 
lungen sinnvoll, aber sie standen im Widerspruch zur amerikanischen 
Politik und schadeten den US-Interessen.” 

Israel hat nicht nur Waffen an Amerikas Feinde verkauft, es hat 
auch amerikanische Technik an Drittländer weitergegeben, darunter 
an potenzielle US-Gegner wie China. Damit hat Israel US-amerikani- 
sches Recht verletzt und die amerikanischen Interessen bedroht. 1992 
berichtete der Generalinspekteur des Außenministeriums, dass es seit 
1983 Hinweise auf »systematische und zunehmende nicht autorisierte 
Weitergaben« durch Israel gebe.”! Etwa zur gleichen Zeit untersuchte 
der Rechnungshof der Vereinigten Staaten die „Dotan-Affäre* (die 
Unterschlagung und illegale Abzweigung von Millionen Dollar US-Mi- 
litärhilfe durch den ehemaligen Leiter der Materialbeschaffung für die 
israelischen Luftstreitkräfte). Man bemühte sich um wiederholte Tref- 
fen mit israelischen Regierungsvertretern, um die Angelegenheit zu dis- 
kutieren. Dem Rechnungshof zufolge »lehnte es die israelische Regie- 


rung ab, die offenen Fragen zu diskutieren oder [US-amerikanischen] 


mittlern die Befragung israelischen Personals zu gestatten «.”? 
In den letzten Jahren hat sich wenig verändert. Sogar Douglas 
Feith, ehemaliger Staatssekretär im Verteidigungsministerium und ein 


konsequenter Anhänger Israels, soll wütend gewesen sein, als Israel 


sich 2004 bereit erklärte, eine Killerdrohne weiterzuentwickeln, die 
es 1994 an China verkauft hatte.” »Irgendetwas läuft grundlegend 
schief in den [amerikanisch-israclischen] Militärbeziehungen«, sagte 
ein anderer Mitarbeiter der Bush-Regierung.”* 

Zur Vergrößerung der Spannungen trägt auch die umfangreiche 
Spionage bei, die Israel gegen die Vereinigten Staaten betreibt. Dem 
Rechnungshof zufolge führt der jüdische Staat »von allen Verbündeten 
die aggressivsten Spionageoperationen gegen die Vereinigten Staaten 
durch. «°° Der Diebstahl von Wirtschaftsgeheimnissen verschafft israe- 
chen Firmen auf dem Weltmarkt wichtige Vorteile gegenüber ameri- 
kanischen und verursacht wiederum Kosten für die US-Bürger. 
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Besorgniserregender sind jedoch Israels fortgesetzte Bemühungen, 
amerikanische Militärgeheimnisse zu stehlen. Dieses Problem illustriert 
der berüchtigte Fall Jonathan Pollard: Der ehemalige amerikanische 
Geheimdienstexperte gab zwischen 1981 und 1985 große Mengen ge- 
heimes Material an Israel weiter. Als Pollard gefasst wurde, verweiger- 
ten die Israelis den USA Auskunft darüber, was Pollard ihnen zugespielt 
hatte.” Der Fall Pollard ist nur die sichtbare Spitze des Eisbergs. 1986 
versuchten israelische Agenten, in einer US-amerikanischen Firma Spio- 
nagekameratechnik zu stehlen. Ein Schiedsgericht beschuldigte Israel 
später »perfiden«, »ungesetzlichen« und »betrügerischen« Verhaltens 
und verurteilte es zur Zahlung von rund drei Millionen Dollar Scha- 
densersatz an die Firma Recon/Optical Inc. Israelische Spione verschaff- 
ten sich außerdem Zugang zu vertraulichen US-Informationen über 
ein elektronisches Aufklärungsprogramm des Pentagon und versuchten 
erfolglos Noel Koch zu rekrutieren, einen ranghohen Antiterrorexper- 
ten aus dem Verteidigungsministerium. Das Wall Street Journal zitierte 
‚John Davitt, den ehemaligen Chef der internen Sicherheitsabteilung 
des Justizministeriums, mit den Worten: »Wer von uns mit Spionage 
zu tun hatte, betrachtete Israel als den zweitaktivsten aus] 
Geheimdienst in den Vereinigten Staaten. «7 

Zu einer neuen Kontroverse kam es 2004, als ein bedeutender Pen- 
tagon-Mitarbeiter, Larry Franklin, verhaftet wurde, Ihm wurde vor- 
geworfen, geheime Informationen über die Iranpolitik der USA an 
einen israelischen Diplomaten weitergegeben zu haben, angeblich mit- 
hilfe zweier hochrangiger AIPAC-Vertreter, Steven Rosen und Keith 
Weissman. Franklin akzeptierte schließlich einen Plea Bargain — eine 
Absprache mit dem Gericht, die ohne Verhandlung zustandekommt — 
und wurde zu zwölf Jahren Gefängnis verurteilt. Rosen und Weissman 
werden im Herbst 2007 vor Gericht gestellt.’® 

Israel ist natürlich nicht das einzige Land, das Spionage in den USA 
betreibt, und Washington seinerseits spioniert ausgiebig Verbündete 
wie Feinde aus. Ein solches Verhalten ist weder überraschend noch 
besonders verwerflich, denn die internationale Politik ist ein raues 
Geschäft, und Staaten handeln oft skrupellos, um gegenüber ande- 
ren Ländern einen Vorteil zu erringen. Aber die engen Beziehungen 
zwischen Washington und Jerusalem haben es Israel leicht gemacht, 
amerikanische Geheimnisse zu stehlen, und die Israelis haben nicht 


indischen 
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ögert, genau das zu tun. Israels Bereitschaft, seinen Hauptförderer 
auszuspionieren, weckt zumindest weitere Zweifel am strategischen 
Wert des jüdischen Staats insgesamt, besonders seit dem Ende des 
Kalten Kriegs. 


Schlussbemerkung 


Es steht außer Frage, dass Israel von der US-amerikanischen Unterstüt- 

zung erheblich profitiert hat, wenngleich man argumentieren mag, dass 

diese Unterstützung für eine Politik genutzt wurde (beispielsweise den 

Siedlungsbau), die nicht im langfristigen israelischen Interesse liegt. Es 

ist auch klar, dass die Vereinigten Staaten einen gewissen strategischen 

Nutzen aus ihrer Hilfe für Israel gezogen haben, besonders während 

des Kalten Kriegs. Doch diese Vorteile können nicht vollständig recht- 

‚en oder erklären, warum die Vereinigten Staaten bereit waren, 

Israel eine so lange Zeit hindurch stetig zu unterstützen. Die finan- 

ziellen Hilfen und der Schutz für Israel mögen auf dem Höhepunkt 
des Kalten Kriegs ein Plus für die Vereinigten Staaten ergeben haben 

(aber selbst diese Behauptung ist nicht endgültig belegt), doch diese 
Begründung erübrigte sich, als die Sowjetunion zusammenbrach und 
der Wettlauf der Supermächte im Nahen Osten sein Ende fand. Heute 
macht die enge amerikanische Beziehung zu Israel - und besonders 
Amerikas Bereitschaft, Israel zu unterstützen, egal, welche Politik es 
verfolgt - die Amerikaner weder sicherer noch reicher. Im Gegenteil: 
Die bedingungslose Unterstützung für Israel untergräbt Amerikas Be- 
ziehungen zu anderen Verbündeten, weckt Zweifel an der Klugheit und 
Moral Amerikas, beflügelt eine Generation antiamerikanischer Extre- 
misten und verkompliziert die US-Bemühungen im Umgang mit einer 
brisanten, aber wichtigen Region. Kurz gesagt, die im Wesentlichen an 
keine Bedingungen geknüpften „besonderen Beziehungen“ zwischen 
den Vereinigten Staaten und Israel lassen sich aus strategischer cht 
nicht länger verteidigen. Wenn wir eine überzeugende logische Begrün- 
dung dafür suchen, müssen wir uns woanders danach umschauen. Im 
nächsten Kapitel untersuchen wir die moralische Begründung für die 
amerikanische Unterstützung. 
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Kapitel 3 


Die moralischen Gründe schwinden 


Als George W. Bush im Mai 2004 auf der alljährlichen Strategiekon- 
ferenz des American Israel Public Affairs Committee {AIPAC) sprach, 
berief er sich auf verschiedene moralische Gründe, um die US-ameri- 
kanische Unterstützung für Israel zu erklären. Der Präsident begann 
seine Rede, indem er die Bemühungen des AIPAC lobte, »die Bande zu 
stärken, die unsere Nationen zusammenhalten - unsere gemeinsamen 
Werte, unser großes Engagement für die Freiheit«. Sodann betonte 
er, Israel und die USA »haben viel gemeinsam. Wir sind beide 

Kämpfen und Opfern hervorgegangen. Wir wurden beide von 


aus 


n- 
wanderern gegründet, die vor religiöser Verfolgung in andere Länder 
geflohen sind. Wir haben beide dynamische Demokratien errichtet, 
gebaut auf Recht und Marktwirtschaft. Und wir sind beide L; nder, 
die an bestimmten Grundüberzeugungen festhalten: dass Gott über die 
Angelegenheiten der Menschen wacht und dass ihm jedes Menschen- 
leben wichtig ist. Diese Bande haben uns zu natürlichen Verbündeten 
gemacht, und diese Bande werden niemals zerrissen werden.« 

Bush merkte auch einen wichtigen Unterschied an und zog daraus 
eine moralische Schlussfolgerung. Während die Vereinigten Staaten 
aufgrund ihrer Lage in der Vergangenheit relativ sicher existieren 
konnten, »sah Israel sich einer anderen Situation gegenüber, als klei- 
nes Land in einer schwierigen Umgebung. Das israelische Volk hatte 
immer Feinde an seinen Grenzen und Terroristen ganz in der Nähe. 
Wieder und wieder hat Israel sich todesmutig und geschickt verteidigt. 
Für diesen Mut hat das israelische Volk den Respekt des amerikani- 
hen Volks verdient.«! 

Bushs Bemerkungen machen deutlich, in welchem Maß die US-ame- 
rikanische Unterstützung für Israel häufig nicht strategisch, sondern 
vor allen Dingen moralisch begründet wird. Die „moralische Begrün- 
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dung“ für die amerikanische Unterstützung beruht auf verschiedenen 
Argumentationen. Israels Anhänger führen häufig eine oder mehrere 
davon an, um die „besonderen Beziehungen“ zu rechtfertigen. Ins- 
besondere verdiene Israel großzügige und praktisch bedingungslose 
US-Unterstützung, weil es schwach und von Feinden umgeben ist, 
die es zerstören wollen; weil es eine Demokratie ist, also eine mora- 
lisch bessere Regierungsform; weil die Juden unter den Verbrechen 
der Vergangenheit besonders zu leiden hatten; weil Israels Verhalten 
dem seiner Feinde moralisch überlegen ist, vor allem dem palästinen- 
sischen; weil die Palästinenser das großzügige israelische Friedensan- 
gebot in Camp David im Juli 2000 abgelehnt und sich stattdessen für 
Gewalt entschieden haben; weil aus der Bibel deutlich wird, dass die 
Gründung Israels Gottes Wille ist. Zusammengenommen untermauern 
diese Argumente die allgemeinere Behauptung, dass Israel das einzige 
Land im Nahen Osten ist, das die amerikanischen Werte teilt und 
daher eine breite Unterstützung im amerikanischen Volk genießt, Viele 
US-Entscheidungsträger akzeptieren diese verschiedenen Argumente, 
aber selbst wenn nicht, würde das amerikanische Volk vermutlich von 
zen und nicht unter 


ihnen erwarten, den jüdischen Staat zu unterst 
Druck zu setzen. 

Bei genauerem Hinsehen ist die moralische Begründung für eine 
uneingeschränkte US-Unterstützung nicht zwingend. Es gibt gute 
moralische Gründe, den Fortbestand Israels zu sichern, aber der ist 
glücklicherweise derzeit nicht gefährdet. Objektiv betrachtet, bietet 
Israels Verhalten in Vergangenheit und Gegenwart wenig moralische 
Gründe, um Israel den Palästinensern vorzuziehen oder in der Region 
eine Politik zu verfolgen, die nicht den amerikanischen strategischen 
Interessen entspricht. 

Die moralische Begründung beruht weitgehend auf einem besonde- 
ren Verständnis der israelischen Geschichte, wie sie von vielen Ame- 
rikanern (Juden und Nichtjuden) gesehen wird. In dieser Geschichte 
sind die Juden im Nahen Osten seit langem Opfer, genau wie sie es 
in Europa waren. Der US-Schriftsteller und Friedensnobelpreisträger 
Elie Wiesel, der den Holocaust überlebte, sagt: »Der Jude war nie ein 
Henker; er ist fast immer das Opfer.«? Die Araber, und besonders die 
Palästinenser, sind diejenigen, die die Juden schikanieren, ähnlich den 
Antisemiten, die die Juden in Europa verfolgten. Diese Sicht der Dinge 
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trier klar zutage in Leon Uris’ berühmten Roman Exodus (1958), der 
die Juden als Opfer und Helden und die Palästinenser als Bösewichte 
und Feiglinge porträtiert. Dieses Buch verkaufte sich zwischen 1958 
und 1980 in 20 Millionen Exemplaren und wurde 1960 erfolgreich 
verfilmt. Wissenschaftler haben gezeigt, dass der Exodus-Roman nach- 
haltig das Denken der Amerikaner über den arabisch-israelischen Kon- 
flikt beeinflusst hat. 

Die gängige Meinung über die Gründung Israels und sein Verhal- 
ten in der Folgezeit gegenüber Palästinensern und Nachbarstaaten ist 
falsch. Sie beruht auf einer Reihe von Mythen über die Vergangenheit, 
die israelische Wissenschaftler in den letzten 20 Jahren systematisch 
demontiert haben.' Während die Juden ganz ohne Zweifel in Europa 
oft Opfer waren, waren sie im vergangen Jahrhundert im Nahen Osten 
oft Täter, und ihre Hauptopfer waren und sind heute noch die Palästi- 
nenser. Der wesentliche Punkt dieser Argumentation ist reichlich be- 
legt, aber er ist auch intuitiv einsichtig. Wie anders sollte es den Juden 
möglich gewesen sein, aus Europa nach Palästina zu kommen und dort 
einen eigenen Staat zu gründen - ganz ohne unfreundliche Maßnahmen 
gegenüber der arabischen Bevölkerung, die bereits dort lebte? Genau 
wie die Europäer die Vereinigten Staaten und Kanada nicht ohne er- 
hebliche Verbrechen an den Ureinwohnern gründen konnten, war es 
‚chen Staat in Palästina 
zu errichten, ohne ähnliche Verbrechen gegenüber den Einheimischen 
dort zu verüben. Dass den Einheimischen ihr Eindringen nicht gefiel 
und sie versuchen würden, Widerstand zu leisten, war absehbar. Lei- 


den Zionisten praktisch unmöglich, einen jüdi 


der ist diese „neue Geschichte“, wie sie in Israel genannt wird, in den 
Vereinigten Staaten bisher nicht hinreichend zur Kenntnis genommen 
worden. Darin liegt ein Grund, warum die moralische Argumentation 
für viele Amerikaner noch solch ein Gewicht hat. 

Israels Verhalten in jüngerer Zeit ist jedoch eine andere Sache. Dank 
des global zugänglichen Internets und der Kabelnachrichten rund um 
die Uhr haben viele Amerikaner klare Beweise dafür gesehen, wie bru- 
tal Israel die Palästinenser in den besetzten Gebieten behandelt. Sie 
haben auch die Konsequenzen der israelischen Aktionen im zweiten 
Libanonkrieg (2006) gesehen, als die israelischen Streitkräfte zivile 
Ziele im ganzen Land anpeilten und dann ein paar Millionen tödliche 
Streubomben auf die Dörfer und Städte im Südlibanon warfen.s 
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Obwohl diese Aktionen das öffentliche Bild von Israel in den Verei- 
nigten Staaten angekratzt haben, argumentieren die Anhänger Israels 
weiterhin unerschrocken mit moralischen Gründen, dass die derzeiti- 
ge Beziehung zwischen beiden Ländern aufrechterhalten werden soll. 
Dabei lässt sich durchaus behaupten, dass die derzeitige US-Politik 
mit grundlegenden amerikanischen Werten im Widerstreit liegt und 
dass die Vereinigten Staaten, sollten sie sich allein aus moralischen 
Gründen für eine Seite entscheiden, die Palästinenser und nicht Israel 
unterstützen würden. Schließlich ist Israel reich und die mächtigste 
Militärmacht im Nahen Osten. Kein Staat würde heute freiwillig einen 
Krieg mit Israel anfangen. Israel hat ein ernstes Problem mit dem Ter- 
rorismus, aber das ist vor allen Dingen eine Konsequenz der Besied- 
lung der besetzten Gebiete. Die Palästinenser sind im Vergleich dazu 
ohne eigenen Staat, arm und von einer ungewissen Zukunft bedroht. 
Selbst wenn man den Palästinensern eine Reihe von Fehlern anlasten 
kann — welche Gruppe hat mehr moralische Ansprüche auf die Sym- 
pathie der Amerikaner? 

Um den Dingen wirklich auf den Grund zu gehen, müssen wir uns 
die einzelnen Punkte der moralischen Argumentation genauer ansehen. 
Wir konzentrieren uns dabei vor allen Dingen auf das israelische Ver- 
halten, und wir werden nicht den Versuch machen, es mit der Hand- 
lungsweise anderer Staaten in der Region oder in anderen Teilen der 
Welt zu vergleichen. Wir konzentrieren uns nicht aus Abneigung gegen 
den jüdischen Staat auf Israel oder weil wir glauben, sein Verhalten sei 
besonders verurteilenswert. Im Gegenteil, wir wissen, dass praktisch 
alle Staaten irgendwann einmal schlimme Verbrechen begangen haben. 
Und dass es häufig ein gewaltsames Unterfangen ist, einen Staat auf- 
zubauen, ist uns bewusst. Wir sind uns auch im Klaren darüber, dass 
einige israelische Nachbarn zeitweise mit großer Brutalität vorgegan- 
gen sind. Wir konzentrieren uns auf das israelische Vorgehen, weil 
die Vereinigten Staaten Israel mit materieller und diplomatischer Hilfe 
unterstützen, die erheblich größer ist als das, was andere Staaten erhal- 
ten, und das auf Kosten eigener Interessen. Unser Ziel ist, festzustellen, 
ob Israel diese besondere Behandlung verdient, weil es sich - wie viele 
seiner Anhänger behaupten — besonders tugendhaft verhält. Verhält 
sich Israel deutlich besser als andere Staaten? Der geschichtliche Über- 
blick sagt nein. 
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Beistand für den Unterdrückten 


Israel wird häufig als schwach und belagert dargestellt, ein jüdischer 
David umgeben von einem feindlichen arabischen Goliath. Dieses Bild 
wird von israelischen Führern und Israel wohlgesinnten Autoren sorg- 
sarı gepflegt, aber das Gegenteil liegt der Wahrheit näher. Israel war 
militärisch immer stärker als seine arabischen Gegner. Man denke an 
den israelischen Unabhängigkeitskrieg von 1948: Verbreitet ist die An- 
sicht, dass die Zionisten — die gegen fünf arabische Armeen und die 
Palästinenser kämpften - zahlenmäßig und waffentechnisch unterlegen 
waren. Benny Morris, ein prominenter israelischer Historiker, nennt 
diese Beschreibung des Kräftegleichgewichts »einen besonders hart- 
näckigen Mythos, was 1948 angeht«.7 
Man könnte vielleicht denken, die israelischen Streitkräfte seien 

1948 quantitativ und qualitativ deutlich benachteiligt gewesen, weil 
es sich um ein kleines neues Land handelte, umgeben von arabischen 
Staaten mit einer viel größeren Bevölkerung und weitaus reicheren 
materiellen Ressourcen. Vergleicht man die Bevölkerungszahlen und 
die Ressourcen beider Länder, erfährt man jedoch wenig über das 
militärische Gleichgewicht. Morris merkt dazu an: »Die Atlaskarte 
mit einem winzigen Israel und einem gewaltigen arabischen Meer 
drumherum gab nicht - und gibt auch heute nicht - das wahre mili- 
“ ische Kräftegleichgewicht in der Region wieder. Ähnliches gilt für 
die Bevölkerungszahlen. 1948 umfasste der Jischuw Idie jüdischen 
Siedlungen in Palästina, bevor Israel gegründet wurde] rund 650.000 

Menschen - gegenüber 1,2 Millionen palästinensischen Arabern und 

rund 30 Millionen Arabern in den umliegenden Ländern (darunter 
Irak).«® Der Grund ist einfach: Die arabischen Staaten waren bemer- 

kenswert ineffektiv darin, ihre schlummernden Ressourcen in tatsäch- 

liche Militärmacht umzuwandeln, während Israel dies ganz besonders 

gut konnte. 

Beim Unabhängigkeitskrieg handelte es sich im Grunde um zwei 

separate Konflikte. Der erste war ein Bürgerkrieg zwischen den Juden 

und den Palästinensern, der am 29. November 1947 begann {als die 


schlossen) und bis zum 14. Mai 1948 dauerte (dem Tag, als Israel 
seine Unabhängigkeit verkündete). Der zweite war ein internationaler 
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Krieg zwischen Israel und fünf arabischen Armeen, der am 15. Mai 
1948 begann und am 7. Januar 1949 endete. 

Die Zionisten errangen im Bürgerkrieg einen einseitigen Sieg über 
die Palästinenser, weil sie zahlenmäßig deutlich überlegen waren und 
ie Qualität ihrer Soldaten und Waffen besser war.” Die jüdischen 
Kampfeinheiten waren viel besser organisiert und trainiert als die 
palästinensischen Streitkräfte, die von den Briten während des Auf- 
stands 1936 bis 1939 dezimiert worden waren und sich 1948 noch 
nicht erholt hatten. Der israelische Historiker Ilan Pappe weist darauf 
hin, dass »ein paar tausend unkoordinierten Palästinensern und Ara- 
bern Zehntausende gut ausgebildete jüdische Soldaten gegenüberstan- 
den«.'® Die israelische Führung war sich des Kräfteungleichgewichts 
völlig bewusst und wollte es zu ihrem Vorteil nutzen. Jigael Jadin, 
hochrangiger Befehlshaber im Krieg von 1948 und zweiter Stabschef 
der israelischen Streitkräfte, behauptet, wären nicht die Briten bis Mai 
1948 in Palästina gewesen, »hätten wir den arabischen Aufstand in 
einem Monat niederschlagen können «.'! 

Die Israelis waren auch im Krieg gegen die fünf arabischen Armeen 
klar im Vorteil, was die Mannschaftsstärke anging. Morris merkt an, 
als die Kämpfe Mitte Mai begannen, »schickte Israel rund 35.000 be- 
waffnete Soldaten in den Kampf, verglichen mit 25.000 bis 30.000 auf 
Seiten der eindringenden arabischen Armeen. Während der Operation 
Dani im Juli hatte die israelische Armee 65.000 Männer unter Waffen 
und im Dezember fast 90.000 — zu jedem Zeitpunkt der Gesamtstärke 
der arabischen Armeen, die ihnen in Palästina gegenübertraten, deut- 

lich überlegen.«'? Abgesehen von den 25 Tagen nach Kriegsbeginn 
(15. Mai bis 10. Juni 1948) war Israel zudem besser bewaffnet. Die 
israclischen Einsatzkräfte waren ihren arabischen Gegnern qualitativ 
deutlich überlegen (möglicherweise mit Ausnahme der kleinen Ara- 
bischen Legion aus Transjordanien) und viel besser organisiert. Kurz 
gesagt, gewannen die Zionisten den Bürgerkrieg gegen die Palästinen- 
ser und den internationalen Krieg gegen die vordringenden arabischen 
Armeen, weil sie leistungsfähiger waren als ihre Gegner, trotz des ab- 
soluten Bevölkerungsvorteils der arabischen Feinde. Morris schreibt 
dazu: »Es war die überlegene jüdische Feuerkraft, es waren die Sol- 
«daten, die Organisation und die Befehlsstruktur, die das Ergebnis der 
Schlacht bestimmten. «" 
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Die israelische Armee errang auch schnelle und entscheidende Siege 
gegen Ägypten 1956 und gegen Ägypten, Jordanien und Syrien 1967 — 
ehe US-Hilfe im großen Ausmaß nach Israel zu fließen begann. Im 
Oktober 1973 wurde Israel Opfer eines verblüffenden Überraschungs- 
angriffs durch die ägyptische und die syrische Armee. Die israelischen 
Streitkräfte waren zahlenmäßig unterlegen und wurden in den ersten 
Tagen der Kämpfe deutlich zurückgeworfen, aber sie erholten sich 
schnell und waren kurz davor, die ägyptische und die syrische Armee 
zu vernichten, als die Vereinigten Staaten und die Sowjetunion ein- 
schritten, um die Kämpfe zu beenden. Die bemerkenswerte Wende 
war nach Morris darauf zurückzuführen, dass »die Maschinen der 
israelischen Armee, in der Luft und am Boden, einfach besser waren. 
Das Gleiche galt für die Soldaten: Die israelischen Piloten, das War- 
tungspersonal und die Bodenkontrolle, die Panzeroffiziere und die 
Männer waren deutlich besser ausgebildet und besser geführt als ihre 
arabischen Gegner. «! Diese Siege sind beredter Beweis für den israeli- 
schen Patriotismus, für organ 


torische Fähigkeiten und militärischen 
Mut, aber sie zeigen auch, dass Israel selbst in den frühen Jahren alles 
andere als hilflos war. 


>ute ist Israel die stärkste Militärmacht im Nahen Osten. Seine 


konventionellen Streitkräfte sind denen der Nachbarländer deutlich 


überlegen, und es ist der einzige Staat in der Region mit Nuklearwaffen. 
Ägypten und Jordanien haben Friedensverträge mit Israel unterzeich- 
net, und Saudi-Arabien hat ebenfalls einen Friedensvertrag angeboten. 
Syrien hat seine sowjetische Schutzmacht verloren, der Irak ist durch 
drei fürchterliche Kriege stark geschwächt, und der Iran befindet sich 
Hunderte Meilen weit weg und hat Israel nie direkt angegriffen. Die 
Palästinenser haben kaum eine effektive Polizei, geschweige denn eine 
Armee, die das 
zusätzlich geschwächt durch interne Auseinandersetzungen. Die durch 
palästinensische Selbstmordattentäter bewirkten Todesopfer sind tra- 
gisch und lösen Angst aus in den Herzen eines jeden Israeli. Aber die 
che Wirtschaft schädigen sie relativ wenig, geschweige denn, 
dass sie Israels territoriale Integrität gefährden würden.’ Gruppen wie 
die Hisbollah könnten Waffen mit geringerer Sprengkraft (sogenannte 
low-yield nukes) und Raketen auf Israel abfeuern und damit im Lauf 
von Monaten oder Jahren einige hundert Israelis töten, aber damit 


israelische Überleben gefährden könnte, und sie sind 
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wäre Israel nicht in seiner Existenz bedroht. Gemäß einer Einschät- 
zung des angesehenen Jaffee Center for Strategic Studies an der Univer- 
sität von Tel Aviv von 2005 »neigt sich das strategische Gleichgewicht 
entschieden zugunsten Israels, das den qualitativen Abstand zwischen 
seinen eigenen militärischen Möglichkeiten und ihrer abschreckenden 
Wirkung einerseits und den Möglichkeiten seiner Nachbarn anderer- 
seits weiter vergrößert hat«.'” Ginge es bei all dem darum, dem David 
den Rücken zu stärken, müssten die Vereinigten Staaten Israels Gegner 
unterstützen. 

Natürlich hat das Argument, dass Israel seit langem im Belage- 
rungszustand lebt und immer das Opfer ist, noch eine andere Di- 
mension: Die Klage, dass Israels arabische Nachbarn entschlossen 
sind, den jüdischen Staat trotz seiner militärischen Überlegenheit zu 
zerstören. Mitunter wird sogar behauptet, die Araber hätten 1948, 
1967 und 1973 Kriege vom Zaun gebrochen, um „die Juden ins Meer 
zu treiben“.'® 

Israel war in seinen frühen Jahren sicherlich ernsten Bedrohungen 
ausgesetzt, aber die Araber haben in keinem der drei Kriege versucht, 
Israel zu vernichten. Der Grund dafür ist nicht, dass die Araber glück- 
lich waren über den jüdischen Staat in ihrer Mitte - das waren sie 


icht -, sondern weil sie technisch niemals in der Lage waren, 


sicher 
einen Krieg gegen Israel zu gewinnen, ganz zu schweigen von einem 
entscheidenden Sieg. Zweifellos haben manche arabische Führer wäh- 
rend des Kriegs 1948 davon gesprochen, „die Juden ins Meer zu trei- 
ben“, aber das war eher Rhetorik zur Beruhigung der Öffentlichkeit. 
In der Tat ging es den arabischen Führern vor allen Dingen darum, auf 
Kosten der Palästinenser ihr eigenes Territorium zu vergrößern, eine 
von vielen Gelegenheiten, bei denen die arabischen Regierungen ihr 
hi nteresse über das Wohlergehen der Palästinenser stellten. Morris 
schreibt zum Beispiel: 


»Was passierte, nachdem Israel am 14. Mai 1948 seine Unabhängigkeit erklärt 
hatte und die arabischen Staaten am 15. Mai einmarschiert waren, war »ein 
allgemeines Gerangel um Landk, bei dem alle - Israel, Transjordanien, Syrien, 
Ägypten und sogar der Libanon — fest entschlossen waren, die Entstehung 
eines palästinensisch-arabischen Staats zu verhindern und selbst ein großes 
Stück von Palästina abzubekommen. Entgegen der alten Geschichtsschreibung 
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war die Invasion des transjordanischen Königs Abdullah in Ostpalästina klar 
darauf angelegt, Land für sein Königreich zu erobern - auf Kosten der palästi- 
nensischen Araber —, und nicht darauf, den jüdischen Staat zu zerstören. In der 
Tat hielt sich die Arabische Legion den ganzen Krieg hindurch peinlich genau 
an ihr nichtaggressives Verhalten gegenüber dem Jischuw und dem jüdischen 
Staatsgebiet ...Es ist ganz und gar nicht klar, dass Abdullah und Glubb [britischer 
General, der die transjordanische Arabische Legion kommandierte] beglückt 
gewesen wären, die soeben flügge gewordene jüdische Republik im Mai 1948 
wieder zusammenbrechen zu sehen.Abdullah jedenfalls machte sich mit Sicher- 
heit mehr Sorgen darüber, dass ein palästinensischer Araberstaat entstehen und 
seine Nachbarstaaten Syrien und Ägypten sich vergrößern könnten, als über 
die Entstehung eines kleinen jüdischen Staats.«!” 


Und Abdullah war, wie Morris bemerkt, der einzige Araberführer, der 
»sein ganzes militärisches Gewicht in die Waagschale warf«, um Israel 
anzugreifen, »was entweder seine Ineffizienz zeigt oder vielleicht, dass 
das erklärte Ziel, die Juden ins Meer zu treiben, doch nicht so ganz 
ernst gemeint war«. Schlomo Ben Ami, ein bekannter Historiker und 
ehemaliger israelischer Außenminister, sieht die aral 
im Krieg von 1948 ähnlich: 


he Zielsetzung 


»Schlecht vorbereitet und schlecht koordiniert, wurden die arabischen Armeen 
in den Krieg hineingezogen, weil die Öffentlichkeit in ihren Heimatstaaten 
Druck ausübte und weil von ihren Führern jeder eine andere Strategie territo- 
rialer Expansion verfolgte. Für die Errichtung eines palästinensischen Staats zu 
sorgen ... war für die arabischen Führer weniger ein Motiv. Sie schickten ihre 
Armeen nach Palästina, um eigene territoriale Ansprüche geltend zu machen 
oder diejenigen ihrer Rivalen in der arabischen Koalition zu vereiteln.«." 


Der Mythos von Israel als Opfer spiegelt sich auch in der weit ver- 
breiteten Überzeugung wider, dass vor allen Dingen Ägypten und 
Syrien für den Ausbruch des Sechstagekriegs verantwortlich gewesen 
seien. Im 


inzelnen heißt es, die Araber hätten gerade einen Angriff 
auf Israel vorbereitet, als die israelische Armee ihnen zuvorkam und 
einen atemberaubenden Sieg davontrug.?! Aus erst in neuerer Zeit 
veröffentlichten Dokumenten über den Krieg geht jedoch hervor, dass 
die Araber Ende Frühjahr 1967 nicht vorhatten, einen Krieg gegen 
Israel zu beginnen, geschweige denn den jüdischen Staat zu zerstö- 


126 


ren.?? Avi Schlaim, ein anerkannter „neuer“ israelischer Historiker, 
schreibt: »Es herrscht in Kommentaren ein generelles Einvernehmen, 
dass [der ägyptische Präsident] Abd el-Nasser weder einen Krieg mit 
Israel wollte noch plante.«2 Tatsache ist, dass Israel eine wesentliche 
ir den Ausbruch des Kriegs trägt. Schlaim schreibt, 


Verantwortung 
dass » Israels Eskalationsstrategie an der syrischen Front vielleicht der 
ausschlaggebende Faktor war, um den Nahen Osten im Juni 1967 
in einen Krieg hineinzuziehen, trotz der verbreiteten Auffassung zu 
diesem Thema, welche die syrische Aggression als Hauptkriegsgrund 
ausmacht«.?* Ben Ami geht noch weiter, wenn er schreibt, dass Jitz- 
chak Rabin, der damalige Stabschef der israelischen Armee, »Israel 
mit Absicht in einen Krieg mit Syrien führte. Rabin war entschlossen, 


© 
Syrer davon abhalten zu können, Angriffe der Fatah gegen Israel zu 


en Krieg gegen Syrien herbeizuführen, ... weil er dachte, nur so die 


unterstützen. «2° 

Keines dieser Argumente soll aber leugnen, dass Israel mit Fug 
und Recht beunruhigt war durch die ägyptische Entscheidung, im 
Mai 1967 die Straße von Tiran zwischen Sinai und Saudi-Arabien zu 
sperren. Sie deutete aber eben nicht auf einen bevorstehenden Angriff 
hin, was amerikanische Politiker und viele israelische 
kannten. Trotz ernsthafter diplomatischer Anstrengungen, die Krise 
dlich beizulegen, entschied sich Israel für einen Angriff, weil seine 
Führer letztlich Krieg einer friedlichen Beilegung der Krise vorzogen. 
Insbesondere die Militärkommandeure wollten ihren beiden Geg- 
nern - Ägypten und Syrien - empfindliche militärische Niederlagen 
beibringen und sie damit langfristig abschrecken. Einige hatten auch 
territoriale Ambitionen. Dahingehend äußerte sich am Vorabend des 
Kriegs Ezer Weizman, stellvertretender Generalstabschef der israeli- 
schen Streitkräfte: »Wir stehen kurz vor einem zweiten Unabhängig- 
keitskrieg mit all seinen Errungenschaften. «27 Kurz gesagt: Israel kam 
keinem drohenden Angriff zuvor, als das Land am 5. Juni 1967 den 
ersten Schlag ausführte. Stattdessen begann es einen Krieg als Vor- 
sichtsmaßnahme, einen Krieg, der das Machtgleichgewicht auf längere 
Sicht stabilisieren sollte, oder, wie Menachem Begin es ausdrückte, 
einen »Krieg der freien Wahl«. Seine Worte lauteten: »Wir müssen 
ehrlich mit uns sein. Wir haben beschlossen, ihn [den ägyptischen Prä- 
sidenten Nasser] anzugreifen. «?* 


hrer auch er- 
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Die Ägypter und die Syrer haben Israel eindeutig im Oktober 1973 
angegriffen, aber es ist allgemein bekannt, dass die beiden arabischen 
Armeen im Jom-Kippur-Krieg ein begrenztes Ziel verfolgten. Die 
Ägypter hofften, einen Streifen Land auf der Sinai-Halbinsel zu er- 
obern, um dann mit Israel über den Rest zu verhandeln, während die 
Syrer hofften, die Golanhöhen wiederzuerlangen. Weder die Ägypter 
noch die Syrer wollten in Israel einmarschieren, geschweige denn Is- 
raels Existenz bedrohen. Israel hatte nicht nur die eindrucksvollste 
Armee in der Region, sondern auch Nuklearwaffen, was jeden Erobe- 
rungsversuch zu einem selbstmörderischen Unterfangen gemacht hätte. 
Benny Morris drückt das so aus: »Die Präsidenten Anwar as-Sadat von 
Ägypten und Hafiz Assad von Syrien wollten die Gebiete, die sie 1967 
verloren hatten, zurückgewinnen. Keiner von beiden wollte Israel 
zerstören. «° Tatsächlich war den Entscheidungsträgern in Kairo und 
skus klar, dass sie eine besonders riskante Strategie verfolgten, 
indem sie sich mit der mächtigen israelischen Armee einließen. General 
Hassan el-Badri, der an der Planung des ägyptischen Angriffs beteiligt 
waı, bemerkte dazu: »Der Erfolg schien fast unmöglich.« Und die 
Zweifler behielten rı 


ht: Nachdem sich die israelische Armee von der 
ersten Überraschung erholt hatte, vertrieb sie die beiden arabischen 
Armeen. 

Möglicherweise mit der Ausnahme Irans fällt es heute schwer, 
einen Nachbarstaat zu finden, der Israel zerstören möchte. Wie be- 
reits erwähnt, hat Israel Frieden mit Ägypten und Jordanien geschlos- 
sen. Binen möglichen Friedensvertrag mit Syrien hat Israel im Jahr 
2000 ausgeschlagen, wie wir in Kapitel 9 beschreiben werden. Auf 
einem arabischen Gipfel im März 2002 versuchte der saudi-arabische 
Kronprinz den israelisch-palästinensischen Konflikt zu entschärfen, 
indem er den Vorschlag machte, wirklich jede arabische Regierung 
solle Israel vollständig anerkennen und dann ihre Beziehungen zum 
jüdischen Staat normalisieren. Im Gegenzug sollte Israel sich aus den 


besetzten Gebieten zurückziehen und auf eine faire Lösung für das 
Problem der palästinensische Flüchtlinge hinarbeiten. Die Initiative 
wurde von der Arabischen Liga einhellig unterstützt. Selbst Saddam 
Hussein war dafür.’' Dieser Vorschlag verlief damals im Sande, aber 
die Saudis haben ihn Anfang 2007 wieder aufleben lassen. Es weist 
gewiss nichts darauf hin, dass der Irak nach Saddam an der Zerstö- 
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rung Israels interessiert ist. Die Hamas und die Hisbollah mögen zwar 
Israels Existenz ablehnen und Leid verursachen, aber eine tödliche 
Bedrohung geht von ihnen, wie bereits dargestellt, nicht aus. Der Iran 
wäre offensichtlich eine ernsthafte Gefahr für Israel, sollte er in den 
Besitz von Nuklearwaffen gelangen, aber solange Israel sein eigenes 
Nuklearwaffenarsenal hat, kann der Iran den jüdischen Staat nicht 
angreifen, ohne selbst zerstört zu werden. 


Hilfe für eine befreundete Demokratie 


Die amerikanische Rückendeckung wird oft durch die Beschreibung 
Israels als befreundete Demokratie gerechtfertigt. Israels Unterstützer 
erinnern die Amerikaner oft daran, dass Israel die einzige Demokratie 
im Nahen Osten und von feindlichen Diktaturen umgeben sei. Die 
Begründung klingt überzeugend, aber sie kann das Ausmaß der US- 
Unterstützung nicht erklären. Schließlich gibt es viele Demokratien auf 
der Welt, und keine erhält solch eine bedingungslose Hilfe wie Israel. 

Ob ein Land eine Demokratie ist, lässt in der Tat keinen verlä 
chen Schluss darauf zu, wie Washington sich ihm gegenüber verhält. 
Die Vereinigten Staaten haben in der Vergangenheit auch Demokratien 
gestürzt, und sie haben viele Diktaturen unterstützt, wenn das den US- 
amerikanischen Interessen diente. Die Eisenhower-Regierung hat 1953 
eine demokratisch gewählte Regierung im Iran gestürzt, während die 
Reagan-Regierung in den 1980er Jahren Saddam Hussein unterstützte. 
[ leute unterhält die Bush-Regierung gute Beziehungen zu Diktatoren 
Hosni Mubarak in Ägypten und Pervez Musharraf in Pakistan. 
Glei itig arbeitet sie daran, die demokratisch gewählte Hamas-Re- 
gierung in den besetzten Gebieten zu schwächen, und schlägt einen 
scharfen Ton gegenüber Hugo Chävez an, dem gewählten Staatsführer 
von Venezuela. Dass Israel demokratisch ist, kann die umfängliche 
amerikanische Unterstützung weder rechtfertigen noch vollständig 


erklären. 

Die Begründung der „gemeinsamen Demokratie“ wird auch ge- 
schwächt durch Aspekte der israelischen Demokratie, die nicht zu 
srundsätzlichen amerikanischen Werten passen. Die Vereinigten Staa- 
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ten sind eine liberale Demokratie, wo Menschen jeder Rasse, jeder 
Religion und jeder Volkszugehörigkeit gleiche Rechte genießen sollen. 
Während israelische Bürger oft einen ganz unterschiedlichen Hinter- 
grund haben und beispielsweise Araber, Muslime und Christen sind, 
wurde Israel doch ausdrücklich als jüdischer Staat gegründet. Und ob 
ein Bürger als jüdisch angeschen wird, ist normalerweise abhängig 
von der Verwandtschaft (beispielsweise von nachweisbaren jüdischen 
Vorfahren).? Israels jüdischer Charakter ist klar in der „Gründungs- 
erklärung des Staats Israel“ formuliert, die offiziell am 14. Mai 1948 
verkündet wurde. Sie bezieht sich ausdrücklich auf das durch die Ver- 
einten Nationen verbriefte »Recht des jüdischen Volks, seinen Staat zu 
errichten «, proklamiert offen »die Errichtung eines jüdischen Staats in 


Eretz Israel« und beschreibt später den neuen Staat als »das souveräne 
jüdische Volk, niedergelassen in seinem eigenen Land«. 

Weil der Staat Israel jüdisch ist, betonen seine Führer seit langem, 
wie wichtig eine klare jüdische Mehrheit innerhalb der israelischen 
Grenzen ist. Und folglich machen sich die Israelis viele Sorgen über 
Juden und Palä 


tinenser, die nach Israel kommen und wieder gehen, 
über die jeweiligen Geburtenraten von Palästinensern und Juden und 
über die Möglichkeit, dass eine Ausdehnung Israels über die Grenzen 
hinaus, die bis zum Sechstagekrieg 1967 galten, dazu führen könnte, 
dass mehr Araber in ihrer Mitte leben. David Ben Gurion beispiels- 
weise hat einmal erklärt: » Jede jüdische Frau, die, soweit es an ihr 
liegt, nicht mindestens vier gesunde Kinder zur Welt bringt, vernach- 
lässigt ihre Pflicht gegenüber der Nation wie ein Soldat, der sich dem 
Militärdienst entzieht.«* Heute leben ca. 5,3 Millionen Juden und 
1,36 Millionen Araber in Israel, einschließlich des umstrittenen Ge- 
biets von Ost-Jerusalem. Weitere 3,8 Millionen Palästinenser leben 
im Gazastreifen und im Westjordanland. Das bedeutet, dass nur ca. 
140.000 mehr Juden als Palästinenser in dem ehemaligen britischen 
Mandatsgebiet Palästina leben, und nach fast allen Berechnungen ist 
die Geburtenrate der Palästinenser höher als die der Juden.® Im Licht 
dieser Zahlen überrascht es nicht, dass israelische Juden über ihre ara- 
bischen Mitbürger und die Palästinenser heute ständig als potenzielle 
»demografische Bedrohung« sprechen.’ 

Man würde meinen, auch wenn Israel im Kern ein jüdischer Staat 
ist, würden seine Grundgesetze (es gibt elf davon) immer noch allen 
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Bürgern gleiche Rechte garantieren, ob es sich nun um Araber oder 
Juden handelt. Aber das ist nicht der Fall. Der erste Entwurf des Grund- 
gesetzes zum Schutz von Menschenwürde und Freiheit versprach die 
Gleichheit für alle Israelis: »Alle sind vor dem Gesetz gleich, und es 
soll keine Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Religion, Natio- 
nalität, Rasse, ethnischer Gruppe, Herkunftsland oder einem anderen 
irrelevanten Faktor geben.«’ Am Ende strich jedoch ein Ausschuss 
der Knesset diesen Satz aus der endgültigen Version, die 1992 Gesetz 
wurde. Seither haben arabische Mitglieder der israelischen Knesset 
zahlreiche Versuche unternommen, dieses Grundgesetz durch einen 
Abschnitt über die Gleichheit vor dem Gesetz zu ergänzen. Aber ihre 
jüdischen Kollegen lehnten dies ab und schufen so eine Situation, die 
in überdeutlichem Kontrast zu jener der Vereinigten Staaten steht, wo 
das Gleichheitsprinzip fest im Gesetz verankert ist.’* 

Zusätzlich zu Israels Festlegung auf seine jüdische Identität und sei- 
ner Weigerung, de jure Gleichheit für Nichtjuden zu schaffen, werden 
aels 1,36 Millionen Araber de facto als Bürger zweiter Klasse be- 


Isı 


handelt. Eine israelische Regierungskommission stellte beispielsweise 
2003 fest, das 
minierend« verhält.” In der Tat findet die Ungleichbehandlung israe 

lischer Araber unter israelischen Juden viele Anhänger. Eine Umfrage 
vom März 2007 kam zu dem Schluss, dass 55 Prozent der israelischen 
Juden getrennte Freizeitangebote wünschten, während mehr als 75 Pro- 
zent sagten, sie wollten nicht im selben Haus leben wie ein israelischer 
Araber. Mehr als die Hälfte der Befragten meinte, wenn eine jüdische 
rau einen Araber heirate, sei das Hochverrat, und 50 Prozent sagten, 
sie würden an ihrem Arbeitsplatz nicht arbeiten, wenn ihr Vorgesetzter 
ein Araber wäre.* Das Israel Democracy Institute berichtete im Mai 
2003, dass 53 Prozent der israelischen Juden »gegen die volle Gleich- 
berechtigung der Araber sind«, während 77 Prozent der israelischen 
Juden glauben, dass »es bei wichtigen politischen Entscheidungen eine 
jüdische Mehrheit geben sollte«. Nur 31 Prozent »sind dafür, dass es 
:abische politische Parteien in der Regierung gibt«.*' Dazu passt, dass 
Israel seinen ersten muslimisch-arabischen Kabinettsminister erst im 
Januar 2007 ernannte, fast sechs Jahrzehnte nach der Staatsgründung. 
senschaft, Sport 


Is: 


ael sich ihnen gegenüber »gleichgültig und diskri- 


Und selbst diese eine Ernennung des Ministers für Wi: 
und Kultur war höchst umstritten. 2 
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Israel Umgang mit seinen arabischen Bürgern ist nicht nur diskrimi- 
nierend. Um die Zahl der Araber im Land klein zu halten, verwehrt Is- 
rael beispielsweise Palästinensern, die israelische Staatsbürger heiraten, 
die israelische Staatsbürgerschaft und gibt diesen Ehepartnern nicht 
das Recht, in Israel zu leben. Die israelische Menschenrechtsorganisa- 
tion B’Tselem nannte diese Einschränkung »ein rassistisches Gesetz, 
das nach rassistischen Kriterien festlegt, wer hier leben kann«.® Die 
Olmert-Regierung will ein Gesetz durchbringen - und der legislative 
Ministerausschuss der Knesset hat am 10. Januar 2007 zugestimmt —, 
das den Gerichten erlaubt, die Staatsbürgerschaft „unpatriotischer“ 
Bürger zu widerrufen. Dieses Gesetz, das eindeutig auf die israelischen 
Araber zielt, nannte der israelische Generalstaatsanwalt »einen dras- 
tischen und extremen Schritt zum Schaden der bürgerlichen Freihei- 
ten«,'* Solche Gesetze mögen im Licht der Gründungsprinzipien des 
Staats Israel verständlich sein - dem expliziten Ziel, einen jüdischen 
Staat zu schaffen —, aber sie sind nicht vereinbar mit Amerikas Bild 
einer multiethnischen Demokratie, in der alle Bürger ohne Rücksicht 
auf ihre Herkunft gleich behandelt werden sollten. 

Anfang 2007 entschuldigte sich Benjamin Netanjahu bei ultraortho- 
doxen Israelis mit großen Familien für die Härten, die er 2002 als F 
nanzminister durch Einschnitte im Wohlfahrtssystem eingeleitet hatte. 
Er merkte jedoch an, dass die Kürzungen mindestens eine wichtige und 
unerwartete gute Seite hatten: »In der nichtjüdischen Bevölkerung ... 
ist die Geburtenrate dramatisch gesunken.«#s Netanjahu unterstreicht 
damit den Gedanken vieler Israelis, die sich um die sogenannte demo- 
grafische Bedrohung durch die Araber sorgen: Je weniger arabische 
Geburten, desto besser. 

Netanjahus Kommentar würde mit einiger Sicherheit verurteilt wer- 
den, wenn er in den Vereinigten Staaten abgegeben worden wäre. Man 
stelle sich den Aufschrei vor, wenn ein US-Kabinettsmitglied von den 
Wohltaten einer Politik spräche, die weniger Geburten bei Afroame- 
rikanern und Hispanoamerikanern zur Folge hätte und so zum Erhalt 
einer weißen Mehrheit beitragen würde. Aber solche Äußerungen sind 
in Israel nichts Ungewöhnliches, wo bedeutende Politiker an der Ge- 
schichte abwertender Bemerkungen über Palästinenser schreiben und 
nur selten dafür zur Rechenschaft gezogen werden. Menachem Begin 
hat einmal gesagt: »Palästinenser sind Tiere auf zwei Beinen«, während 
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der ehemalige Stabschef Rafael Eitan sie als »betäubte Käfer in einer 
'lasche« bezeichnete und außerdem sagte: »Ein guter Araber ist ein 
toter Araber.« Ein anderer ehemaliger Stabschef, Mosche Ja’alon, be- 
zeichnete die Bedrohung durch die Palästinenser als »Krebsgeschwür«, 
un dem er eine »Chemotherapie« vornehme.* 

Solche diskriminierenden Äußerungen kommen nicht nur von füh- 
renden israelischen Politikern. In einer jüngeren Umfrage unter 
dischen Studenten gaben 75 Prozent der Befragten an, Araber seien 
»ungebildet«. Der gleiche Prozentsatz sieht sie als »unzivilisiert« an, 
während 74 Prozent der Befragten sagten, Araber seien »unsauber«. 
Die letzte Aussage kommentierte Larry Derfner in der Jerusalem Post 
wie folgt: »Araber als unsauber zu bezeichnen ist nicht die Aussage 
eines politischen Hardliners. Es ist kein übertrieben harter Kommen- 
er arabisches Verhalten. Wer sagt, Araber sind unsauber, bringt 
nalen, hysterischen, unergründlichen, absoluten Hass für 
eine ganze ethnische Gruppe zum Ausdruck — die übrigens nicht un- 
uber ist, nicht unsauberer als Juden. Wer sagt, Araber sind unsau- 
ber, bringt Rassismus in seiner reinsten, seiner wirksamsten Form zum 
Ausdruck.« Der Mensch, der für die Umfrage zuständig war, sagte: 
» Wir waren vom Ergebnis nicht überrascht. Wer sich in diesem Bereich 
auskennt, weiß, dass diese verzerrten Wahrnehmungen existieren, aber 
unsere Ergebnisse sind das äußerste Extrem eines beunruhigenden Phä- 
nomens.« Bemerkenswert ist, dass bei derselben Umfrage auch arabi- 
sche Jugendliche interviewt wurden, wovon Derfner berichtet: »Ihre 
Kinstellungen zu den Juden sind fürchterlich, aber sie sind deutlich 
weniger fürchterlich als die Einstellungen der jüdischen Studenten 


einen irra 


ihnen gegenüber. «7 

Als Resultat dieser feindseligen Einstellungen gegenüber den israe- 
lischen Arabern, der Furcht vor der „demografischen Bedrohung“ 
und des Wunschs, die jüdische Mehrheit zu erhalten, würden es viele 
israelische Juden befürworten, einen Großteil der arabischen Bevölke- 
rung des Landes zu verweisen. Tatsächlich machte Avigdor Lieberman, 
2006 zum Minister für strategische Bedrohungen ernannt, deutlich, 
dass er eine Ausweisung befürworte, damit Israel »so weit wie mög- 
lich« ein homogener jüdischer Staat würde. Insbesondere ist er dafür, 
Teile von Israel, in denen besonders viele Araber leben, gegen Gebiete 
im Westjordanland einzutauschen, wo jüdische Siedler leben. Er ist 
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nicht der erste israelische Kabinettsminister, der sich für eine Auswei- 
sung stark macht.'® 

Lieberman ist zwar umstritten, aber beileibe kein absoluter Außen- 
seiten, was diese Frage angeht. Laut Berichten des Israel Democra- 
©y Institute im Mai 2003 denken 57 Prozent der israelischen Juden, 
»dass die Araber zur Auswanderung aufgefordert werden sollten«. 
Eine Umfrage von 2004 des Center for the Study of National Security 
der Universität von Haifa ergab, dass die Zahl auf 63,7 Prozent an- 
gestiegen war. 2005, ein Jahr später, stellte das Palestinian Center for 
Israel Studies fest, dass 42 Prozent der israelischen Juden glaubten, ihre 
Regierung solle die israelischen Araber dazu anhalten, das Land zu 
verlassen. Weitere 17 Prozent neigten dazu, dieser Idee zuzustimmen. 


Im darauffolgenden Jahr wollten laut Untersuchungen des Center for 
Combating Racism 40 Prozent der israelischen Juden, dass ihre Führer 
die arabische Bevölkerung zur Auswanderung aufforderten, während 
das Israel Democracy Institute dafür 62 Prozent ermittelte.*” Wenn 
40 Pro 
Hispanoamerikaner und Asiaten sollten dazu angehalten werden, die 


zent oder mehr weiße Amerikaner erklären würden, Schwarze, 


Vereinigten Staaten zu verlassen, würde es mit Sicherheit heftige Kritik 
geben. 

Vielleicht muss man mit solchen Einstellungen rechnen, wenn man 
an den langen Konflikt zwischen Israelis und Palästinensern denkt 
und an das viele Leid, das auf beiden Seiten daraus entstanden ist. 
Diese Einstellungen sind nicht schlimmer als die Einstellungen 
ler Amerikaner gegenüber Minderheiten (besonders gegenüber Afro- 
amerikanern) in der amerikanischen Geschichte. Aber egal, woher sie 
kommen, es sind eindeutig Einstellungen, die heute, wären sie breiter 
bekannt, in den Vereinigten Staaten allgemein verurteilt würden. Sie 
stellen die Klischees über „unsere gemeinsamen Werte und unser gro- 
ßes Engagement für die Freiheit“ ernsthaft in Frage. 

Schließlich wird die israelische Demokratie dadurch ausgehöhlt, 
dass die Israelis den Palästinensern keinen überlebensfähigen eigenen 
Staat zugestehen wollen. Stattdessen besteht in den besetzten Gebieten 
ein rechtliches, administratives und militärisches Regime weiter, das 


ihnen grundlegende Menschenrechte verweigert, Israel herrscht heute 
über ca. 3,8 Millionen Palästinenser im Gazastreifen und im Westjor- 
danland, während es Land besiedelt, auf dem diese Menschen lange 
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Zeit lebten. Im Sommer 2005 hat sich Israel formal aus dem Gazastrei- 
fen zurückgezogen, aber über seine Bewohner regiert es immer noch." 
Insbesondere kontrolliert Israel den Zugang auf dem Luft-, See- oder 
Landweg, was bedeutet, dass die Palästinenser in Gaza gelangen sind: 
Sie können nur mit israelischer Zustimmung ein- oder ausreisen. 
Jan Egeland, ein langjähriger UN-Mitarbeiter, und Jan Eliasson, der 
schwedische Außenminister, schrieben im September 2006, dass die 
Palästinenser »in einem Käfig leben«, was sich natürlich verheerend 
auf ihre Wirtschaft und auf ihr geistiges und körperliches Wohlbefin- 


den auswirkt.’ 

Im Westjordanland fährt Israel fort, sich palä: es I 
anzueignen und Siedlungen zu bauen. Die Situation wurde in einem 
Leitartikel der Haarerz Ende Dezember 2006 prägnant beschrieben: 
»Buchstäblich keine Woche vergeht ohne eine neue Enthüllung, jede 
sensationeller und abstoßender als die letzte, über das Baufieber in den 
Siedlungen im Westjordanland - ein eklatanter Rechtsbruch und ein 
völliger Widerspruch zur offiziellen Regierungspolitik.«% Die i raeli- 
tion Peace Now hat kürzlich eine Studie veröffentlicht, 
mehr als 


hes Land 


inensi 


sche Organi: 
die auf israelischen Regierungsdaten beruht und zeigt, das 
32 Prozent des Lands, das Israel für den Siedlungsbau vorgesehen hat, 
im Privatbesitz von P: Israel beabsichtigt, fast das ge- 
samte Land für immer zu behalten. Diese Enteignung von palästinen- 
sischem Eigentum widerspricht nicht nur israelischem Recht, sondern 
auch einem grundlegenden Prinzip der Demokratie: dem Schutz des 


tinensern 


Privateigentums.’ j 

Insgesamt hat Israel eine lebendige demokratische Ordnung für 
schen Mitbürger, die ihre Regierung kritisieren können und 
das auch tun und die ihre Regierungen in offenen und freien Wahlen 
wählen. Die Pressefreiheit ist in Israel ebenfalls gewährleistet, und es 
ist dort paradoxerweise deutlich einfacher, die israelische Politik zu 


kritisieren, als in den Vereinigten Staaten. Deshalb stammen so viele 
hen Presse. Trotz dieser 


Belege in dieser Untersuchung aus der israelis 2 
positiven Merkmale werden die arabischen Israelis systematisch an 
den Rand gedrängt, und den Millionen Palästinensern in den besetz- 
ten Gebieten werden ihre vollen politischen Rechte vorenthalten. Das 
Argument der „gemeinsamen demokratischen Werte“ steht auf ent- 
sprechend tönernen Füßen. 
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Wiedergutmachung vergangener Verbrechen 


Eine dritte moralische Rechtfertigung ist die Geschichte jüdischen 
Leidens im christlichen Abendland, besonders die tragische Erfah- 
rung des Holocaust. Weil Juden jahrhundertelang verfolgt wurden und 
viele glauben, dass sie nur in einem jüdischen Heimatland sicher sein 
können, verdiene Israel eine besondere Behandlung. Diese Sichtweise 
war grundlegend für das ursprüngliche zionistische Programm, konnte 
die Vereinigten Staaten und andere Länder mit davon überzeugen, 
die Gründung des Staats Israel zu unterstützen, und hallt noch hen 
nach. 

Es steht außer Frage, dass Juden unter dem schrecklichen Erbe des 
Antisemitismus sehr gelitten haben und dass es eine angebrachte Ant- 
wort auf eine lange Geschichte von Verbrechen war, den Staat Israel 
zu en, affen. Diese Geschichte liefert gewichtige moralische Gründe 
dafür, die Gründung Israels zu unterstützen und sein Bestehen zu si- 


chern. Diese Rückendeckung stimmt auch mit Amerikas allgemeinem 
Engagement für nationale Selbstbestimmung überein. Aber es lässt 
sich nicht ignorieren, dass die Gründung Israels neue Verbrechen an 
einer überwiegend unschuldigen dritten Partei mit sich brachte: den 
Palästinensern. Die Verbrechen gegen die Juden rechtfertigen e: 
Existenz zu unt tzen, aber Israels Verbrechen an den Palästinen- 
sern zehren an seinem Anspruch auf eine besondere Behandlung. 

Die Geschichte dieser Ereignisse ist wohldokumentiert. Als der 
politische Zionismus Ende des 19. Jahrhunderts ernsthaft Konturen 
gewann, lebten in Palästina nur 15.000 bis 17.000 Juden.‘ 1893 bei- 
spielsweise machten die Araber rund 95 Prozent der Bevölkerung aus. 
Sie standen zwar unter osmanischer Oberherrschaft, aber sie besaßen 
das Land ohne Unterbrechung seit dreizehnhundert Jahren. Das alte 
zionistische Sprichwort, Palästina sei „ein Land ohne Volk für ein Volk 
ohne Land“ lag absolut falsch, was das Land anging; dort lebte ein 
anderes Volk.’ 

Die frühen Zionisten hofften, dass die Juden, die Europa in den 
letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts in Wellen verließen, nach 
Palästina kommen und den Juden dort zu zahlenmäßiger Überlegen- 
heit gegenüber den Arabern verhelfen würden. Doch das geschah vor 
allem deshalb nicht, weil die meisten Juden lieber in die Vereinigten 
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Staaten gingen. Nur 100.000 von den vier Millionen Juden, die Europa 
zwischen 1880 und 1920 verließen, gingen nach Palästina.‘ Bis Hitler 
an die Macht kam, konnten die Juden in Palästina die »großzügigen 
Kinreisequoten der Briten« nicht erfüllen. 1948, als Israel gegründet 
wurde, machten seine 650.000 Juden nur ca. 35 Prozent der palästi- 
schen Bevölkerung aus, und sie besaßen nur sieben Prozent des 


nen: 


lands.” 
Von Anfang an waren die führenden Zionisten entschlossen, einen 


jüdischen Staat zu schaffen, der praktisch Gesamtpalästina und sogar 
"Teile von Libanon und Syrien umfassen sollte. Natürlich waren sie 
unterschiedlicher Auffassung, wo die Grenzen idealerweise verlaufen 
sollten, und fast allen war klar, dass sich vielleicht nicht all ihre terri- 
torialen Wünsche erfüllen könnten. Es muss allerdings betont werden, 
dass das Interesse der meisten führenden Zionisten nie war, einen bi- 
nationalen Staat zu gründen, in dem Araber und Juden nebeneinander 
leben würden - in einem Land, das keine religiöse Identität und viel- 
leicht sogar mehr Araber als Juden haben könnte. Das Ziel war von 
Anfang an, einen jüdischen Staat zu schaffen, in dem Juden mindestens 
85 Prozent der Bevölkerung stellten.“ 

Der Ehrgeiz der Zionisten ging über eine dauerhafte Teilung Palästi- 
nas hinaus. In den Vereinigten Staaten wird besonders unter den An- 
hängern Israels angenommen, dass die Zionisten bereit waren, einem 
dauerhaft geteilten Palästina zuzustimmen, und in der Tat erklärten 
sie sich mit dem Teilungsplan der britischen Peel Commission von 
1937 und dem der UN von 1947 einverstanden. Die Akzeptanz dieser 
Pläne bedeutete für die Zionisten nicht, dass sie auf Dauer nur mit 
einem Teil Palästinas leben oder die Gründung eines Palästinenser- 
staats unterstützen wollten. Jüngere Forschungen machen deutlich, 
Jass die zionistische Führung bereit war, die Teilung als einen ersten 
Schritt zu akzeptieren, aber das war ein taktisches Manöver und nicht 
ihr eigentliches Ziel. Neben einem eigenständigen palästinensischen 
Staat zu existieren, hätte in direktem Widerspruch zu ihrem Traum 
von einem jüdischen Staat in ganz Palästina gestanden und lag nicht 
in ihrer Absicht. 

Unter den Zionisten gab es massiven Widerstand gegen den Tei- 
lungsplan der Peel Commission, und der Zionistenführer David Ben 
Gurion konnte seine Genossen nur schwer dazu bewegen, den Plan 
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anzunehmen. Schließlich stimmten sie dem Vorschlag jedoch zu, weil 
sie Ben Gurions Absicht erkannten, letztlich ganz Palästina einzuneh- 
men. Er machte dies im Sommer 1937 vor der Zionistischen Exekutive 
deutlich: »Nach der Staatsgründung werden wir eine große Armee 
gründen, die Teilung aufheben und uns in ganz Palästina ausdehnen. « 
Und zu seinem Sohn Amos sagte er im selben Jahr: »Schafft einen 
jüdischen Staat, sofort, selbst wenn es nicht im ganzen Land ist. Der 


Rest wird mit der Zeit kommen. Er muss kommen. «%2 

Der Plan der Peel Commission blieb 1937 ohne Konsequenzen, und 
im folgenden Jahrzehnt planten die Zionisten weiter, da. ganze Paläs- 
tina, das unter britischem Mandat stand, in einen künftigen jüdischen 
Staat einzugliedern. Ben Gurion ließ in der ersten Hälfte des Jahrs 
1947 eine Reihe von Kommentaren verlauten, die seinen Wunsch nach 


dem ganzen Palästina zeigen. Beispielsweise berichtet der israelis 
Wissenschaftler Uri Ben Eliezer: 


che 


»Am 13. Mai 1947 sagte Ben Gurion bei einem Treffen der Exekutive der Jewish 
Agency, das in den Vereinigten Staaten stattfand: Wir wollen das israelische 
Land ganz. Das war die ursprüngliche Absicht. Eine Woche später wunderte 
sich der Führer des Jischuw vor der gewählten Vertretung in Jerusalem: »Ist 
irgendjemand von uns nicht der Meinung, dass es die ursprüngliche Absicht der 
Balfour-Erklärung und des Mandats und die ursprüngliche Hoffnung von Ge- 
nerationen von Juden war, schließlich einen jüdischen Staat im gesamten Land 
Israel zu errichten?« Vor dem Sekretariat der Arbeiterpartei Mapai sagte Ben 
Gurion im Juni, es sei ein Fehler, irgendeinen Teil des Landes aufzugeben. „Wir 
haben nicht das Recht, das zu tun, und es besteht auch kein Grund dazu.««s? 


Später in jenem Jahr, im November, entwarf die UN einen neuen Plan, 
um Palästina zwischen den Zionisten und den palästinensischen Ara- 
bern aufzuteilen. Offiziell akzeptierten die Zionisten auch diesen Plan. 
Aber tatsächlich hatte Ben Gurion schon mit König Abdullah von 
Transjordanien ausgehandelt, Palästina zwischen Israel und Trans- 
jordanien aufzuteilen und den Palästinensern einen eigenen Staat zu 
verweigern. Die Briten billigten diese geheime Vereinbarung, laut der 
sich Transjordanien das Westjordanland aneignen durfte und Israel 
vom Rest Palästinas das nehmen sollte, was eben ging. Letztlich wurde 
diese Abmachung während des Kriegs 1948 umgesetzt, wenngleich 
etwas ungeordnet. Es überrascht nicht, dass sich die israelische Füh- 
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rung während des Kriegs überlegte, ob sie das Westjordanland beset- 
zen und ganz Mandatspalästina als neuen Staat einnehmen sollte. Sie 
kam aber zu dem Schluss, dass die voraussichtlichen Kosten die mög- 
lichen Vorteile wohl übersteigen würden. Transjordanien, das spätere 
Jordanien, kontrollierte das Westjordanland bis zum Sechstagekrieg 
1967, als die israelischen Streitkräfte dort einmarschierten. Kurz ge- 
sagt waren Israels Gründerväter von Anfang an entschlossen, ein „grö- 
ßeres Israel“ zu schaffen, das keinen Raum für einen palästinensischen 
Staat ließ und wenig Raum für die Palästinenser im jüdischen Staat. 
Weil die Araber in Palästina die Juden zahlenmäßig weit übertrafen 
viel Territorium wie 


und weil die Zionisten entschlossen waren, 
möglich zu erobern, blieb ihnen nichts anderes übrig, als etliche Araber 
aus den Gebieten zu vertreiben, die schließlich Israel werden sollten. 
Anders ließ sich ihr Ziel nicht erreichen, denn die Araber würden ihr 
Land kaum freiwillig aufgeben. Deshalb sah der Plan der Peel Com- 
mission für die Teilung Palästinas ausdrücklich den Austausch von 
Bevölkerungsgruppen vor. Und deshalb war der UN-Teilungsplan, der 
ein Israel mit 55 Prozent Juden und 45 Prozent Arabern vorsah, nicht 
ktikabel.ss war definitiv unmöglich, einen jüdischen St: i 
a einzurichten, ohne dass eine große Zahl von Arabern 


pra 


yanz Paläs 
Jas Land verlassen würde. 

Angesichts dieser Realitäten war die Vertreibung ein häufiges Ge- 
sprächsthema unter Zionisten, seit es die Bewegung gab, und sie galt 
allgemein als einzig realistischer Weg, um das demografische Problem 
zu lösen, das der Gründung eines jüdischen Staats entgegenstand.‘‘ 
Ben Gurion sah das Problem klar. Er schrieb 1941: »Es ist unmöglich, 
sich die generelle Evakuierung [der arabischen Bevölkerung] vorzustel- 
len ohne Zwang, ohne brutalen Zwang. «° Seinem Sohn Amos schrieb 
im Oktober 1937: »Wir werden eine moderne Armee organisieren 
und dann bin ich sicher, dass man uns nicht davon abhalten wird, 
andere Teile des Lands zu besiedeln, entweder in gegenseitiger Überein- 
kunft mit unseren arabischen Nachbarn oder mit anderen Mitteln. «° 
Ganz sicher wäre Ben Gurion die Besiedlung in »gegenseitiger Überein- 
kunft« lieber gewesen, aber er wusste, wie unwahrscheinlich das war 
und dass die Zionisten eine starke Armee brauchen würden, um ihre 
Ziele zu erreichen. Morris bringt es auf den Punkt: »Natürlich war Ben 
Gurion für die Umsiedlung. Er wusste, dass es keinen jüdischen Staat 
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mit einer großen, feindlichen arabischen Minderheit in seiner Mitte 
geben konnte ... Ben Gurion hatte Recht. Hätte er nicht so gehandelt, 
hätte es keinen Staat gegeben. Das muss klar sein. Daran kommt man 
nicht vorbei. Ohne die Entwurzelung der Palästinenser wäre hier kein 
jüdischer Staat entstanden. «® 

Vertreibung ist eine schreckliche und höchst umstrittene Strategie, 
sodass eine Gruppe, die den Transfer einer konkurrierenden Bevölke- 
rungsgruppe ins Auge fasst, ihre Absichten der Welt nicht ankündigen 
wird. Nachdem Ben Gurion 1941 ausgeführt hatte, dass er sich den 
Transfer nicht ohne »brutalen Zwang« vorstellen könne, fuhr er fort, 
die Zionisten sollten »andere Leute, die für den Transfer sind, Bri- 
ten oder Amerikaner, nicht davon abhalten, sich dafür einzusetzen, 
aber wir sollten das nicht in unser Programm aufnehmen «.”° Damit 
wollte Ben Gurion dieses Vorgehen jedoch nicht ablehnen, er stellte 
lediglich fest, die Zionisten sollten es nicht offen ankündigen. Benny 
Morris macht noch einmal deutlich, wie äußerst sensibel das Thema 
des Bevölkerungstransfers unter den hen Gründervätern war: 
»In zionistischen Gremien war es allgemein üblich, die Stenographen 


aeli 


anzuweisen, »eine Pause einzulegen« und so die Diskussion über solche 
Themen auszuklammern.« Und er weist darauf hin, dass jüdische Pres- 
seberichte über die Reaktionen von Ben Gurion und anderen Zioni 
auf den Plan der Peel Commission zur Teilung Palästinas »im Allge- 
meinen nicht erwähnten, dass Ben Gurion oder sonst i gendjemand 
sich für den Transfer ausgesprochen oder überhaupt das Thema nur 
angesprochen hätte«.’! 


en 


Die Gelegenheit, die Palästinenser zu vertreiben und einen jü 
schen Staat zu schaffen, kam 1948, als die jüdischen Streitkräfte an die 
700.000 Palästinenser ins Exil jagten.?? Die Israelis und ihre Anhänger 
in den Vereinigten Staaten behaupteten lange Zeit, die Araber seien 
infolge arabischer Aufrufe geflohen, aber dieser Mythos wurde wissen- 


schaftlich widerlegt. Tatsächlich drängten die meisten der führenden 
arabischen Politiker die palästinensische Bevölkerung, zu Hause zu 
bleiben, aber die meisten flohen aus Angst vor einem gewaltsamen Tod 
durch die zionistischen Streitkräfte.”® Nach dem Krieg verbot Israel 
den palästinensischen Flüchtlingen die Rückkehr. Ben Gurion formu- 
lierte es im Juni 1948 so: »Wir müssen ihre Rückkehr um jeden Preis 
vermeiden.«”* Bis 1962 besaß Israel fast 93 Prozent des Landes inner- 
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halb seiner Grenzen.’® Um dies zu erreichen, wurden 531 arabische 
Dörfer zerstört »und elf Städte und Ortschaften von ihren Bewohnern 
geräumt«.76 Der ehemalige israelische Verteidigungsminister Mosche 
Dajan beschreibt die Katastrophe, die die Zionisten über die Palästi- 
nenser brachten, um den Staat Israel zu schaffen: » Anstelle arabischer 
Dörfer wurden jüdische Dörfer gebaut. Ihr kennt nicht einmal die 
Namen dieser arabischen Dörfer, und ich mache euch daraus keinen 
Vorwurf, weil es keine Geografiebücher mehr gibt. Nicht nur die Bü- 
cher sind nicht mehr da, auch die arabischen Dörfer sind nicht mehr 
da... Es gibt keinen einzigen Ort in diesem Land, an dem nicht zuvor 
cine arabische Bevölkerung lebte.«’7 

Den Staat Israel zu schaffen bedeutete schweres Unrecht gegenüber 
dem palästinensischen Volk, wie die israelische Führung sehr wohl 


chen Weltkongresses, 1956 sagte: »Wenn ich ein arabischer 
‘e, würde ich niemals mit Israel Frieden schließen. Das ist 
nat Wir haben ihr Land genommen. Sicher, Gott hat es uns 
versprochen, aber was sagt ihnen das? Unser Gott ist nicht ihrer. Wir 
kommen aus Israel, das ist wahr, aber vor zweitausend Jahren, und 
was sagt ihnen das? Es hat den Antisemitismus gegeben, die Nazi 
Hitler, Auschwitz, aber war das ihre Schuld? Sie sehen nur das ein. 
Wir sind gekommen und haben ihr Land gestohlen. Warum sollten sie 
«las akzeptieren? «”* 

Ze’ev Jabotinsky, der Gründer der israelischen Rechten, sagte im 
Wesentlichen dasselbe, als er 1923 schrieb: »Besiedlung erklärt sich 
von selbst, und was sie bedeutet, versteht jeder vernünftige Jude und 
jeder Araber. Besiedlung kann nur einen Zweck haben. Für die Araber 
im Land ist dieser Zweck grundsätzlich inakzeptabel. Das ist eine na- 
türliche Reaktion, und die lässt sich nicht ändern. «”° Berl Katznelson, 
ein enger Verbündeter Ben Gurions und ein führender Intellektueller 
unter den frühen Zionisten, sagte es noch direkter: »Das zionistische 
Geschäft ist ein Geschäft der Eroberung. «*° 

In den sechs Jahrzehnten seit der Gründung Israels haben seine Re- 
rungsvertreter immer wieder versucht, die nationalen Bestrebungen 


Palästinenser zu ignorieren.®! Premierministerin Golda Meir bei- 
” 


de 
spielsweise sprach den berühmten Satz: »Es gibt keine Paläs 
Viele israelische Politiker waren sehr daran interessiert, das Westjor- 
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inenser.« 


danland und Gaza in den israelischen Staat einzugliedern. 1949 ver- 
kündete Mosche Dajan, Israels Grenzen seien »lächerlich, egal, von 
wo man sie betrachtet«. Israels Ostgrenze, meinte er, solle der Jordan 
sein. Dajan war in dieser Hinsicht keine Ausnahme. Viele seiner Gene- 
ralskollegen und auch Ben Gurion selbst wollten das Westjordanland 
für Israel.# Benny Morris hat sicherlich Recht, wenn er anmerkt: »Die 
Vision eines größeren Israel: als endgültiges Ziel des Zionismus endete 
nicht mit dem Krieg 1948.«+ 

Nach Beginn der ersten Intifada im Dezember. 1987 begannen einige 
führende israelische Politiker, eine begrenzte Autonomie der Palästi- 
nenser in bestimmten Bereichen des Westjordanlands und in Gaza zu 
befürworten, Von Premierminister Jitzchak Rabin, der 1993 die Ver- 
träge von Oslo unterzeichnete, wird oft gesagt, er sci bereit gewesen, 
den Palästinensern einen lebensfähigen Staat in fast allen besetzten 
Gebieten einzuräumen. Aber das ist nicht richtig; Rabin war dagegen, 
einen echten Pa nenserstaat zu schaffen. In einer Rede von 1995, 
dem Jahr seiner Ermordung, sagte er: »Ich suche die friedliche Koexis- 
tenz zwischen Israel als einem jüdischen Staat, nicht im ganzen Land 
Israel oder im größten Teil davon; seiner Hauptstadt, dem vereinigten 
Jerusalem; seiner wieder aufgebauten Sicherheitsgrenze zu Jordanien 
und daneben einem palästinensischen Gebilde, weniger als ein Staat, 


in dem das Leben der Palästinenser geregelt wird ... Dies ist mein Ziel, 
nicht zu den Linien vor dem Sechstagekrieg zurückzukehren, sondern 
zwei Einheiten zu schaffen, eine Trennung zwi: 


chen Israel und den P. 
lästinensern, die im Westjordanland und im Gazastreifen wohnen. «# 

Wie massiv der Widerstand in Israel gegen die Schaffung eines Paläs- 
tinenserstaats selbst Ende der1990er Jahre noch war, spiegelt sich in 
einem Zwischenfall wider, an dem die First Lady Hillary Clinton betei- 
ligt war. Im Frühjahr 1998 wurde sie von Israelis und ihren amerika- 
hen Unterstützern scharf kriti ert, weil sie gesagt hatte: »Es wäre 
im langfristigen Interesse eines Friedens im Nahen Osten, wenn es 
einen palästinensischen Staat gäbe, einen funktionierenden modernen 
Staat, der mit den anderen auf gleicher Stufe steht.« Mitarbeiter im 
Weißen Haus distanzierten sich der New York Times zufolge sofort von 
ihrem Kommentar und »bestanden darauf, dass sie nur eine persön- 
liche Meinung geäußert habe«. Ihre Ansicht, sagte der Pressesprecher 
des Weißen Hauses, »ist nicht die Ansicht des Präsidenten. «* 
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2000 konnten amerikanische Politiker dann endlich offen ausspre- 
chen, dass ein palästinensischer Staat erwünscht ist. Gleichzeitig haben 
der Druck extremistischer Gewalt und die Zunahme der palästinensi- 
schen Bevölkerung die israelische Führung in jüngerer Zeit gezwungen, 
Siedlungen im Gazastreifen abzureißen und territoriale Komprom se 
einschließlich des Westjordanlands auszuloten. Aber immer noch ist 
keine israelische Regierung bereit, den Palästinensern einen eigenen, le- 
bensfähigen Staat anzubieten. Wie weiter unten dargestellt wird, hätte 
auch Premierminister Ehud Baraks vermeintlich großzügiges Angebot 
in Camp David im Juli 2000 den Palästinensern nur einen entwaffne- 
ten und verkrüppelten Staat unter de facto israelischer Kontrolle gege- 
ben. 2002 wiederholte der ehemalige Premierminister Jitzchak Schamir 
seine Vorbehalte, den Palästinensern überhaupt irgendeinen Staat zu 
geben, während der ehemalige Premierminister Benjamin Netanjahu 

im folgenden Jahr deutlich machte, er sei nur für einen halbsouveränen 
palästinensischen Staat. j i nl 

Europas Verbrechen an den Juden sind eine starke moralische 
Rechtfertigung für das Existenzrecht Israels. Aber Israels Fortbestand 
steht nicht infrage, selbst wenn einige islamistische Extremisten un- 
realistische Hoffnungen hegen oder der iranische Präsident Mahmud 
Ahmadinedschad sagt, Israel solle »von den Seiten der Zeit verschwin- 
den«.®* Wichtiger noch: Das Leid, welches dem jüdischen Volk in der 
Vergangenheit widerfahren ist, verpflichtet die Vereinigten Staaten 
nicht dazu, Israel zu helfen, egal, was es heute tut. 


" “ 
„Brave Israelis“ gegen „böse Araber 


in weiteres moralisches Argument porträtiert Israel als ein Land, 
nmer wieder den Frieden gesucht und sich bei Provokationen 
großartig und nobel zurückgehalten hat. Den Arabern wird dagegen 
nachgesagt, sie handelten mit großer Bosheit und wahlloser Gewalt. 
Diese Geschichte wird von israelischen Politikern und amerikanischen 
Verteidigern Israels wie Alan Dershowitz und dem Chefredakteur der 
New Republic Martin Peretz ohne Ende wiederholt. Israel hält sich 
ch Peretz eng an eine Doktrin der »Reinheit der Waffen«, was be- 
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das 


deutet, dass »alles Erdenkliche getan werden muss, damit Zivilisten 
keinen Schaden erleiden, selbst wenn das israelische Soldaten größeren 
Risiken aussetzt«. Außerdem vertritt er die Ansicht, dass »Israel seit 
Jahren dazwischen schwankt, auf den Terror mit genau abgestimmter 
Gewalt zu reagieren oder die Terroristen zu beschwichtigen, indem 
sie ihnen einen Teil dessen geben, was sie wollen«. Dabei sind diese 
arabischen Feinde Teil »des gleichen Terrors, den wir am 11. Sep- 
tember erlebt haben«.*? Die israelischen Streitkräfte sind nach Ariel 
Scharon und Ehud Olmert (unter anderen) »die moralischste Armee 
der Welt«.’ Diese Beschreibung israelischen Verhaltens ist ein wei- 
terer Mythos, ein weiteres Element in dem, was Meron Benve: 
der frühere stellvertretende Bürgermeister Jerusalems, Israels »heil 


Geschichte« nennt.?! 

Die israelische Forschung zeigt, dass die frühen Zionisten alles ande- 
re als wohlwollend gegenüber den palästinensischen Arabern waren.?? 
Die arabischen Einwohner leisteten Widerstand gegen das Eindringen 
der Zionisten, manchmal töteten sie Juden und zerstörten ihre Häuser. 
Mit di 
Zionisten einen eigenen Staat auf arabischem Gebiet errichten wollte. 


sem Widerstand aber musste man rechnen, wenn man wie die 


»Wenn ich ein Araber wäre«, sagte Ben Gurion ganz offen im Juni 
1937, »würde ich noch heftiger, noch bitterer und verzweifelter gegen 
ine 
he Herrschaft stellen wird.«” Die 
Zionisten reagierten heftig und oft rücksichtslos. Keine der beiden 
Seiten kann in dieser Zeit ein besonders moralisches Verhalten für sich 
geltend machen. 

Die gleiche israelische Forschung enthüllt auch, dass mit der Grün- 
dung Israels 1948 ethnische Säuberungen einhergingen, darunter Exe- 


die Einwanderung rebellieren, die eines Tages Palästina und alle s 
ischen Einwohner unter jüdi 


lich 


kutionen, Massaker und Vergewaltigungen durch Juden.?* Natı 
haben die zionistischen Führer ihren Truppen nicht gesagt, sie sollen 
die Palästinenser ermorden und vergewaltigen, aber sie rieten doch 
zu brutalen Methoden, um die vielen Palästinenser aus dem Land zu 
vertreiben, das bald der neue jüdische Staat sein sollte. Dies hat Ben 
Gurion am 1. Januar 1948 in sein Tagebuch geschrieben, zu einer 
Zeit, als er sich mit anderen Zionisten zu wichtigen Konferenzen traf, 
bei denen es um die Palästinenser in ihrer Mitte ging: »Starke und 
brutale Reaktionen sind heute notwendig. Wir müssen genau sein hin- 
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ichtlich der Zeit, dem Ort und denjenigen, die wir treffen. Wenn wir 
eine Familie beschuldigen, müssen wir sie gnadenlos treffen, auch die 
Frauen und Kinder. Sonst handeln wir nicht effektiv ... Es gibt keinen 
Grund, zwischen schuldig und unschuldig zu unterscheiden. «* Es ist 
nicht überraschend, dass diese Art der Lenkung durch die zionistische 
Führung — Ben Gurion fasst hier die sich entwickelnde Richtlinie zu- 
sammen - die jüdischen Soldaten zu Gräueltaten bewegte. Wir haben 
d Verhaltensmuster schon in vielen Kriegen gesehen, die von ganz 
unterschiedlichen Menschen geführt wurden. Wie auch immer, das 
Auftreten von Gräueltaten in dieser Zeit unterhöhlt den israelischen 
Anspruch auf einen besonderen moralischen Status. 

‚Jeden Anspruch auf ein moralisch überlegenes Verhalten Lügen stra- 
fend, verhielt sich Israel gegenüber seinen arabischen Gegnern und ge- 
genüber den Palästinensern in der Folgezeit oft übermäßig hart. Mor- 
ris schätzt, dass beispielsweise zwischen 1949 und 1956 »israelische 
Sicherheitskräfte und zivile Streifen mit ihren Minen und Sprengfallen 
zwischen 2.700 und 5.000 arabische Eindringlinge getötet haben«. 
Einige von ihnen hatten es zweifelsohne darauf abgesehen, Israelis zu 
töten, aber nach der gegebenen Beweislage »war eine große Zahl der 
Getöteten unbewaffnet; die überwiegende Mehrzahl war aus ökono- 
mischen oder sozialen Gründen eingedrungen«. Morris merkt an, dass 
die Politik des »Feuer frei« zu »einer Reihe von Gräueltaten« gegen 


die Eindringlinge geführt habe. * 

Solche Vorfälle waren nicht ungewöhnlich. In den Kriegen 1956 
und 1967 ermordeten die israelischen Streitkräfte Hunderte ägypti- 
scher Kriegsgefangener.’” 1967 vertrieben sie zwischen 100.000 und 
260.000 Palästinenser aus dem neu eroberten Westjordanland und 
80.000 Syrer von den Golanhöhen.”* Versuchten die Opfer solcher 
ethnischen Säuberungen, zu ihren Häusern heimlich zurückzukehren, 
häufig unbewaffnet, schossen die Israelis manchmal sofort.” Amnesty 
International schätzt, dass Israel zwischen 1967 und 2003 mehr als 
10.000 Häuser im Westjordanland und im Gazastreifen zerstört 
hat.!® Israel war auch beteiligt am Massaker unschuldiger Palästi- 
nenser durch christliche Milizen in den Flüchtlingslagern von Sabra 
und Schatila nach der Invasion im Libanon 1982. Eine israelische Un- 
tersuchungskommission kam zu dem Schluss, der damalige Verteidi 
gungsminister Ariel Scharon trage »persönliche Verantwortung« für 
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diese Gräueltaten, indem er zuließ, dass die Falangisten in die Lager 
eindringen konnten.'®! Es ist bewundernswert, dass die Kommission 
bereit war, einen hochrangigen Politiker wie Scharon zur Verantwor- 
tung zu ziehen, aber wir sollten nicht vergessen, dass die israelischen 
Wähler ihn danach zum Premierminister wählten. 

Israel kontrolliert das Westjordanland und Gaza jetzt seit 40 Jah- 
ren. Damit ist dies, wie der Historiker Perry Anderson anmerkt, »die 
längste offizielle militärische Besetzung der modernen Geschichte «.!% 
Als die Besetzung begann, erklärt Benny Morris, »glaubten die Israelis 
gern und verkündeten auch der Welt, dass ihre Besetzung »aufgeklärt« 
und »freundlich« sei, völlig anders als andere militärische Besetzungen, 
die die Welt erlebt hatte. Die Wahrheit sah grundlegend anders aus. 
Wie alle Besetzungen beruhte auch die israelische auf nackter Gewalt, 
Unterdrückung und Angst, Kollaboration und Verrat, Prügeln und 
Folter und täglicher Einschüchterung, Erniedrigung und Manipulati- 
on.«!® Während der ersten Intifada (1987-1991) beispielsweise ver- 
teilten die Streitkräfte Schlagstöcke an die Soldaten und forderten sie 
auf, palästinensischen Demonstranten die Knochen zu brechen. Der 
<hwedische Ableger der Organisation Save the Children veröffentlich- 
te im Mai 1990 einen 1000-seitigen Bericht mit detaillierten Angaben 
über die Auswirkungen des Konflikts auf die Kinder in den besetz- 
ten Gebieten. Es wurde geschätzt, »dass 23.600 bis 29.900 Kinder 
wegen ihrer Verletzungen durch Schläge in den beiden ersten Jahren 
der [ersten] Intifada medizinische Behandlung benötigten«. Weiterhin 
besagen die Schätzungen, dass fast ein Drittel der Kinder zehn Jahre 
alt oder jünger war; ein Fünftel fünf oder jünger. Mehr als vier Fünftel 
»waren auf die Hände, den Oberkörper und an viele Stellen geschlagen 
worden«, und fast ein Drittel der Kinder »trug Knochenbrüche, teils 
multiple Frakturen, davon. «1 

Ehud Barak, der stellvertretende Stabschef der israelischen Armee 
während der ersten Intifada, sagte damals: »Wir wollen auf keinen 
Fall, dass Kinder erschossen werden ... Wenn Sie ein Kind sehen, schie- 
ßen Sie nicht.« Trotzdem schätzt Save the Children, dass in den beiden 
ersten Jahren der Intifada 6.500 bis 8.500 Kinder durch Gewehrfeuer 
verwundet wurden. Im Hinblick auf die 106 registrierten Fälle »er- 
schossener Kinder« kommt der Bericht zu dem Schluss: Fast alle von 
ihnen »wurden durch gezielte Schüsse - nicht durch Zufallstreffer oder 
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Querschläger — getötet«. Fast 20 Prozent erlitten mehrfache Schuss- 
verletzungen; ungefähr zwölf Prozent wurden von hinten erschossen; 
15 Prozent der Kinder waren zehn Jahre alt oder jünger; »die meisten 
Kinder waren nicht an einer Demonstration beteiligt, auf der Steine 
geworfen wurden, als sie erschossen wurden«; und »fast ein Fünftel 
der Kinder wurden erschossen, als sie zu Hause oder nicht mehr als 
zehn Meter von ihrem Haus entfernt waren«. 

Israels Reaktion auf die zweite Intifada (2000-2005) war noch ge- 
waltsamer, was die israelische Zeitung Haaretz veranlasste zu schreiben: 
»Die israelischen Streitkräfte ... verwandeln sich in eine Tötungsma- 
schine, deren Leistungsfähigkeit ehrfurchtgebietend, aber schockierend 
«'98 Die Armee verschoss eine Million Kugeln in den ersten Tagen 
des Aufstands, was wohl kaum eine angemessene Reaktion ist.'% Im 
Verlauf jenes Aufstands tötete Israel 3.386 Palästinenser, während 992 
Israelis von Palästinensern getötet wurden, für jeden verlorenen Israeli 
tötete Israel also 3,4 Palästinenser. Unter den Getöteten waren 676 
palästinensische Kinder und 118 israelische Kinder; das Verhältnis von 
getöteten palästinensischen zu getöteten israelischen Kindern lag also 
‚7 zu 1. Von den 3.386 palästinensischen Toten sollen 1.815 dem 
tand zugeschaut haben, 1.008 wurden im Kampf mit Israclis ge- 
tötet, und die Umstände von 563 Todesfällen sind nicht bekannt. Mit 
anderen Worten: Mehr als die Hälfte der palästinensischen Todesopfer 
sind keine Kämpfer gewesen. Auf israelischer Seite gelten ähnliche 
Verhältnisse: 683 der 992 Toten waren Zivilisten, die übrigen 309 Sol- 
daten.!” Die israelischen Streitkräfte haben auch mehrere ausländische 
iedensaktivisten getötet, darunter eine 23-jährige Amerikanerin, die 
im März 2003 von einem israelischen Bulldozer zerquetscht wurde.!® 
zivilen Todesfälle 
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Trotzdem untersucht die israelische Regierung die: 
kaum, geschweige denn dass sie die Verantwortlichen bestraft. 

Diese Fakten über das israelische Vorgehen sind von zahlreichen 
Menschenrechtsorganisationen (darunter prominente israelische Grup- 
pen) umfangreich dokumentiert worden; sie werden von ehrlichen Be- 
obachtern nicht infrage gestellt.'"" Das ist auch der Grund, warum 
vier ehemalige Vertreter des Schin Bet, des israelischen Inlandsgeheim- 
diensts, Israels Verhalten während der zweiten Intifada im November 
2003 verurteilten. Einer von ihnen sagte: »Wir benehmen uns abscheu- 
lich«, ein anderer nannte Israels Verhalten »einfach unmoralisch.«.""! 
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Ein ähnliches Muster zeigt sich bei der israelischen Reaktion auf die 
Eskalation der Gewalt in Gaza und Libanon 2006. Die Ermordung von 
zwei israelischen Soldaten und die Gefangennahme eines dritten durch 
die Hamas im Juni 2006 führte dazu, dass Israel den Gazastreifen 
wieder besetzte und mit Luftangriffen und Artilleriefeuer wichtige In- 
frastruktur zerstörte, darunter das Stromkraftwerk, das die Hälfte der 
Elektrizität für die Einwohner von Gaza lieferte. Seit die israelischen 
Truppen wieder in den Ga. 


streifen eingerückt sind, haben sie Hun- 
derte von Palästinensern getötet, darunter viele Kinder. "2 Anlässlich 
dieser trostlosen Situation verkündete die UN-Hochkommissarin für 
Menschenrechte Louise Arbour im November 2006, dass »die Verlet- 
zungen der Menschenrechte in diesem Territorium ... massiv sind«.!? 
Als im Juli 2006 Hisbollah-Einheiten die israelisch-libanesische Grenze 
überquerten, zwei israelische Soldaten gefangennahmen und weite- 
re töteten, entfesselte Israel ein Bombardement, das die libanesische 
Zivilbevölkerung massiv bestrafen sollte, indem wichtige Infrastruk- 
turelemente wie Str: 
wurden. Mehr 
Zivilisten. Wie in Kapitel 10 erläutert, war diese Reaktion strategisch 
dumm und verle! 


ßen, Brücken, Tankstellen und Gebäude zerstört 


1.000 Libanesen starben, die meisten unschuldige 


ze das Kriegsrecht. Kurz gesagt: Es gibt kaum eine 
Grundlage für die oft gehörte Behauptung, Israel habe immer wieder 
große Zurückhaltung im Umgang mit seinen Gegnern gezeigt. 

Ein naheliegendes Gegenargument ist an dieser Stelle, Israel sei in 
seiner gesamten Geschichte tödlich bedroht worden, von arabischen 
Regierungen, die seine Existenz ablehnten, ebenso wie von pa 


nensischen Terroristen. Darf Israel nicht tun, was nötig ist, um seine 
Bürger zu schützen? Und rechtfertigt die einmalige Bösartigkeit des 
Terrorismus nicht die fortgesetzte US-Unterstützung, selbst wenn 
Israel oft heftig reagiert? 

Auch dieses Argument ist keine zwingende moralische Rechtferti- 
gung. Die Palästinenser haben den Terrorismus gegen ihre israelischen 
Besatzer genauso eingesetzt wie gegen unschuldige Dritte; ihre Bereit- 
schaft, unschuldige Zivilisten anzugreifen, ist falsch und grundsätzlich 
zu verurteilen. Überraschend ist dieses Verhalten aber nicht, da den 
Palästinensern seit langem grundsätzliche politische Rechte verweigert 
werden. Sie glauben, ihnen bleibe kein anderer Weg, die Israelis zu 
indnissen zu zwingen. Der ehemalige Premierminister Barak 
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gab einmal zu, wäre er als Palästinenser geboren worden, wäre er 
»Mitglied einer terroristischen Vereinigung geworden«.!'* Wäre die 
Situation umgekehrt und die Israelis stünden unter arabischer Beset- 
zung, würden sie mit einiger Sicherheit ähnliche Taktiken gegen ihre 
Unterdrücker einsetzen, genau wie andere Widerstandsbewegungen in 
der ganzen Welt.!!5 

Der Terrorismus war eine zentrale Taktik der Zionisten, als 
in einer ähnlich schwachen Position waren und nach ihrem eigenen 
Staat strebten. Es waren jüdische Terroristen der berüchtigten Irgun, 
einer militanten zionistischen Gruppe, die Ende 1937 in Palästina 
die heute bekannte Praxis einführten, Bomben in Bussen und großen 
Menschenmengen zu platzieren. Benny Morris mutmaßt, dass »die 
Araber den Wert des terroristischen Bombenwerfens sehr wohl von 
den Juden gelernt haben können«.'!% Zwischen 1944 und 1947 un- 
che Organisationen terroristische An- 
griffe, um die Briten aus Palästina zu vertreiben. Viele unschuldige 
Zivilisten verloren dabei ihr Leben.!' Israelische Terroristen ermor- 
deten 1948 auch den UN-Vermittler Graf Folke Bernadotte, weil sie 
gegen seinen Vorschlag waren, Jerusalem zu internationalisieren.'"® 
Die Täter waren keine isolierten Extremisten: Den Anführern des At- 
tentats wurde schließlich von der israelischen Regierung Straffreiheit 
garantiert, und einer von ihnen wurde später Mitglied der Knesset. Ein 
anderer terroristischer Anführer, der den Bernadotte-Mord billigte, 
aber nicht verurteilt wurde, war der spätere Premierminister Jitzchak 
Schamir. Er argumentierte ganz offen: » Weder die jüdische Ethik noch 
die jüdische Tradition können den Terrorismus als Mittel des Kampfs 
ausschließen.« Im Gegenteil, der Terrorismus »spielt eine große Rolle 
... in unserem Krieg gegen die [britischen] Besatzer«. Und Schamir hat 
auch kein Bedauern über seine terroristische Vergangenheit zum Aus- 
druck gebracht. Einem Interviewer sagte er 1998: »Hätte ich nicht so 
gehandelt, ist zu bezweifeln, ob wir in der Lage gewesen wären, einen 
unabhängigen jüdischen Staat zu gründen.«'!? 

Natürlich war Menachem Begin, der Anführer der Irgun, der später 
Premierminister wurde, einer der prominentesten jüdischen Terroristen 
in den Jahren vor der israelischen Unabhängigkeit. Premierminister 
Levi Eschkol sprach von Begin häufig als von »dem Terroristen «.!?° 
Dass die Palästinenser heute den Terrorismus einsetzen, ist moralisch 
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ternahmen mehrere zionistis 


\ 
|; 


verwerflich, aber ebenso verwerflich war es, dass die Zionisten in der 
Vergangenheit darauf zurückgriffen. Man kann die amerikanische Un- 
terstützung für Israel nicht damit rechtfertigen, dass Israels Verhalten 
in Vergangenheit oder Gegenwart moralisch überlegen war. 

Eine andere mögliche Verteidigungsstrategie ist, dass Israel unab- 
sichtlich Personen angreift, die nicht am Kampf beteiligt sind, während 
die Hisbollah und die Palästinenser es gezielt auf israelische Zivilisten 
abgesehen haben. Schlimmer noch, die Terroristen, die Israel angrei- 
fen, verwenden Zivilisten als menschliche Schutzschilde, was der israe- 
lischen Armee bedauerlicherweise keine Wahl lässt: Sie muss unschul- 
dige Zivilisten töten, wenn sie ihre Todfeinde bekämpfen will. Auch 
das ist nicht überzeugend. Wie in Kapitel 11 gezeigt wird, haben die 
israelischen Streitkräfte im Libanon zivile Bereiche angegriffen, und es 
gibt wenig Hinweise darauf, dass die Hisbollah Zivilisten als mensch- 
liche Schutzschilde eing: 
rauf, dass es offizielle isr 
Zivilisten zu töten, aber die israelischen Truppen haben bei Kämpfen 
gegen Gruppen wie Hamas und Islamischer Dschihad oft nicht gut 
genug dafür gesorgt, zivile Opfer zu vermeiden. Dass Hisbollah und 
die Palästinenser Zivilisten ins Visier nehmen, berechtigt Israel nicht, 
durch übermäßige Gewalt das Leben von Zivilisten zu gefährden. 

Es ist keine Frage, dass Israels Verhalten gerechtfertigt ist, gewalt- 
sam auf Gewalttaten von Gruppen wie Hamas und Hisbollah zu rea- 
he Macht 
einzusetzen, um massives Leid über unschuldige Zivilisten zu bringen, 
lässt Zweifel an der häufig wiederholten Behauptung aufkommen, man 
verhalte sich besonders moralisch. Vielleicht hat Israel nicht schlimmer 
gehandelt als viele andere Länder, aber es war auch nicht besser. 


setzt hätte. Zwar fehlen ebenso Hinweise da- 


aclische Politik gewesen ist, palästinensische 


gieren, aber die israelische Bereitschaft, überlegene militäri 


Mythen von Camp David 


Das Bild Israels als eines zum Frieden entschlossenen Lands im An- 
gesicht kriegsversessener Palästinenser wird verstärkt durch die Stan- 
dardinterpretation der gescheiterten Bemühungen der Clinton-Re- 
gierung, den Oslo-Friedensprozess zu einem Ende zu bringen. Dieser 
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Geschichte zufolge bot Premierminister Barak im Juli 2000 in Camp 
David den Palästinensern »fast alles« an, was sie wollten.'*! Aber 
Arafat, der es immer noch darauf anlegte, den Friedensprozess zum 
Scheitern zu bringen und schließlich Israel zu zerstören, lehnte dieses 
großzügige Angebot ab und rief stattdessen Ende September 2000 die 
zweite Intifada aus. Israel machte ein noch großzügigeres Angebot, 
das Arafat ebenfalls ablehnte: die sogenannten Clinton-Parameter, 
vorgelegt von Präsident Clinton am 23. Dezember 2000 - ein weiterer 
Beweis, dass Arafat nicht am Frieden interessiert war. 

In dieser Geschichte ist das Scheitern des Friedensprozesses fast 
gänzlich Arafats Schuld. Israel wollte gern Frieden schließen, konnte 
aber keinen verlässlichen Partner finden. Abba Ebans berühmtes Wort- 
spiel, dass »die Araber nie die Gelegenheit auslassen, eine Gelegenheit 
auszulassen«, fand sich bestätigt. Diese Darstellung impliziert außer- 
dem, dass weder Israel noch die Vereinigten Staaten Verantwortung 
für die Fortsetzung des Konflikts tragen, und sie stützt das Argument, 
dass Israel richtig daran getan hat, keine Zugeständnisse an die Paläs- 
tinenser zu machen, solange Arafat das Sagen hatte. 

Es gibt nur ein Problem mit dieser weitverbreiteten Version der Er- 
eignisse: Sie ist nicht richtig.'?2 Auch wenn Barak Anerkennung dafür 
gebührt, dass er der erste - und in der Tat der einzige - israelische 
Führer war, der den Palästinensern einen eigenen Staat angeboten 
hat, waren die Bedingungen, die er ihnen in Camp David vorschlug, 
alles andere als großzügig. Zunächst einmal scheint klar zu sein, 
dass Baraks bestes Angebot in Camp David den Palästinensern die 
sofortige Kontrolle über den Gazastreifen und die spätere Kontrolle 
über 91 Prozent des Westjordanlands versprach.'?? Dennoch gab es 
aus palästinensischer Sicht mit diesem Angebot erhebliche Probleme. 
Israel wollte das Jordantal zunächst unter seiner Kontrolle behalten 
(ungefähr zehn Prozent der Westjordanlands), und zwar für sechs bis 
21 Jahre (die Darstellungen der Verhandlungen weichen hier vonein- 
ander ab). Das bedeutete, die Palästinenser würden unmittelbar nur 
die Kontrolle über 81 Prozent des Westjordanlands erhalten, nicht 
über 91 Prozent. Und dabei blieb ungewiss, ob die Israelis je die Kon- 
trolle über das Jordantal abgeben würden. 

Außerdem ist das Westjordanland im palästinensischen Verständnis 
etwas größer als aus israelischer Sicht. Aufgrund dieses Unterschieds, 
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nf Prozent des betreffenden Territoriums han- 
delt, hatten die Palästinenser den Eindruck, sie würden nur 76 Prozent. 
der Westjordanlands bekommen und später einmal, wenn die Israelis 
bereit sein würden, das Jordantal abzugeben, vielleicht 86 Prozent. 
Dies zu akzeptieren war für die Palästinenser besonders schwer, weil 
sie bereits beim Oslo-Abkommen von 1993 die israelische Oberhoheit 
über 78 Prozent des ursprünglichen britischen Mandatsgebiets aner- 
kannt hatten.'?? Aus ihrer Sicht wurde jetzt von ihnen verlangt, ein 
weiteres großes Zugeständnis zu machen und bestenfalls 86 Prozent 
der übrigen 22 Prozent zu akzeptieren. 

Schlimmer noch, der abschließende israelische Vorschlag im Som- 
mer 2000 in Camp David hätte den Palästinensern kein durchgehendes 
Stück souveränes Territorium im Westjordanland gegeben. Die Palästi- 
nenser behaupten, das Westjordanland wäre in drei Bezirke unterteilt 
worden, die durch israelisches Gebiet voneinander getrennt gewesen 
wären, Die Israelis bestreiten das, aber Barak selbst gibt zu, dass Israel 
die Kontrolle über einen »hauchdünnen« Streifen Land behalten hätte, 
der von Jerusalem ins Jordantal verläuft.'5 Dieser Streifen, der das 
Westjordanland komplett durchtrennt hätte, war wichtig für den is- 
raclischen Plan, die Kontrolle über das Jordantal zu behalten. So hätte 
dann der palästinensische Staat, wie in Camp David vorgeschlagen, 
aus zwei oder drei Bezirken im Westjordanland und dem Gazastreifen 
bestanden, der wiederum vom Westjordanland durch israelisches Ter- 
ritorium abgeschnitten ist. Barak sagte später, die palästinensischen 
Gebiete im Westjordanland hätte man durch »einen Tunnel oder eine 
Brücke« verbinden können und Gaza und das Westjordanland durch 
einen Korridor.'? 

In Hinblick auf das heikle Thema Jerusalem war Baraks Vorschlag, 
die Stadt zu teilen, ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Trotz- 
dem wurde den Palästinensern nicht die volle Souveränität über eine 
Reihe arabischer Viertel in Ost-Jerusalem angeboten, was den Vor- 


bei dem essich um ca. 


schlag für sie deutlich weniger attraktiv machte. Israel hätte die Kon- 
trolle über die Grenzen des neuen palästinensischen Staats behalten, 
über seinen Luftraum und seine Wasservorräte, und es wäre den Paläs- 
tinensern auf immer verwehrt gewesen, sich eine Armee zu ihrer Ver- 
teidigung aufzubauen. '?7 Man kann sich kaum eine politische Führung 
vorstellen, die solche Bedingungen akzeptiert hätte. Mit Sicherheit hat 


152 


kein Staat der Welt eine so eingeschränkte Souveränität oder sieht sich 
solchen Hindernissen gegenüber, eine funktionierende Wirtschaft und 
Gesellschaft aufzubauen. Da überrascht es nicht, dass Baraks ehema- 
liger Außenminister Schlomo Ben Ami, der an den Verhandlungen in 
Camp David teilnahm, später zu einem Journalisten sagte: »Wenn ich 
Palästinenser wäre, hätte ich Camp David auch abgelehnt. «'# 

Die gängige Behauptung, Arafat habe die zweite Intifada Ende Sep- 
tember 2000 ausrufen lassen - entweder um seinen Spielraum bei den 
Verhandlungen zu vergrößern oder um den Friedensprozess zu zerstö- 
ren -, hält ebenfalls keiner Prüfung stand.'”” Er führte die Verhand- 
lungen mit den Israelis und den Amerikanern auch nach Camp David 
fort, und er besuchte sogar Premierminister Ehud Barak in seinem Zu- 
hause wenige Tage bevor die Gewalt losbrach. Charles Enderlin zufol- 
ge, einem französischen Journalisten, der ein wichtiges Buch über das 
Scheitern dieser Verhandlungen geschrieben hat, waren die beiden Po- 
litiker an jenem Abend ungewöhnlich freundlich und optimistisch, was 
die Gespräche anging." Außerdem bezeugte der ehemalige Führer des 
Schin Bet, Ami Ajalon: » Arafat hat die Intifada weder vorbereitet noch 
ausgelöst.«"! Die Mitchell-Kommission unter Leitung des ehemaligen 
US-Senators George Mitchell - beauftragt, die Friedensverhandlungen 
wieder in Gang zu setzen - kam zu demselben Schluss. '?? 

Die zweite Intifada brach aus, kurz nachdem Ariel Scharon am 
28. September 2000 den Tempelberg besucht hatte, die heiligste Stätte 
des Judentums. Er musste von mehr als 1000 israelischen Polizisten be- 
gleitet werden, weil die Muslime diesen Ort mit der Al-Aksa-Moschee 
als drittheiligste Stätte des Islam betrachten. Aber Scharons provoka- 
tiver Besuch war nur der Auslöser, nicht die Ursache der Gewalt. Es 
hatte schon vor Scharons Besuch unter den Palästinensern gegärt, und 
Schlüsselfiguren auf beiden Seiten sahen die Gefahr heraufziehen. Ja, 
Palästinenserführer baten amerikanische und israelische Regierungs- 
vertreter, den Scharon-Besuch zu verhindern, weil sie mit einer gewalt- 
tätigen Reaktion rechneten und sie verhindern wollten." 

Ein Teil des Problems war die wachsende Unzufriedenheit der Paläs- 
tinenser mit Arafat, dessen korrupte Führung wenig dazu beigetragen 
hatte, ihre Lebensbedingungen zu verbessern, geschweige denn einen 
Staat zu schaffen. Aber der Hauptgrund war Israels provokative Politik 
in den besetzten Gebieten, verschärft durch die harte Reaktion auf die 
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Demonstrationen, die auf Scharons Besuch unmittelbar folgten.'3* Ben 
Ami hat genau Recht, wenn er schreibt, dass die zweite Intifada »nicht 
einfach nur als eine taktische Entscheidung begann. Sie war ein Aus- 
bruch der angestauten Wut und Enttäuschung der palästinensischen 
Massen über das kolossale Scheitern des Friedensprozesses, der es seit 
den frühen Tagen von Oslo nicht vermocht hatte, ihnen ein Leben in 
Würde und Wohlstand zu bescheren, und über die Inkompetenz und 
Korruptheit ihrer eigenen Führer in der Palästinenserbehörde. «133 
Die Enttäuschungen der Pa 


inenser sind nicht schwer zu ergründen. 
Zwischen dem Beginn des Friedensprozesses von Oslo im September 
1993 und dem Ausbruch der zweiten Intifada sieben Jahre später konfis- 
zierte Israel mehr als 16.000 Hektar palästinensisches Land, baute 400 
Kilometer Umgehungs- und Sicherheitsstraßen, errichtete 30 neue Sied- 
lungen und erhöhte die Zahl der Siedler im Westjordanland und in Gaza 
um fast 100.000, was die Bevölkerung quasi verdoppelte." Israelische 
Versprechen, den Palästinensern Gebiete zurückzugeben, blieben unein- 
gelöst, und ein System von Checkpoints schränkte die Bewegungsfreiheit 
der Palästinenser stark ein und schadete ihrer Wirtschaft enorm. Die Pa- 
lästinenser waren im Jahr 2000 kurz davor, die Situation eskalieren zu 
lassen, und als soweit kam, ließen die Israelis ihre überlegene Feuerkraft 
fast ungehemmt los.' In den ersten Tagen des Aufstands feuerte die 
israelische Armee, wie erwähnt, mehr als eine Million Schuss ab. 

Auch wenn Arafat die zweite Intifada nicht auslöste, nutzte er die 
entstehende Gewalt in einem dummen Versuch, seine Verhandlungs- 
position zu verbessern. Baraks Verhandlungsbereitschaft sank, sein 
Ansehen bei der israelischen Wählerschaft wurde beschädigt und der 
Weg zu Scharons Wahl zum Premierminister im Februar 2001 geebnet. 
Arafats Versuch, Kapital aus dem Aufstand zu schlagen, verzögerte 
auch die Verhandlungen. Damit stand der „lahmen“ Clinton-Adminis- 
tration noch weniger Zeit zur Verfügung, das Ganze abzuschließen. 

Manchmal wird argumentiert, Arafats Ziel bei der Manipulation 
der Gewalt sei letztlich gewesen, Israel von der Landkarte zu tilgen. 
Das war sicherlich sein Ziel, als er in den 1960er Jahren auf die Welt- 
bühne trat. Aber Ende der 1980er Jahre hatte er erkannt, dass es für 
die Palästinenser keinen Weg gab, Israel aus der Welt zu schaffen. In 
den 1990er Jahren bemühte sich Arafat - ganz sicher, indem er sich am 
Friedensprozess von Oslo beteiligte - deutlich zu machen, dass er die 
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Existenz Israels akzeptiere und dass es bei dem Streit mit Israel um die 
besetzten Gebiete gehe, nicht um das gesamte historische Palästina.'% 
Als Camp David scheiterte und die zweite Intifada begann, waren fast 
alle wichtigen israelischen Geheimdienstler überzeugt, Arafat habe Is- 
raels Existenz akzeptiert und wolle nur einen palästinensischen Staat 
im Westjordanland und im Gazastreifen.° Und der Nahostspezialist 
Jeremy Pressman weist darauf hin, wenn Arafat und die Palästinenser 
entschlossen gewesen wären, Israel zu eliminieren, hätten sie Baraks 
Angebot angenommen und den neuen Staat als » Ausgangsbasis für die 
Vernichtung Israels« benutzt. Aber stattdessen verhandelten sie, »als 
hätten sie vor, sich an getroffene Vereinbarungen zu halten und auf 
lange Sicht mit einer Zweistaatenlösung zu leben«.! 

Schließlich ist auch die oft wiederholte Behauptung falsch, Arafat 
habe die „Clinton-Parameter“ vom Dezember 2000 abgelehnt, die Ba- 
raks letztes Angebot in Camp David noch einmal verbesserten. In der 
offiziellen Antwort dankten die Palästinenser Clinton für seine fortge- 
setzten Bemühungen, erklärten, es seien erhebliche Fortschritte erzielt 
worden, baten um Aufklärung in einigen Punkten und brachten Vor- 
behalte gegenüber anderen zum Ausdruck." Die israelische Regierung 
hatte ihre eigenen Vorbehalte gegenüber dem Vorschlag, die Barak 
in einem 20-seitigen, einzeilig gedruckten Dokument umriss. Damit 
akzeptierten beide Seiten, Palästinenser und Israelis, die Clinton-Pa- 
rameter und betrachteten sie als Ausgangspunkt für weitere Verhand- 
lungen, aber keine von beiden akzeptierte sie gänzlich. Der Sprecher 
des Weißen Hauses Jake Siewert brachte genau dies am 3. Januar 2001 
zum Ausdruck, als er sagte: »Beide Seiten haben jetzt die Vorstellun- 
gen des Präsidenten mit einigen Vorbehalten akzeptiert«, und Clinton 
bestätigte das in einer Rede vor dem Israel Policy Forum vier Tage 
später.” Die Verhandlungen zwischen Israelis und Palästinensern gin- 
gen in Taba, Ägypten, weiter bis Ende Januar 2001, als Ehud Barak, 
nicht Arafat, die Gespräche abbrach. Mit den anstehenden Wahlen 
und der öffentlichen Meinung, die stark gegen die Gespräche anging, 
im Nacken, hatte Barak hatte das Gefühl, ihm laufe die Zeit weg.!* 
Sein Nachfolger Ariel Scharon war unerbittlich gegen den Friedens- 
prozess von Oslo und gegen die Clinton-Parameter. Trotz wiederholter 
palästinensischer Anfragen lehnte er es ab, die Verhandlungen wieder 
aufzunehmen. Wir werden niemals wissen, ob der Friede Anfang 2001 
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in Sicht war; aber die Anschuldigung, dass Arafat und die Palästinen- 
ser eine letzte Chance für den Frieden ausschlugen und Gewalt statt 
Versöhnung wählten, ist falsch. 


Die Unterstützung Israels ist Gottes Wille 


Es gibt eine letzte moralische Behauptung, die in manchen Augen die 
enge Verbindung zwischen den Vereinigten Staaten und Israel recht- 
fertigt. Wie in Kapitel 4 näher erläutert wird, sehen einige Evangeli- 
kale - insbesondere die sogenannten christlichen Zionisten - die 
tung des 


ich- 
jüdischen Staats als Erfüllung einer biblischen Prophezeiung. 
Im Buch Genesis heißt es, Gott gab Abraham und seinen Nachfahren 
das Land Israel; indem die Juden das Westjordanland besiedeln, neh- 
men sie sich nur, was Gott ihnen gegeben hat. Manche Christen schen 
die Erschaffung eines größeren Israel als entscheidendes Ereignis auf 
dem Weg zur „letzten Schlacht“, wie sie im Buch der Offenbarung im 
Neuen Testament dargestellt ist. Beide Perspektiven legen nahe, dass 
Israel US-Unterstützung verdient, nicht deshalb, weil es eine Demokra- 
tie ist, weil es unterdrückt ist oder eine moralisch bessere Gesellschaft, 
sondern deshalb, weil die Unterstützung für Israel Gottes Wille ist. 
Diese Argumentation mag anziehend auf tief religiöse Menschen 
wirken, aber die Vorbereitung auf Armaggedon, die „letzte Schlacht“, 
ist keine solide Basis für die US-Außenpolitik. Kirche und Staat sind in 
den Vereinigten Staaten getrennt, und die religiösen Ansichten gewisser 
Gruppen sollten nicht die Außenpolitik des Lands bestimmen. Es ist 
auch eine seltsame Auslegung der christlichen Ethik, indem man den 
mächtigen Staat Israel in seinen brutalen Aktionen gegen enteignete 


Palästinenser und bei der Unterdrückung ihrer Rechte unterstützt. 


Was will das amerikanische Volk? 


Die sechs moralischen Argumente, die wir gerade untersucht haben, 
untermauern die allgemeinere Behauptung, dass die wahre Basis der 
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US-amerikanischen Unterstützung Israels die andauernde Identifika- 
tion des amerikanischen Volks mit dem jüdischen Staat ist. Der Ko- 
lumnist Jeff Jacoby vom Boston Globe schreibt: »Die Solidarität mit 
Israel ist ein beständiges Merkmal der amerikanischen öffentlichen 
Meinung. Weil die Amerikaner proisraelisch eingestellt sind, ist die 
amerikanische Regierung proisraelisch eingestellt. Und weil die Ame- 
rikaner Israel im Konflikt mit den Arabern so massiv unterstützen, 
ist die amerikanische Politik im Nahen Osten auf die Verteidigung 
Israels eingestellt.« Und der Sprecher des AIPAC Josh Block sagte am 
Abend der Policy Conference 2007: »Es gibt ein Thema - das ist die 
Unterstützung der amerikanischen Beziehungen zu Israel -, das alle 
zusammenbringt.« Tatsächlich argumentierte er: » Alle Trends deuten 
darauf hin, dass die Amerikaner ... klar verstehen, dass wir die grund- 
sätzlichen Werte, die wir hochhalten, bei nur einem Land im Nahen 
Osten wiederfinden - unserem Verbündeten Israel.« 1 

Diese Behauptung, wie weit verbreitet auch immer, hält genauer 
Untersuchung nicht stand. Es gibt ein gewisses Maß an kultureller Affi- 
nität zwischen den Vereinigten Staaten und Israel, die zum Teil auf der 
gemeinsamen judäo-christlichen Tradition beruht. Es steht auch außer 
Frage, dass viele Amerikaner positiv auf Israel schauen, weil es eine 
Demokratie ist, wegen der Geschichte des Antisemitismus und weil sie 
mit Israel in seinem Kampf gegen den palästinensischen Terrorismus 
sympathisieren. Aber die gemeinsamen Wurzeln des Judentums und des 
Christentums sind in der Vergangenheit kaum eine verlässliche Quelle 
der Freundschaft zwischen Juden und Christen gewesen.' Christen 
haben brutale Kriege gegeneinander geführt und sind auch für gewalt- 
tätigen Antijudaismus und Antisemitismus in früheren Jahrhunderten 
hauptsächlich verantwortlich. Manche Fundamentalisten - darunter 
die christlichen Zionisten — betrachten die Bekehrung der Juden immer 
noch als wichtiges Ziel. Für sich genommen kann diese „kulturelle 
Affinität“ daher nicht die stetige US-Unterstützung erklären und auch 
nicht die allgemein positive Haltung, die viele Amerikaner gegenüber 
dem jüdischen Staat einnehmen. 

Wie in späteren Kapiteln deutlich wird, neigen die Amerikaner 
teils deshalb dazu, Israel zu unterstützen, weil die Anhänger Israels 
in den Vereinigten Staaten Sympathie fördern, indem sie Kritik an 
Israel ersticken und den jüdischen Staat in einem günstigen Licht dar- 
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stellen. Tatsächlich wird Israels Handlungsweise in Israel selbst sehr 
viel stärker kritisiert als in Amerika. Gäbe es eine offenere Diskussion 
über das, was die Israelis in den besetzten Gebieten tun, und über den 
wahren strategischen Wert Israels als US-Verbündeter, würde die Sym- 
pathie für Israel in der amerikanischen Öffentlichkeit sinken. 

Trotz allem sollte das Ausmaß an öffentlicher Unterstützung für 
Israel - und für bestimmte israelische Vorgehensweisen - nicht über- 
betont werden. Auch wenn die Amerikaner einen positiven Eindruck 
von Israel haben und ganz eindeutig die Existenz eines jüdischen Staats 
unterstützen, reicht diese Unterstützung nicht sehr weit. Die meisten 
‚Amerikaner erkennen auch, dass die unablässige Unterstützung Israels 
ihren Preis hat. Beispielsweise fragt das Pew Research Center for the 
People and the Press die Amerikaner seit Jahren, ob sie mehr mit Israel 
oder mehr mit den Palästinensern sympathisieren. Es gab immer viel 
mehr Sympathie für Israel, aber zwischen 1993 und 2006 stieg der 
Wert nur einmal über 50 Prozent - er lag bei 52 Prozent während 
des zweiten Libanonkriegs 2006 -, im Juli 2005 lag er bei ganzen 
37 Prozent. !% 

Im Hinblick auf die Auswirkungen der US-Unterstützung für Is- 
rael stellte eine Pew-Umfrage im November 2005 fest, dass diese für 
39 Prozent der amerikanischen Öffentlichkeit »eine Hauptursache 
weltweiter Unzufriedenheit« sei. Unter Meinungsmachern war die 
Zahl noch deutlich höher. 78 Prozent der Mitarbeiter in Nachrichten- 
medien, 72 Prozent der militärischen Führungskräfte, 72 Prozent der 
Sicherheitsexperten und 69 Prozent der Spezialisten für Außenpoli 
tik glauben, dass die Unterstützung für Israel dem Image Amerikas 
weltweit ernsthaft schadet.'*” Eine Umfrage von Newsweek, die wenige 
Wochen nach dem 11. September 2001 veröffentlicht wurde, kam zu 
dem Schluss, dass 58 Prozent der Befragten glaubten, die US-amerika- 
nische Unterstützung für Israel spiele eine Rolle bei Osama bin Ladens 
Entscheidung, Amerika anzugreifen. !# 

Das amerikanische Volk ist erheblich kritischer, was manche is- 
raelischen Verhaltensweisen angeht, als es die US-Politiker sind, und 
die Öffentlichkeit ist eindeutig dafür, eine härtere Gangart gegenüber 
Israel einzuschlagen, wenn sie glaubt, dass das im nationalen Inte- 


resse liegt. Wie wir in Kapitel 7 zeigen, wären laut einer Umfrage im 
Frühjahr 2003 60 Prozent der Amerikaner bereit, die Hilfen für Israel 
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zurückzuhalten, sollte der jüdische Staat dem amerikanischen Druck 
zur Beilegung des Palästinenserkonflikts nicht nachgeben. 73 Prozent 
sagten, die Vereinigten Staaten sollten keine der beiden Seiten bevorzu- 
gen. Zwei Jahre später stellte die Anti-Defamation League fest, dass 
78 Prozent der Amerikaner glaubten, Washington solle weder Israel 
noch die Palästinenser bevorzugen.'®’ Andrew Kohut, der Direktor 
des Pew Research Center for the People and the Press, weist darauf 
hin, dass »durchschnittliche Amerikaner Grautöne im Nahostkonflikt 
erkennen können und trotz ihrer Sympathien für eine neutrale Rolle 
der Vereinigten Staaten sind«.'°! 

Anders als ihre Regierung waren die Amerikaner für einen robus- 
teren Umgang mit Israel während des Libanonkriegs 2006. Wie in 
Kapitel 11 dargelegt, zeigten Umfragen, dass etwas mehr als die Hälfte 
der Öffentlichkeit glaubte, Israel sei entweder in gleichem Maße oder 
überwiegend verantwortlich für den Krieg, und in mindestens zwei 
Umfragen sagte mehr als die Hälfte der Befragten, dass die Vereinigten 
Staaten sich nicht auf eine Seite schlagen sollten.''? Aber die Vereinig- 
ten Staaten schlugen sich im Libanon deutlich auf die israelische Seite - 
wie in jedem anderen jüngeren Konflikt, an dem Israel beteiligt war. 
Diese begeisterte und bedingungslose Unterstützung lässt sich durch 
die allgemein positive Einstellung der meisten Amerikaner gegenüber 
Israel nicht erklären. 


Schlussbemerkung 


Keines der moralischen oder strategischen Argumente, die normaler- 
weise von den Anhängern Israels angeführt werden, kann Amerikas 
bemerkenswerte Beziehung zum jüdischen Staat in den letzten vier 
Jahrzehnten erklären. Dies gilt besonders für die Zeit nach dem Kal- 
ten Krieg, als die strategische Argumentation sich in Luft auflöste und 
die moralische Argumentation durch das israelische Verhalten in den 
besetzten Gebieten arg untergraben wurde. Die Beziehung gedieh und 
vertiefte sich trotzdem kontinuierlich weiter. 

Manche Amerikaner finden diese Situation nicht ungewöhnlich, weil 
sie fest daran glauben, dass es mächtige moralische und strategische 
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Gründe für die US-amerikanische Unterstützung Israels gibt. Weil die 
entscheidenden Fakten dieser Geschichte so wenig mit ihrer Sicht der 
Dinge übereinstimmen, kann man sich kaum vorstellen, dass die Zahl 
der wahren Gläubigen groß genug ist, um Amerikas Ausnahmebezie- 
hung zum jüdischen Staat zu erklären. Wir stehen vor einem Rätsel: 
Entweder übt eine relativ kleine Zahl wahrer Gläubiger einen über- 
proportional großen Rinfluss auf die US-Außenpolitik aus, oder es ist 
ihnen gelungen, viele andere Menschen zu überzeugen - insbesondere 
wichtige Politiker und Entscheidungsträger -, dass ihre falschen Ar- 
gumentationen tatsächlich korrekt sind. Weil die strategische und die 
moralische Begründung immer schwächer werden, muss etwas anderes 
hinter dem auffälligen Muster der immer weiter zunehmenden US-Un- 
terstützung stecken. Darum wird es im nächsten Kapitel gehen. 
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Kapitel 4 
Was ist die „Israel-Lobby‘“? 


In den Vereinigten Staaten wetteifern üblicherweise Interessengrup- 
pen miteinander darum, was ins nationale Interesse gerückt werden 
soll, und darum, Gesetzgeber und Präsidenten von einer bestimmten 
Politik zu überzeugen. Das Wechselspiel der konkurrierenden Fraktio- 
nen wurde von James Madison in seinem berühmten Essay Federalist 
No. 10 gepriesen, und die unterschiedlichsten Interessengruppen be- 
stimmen seit Langem die verschiedensten Aspekte der amerikanischen 
Außenpolitik, auch Entscheidungen über Krieg und Frieden. 

Wenn eine bestimme Interessengruppe besonders mächtig oder po- 
litisch geschickt ist, kann sie die Politik in einer Weise beeinflussen, die 
für das Land insgesamt nicht gut ist. Ein Importzoll, der einen bestimm- 
ten Industriezweig vor ausländischer Konkurrenz schützt, wird be- 
stimmten Firmen nützen, aber nicht den vielen Verbrauchern, die mehr 
für die Waren dieser Branche zahlen müssen. Der Erfolg der National 
Rifle Association (NRA), ein Waffenkontrollgesetz zu verhindern, nützt 
zweifelsohne den Waffenherstellern und -händlern, aber setzt den Rest 
der Gesellschaft einem erhöhten Gewaltrisiko aus. Wenn ein chemali- 
ger Lobbyist des American Petroleum Institute Stabschef der Umwelt- 
schutzabteilung Council on Environmental Quality im Weißen Haus 
wird und seine Position benutzt, um Berichte über den Zusammenhang 
von Treibhausgasemissionen und globaler Erwärmung zu entschärfen 
(ehe er zurücktritt und eine Aufgabe bei Exxon Mobil übernimmt), darf 
man sich begründet Sorgen machen, ob die Ölindustrie ihre Interessen 
vielleicht in einer Weise schützt, die uns allen schadet.! 

Der Einfluss der Israel-Lobby auf die US-Außenpolitik verdient die 
gleiche Prüfung wie der Einfluss der Interessen von Energieunterneh- 
men auf Regelungen zum Umweltschutz oder die Rolle der pharmazeu- 
tischen Industrie, wenn es um verschreibungspflichtige Medikamente 
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geht. Wir glauben, dass die Aktivitäten der Gruppen und Einzelper- 
sonen, die die Lobby ausmachen, der Hauptgrund sind, warum die 
Vereinigten Staaten im Nahen Osten eine Politik verfolgen, die weder 
strategisch noch moralisch sinnvoll ist. Ohne die Bemühungen der 
Lobby würden die strategischen und moralischen Argumente, die in 
der Regel angeführt werden, um die bedingungslose amerikanische 
Unterstützung zu rechtfertigen, häufiger in Frage gestellt, und die ame- 
rikanische Politik im Nahen Osten sähe ganz anders aus, als sie heute 
ist. Die proisraelischen Kräfte glauben sicherlich, dass sie eine Politik 
vorantreiben, die dem amerikanischen und dem israelischen nationa- 
len Interesse dient. Wir sehen das anders. Die meisten Entscheidungen, 
für die sie sich einsetzen, sind weder im amerikanischen noch im israe- 
lischen Interesse, und beide Länder würden besser dastehen, wenn die 
Vereinigten Staaten sich anders verhielten, 

Wie wir bereits erläutert haben, stellen wir nicht die amerikanische 
Rückendeckung für das israelische Existenzrecht in Frage, denn dieses 
Recht ist klar begründet und wird heute von mehr als 160 Ländern 
weltweit bekräftigt. Was wir in Frage stellen - und was erklärt wer- 
den muss -, ist der große Umfang der US-Unterstützung für Israel 
und ihr vorbehaltloser Charakter (wie in Kapitel 1 beschrieben) sowie 
die Frage, inwieweit die US-amerikanische Nahostpolitik zum Wohle 
Israels betrieben wird (dem gehen wir in Teil II nach). Wir beginnen 
damit, in diesem Kapitel die zentralen Bestandteile der Israel-Lobby zu 
identifizieren und zu beschreiben, wie sie sich mit der Zeit entwickelt 
hat. Wir diskutieren auch, warum sie so einflussreich geworden ist, be- 
sonders verglichen mit potenziellen Mitbewerbern wie der „arabischen 
Lobby“ und der „Öl-Lobby“. Die folgenden Kapitel beschreiben die 
verschiedenen Strategien, die sie zu einer so mächtigen Interessengrup- 
pe gemacht haben und zu einem bemerkenswert erfolgreichen Akteur 
bei der Gestaltung der US-Nahostpolitik. 


Definition der Lobby 


Wir benutzen „Israel-Lobby“ als zweckdienliche Abkürzung für das 
lose politische Bündnis von Einzelpersonen und Organisationen, die 
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aktiv daran arbeiten, die US-amerikanische Außenpolitik in eine pro- 
israelische Richtung zu lenken. Die Lobby ist jedoch keine in sich ge- 
schlossene Bewegung unter zentraler Führung, und die Einzelpersonen 
und Gruppen, die diese breite Koalition bilden, teilen im Hinblick auf 
bestimmte politische Themen nicht immer eine Meinung. Es handelt 
sich auch nicht um eine Verschwörung oder einen Geheimbund. Ganz 
im Gegenteil: Die Organisationen und Individuen, die die Lobby bil- 
den, operieren ganz offen und auf die gleiche Art wie andere Interes- 


sengruppen. 

Die Verwendung des Begriffs „Israel-Lobby“ ist etwas irrefüh- 
rend, weil viele der Einzelpersonen und einige der Gruppen in diesem 
lockeren politischen Bündnis keine unmittelbaren Lobby-Aktivitäten 
ausüben (das heißt, sie unternehmen keine direkten Anstrengungen, 
gewählte Volksvertreter zu beeinflussen). Eher verhält es sich so, dass 
die verschiedenen Teile der Lobby auf ganz unterschiedliche Weise 
darauf hinarbeiten, die US-Politik zu beeinflussen, wie andere Int« 
sengruppen auch. Präziser sollte man sie vielleicht die „proisraelische 
Community“ oder gar die „Bewegung ‚Hilfe für Israel‘“ nennen, weil 
die Aktivitäten der verschiedenen Gruppen über einfaches Lobbying 
hinausgehen. Doch weil viele der zentralen Gruppen tatsächlich Lobby- 
arbeit betreiben und weil die Bezeichnung „Israel-Lobby“ Eingang in 
unsere Alltagssprache gefunden hat (ähnlich wie die Bezeichnungen 
„Agrarlobby“, „Versicherungslobby“, „Waffenlobby“ oder ethnische 
Lobbys), haben wir uns hier dafür entschieden.? 

Wie bei anderen Gruppen, die besondere Interessen vertreten, lassen 
sich die Grenzen der Israel-Lobby nicht präzise ziehen, und es wird 
immer Einzelpersonen und Organisationen im Grenzbereich geben, 
deren Position schwer zu bestimmen ist.’ Es ist leicht, die Gruppen 
zu identifizieren, die eindeutig zur Lobby gehören - beispielsweise die 
Zionist Organization of America (ZOA) -, und auch Schlüsselperso- 
nen wie Malcolm Hoenlein, den leitenden Vizepräsidenten der Con- 
ference of Presidents of Major American Jewish Organizations. Es 
gibt auch viele Gruppen, die ganz offensichtlich nicht Teil der Lobby 
sind — beispielsweise die National Association of Arab-Americans —, 
und Menschen, die ganz klar nicht dazugehören - beispielsweise der 
Wissenschaftler Rashid Khalidi von der Columbia University. Nichts- 
destotrotz wird es immer Gruppen und Einzelpersonen geben, deren 
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en 


Position weniger klar ist. Wie bei anderen sozialen und politischen 
Bewegungen ist der Rand der Israel-Lobby unscharf. 

Diese Situation macht deutlich, dass die Lobby keine zentral gesteu- 
erte, hierarchische Organisation mit einer festen Mitgliedschaft ist. 


s 
gibt keine Mitgliedsausweise, keine Aufnahmerituale. Sie hat einen 
Kern, der aus Organisationen besteht, deren erklärte Absicht es ist, die 
US-Regierung und die amerikanische Öffentlichkeit dazu anzuhalten, 
Israel mit materieller Hilfe zu versorgen und die Politik der israe 


chen 
Regierung zu unterstützen, aber auch aus einflussreichen Einzelper- 
sonen, für die diese Ziele ebenfalls oberste Priorität haben. Darüber 
hinaus gewinnt die Lobby ihre Unterstützung aus einem Bereich von 
Gruppen und Individuen, die sich Israel gegenüber verpflichtet fühlen 
und die Fortdauer der US-amerikanischen Unterstützung wünschen, 


die aber nicht so energisch und ständig aktiv auftreten wie die Grup- 
pen und Individuen, die den Kern bilden. Ein Lobbyist des American 
Isracl Public Affairs Committee (AIPAC), ein Forschungsstipendi- 
at am Washington Institute for Near t Policy (WINEP) oder die 
Führungsriege von Organisationen wie der Anti-Defamation League 
(ADL) und Christians United for Israel (CUFI) gehören zum Kern, 
während Einzelpersonen, die gelegentlich Briefe zur Unterstützung der 


israelischen Sache an ihre Lokalzeitung schreiben oder Schecks an ein 
elisches Political Action Committee senden, als Teil des weite- 
ren Netzwerks von Unterstützern gesehen werden sollten. 

Diese Definition bedeutet nicht, dass jeder Amerikaner mit einer 
positiven Einstellung zu Israel Mitglied der Lobby ist. Zur Veran- 
schaulichung: Die Autoren dieses Buchs sind „proisraelisch einge- 


prois! 


stellt“ in dem Sinne, dass wir das Existenzrecht Israels befürworten, 
seine zahlreichen Leistungen bewundern, seinen Bürgern ein sicheres 
und glückliches Leben wünschen und glauben, dass die USA Israel zu 
Hilfe eilen sollten, sobald sein Überleben gefährdet ist. Aber wir sind 
offensichtlich nicht Teil der Israel-Lobby. Auch jeder amerikanische 
Regierungsvertreter, der für Israel ist, wird dadurch nicht automatisch 
Teil der Lobby. Ein Senator, der konsequent für die Hilfen für Israel 
stimmt, ist nicht notwendig Teil der Lobby. Vielleicht reagiert er oder 
sie nur auf politischen Druck von proisraelischen Interessengruppen. 

Mit anderen Worten: Um Teil der Lobby zu sein, muss man aktiv 
daran arbeiten, die amerikanische Außenpolitik in eine proisraelische 
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re m ige 


Richtung zu bewegen. Bei einer Organisation muss dieses Anliegen 
einen wichtigen Teil ihrer Aufgaben bestimmen und einen erheblichen 
Prozentsatz ihrer Mittel und ihres Programms beanspruchen. Bei 
einer Einzelperson bedeutet das, sie muss einen Teil ihres beruflichen 
‚oder privaten Lebens (oder in einigen Fällen erhebliche Geldbeträge) 
aufwenden, um die US-Nahostpolitik zu beeinflussen. Ein Journalist 
oder ein Akademiker, der manchmal über den Nahen Osten berichtet 
und gelegentlich Ereignisse so darstellt, dass Israel in einem positiven 
Licht erscheint - wie beispielsweise der Reporter der New York Times 
David Sanger oder der Professor der Duke University Bruce Jentle- 
son —, sollten nicht als Teil der Lobby gesehen werden. Aber Journa- 
listen oder Wissenschaftler, die vorhersagbar immer wieder für die 
israelische Seite Partei ergreifen und einen erheblichen Teil ihrer Ver- 
öffentlichungen darauf verwenden, die permanente US-Unterstützung 
für Israel zu verteidigen - wie der Kolumnist der Washington Post 
Charles Krauthammer oder der ehemaliger Historiker an der Princeton 
University Bernard Lewis -, gehören eindeutig dazu. 

Natürlich variieren die aufgewandten Mühen und besonderen Akti- 
vitäten von Fall zu Fall, und die verschiedenen Gruppen und Einzelper- 
sonen werden nicht zu jedem Thema, das Israel betrifft, einer Meinung 
sein. Manche Menschen - beispielsweise Morton Klein von der ZOA, 
John Hagee von CUFI und Rael Jean Isaac von der Organisation Ame- 
ricans for a Safe Israel - sind gegen eine Zwei-Staaten-Lösung zwischen 
Israel und den Palästinensern. Sie glauben stattdessen, Israel solle alle 
oder fast alle besetzten Gebiete behalten. Andere, wie Dennis Ross 
vom WINEP oder Martin Indyk von der Brookings Institution, sind 
für die Aushandlung eines Friedens und haben gelegentlich bestimmte 
israelische Aktionen kritisiert. Trotz dieser Unterschiede glauben alle 
diese Menschen, dass die USA Israel diplomatisch, wirtschaftlich und 
militärisch substantiell unterstützen sollten, selbst wenn Israel sich 
anders verhält, als die Vereinigten Staaten das wünschen. Und sie alle 
wenden einen erheblichen Teil ihres beruflichen Lebens dazu auf, diese 
Unterstützung zu stärken. Während es folglich falsch wäre, die Lobby 
als in sich geschlossenen Monolithen zu betrachten und gar als eine 
Verschwörung oder einen Geheimbund, wäre es ähnlich falsch, alle 
jene Menschen auszuklammern, die aktiv daran arbeiten, Amerikas 
besondere Beziehungen zum jüdischen Staat aufrechtzuerhalten. 
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Die Rolle der amerikanischen Juden 


Der Großteil der Lobby besteht aus jüdischen Amerikanern, die sich 
zutiefst der Aufgabe verschrieben haben, sicherzustellen, dass die US- 
Außenpolitik das vorantreibt, was in ihren Augen israelische Interessen 
sind. Dem Historiker Melvin I. Urofsky zufolge hat sich »keine andere 
ethnische Gruppe in der amerikanischen Geschichte so umfänglich 
in die Belange einer anderen Nation verstrickt«. Steven T. Rosenthal 
stimmt dem zu: »Seit 1967 ... hat es kein anderes Land gegeben, dessen 
Bürger sich dem Erfolg eines anderen Lands so sehr verschrieben hät- 
ten wie die amerikanischen Juden Israel gegenüber.«* 1981 schrieb der 
Politikwissenschaftler Robert H. Trice, die Pro-Israel-Lobby bestünde 
»aus mindestens 75 Einzelorganisationen — die meisten jüdisch -, die 
aktiv die meisten Aktionen und politischen Positionen der israelischen 
Regierung unterstützen «.° Die Aktivitäten dieser Gruppen und Ein- 
zelpersonen gehen über das bloße Wählen proisraelischer Kandidaten 
hinaus. Sie schreiben Briefe an Politiker oder Medien, spenden pro- 
israelischen politischen Kandidaten Geld und unterstützen eine oder 
mehrere proisraelische Organisationen, deren Leiter häufig direkten 
Kontakt zu ihnen aufnehmen, um ihre Pläne mitzuteilen. 

Trotzdem ist die Israel-Lobby nicht deckungsgleich mit den ame- 
rikanischen Juden, und „jüdische Lobby“ ist kein zutreffender Aus- 
druck, um die verschiedenen Individuen und Gruppen zu b 


hreiben, 
die sich für die US-Unterstützung Israels einsetzen. Zum einen gibt 
es unter den amerikanischen Juden eine erhebliche Bandbreite in der 
Tiefe ihrer Bindung zu Israel. Für ungefähr ein Drittel ist Israel noch 
nicht einmal ein besonders wichtiges Thema. 2004 beispielsweise er- 
mittelte eine Umfrage, dass 36 Prozent der jüdischen Amerikaner sich 
Israel entweder »nicht schr« oder »gar nicht« emotional verbunden 
fühlten. Außerdem unterstützen viele amerikanische Juden, denen Is- 
rael viel bedeutet, nicht die Politik der dominierenden Lobby-Organi- 
sationen, genau wie viele Waffenbesitzer nicht die politische Linie der 
NRA befürworten und nicht alle Rentner jede Position der American 
Association of Retired Persons (AARP) teilen. Beispielsweise waren 
die amerikanischen Juden weniger begeistert vom Irakkrieg als die Be- 
völkerung insgesamt, obwohl wichtige Organisationen der Lobby den 
Krieg unterstützten, und sie sind auch heute stärker gegen den Krieg. 
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Schließlich sind einige der Personen und Gruppen, die sich besonders 
laut für Israel stark machen, etwa die „christlichen Zionisten“, keine 
Juden. Wenn auch die amerikanischen Juden die Hauptanhängerschaft 
der Lobby bilden, ist es also präziser, dieses lockere Bündnis als „Isra- 
el-Lobby“ zu bezeichnen. Es ist das spezifische politische Programm, 
das die Lobby definiert, nicht die religiöse oder ethnische Identität 
ihrer Vertreter. 

Die Bindung vieler amerikanischer Juden an Israel ist nicht schwer 
zu verstehen, und wie in der Einleitung angemerkt, ähnelt sie der 
Einstellung anderer ethnischer Gruppen, die sich eine Verbunden- 
heit mit anderen Ländern oder anderen Volksgruppen mit ähnlichem 
Hintergrund im Ausland bewahren.’ In der Frühzeit des Zionismus 
waren viele Juden in den Vereinigten Staaten der Bewegung gegenüber 
zwiespältig eingestellt, aber nach Hitlers Machtergreifung 1933 und 
ganz besonders, nachdem bekannt wurde, welche Gräuel den Juden 
im Zweiten Weltkrieg angetan wurden, wuchs die Unterstützung be- 
trächtlich.$ 

Relativ wenige Juden beschlossen nach der Gründung des jüdischen 
Staats 1948, die Vereinigten Staaten zu verlassen und nach Israel zu 
ziehen, ein Verhalten, das Premierminister David Ben Gurion und an- 
dere führende israelische Politiker anfänglich kritisierten. Doch eine 
starke Verbundenheit mit Israel wurde bald für viele amerikanische 
Juden ein wichtiges Element ihrer Identität. Dass überhaupt ein jüdi- 
scher Staat im historischen Palästina entstand, schien ein Wunder, und 
dies ganz besonders nach dem Holocaust. Israels Erfolge, die „Wüste 
zum Blühen zu bringen“, waren ein offensichtlicher Grund, stolz zu 
sein. Die starke Identifikation mit Israel bot den amerikanischen Juden, 
die sich rasch in die amerikanische Gesellschaft integrierten und sich 
gleichzeitig immer stärker säkularisierten, eine neue gemeinsame Basis. 
Rosenthal schreibt dazu: 


»Israel mit dem Judentum gleichzusetzen war eine tröstliche Art und Weise, 
die Mühen der Religion zu vermeiden, indem man sich in seinem Jüdischsein 
auf einen weltlichen Staat konzentrierte, 8.000 Meilen von zu Hause entfernt 
..In den Synagogen, den neuen tragenden Säulen des amerikanisch-jüdischen 
Lebens nach dem Krieg, ging es um Israel. Eine neue Klasse jüdischer Besser- 
verdienender ... entstand in den Vororten.Sie fanden bald heraus, dass Israel ein 
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probates Mittel war, um der wachsenden religiösen Gleichgültigkeit in ihren Ge- 
meinschaften zu begegnen. Vor allen Dingen als Antwort auf Israels gewaltiges 
Bedürfnis nach finanzieller und politischer Hilfe entstanden neue Institutionen 
„und Geld aufzutreiben und Lobbyarbeit definierten immer mehr die Bezie- 
hung der amerikanischen Juden zu Israel.«'® 


Amerikanische Juden haben eine beeindruckende Anzahl an Nicht- 
regierungsorganisationen gegründet, zu deren Programm der Einsatz 
für das Wohl Israels gehört, in vielen Fällen durch Beeinflussung der 
US-amerikanischen Außenpolitik. Wichtige Organisationen sind das 
AIPAC, der American Jewish Congress, ZOA, das Israel Policy Forum 
(IPF), das American Jewish Committee, die ADL, das Religious Ac- 
tion Center of Reform Judaism, Americans for a Safe Israel, Ameri- 
can Friends of Likud, Mercaz-USA, Hadassah und viele andere. Der 
Soziologe Chaim I. Waxman berichtete 1992, das American Jewish 
Yearbook liste mehr als 80 nationale jüdische Organisationen auf, die 
»sich insbesondere zionistischen und proisraelischen Aktivitäten ver- 
schrieben haben ... und bei vielen anderen erscheinen beeindruckend 
häufig Ziele und Aktivitäten wie sich fürs Wohlergehen Israels 
ein« Unterstützung für den Staat Israel und »fördert das Verständnis 
für Israel«."' 51 der größten und wichtigsten Organisationen kommen 
zur Conference of Presidents of Major American Jewish Orga 
tions zusammen, zu deren Auftrag nach ihren eigenen Worten gehört, 
»verschiedene Gruppen zu einer vereinigten Kraft für das israelische 
Wohlergehen zu verbinden« und dafür zu arbeiten, »die besonderen 
amerikanisch-israelischen Beziehungen zu 


stärken und zu fördern. «'2 

Zur Lobby gehören auch Denkfabriken wie das Jewish Institute for 
National Security Affairs (JINSA), das Middle East Forum (MEF) und 
das WINEB, außerdem Einzelpersonen, die an Universitäten und an- 
deren Forschungseinrichtungen arbeiten. Und es gibt Dutzende prois- 
raclischer Political Action Committees. Diese Lobbygruppen treiben 


unter Einhaltung bestimmter gesetzlicher Regelungen Spendengelder 
ein. Im Falle der proisraelischen Gruppen kanalisieren sie Gelder für 
proisraelische Kandidaten oder für solche, deren Gegner Israel nicht 
ausreichend unterstützen oder Israel gegenüber feindlich eingestellt 
sind. Das Center for Responsive Politics, eine nicht parteigebundene 
Forschungsgruppe, die die Spuren von Wahlkampfspenden verfolgt, 
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hat ungefähr drei Dutzend solcher „proisraelischen“ Lobbygruppen 
identifiziert {viele von ihnen sind „heimliche Political Action Com- 
mittees“, deren Name ihre proisraelische Orientierung nicht erkennen 
lässt). Die Forschungsgruppe berichtet, dass diese Organisationen bei 
den Zwischenwahlen 2006 Kongresskandidaten ungefähr drei Millio- 
nen Dollar zukommen ließen.'? 

Von den diversen jüdischen Organisationen, die sich die Außenpo- 
litik in ihr Programm geschrieben haben, ist das AIPAC eindeutig die 
wichtigste und bekannteste. 1997, als die Zeitschrift Fortune Kongress- 
mitglieder und ihre Mitarbeiter bat, die einflussreichsten Washingto- 
ner Lobbys aufzulisten, landete das AIPAC auf Platz zwei hinter der 
AARB, aber vor so wichtigen Lobbys wie dem Gewerkschaftsbund 
AFL-CIO und der NRA.' Eine Untersuchung des National Journal 
vom März 2005 kam zu einem ähnlichen Ergebnis mit dem AIPAC 
auf Platz zwei (gleichauf mit der AARP) beim Washingtoner Kräfte- 
messen.'‘ Der ehemalige Kongressabgeordnete Mervyn Dymally (ein 
Demokrat aus Kalifornien) nannte das AIPAC einmal »ohne Frage die 
effizienteste Lobby im Kongress«, und der ehemalige Vorsitzende des 
House Foreign Affairs Committee, Lee Hamilton, der 34 Jahre dem 
Kongress angehörte, sagte 1991: »Es gibt keine Lobbygruppe, die es 
mit ihnen aufnehmen kann ... Sie spielen in einer eigenen Liga. «'‘ 

Der Einfluss, den Gruppierungen wie das AIPAC heute haben, ent- 
stand nicht über Nacht. In den frühen Jahren des Zionismus und noch 
nach der Gründung Israels fand Lobbyarbeit zugunsten Israels still 
und leise hinter den Kulissen statt. In der Regel ging es dabei um 
he Kontakte zwischen einflussreichen Regierungsmitarbei- 
ischer 


persi 
BE insbesondere dem Präsidenten, und einer kleiner Zahl jü 
Führungspersönlichkeiten, prozionistisch eingestellter Berater und jü- 
discher Freunde. Dass Woodrow Wilson 1917 die Balfour-Erklärung 
seiner jüdischen 


unterstützte, lag beispielsweise zum Teil am Einflus 
Freunde Louis D. Brandeis (Richter am Supreme Court) und Rabbi 
Stephen Wise. Genauso wurde Harry $. Trumans Entscheidung, die 
Gründung Israels zu befürworten und den neuen Staat anzuerkennen, 
durch Fürsprachen seiner jüdischen Freunde und Berater beeinflusst 
(wenn auch nicht bestimmt).'7 

Die Tendenz der Unterstützer Israels, sich bedeckt zu halten, spiegelt 
ihre Besorgnis wider, in den Vereinigten Staaten könnten Reste von 
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Antisemitismus vorhanden sein, sowie ihre Angst, offene Lobbyarbeit 
für Israel würde amerikanische Juden dem Vorwurf der „doppelten 
Loyalität“ aussetzen. Das AIPAC selbst hat zionistische Wurzeln: Sein 
Gründer, I. L. „Si“ Kenen, war 1951 das Oberhaupt des American Zio- 
nist Council, einer eingetragenen ausländischen Lobbygruppe. Kenen 
organisierte sie 1953/54 neu als US-Lobby-Organisation namens 
American Zionist Committee for Public Affairs. Diese neue Organi- 
sation wurde 1959 in AIPAC umbenannt. Kenen verließ sich auf per- 
sönliche Kontakte zu wichtigen Mitwirkenden an der Gesetzgebung, 
weniger auf öffentliche Kampagnen oder die Mobilisierung der Mas- 
sen, und das AIPAC folgte im Allgemeinen „Kenens Regeln“, um sich 
für Israel nützlich zu machen. Regel Nr. 1 war: »Schlüpft hinter die 
Gesetzgebung; stellt euch nicht davor (also, haltet euch bedeckt).«'* 

J. J. Goldberg, der Herausgeber der jüdischen Zeitung Forward, 
meint, der zionistische Einfluss »nahm unter der Kennedy- und der 
Johnson-Regierung gewaltig zu, weil der Reichtum und der Einfluss 
der Juden in der amerikanischen Gesellschaft zugenommen hatte«, 
und auch, weil Kennedy und Johnson »etliche Juden zu ihren engen 
Beratern, Spendern und persönlichen Freunden zählten «.!? Das AIPAC 
war immer noch klein, die Zahl der Mitarbeiter bescheiden und das 
Budget ebenfalls. Stuart Eizenstat weist darauf h rst Mitte der 
1960er Jahre kam die offene organisierte politische Aktivität von 
Juden zugunsten des Staats Israel wirklich zum Tragen. «2° 

Größe, Vermögen und Einfluss der Lobby wuchsen erheblich nach 
dem Sechstagekrieg im Juni 1967. Laut Eizenstat rüttelte jener Kon- 
flikt die amerikanische jüdische Öffentlichkeit wach »wie kein anderes 
Ereignis seit dem israelischen Unabhängigkeitskrieg ... Der Stolz auf 
die »neuen Juden«, aufrecht, stark, in. der Lage, sich zu verteidigen, 
hatte einen unabsehbaren Effekt auf das amerikanische Judentum. « 
Der erfolgreiche Feldzug gegen den Antisemitismus sowie das allge- 
meine Gewahrwerden der Gräuel des Holocaust halfen Reste von 
Diskriminierung aus dem Weg zu räumen. Die jüdischen Amerikaner 
»verloren das Gefühl der Angst, das ihren politischen Willen [in frü- 
heren Jahren] verkrüppelt hatte«. Und weil Israel in den Mittelpunkt 
jüdischer Identität rückte, in einer Welt, in der Assimilation immer 
leichter wurde und immer stärker verbreitet war, gab es wenig Gründe, 
diese Verbundenheit nicht politisch auszudrücken?! 
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Innerhalb jüdischer Organisationen war man besonders besorgt im 
Hinblick auf das Wohlergehen Israels während des Abnutzungskriegs 
(1969/70) und des Jom-Kippur-Kriegs (1973). Diese Konflikte ver- 
stärkten den Stolz auf Israels großes militärisches Können, aber sie 
weckten auch Angst um Israels Sicherheit. Viele jüdische Community 
Relations Groups, in denen nachbarschaftliche Beziehungen gepflegt 
werden, verstärkten ihre Konzentration auf Israel.?? Albert Chernin, 
der leitende Direktor des National Jewish Community Relations Ad- 
visory Council {NJCRAC, später umbenannt in Jewish Council for 
Public Affairs) brachte das 1978 zum Ausdruck, als er sagte: Unsere 
»erste Priorität ist natürlich Israel. Die amerikanische jüdische Füh- 
rung ist ganz und gar eins mit den Sorgen der Armee.« Der Historiker 
k Wertheimer nennt diesen Kommentar ein »erstaunliches Einge- 
ständnis, dass die politischen Bemühungen zur Unterstützung Israels 
alle anderen Belange der jüdischen Nachbarschaftsgruppen in den Ver- 
einigten Staaten verdrängten«.> 

Als die amerikanische Auslandshilfe für Israel die privaten Beiträge 
übersteigen begann, konzentrierten sich die proisraelischen Organi- 
sationen immer mehr auf politische Aktivitäten, um die Unterstützung 
seitens der US-Regierung aufrechtzuerhalten oder zu erweitern. Wert- 
heimer sagt dazu: »Die Gesamtverantwortung für die Lobbyarbeit für 
Israel wurde von der Conference of Presidents ... und dem AIPAC 
übernommen. Beide waren in den 1950er Jahren gegründet worden 
und hatten vor 1967 eine bescheidene Rolle gespielt. Das israelische 
Bedürfnis nach politischer Unterstützung machte diese beiden Organi- 
sationen in den 1970er und 1980er Jahren bekannt. «2* 

Die verstärkten Bemühungen zeigen das Bewusstsein dessen, dass 
die Unterstützung Israels für die Vereinigten Staaten kostspielig war 
und daher gerechtfertigt und in der politischen Arena verteidigt werden 
musste. Morris Amitay, der Kenen als leitender Direktor des AIPAC 
1975 ablöste, drückte es so aus: » Wenn Sie Israel helfen wollen, ist 
das A und O politische Aktion. «2 Unter Amitay und seinem Nachfol- 
ger Tom Dine verwandelte sich das AIPAC von einer überschaubaren, 
kaum Kosten verursachenden Einrichtung zu einer Massenorganisa- 
tion mit mehr als 150 Mitarbeitern und einem jährlichen Haushalt 
(ausschließlich aus privaten Spendengeldern), der von rund 300.000 
Dollar 1973 auf geschätzte 40 bis 60 Millionen Dollar heute stieg.’ 
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Anstatt das Rampenlicht zu scheuen, wie noch unter Kenen, suchte das 
AIPAC zunehmend nach Möglichkeiten, seine Macht kundzutun. In 
den Worten eines früheren Mitarbeiters: »Es galt die Theorie, keiner 
hat Angst vor dir, wenn er nicht weiß, dass es dich gibt.«?” Anders als 
bei der früheren intimen Lobbyarbeit für Juden durch jüdische Bera- 
ter und wohlwollende Nichtjuden definierten das AIPAC und andere 
Lobby-Gruppen ihren öffentlichen Auftritt nicht über die humanitä- 
re Hilfe für Juden in Israel. Die Fortentwicklung der Lobby schließt 
immer mehr die Formulierung und Verbreitung von ausgeklügelten 


Argumenten mit ein, was die amerikanischen und israelischen strate- 
gischen Interessen und moralischen Werthaltungen angeht. 

Geld stand reichlich zur Verfügung, und das AIPAC hatte sich in der 
politischen Landschaft des Kalten Kriegs gut positioniert. Seine politi- 
sche Macht wurde weiter verstärkt durch neue Regelungen zur Finan- 
zierung von Wahlkämpfen. Unabhängige Political Action Committees 
entstanden und machten es leichter, proisraelischen Kandidaten Geld 
zukommen zu lassen. Das AIPAC mag Anfang der 1960er Jahre nicht 
gar so beeindruckend gewesen sein, aber in den 1980er Jahren nennt 
Autor Warren Bas: 


s ein »Washingtoner Machtzentrum«.?® 


Einheit in Vielfalt und Normen statt Widersprüche 


Wie bereits festgestellt, ist die Lobby keine zentral gesteuerte, hierar- 
chische Bewegung. Selbst unter den jüdischen Vertretern der Lobby 
gibt es unterschiedliche Auffassungen zu bestimmten politischen The- 
men. In den letzten Jahren neigten das AIPAC und die Conference of 
Presidents der Likud-Partei und anderen Hardliner-Organisationen in 
Israel zu und waren dem Friedensprozess von Oslo gegenüber skep- 
tisch eingestellt (ein Phänomen, das wir weiter unten im Einzelnen 
diskutieren). Eine Reihe anderer, kleinerer Gruppen hingegen - bei- 
spielsweise Ameinu, Americans for Peace Now, Brit Tzedek v’Shalom 
(Jewish Alliance for Justice and Peace), das Israel Policy Forum, Jewish 
Voice for Peace, Meretz-USA und die Tikkun Community - setzt sich 
sehr für eine Zweistaatenlösung ein und glaubt, dass Israel dafür er- 
hebliche Zugeständnisse machen muss.2? 
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Diese Meinungsverschiedenheiten haben gelegentlich zu Zerwürf- 
nissen innerhalb der verschiedenen Organisationen oder zwischen den 
Gruppierungen geführt. 2006 beispielsweise wandten sich das Israel 
Policy Forum, Americans for Peace Now, Jewish Voice for Peace und 
Brit Tzedek v’Shalom offen gegen eine vom AIPAC gesponserte Kon- 
gressresolution (H. R. 4681), welche die Hilfe für die Palästinenser 
noch gravierender eingeschränkt hätte, als die israelische Regierung 
es wollte.®° Eine abgeschwächte Version der Resolution wurde mit 
einer komfortablen Mehrheit verabschiedet, aber diese Episode ruft 
ins Gedächtnis, dass die proisraclischen Gruppen keinen Monolithen 
mit einer einzigen Parteilinie bilden. 

"Trotz solcher Unterschiede favorisiert die Mehrheit der organisier- 
ten Gruppen in der amerikanischen jüdischen Gemeinschaft - beson- 
ders die großen und reichen - unablässige US-Unterstützung für Israel, 
ungeachtet der jeweiligen Politik des jüdischen Staats. Wie ein Sprecher 
des AIPAC im Juni 2000 erklärte, als aus Besorgnis über israelische 
Waffengeschäfte mit China Rufe nach einer Reduzierung der US-Hilfe 
laut wurden: » Wir sind dagegen, die Hilfe für Israel von irgendetwas 
abhängig zu machen. Wenn das einmal anfängt, hört es nicht mehr 
auf.«°' Selbst die moderaten Americans for Peace Now unterstützen 
»solide wirtschaftliche und militärische US-Hilfe für Israel«, sind gegen 
amerikanischen 


das »Kürzen oder An-Bedingungen-Knüpfen« der US 
Hilfe und versuchen nur, zu verhindern, dass US-Mittel zum Ausbau 
von Siedlungen in den besetzten Gebieten verwendet werden.” Damit 
vergleichbar plädiert das moderate Israel Policy Forum nicht dafür, die 
amerikanische Hilfe von Bedingungen abhängig zu machen, sondern 
konzentriert sich darauf, die US-Regierung zu bewegen, dass sie sich 
aktiver und effektiver für eine Zweistaatenlösung starkmacht. Bei 
allen Unterschieden zum Thema Friedensprozess und zu verwandten 
Fragen möchte, kurz gesagt, doch fast jede proisraelische Gruppe die 
»besonderen Beziehungen« aufrechterhalten. Eine bemerkenswerte 
Ausnahme ist die Gruppe Jewish Voice for Peace (JVP), die die US- 
Regierung dazu aufgefordert hat, die Militärhilfe für Israel auszuset- 
zen, bis der jüdische Staat die Besetzung des Westjordanlands, des 
Gaza-Streifens und Ost-Jerusalems beendet.’' Angesichts einer solchen 
Position könnte man glatt argumentieren, die JVP sei gar nicht Teil 
der Lobby. 
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In ihrem Streben nach maximaler US-Unterstützung wenden sich die 
Verantwortlichen in Israel häufig an jüdische amerikanische Führungs- 
persönlichkeiten und bitten sie, in den Vereinigten Staaten die Unter- 
stützung für eine bestimmte israelische Politik zu organisieren. Rabbi 
Alexander Schindler, der ehemalige Vorsitzende der Conference of 
Presidents, sagte 1976 einer israelischen Zeitschrift: »Die Conference 
of Presidents und ihre Mitglieder sind Instrumente der offiziellen is- 
raclischen Regierungspolitik gewesen. Es wurde als unsere Aufgabe 
betrachtet, Anweisungen aus Regierungskreisen entgegenzunehmen 
und zu tun, was immer möglich war, um die jüdische Gemeinschaft zu 
beeinflussen.« (Schindler hielt diese Situation für »nicht akzeptabel«. 
Er sagte dem Reporter: Die »amerikanischen Juden sind nicht gewillt, 
sich von irgendjemandem benutzen zu lassen «.)® Albert Chernin vom 
NJCRAC wartete in den 1970er Jahren mit einer ähnlichen Einschät- 
zung auf: »In innenpolitischen Bereichen machten wir die Politik, aber 
was die Israelpolitik anging, war unsere Vorgehensweise festgelegt .... 
In Wirklichkeit war [die Conference of Presidents] das Vehikel, mit 
dem Israel seine Politik der Gemeinschaft mitteilte. « Ori Nir von 
Forward zitiert einen nicht genannten Aktivisten aus einer großen jü- 
dischen Organisation, der 2005 behauptete, »es war üblich, dass wir 
sagten: »Dies ist unsere Politik zu diesem Thema, aber wir müssen erst 
mal fragen, was die Israelis meinen.< Als Gemeinschaft tun wir das 
ständig.« Oder wie Hyman Bookbinder, ein hochrangiger Vertreter 
des American Jewish Committee, einmal zugab: »Wenn etwas nicht 
wirklich dringend ist, von ganz entscheidender oder fundamentaler Be- 
deutung, plappert man den israelischen Standpunkt nach, um amerika- 
nische Unterstützung zu bekommen. Als amerikanische Juden laufen 
wir nicht herum und sagen, die israelische Politik ist falsch. «7 

Die israelische Fähigkeit, in den Vereinigten Staaten die gewünschte 
Unterstützung zu gewinnen, wurde bei verschiedenen Gelegenheiten 
unter Beweis gestellt. Zionistische (später israelische) offizielle Vertre- 
ter forderten amerikanische jüdische Führungspersönlichkeiten auf, 
sich für den UN-Teilungsplan 1947 und die Anerkennung durch die 
Vereinigten Staaten 1948 einzusetzen und gegen den Friedensplan des 
UN-Vermittlers Folke Bernadotte 1948. Ähnliche gemeinsame Bemü- 
hungen halfen auch, die Truman-Regierung davon zu überzeugen, die 
Wirtschaftshilfe für Israel 1952 deutlich zu erhöhen und den Vorschlag 
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des Pentagon und des Außenministeriums, Ägypten Militärhilfe in 
Höhe von zehn Millionen Dollar zu gewähren, abzulehnen.’ Während 
der Krise vor dem Sechstagekrieg 1967 wies die israelische Regierung 
ihren Botschafter in Washington an: »Schaffen Sie eine öffentliche 
Atmosphäre, die Druck auf die |Johnson-|Administration ausübt ..., 
ohne deutlich zu machen, dass wir hinter der öffentlichen Kampa- 
gne stehen.« Dazu gehörte, dass wohlwollende Amerikaner veranlasst 
wurden, Briefe, Zeitungsartikel, Telegramme und Stellungnahmen »in 
verschiedenen Stilen« zu schreiben, deren Zweck es war - so das israe- 
lische Außenministerium -, »eine öffentliche Atmosphäre zu schaffen 
.., die unseren Freunden in der Regierung den Rücken stärkt«. Die 
offiziellen Vertreter im Weißen Haus baten ihre israelischen Kollegen 
schließlich, das Briefeschreiben einzustellen, aber der israelische Bot- 
schafter meldete zurück nach Jerusalem: »Natürlich machen wir wei- 
ter.« Dem Historiker Tom Segev zufolge wurde das Weiße Haus »mit 
Briefen von Bürgern bombardiert, die den Präsidenten zur Unterstüt- 


zung Israels aufriefen«.’ 

Diese Tendenz, Israels Handlungsweise in jedem Fall zu unterstüt- 
zen, mag heute weniger ausgeprägt sein, aber wichtige Organisationen 
in der Lobby beugen sich bei vielen Gelegenheiten immer noch den 
Vorlieben israelischer Regierungskräfte. Nachdem die Bush-Regie- 
rung beispielsweise Mitte März 2003 die Roadmap für den Frieden 
im Nahen Osten veröffentlicht hatte, soll Malcolm Hoenlein von der 
Conference of Presidents der Haarerz erzählt haben, falls die israelische 
Regierung Vorbehalte im Hinblick auf die Roadmap zum Ausdruck 
bringe, würde die jüdische Gemeinschaft in Amerika sie darin unter- 
stützen. Und Hoenlein betonte: »Wir werden nicht zögern, uns Gehör 
zu verschaffen. «* 

Trotz der Meinungsverschiedenheiten zwischen der israelischen Re- 
gierung und einigen Gruppen amerikanischer Juden hat die jüdische 
Gemeinschaft »im Allgemeinen nach dem Prinzip gehandelt, dass es 
in grundsätzlichen Sicherheitsfragen keine öffentliche Kritik an Israel 
gibt«.*' Steven Rosenthal sagt dazu: »Für Millionen amerikanischer 
Juden war Kritik an Israel eine schlimmere Sünde, als einen Nichtjuden 
‚oder eine Nichtjüdin zu heiraten.« Oder wie Bookbinder einst zugab: 
»Es besteht da ein Schuldgefühl hinsichtlich der Frage, ob Juden sich 
bei der israelischen Regierung rückversichern sollten ... Genau aus 
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diesem Grund passen sie sich an.«*? Jüngere Umfragen unter ame- 
rikanischen Juden zeigen, dass ungefähr zwei Drittel der Befragten 
»ohne Rücksicht auf ihre individuelle Einstellung zu den Friede: 
handlungen mit den Arabern« übereinstimmen, dass »amerika: 
Juden die Politik der ordnungsmäßig gewählten israelischen Regierung 


er- 


che 


unterstützen sollten«.** Daher verlangen jüdisch-amerikanische Or- 
ganisationen von der US-Regierung selten, Druck auf die israelische 
Regierung auszuüben, selbst wenn Führer wie Fußvolk angesichts der 
israelischen Politik Bedenken haben. 

Dass es eine Norm gegen öffentlich geäußerte Kritik gibt, wurde bei 
mehreren Gelegenheiten in den letzten Jahrzehnten lebhaft deutlich. 
1973 bildete beispielsweise eine Gruppe progressiver amerikanischer 
Juden eine neue Organisation namens Breira (Alternative). Sie forderte 
eine offenere Diskussion zwischen Israel und der Diaspora und ver- 
suchte, Unterstützung für den Rückzug aus den besetzten Gebieten und 
eine Friedensregelung mit den Palästinensern zu mobilisieren. Außer 
ihre Meinung durch Anzeigen in großen amerikanischen Zeitungen 
deutlich zu machen, waren mehrere Breira-Führer an einer Delegation 
amerikanischer Juden beteiligt, die sich in privater Funktion mit einer 


Gruppe Palästinenser trafen, unter Federführung des American Friends 
Service Committee. 
Einige jüdische Anführer verteidigten Breira, aber bald kam eine 


atio- 


massive Gegenbewegung seitens der großen jüdischen Organi: 
nen auf. Im Near East Report des AIPAC wird Breira beschuldigt, die 
Unterstützung für Israel zu unterlaufen. Der Präsident des Reformrab- 
binats, Arthur Lelyveld, sagte, dass Gruppen wie Breira »jenen Hilfe 


und Annehmlichkeiten gewähren ..., die die Hilfe für Israel beschnei- 
den und es hilflos Mördern und Terroristen ausliefern würden.« Ein 
Newsletter der f bezeichnete Breira-Mitglieder als »Cheerleader der 
Miesmacherei« und warnte die eigenen Mitglieder, » Vorstöße jener 
Organisationen abzuwehren, deren Dogmen gegen die israelische Si- 


cherheit und das israelische Überleben gerichtet sind«. Der Präsident 
der konservativen Rabbinical Assembly erklärte, die Breira würde »in 
Wirklichkeit die Interessen der PLO vertreten«, und 47 Rabbis be- 
zeichneten in einer öffentlichen Stellungnahme die Position der Breira 


»praktisch identisch mit dem arabischen Standpunkt«. Die mit dem 


iedlungsbau sympathisierende Gruppe Americans for a Safe Israel 
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verteilte ein 30-seitiges Pamphlet, in dem die Führer der Breira wegen 
ihrer Beteiligung an anderen linken Aktivitäten und als »Juden für 
die Fatah« geschmäht werden. Die ZOA-Zeitschrift American Zionist 
wollte dahinter nicht zurückstehen und beschuldigte die Breira, das 
Recht der freien Meinungsäußerung zu missbrauchen: » Juden, die in 
der Öffentlichkeit »Foult« rufen, müssen sich der verräterischen Kon- 
sequenzen ihres Handelns bewusst sein ... Die Auswirkungen treffen 
nicht sie, sondern Mitjuden, tausende Meilen entfernt.« 

Angesichts solcher Angriffe hatte Breira keine Chance, eine An- 
hängerschaft aufzubauen oder ein offeneres Diskussionsklima herzu- 
stellen. Nachbarschaftsgruppen schlossen Breira-Vertreter aus ihren 
Reihen aus, und der Jewish Community Council of New Haven ließ 
die örtliche Breira-Gruppe nur unter der Bedingung zu, dass sie Kritik 
ausschließlich innerhalb der Gemeinschaft äußern dürfe. Ein inter- 
nes Memorandum des American Jewish Committee empfahl, mit der 
Gruppe zusammenzuarbeiten, sofern sie bereit sei, »ihre verschiedenen 
Ansichten zu sensiblen Themen zu Israel und der Diaspora nur der 
jüdischen Gemeinschaft selbst darzulegen, und davon absieht, sich an 
die allgemeine Öffentlichkeit zu wenden«. Weil sie die nötigen Mittel 
nicht zusammenbekam und ihre eigene Leitung abtrünnig wurde, löste 
sich Breira nach fünf Jahren auf.* 

Nach der Breira-Kontroverse führten Organisationen wie die 
Conference of Presidents, der Synagogue Council of America, das 
American Jewish Committee und der NJCRAC interne Studien oder 
Umfragen zur angemessenen Darstellung abweichender Meinungen 
durch. J. J. Goldberg berichtet: »Alle diese Organisationen kamen zu 
dem gleichen Schluss: Amerikanische Juden dürften alle Themen frei 
diskutieren, aber nur in diskreten Foren, außerhalb des Blickwinkels 
der Öffentlichkeit.« 1976 entwickelte der israelische Botschafter in 
den Vereinigten Staaten, Simcha Dinitz, zusammen mit Vertretern des 
NJCRAC und der Conference of Presidents Prinzipien für das Verhal- 
ten innerhalb der jüdischen Gemeinschaft. Das erste Prinzip, vermerkt 
Goldberg, war, dass »die Israelis die Einzigen sind, die über israelische 
Politik entscheiden dürfen«, und das zweite, »dass die amerikanischen 
Juden in der Öffentlichkeit an der Seite Israels stehen und Auseinan- 
dersetzungen nur im Privaten führen sollen «.* In den 1970er Jahren, 
schreibt Edward Tivnan, »war die totale Unterstützung für Israel eine 
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Vorbedingung, um irgendwo in Amerika die Leitung einer jüdischen 
Nachbarschaftsgruppe zu übernehmen«.* 

Diese Regel gegen öffentliche Kritik an der israelischen Politik gilt 
im Wesentlichen immer noch. Im Oktober 1996 beispielsweise protes- 
tierte der Präsident der ZOA, Morton Klein, in einem Brief an Abra- 
ham Foxman, das Oberhaupt der ADL, dagegen, dass der Kolumnist 
der New York Times, Thomas L. Friedinan, eingeladen worden war, bei 
einem ADL-Dinner zu sprechen. Er behauptete, Friedman »diffamiert 
regelmäßig Israel und Premierminister Benjamin Netanjahu«. Klein 


ließ diesen Brief dann verschiedenen Vertretern bei der Conference of 


Presidents zukommen, woraufhin Foxman ihn als „Gedankenpolizist 
beschimpfte. Die Auseinandersetzung verschärfte sich, als David Bar- 
Illan, Netanjahus Director of Communications, sich einschaltete und 
erklärte, Friedman solle »bei einer Organisation, die behauptet, zionis 
tisch zu sein«, nicht am Rednerpult stehen. Auch wenn er gelegentlich 
die israelische Politik kritisiert, ist Friedman wohl kaum ant 


raelisch 
eingestellt, und Foxman selbst ist einer der eifrigsten Verfechter Isra- 
els. Aber Kleins Reaktion zeigt, wie tief die Ablehnung öffentlicher 
Diskussion reicht." 

Einige Jahre später wurde Edgar Bronfman sen., damals Präsident 
des World Jewish Congress, der »Heimtücke« b: 
Präsident Bush in einem Brief drängte, Druck auf üben, 
damit es den Bau des umstrittenen „Sicherheitszauns“ einstelle. Der 
Vizepräsident des World Jewish Congress, Isi Liebler, erklärte: »Es 
wäre zu jeder Zeit unanständig, wenn der Präsident des World Je- 
wish Congress den Präsidenten der Vereinigten Staaten dahingehend 
beeinflusst, einer Politik zu widersprechen, die von der israelischen 
Regierung verfolgt wird.«" Ebenso erzürnt regierten Liebler und an- 
dere zwei Jahre später auf Seymour Reich, den Präsidenten des mo- 
deraten Israel Policy Forum. Reich riet Außenministerin Condoleezza 
Rice, Druck auf Israel auszuüben, einen kritischen Grenzübergang im 
Gaza-Streifen im November 2005 wieder zu öffnen. Reichs Rat an 
Rice war vernünftig und gut gemeint, aber Liebler bezeichnete sein 
Vorgehen als »unverantwortliches Verhalten«, und der Präsident der 
Orthodox Union, Stephen Savitzky, sagte, es sei »nicht nur respektlos 
gegenüber der israelischen Regierung, sondern eine Unverschämtheit 
gegenüber Millionen amerikanischer Juden, die ein solches Vorgehen 


huldigt, als er 


srael 
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kategorisch ablehnen«. Liebler warnte auch: »Ganz offensichtlich ist 
es um das Weltjudentum nicht gut bestellt, wenn angeblich populäre 
Ihrer das Gefühl haben, sie könnten frei gegen die Sicherheitspolitik 
der demokratisch gewählten Regierung Israels Einfluss nehmen. Wenn 
dieses Verhalten toleriert wird, können wir unsere letzten noch übrigen 
Verbündeten gleich abschreiben - die Juden in der Diaspora.« Reich 


wich vor diesen Angriffen zurück und erklärte: »Das Wort »Druck« 
so 


gehört nicht zu meinem Wortschatz, wenn es um Israel geht. « 

Die Abneigung dagegen, die israelische Politik offen zu kritisieren, 
ist nicht schwer zu verstehen. Zum einen möchte man nicht gern etwas 
sagen, das den Feinden Israels nützt, zum anderen fällt es Gruppen 
und Einzelpersonen, die die israelische Politik kritisieren, vermutlich 
schwerer, innerhalb der jüdischen Gemeinschaft Unterstützung und 
Geldmittel aufzutreiben. Und sie laufen Gefahr, von den größeren 
etablierten Organisationen geächtet zu werden. Auch wenn Gruppen 
wie Americans for Peace Now, die Tikkun Community, das Israel Po- 
licy Forum und der New Israel Fund erfolgreich gedeihen, was Breira 
nicht möglich war, begegneten andere progressive jüdische Gruppen 
wie die New Jewish Agenda dem gleichen Widerstand wie Breira und 
bestanden kaum länger als ein Jahrzehnt.‘' Und während Americans 
for Peace Now nach einer hitzigen Auseinandersetzung 1993 schließ- 
lich zur Conference of Presidents zugelassen wurde, verweigerte man 
der progressiven Meretz USA und der liberalen Reconstructionist 
Rabbinical Association 2002 die Aufnahme, trotz der Unterstützung 
durch moderate Gruppen innerhalb der Conference of Presidents. In 
kleinerem Rahmen zeigte sich das Gleiche, als Jewish Voice for Peace 
bei einem großen Fest der jüdischen Gemeinschaft in der Region San 
Francisco ein eigener Stand verweigert wurde, da diese Organisation 
Israel nicht genug unterstütze, und als das Hillel Chapter der Univers 
ty of Texas einer Organisation namens Jewish Students for Palestinian 
Rights Raum für eine Arbeitsgruppe verweigerte.? 

Bis heute wird versucht, abweichende jüdische Stimmen an den 
Rand zu drängen. 2006 sponserte die Union of Progressive Zionists 
{UPZ) Auftritte von Breaking the Silence, einer Organisation ehema- 
liger israelischer Soldaten, die die israelischen Militäreinsätze in den 
besetzten Gebieten kritisch beleuchtet. Die ZOA prangerte die UPZ 
dafür an und verlangte, sie solle aus der Israel on Campus Coalition 
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(ICC) ausgeschlossen werden, einem Netzwerk proisraelischer Grup- 
pen, zu dem das AIPAC und die ADL gehören. Laut Klein von der 
ZOA »ist es nicht der Auftrag der ICC«, israel-kritische Gruppen 
zu sponsern. Der Direktor der UPZ betonte die »Liebe der Gruppe 
zu Israel«, andere Gruppen verteidigten sie, und der ICC-Lenkungs- 
ausschuss lehnte die Forderung der ZOA einstimmig ab. Klein ließ 
sich davon nicht abschrecken und denunzierte die Mitglieder des 
Lenkungsausschusses, indem er sagte: »Zu ihrer Aufgabe gehört es, 
gegen Aufhetzung vorzugehen, und wir müssen erstaunt zusehen, wie 
sie diese Aufhetzung von Israelis gegen Israel ignorieren.« Die ZOA 
veröffentlichte auch eine Pressemitteilung, mit der sie die Mitglieds- 
organisationen der ICC aufforderte, ein anderes Votum abzugeben. 
Die Presseerklärung zitierte einen Bericht des israelischen Außen: 
nisteriums wie folgt: »Die Bereitschaft der jüdischen Gemeinschaften, 
diese Organisationen zu sich einzuladen und sie sogar finanziell zu 
unterstützen, ist bedauerlich ... Die negativen Auswirkungen für das 
israelische Image müssen gestoppt werden.« Mindestens eine orthodo- 
xe Gruppe im ICC 


‚enkungsausschuss erklärte daraufhin, sie sei nun 
dafür, die UPZ auszuschließen.* 


Die Lobby rückt nach rechts 

Die meisten amerikanischen Juden unterstützen seit langem liberale 
Anliegen und die Demokratische Partei. Die Mehrheit von ihnen fa- 
vorisiert eine Zweistaatenlösung im israelisch-palästinensischen Kon- 
flikt.5' Trotzdem sind einige der wichtigen Lobby-Gruppen — darunter 
das AIPAC und die Conference of Presidents - mit der Zeit immer 
konservativer geworden und werden heute von Hardlinern angeführt, 


die die Positionen der israelischen Hardliner, der sogenannten Falken, 
vertreten. Wie J. J. Goldberg in seinem wichtigen Buch Jewish Power 
berichtet, wurde mit dem Sechstagekrieg und seinen Nachwehen eine 
Gruppe „neuer Juden“ bekannt, die ganz überwiegend aus Hardlinern 
unter den Zionisten, Orthodoxen und Neokonservativen bestand. 
»Ihre herausfordernde Haltung war so schrill und ihre Wut so hef- 
tig«, schreibt er, »dass der Rest der jüdischen Gemeinschaft respektvoll 
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zurücktrat und den neuen Juden die Führung überließ. Die Minderheit 
durfte für die Masse sprechen und wurde zur dominierenden Stimme 
der jüdischen Politik «.°° 

Dieser Trend verstärkte sich noch durch die Kampagne um die 
Jackson-Vanik-Klausel von 1974 (die den sowjetischen Status als 
meistbegünstigte Handelsnation von Moskaus Bereitschaft abhängig 
machte, mehr Juden ausreisen zu lassen), durch das Entstehen und 
Heranwachsen der sogenannten neokonservativen Bewegung (siehe 
unten) und durch die erfolgreichen Bemühungen der Likud-Partei, die 
Unterstützung durch Hardliner in wichtigen proisraelischen Organisa- 
tionen zu pflegen und zu stärken, solange Likud sich die Macht mit der 
israelischen Arbeiterpartei teilte. Goldberg sagt dazu: »Das Geniale an 
Schamirs Strategie ... war, die zentralen Körperschaften der jüdischen 
Gesetzgebung so zu manipulieren, dass sie, ohne sich auf eine Seite 
zu schlagen, zu Stimmen der Likud-Hälfte der Regierung wurden. « 
Likud-Parteifunktionäre (darunter Premierminister Schamirs Büro- 
leiter Jossi Ben-Aharon) arbeiteten darauf hin, dass der Conference of 
Presidents konservativere Vertreter vorstanden, und sie arrangierten 
auch die Wahl von Malcolm Hoenlein zum leitenden Vizepräsidenten 
der Konferenz 1986. Die israelische Führung wandte Hardliner-Grup- 
pen mehr Aufmerksamkeit zu, was den Eindruck versi ärkte, sie seien 
die maßgebliche Stimme der jüdischen Gemeinschaft. Ein Berater des 
Vorsitzenden der Arbeiterpartei, Schimon Peres, gab später zu: »Die 
amerikanischen Juden zu ignorieren war einer der größten Fehler, die 
wir gemacht haben ... Schamirs Leute konnten tun und lassen, was sie 


wollten. «' 

Der Rechtsruck reflektiert auch, wie in einigen wichtigen Organisa- 
tionen der Lobby Entscheidungen gefällt werden, und er macht deut- 
lich, dass eine kleine Zahl wohlhabender Konservativer an Einfluss 
gewinnt und immer mehr Organisationen wie das AIPAC beherrscht. 
Beispielsweise sind mehr als 50 Organisationen in der Conference of 
Presidents vertreten, und jede hat eine Stimme, ohne Rücksicht auf 
ihre Größe. Aber Michael Massing weist darauf hin, dass »der Confe- 
rence deutlich mehr kleine konservative Gruppen angehören als große 
liberale. Daher können sie ihren Einfluss neutralisieren. Und damit 
liegt erhebliche Verfügungsfreiheit in den Händen des [leitenden Vize- 
präsidenten] Malcolm Hoenlein«, der seit vielen Jahren die israelische 
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Siedlerbewegung unterstützt und den Friedensprozess von Oslo aus- 
gesprochen skeptisch verfolgt hat.” 

Die Mitgliedschaft im Vorstand des AIPAC wiederum hängt von fi- 
nanziellen Zuwendungen jedes Einzelnen ab, nicht, so Massing, davon, 
» wie gut sie die AIPAC-Mitglieder vertreten«.®® Die größten Spender 
an das AIPAC (und an wohlwollende Politiker) sind meist die eifrigsten 
Verfechter Israels, und die Spitze des AIPAC (die vor allen Dingen aus 
ehemaligen Präsidenten der Organisation besteht) ist in Nahostfragen 
deutlicher den Falken zuzuordnen als die meisten jüdischen Amerika- 
ner, Obwohl das AIPAC den Oslo-Friedensprozess 1993 formal befür- 
wortete, tat sie wenig, um ihn voranzubringen. Die Opposition gegen 
einen palästinensischen Staat gab sie - ohne diese Idee zu befürwor- 
ten - erst auf, als Ehud Barak 1999 Premierminister wurde.” 

Das AIPAC und andere Hardliner-Gruppen haben in der Tat gele- 
gentlich extremere Positionen vertreten als die israelische Regierung. 
1994 beispielsweise setzten sich die Falken der ZOA erfolgreich für 
eine Klausel im Auslandshilfegesetz ein, wonach die US-Hilfe für die 
Palästinenserbehörde weiteren Einschränkungen unterworfen wurde, 
obgleich sowohl die Clinton-Regierung als auch die Regierung Rabin 
in Israel gegen diese Maßnahme waren.‘ Die Conference of Presidents 
hat den Friedenspr von Oslo nie gebilligt, und das AIPAC half 
1995, den Jerusalem Embassy Act durchzubringen, einen durchsich- 
tigen Versuch, den Friedensprozess zu stören, indem die Vereinigten 


Staaten aufgefordert wurden, ihre Botschaft von Tel Aviv nach Jeru- 
salem zu verlegen.°! Die Hauptspender aber, die den inneren Kreis 
des AIPAC bilden, sollen angeblich den leitenden Direktor Tom Dine 
abgesägt haben, weil er nicht Falke genug war.” 

Neben der Tendenz, dass Leute mit extremeren Ansichten wichti- 
ge Organisationen der Lobby stärker dominieren, gibt es noch einen 
anderen Grund, warum viele proisraelische Gruppen nach rechts ge- 
rückt sind: damit die $ 


enden weiter fließen. Waxman merkt dazu an: 
» Viele amerikanisch-jüdische Organisationen brauchen heute Israel, 
um ihre eigene Existenz zu legitimieren. Mag sein, dass diese Organi- 
sationen geschaffen wurden, um Israel den Rücken zu stärken - heute 
ist Israel für sie überlebenswichtig.«°° Wer für große Besorgnis unter 
potenziellen Unterstützern und damit für den Fortbestand der eigenen 
Organisation sorgen möchte, muss Israel als belagert und verletzlich 
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darstellen und vor andauerndem oder wachsendem Antisemitismus 
warnen. Jonathan Woocher vom Jewish Education Service of North 
America ging es 1992 genau darum: 


»In Amerika haben wir erlebt, dass eine ganze neue Branche entstanden Ist: 
Organisationen, die den Antisemitismus überall auf der Welt beobachten und 
bekämpfen wollen ... Besonders der Erfolg des Simon Wiesenthal Center ist 
frappierend. Es hat sich zu einem großen Unternehmen entwickelt, das per 
Direktwerbung Spenden sammelt und bei der Suche nach antisemitischen Be- 
drohungen für die jüdische Sicherheit sogar die ADL überflügelt. Es ist heute 
(leider) nicht ungewöhnlich, Organisationen dabei zu beobachten, wie sie mit- 
einander darum rangeln, welche von ihnen bei der Bekämpfung des Antisemi- 
tismus, wie er in der jüdischen Presse und einem Trommelfeuer von Briefen 
dargestellt wird, besonders hartnäckig ist.«°* 


Oder wie Thomas L. Friedman von der New York Times drei Jahre 
später anmerkte: 


»Seit Herr Rabin und Herr Arafat sich die Hände geschüttelt haben, wird ihnen 
von den wichtigen amerikanisch-jüdischen Gruppen (wie der Conference of 
Presidents) nur ausgesprochen laue Unterstützung zuteil, und von den Ortho- 
doxen und den jüdischen Randgruppen schlägt ihnen direkte Ablehnung ent- 
gegen. Es ist, als ginge es diesen Organisationen nur gut, wenn sie einen Feind 
haben, den sie bekämpfen können.«‘° 


Es sollte noch einmal wiederholt werden, dass etliche Gruppen der 
amerikanischen Juden Teilen der israelischen Politik kritisch gegenü- 
berstehen, besonders was die besetzten Gebiete angeht. Einige dieser 
Organisationen, beispielsweise das Israel Policy Forum oder Brit Tze- 
dek v’Shalom, setzen sich aktiv für das US-Engagement im Friedens- 
prozess ein und haben in den letzten Jahren kleine Fortschritte erzielt. 
Doch diesen Gruppen fehlen die finanziellen Mittel und der Einfluss 
von AIPAC, ADL, ZOA oder der Conference of Presidents. Deren 
Ansichten rechts der Mitte werden von Politikern, Entscheidungsträ- 
gern und Medien leider als repräsentative Stimme der amerikanischen 
Juden wahrgenommen.‘ Im Moment treten die Hauptgruppen der 
Lobby daher für politische Positionen ein, die von vielen Menschen, 
die sie vermeintlich vertreten, nicht geteilt werden. 
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Die Rolle der Neokonservativen 


Der Kurswechsel der Lobby nach rechts wurde durch das Auftreten 
der Neokonservativen verstärkt. Die neokonservative Bewegung ist 
seit den 1970er Jahren ein wichtiger Bestandteil des amerikanischen 
intellektuellen und politischen Lebens, aber seit dem 11. September 
2001 zieht sie besondere Aufmerksamkeit auf sich. Diese Gruppe hat 
die äußerst einseitige Außenpolitik der Bush-Regierung wesentlich 
mitgestaltet, einschließlich der unglückseligen Entscheidung, im März 
2003 in den Irak einzumarschieren. 

Der Neokonservatismus ist eine politische Ideologie mit entschiede- 
nen Ansichten zur Innen- wie zur Außenpolitik, doch hier soll es nur 
um Letztere gehen. Die meisten Neokonservativen preisen die Vor- 
teile einer amerikanischen Vormachtstellung - und gelegentlich sogar 
die Idee eines amerikanischen Weltreichs. Sie glauben, die Macht der 
Vereinigten Staaten solle eingesetzt werden, um die Verbreitung der 
Demokratie zu fördern und um mögliche Rivalen davon abzuhalten, 
auch nur den Versuch zu machen, sich mit den Vereinigten Staaten zu 
messen.® Aus ihrer Sicht sind die Verbreitung der Demokratie und 
der Erhalt der US-Vormachtstellung der bi 


® Weg zu einem langfris- 
tigen Frieden. Die Neokonservativen glauben auch, dass Amerikas 
demokratisches System dafür sorgt, dass die Vereinigten Staaten von 
den meisten anderen Ländern als „wohlwollender Herrscher“ gesehen 
werden und dass die US-Führung gern angenommen wird, sofern sie 


entschieden genug auftritt. Sie sind skeptisch gegenüber internationa- 
len Institutionen, insbesondere gegenüber den Vereinten Nationen, die 
sie als antiisraelisch und als Einschränkung für Amerikas Handlungs- 
freiheit betrachten. Und sie sind wachsam gegenüber vielen Verbün- 
deten, besonders gegenüber den Europäern. Letztere betrachten sie als 
idealistische Pazifisten, die von der Pax Americana profitieren, ohne 
etwas dafür zu tun.‘ Weil der US-Führungsanspruch für die Neokon- 
servativen »gut sowohl für Amerika wie auch für die Welt« ist, um 
von der Website des neokonservativen Project for the New American 
Century (PNAC) zu zitieren, sind Neokonservative im Allgemeinen für 
die einseitige Ausübung der amerikanischen Macht. 

Wichtig ist auch, dass die Neokonservativen glauben, militärische 
Stärke sei ein extrem nützliches Instrument, um die Welt zum Vorteil 
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Amerikas zu gestalten. Wenn die Vereinigten Staaten ihre militärische 
Stärke demonstrieren und zeigen, dass sie willens sind, ihre Macht zu 
gebrauchen, dann werden die Verbündeten sich anschließen, und po- 
tenzielle Gegner werden begreifen, dass Widerstand zwecklos ist, und 
ebenfalls auf den Zug aufspringen.”® Der Neokonservatismus ist, kurz 
gesagt, eine Hardliner-Ideologie, in dem Sinne, dass er keine Skrupel 
vor dem Einsatz von Gewalt zeigt. 

Neokonservative besetzen einflussreiche Positionen in verschiedenen 
Organisationen und Institutionen. Prominente Neokonservative sind 
frühere und heutige Entscheidungsträger wie Elliott Abrams, Kenneth 
Adelman, William Bennett, John Bolton, Douglas Feith, die verstor- 
bene Jeane Kirkpatrick, I. Lewis „Scooter“ Libby, Richard Perle, Paul 
Wolfowitz, James Woolsey und David Wurmser; Journalisten wie der 
verstorbene Robert Bartley, David Brooks, Charles Krauthammer, Wil- 
liam Kristol, Bret Stephens und Norman Podhoretz; Akademiker wie 
Fouad Ajami, Eliot Cohen, Aaron Friedberg, Bernard Lewis und Ruth 
Wedgwood; und Berater wie Max Boot, David Frum, Reuel Marc 
Gerecht, Robert Kagan, Michael Ledeen, Joshua Muravchik, Daniel 
Pipes, Danielle Pletka, Michael Rubin und Meyrav Wurmser. Die füh- 
hriften und Zeitungen sind der Com- 


renden neokonservativen Zei 
mentary, die New York Sun, die Meinungsseite des Wall Street Journal 
und der Weekly Standard. Besonders eng mit den Neokonservativen ver- 
bunden sind die folgenden Gruppen und Ideenschmieden: das Ameri- 
can Enterprise Institute (AEI), das Center for Security Policy (CSP), das 
Hudson Institute, die Foundation for Defense of Democracies (FDD), 
das Jewish Institute for National Security Affairs (JINSA), das Middle 
East Forum (MEF), Project for the New American Century (PNAC) 
und das Washington Institute for Near East Policy ({WINEP). 
Praktisch alle Neokonservativen sind Israel sehr verbunden, was sie 
offen und kompromisslos betonen. Max Boot, ein führender neokon- 
servativer Gelehrter, sagt, Israel zu unterstützen sei »ein wesentlicher 
Grundsatz des Neokonservatismus«, und er begründet das mit »ge- 
meinsamen liberalen, demokratischen Werten «.”! Benjamin Ginsberg, 
ein Politikwissenschaftler, der ausführlich über die amerikanische Po- 
litik und über den Antisemitismus geschrieben hat, legt überzeugend 
dar, dass einer der Hauptgründe für den Rechtsruck der Neokonserva- 
tiven »ihre Verbundenheit mit Israel« war und »ihre wachsende Ent- 
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täuschung in den 1960er Jahren über eine Demokratische Partei, die 
sich immer mehr gegen die amerikanische Verteidigungsbereitschaft 
stellte und sich der Dritten Welt zuwandte«. Besonders, schreibt Gins- 
berg, begrüßten sie Ronald Reagans »starken Antikommunismus«, 
weil sie darin eine »politische Bewegung sahen, die Israels Sicherheit 
garantieren würde«.’? 

Angesichts ihrer militaristischen Orientierung ist es nicht überra- 
schend, dass die Neokonservativen sich gern mit den Falken in Israel 
zusammentun, Beispielsweise war es eine Gruppe von acht Neokon- 
servativen (unter der Leitung von Richard Perle und der Beteiligung 
von Douglas Feith und David Wurmser), die 1996 die Studie „A 
Clean Break“ für den neuen Likud-Premier Benjamin Neta 
warf. In die 


jahu ent- 
er Studie wurde die Ansicht vertreten, Israel solle den 
Friedensprozess von Oslo aufgeben und unerschrockene Maßnahmen 
ergreifen - auch militärische Gewalt -, um nicht gewogene Regime im 


Nahen Osten zu stürzen und so den arabisch-israelischen Konflikt zu 
»transzendieren «.73 

Viele Neokonservative stehen in Verbindung zu Thinktanks, Aus- 
schüssen und Publikationen in Washington, die eine gemeinsame 
Schnittmenge aufweisen und sich die Förderung der besonderen Be- 
ziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und Israel auf die Fahnen 


geschrieben haben. Man denke an Richard Perle, einen der prominen- 
testen Neokonservativen, der am ABI arbeitet und außerdem dem 
rechten CSP, dem Hudson Institute, JINSA, PNAC, MEF und FDD 
nahesteht, während er dem Beratergremium der WINEP angehört. 
Seine neokonservativen Kollegen haben ähnlich gute Beziehungen: 
William Kristol ist Herausgeber des Weekly Standard und Mitbegrün- 
der von PNAG; früher hatte er mit FDD, MEF und AEI zu tun. Der 
Kolumnist der Washington Post Charles Krauthammer hat in der Ver- 
gangenheit den Irving Kristol Award des AEI erhalten (benannt nach 
William Kristols Vater, einer der Gründerfiguren des Neokonservatis- 
mus), mehrere offene Briefe des PNAC unterschrieben, als Redakteur 
für den Weekly Standard gearbeitet, und er hat auch mit der FDD zu 
tun. Die Liste der Verbindungen würde einen Netzwerktheoretiker be- 
geistern: Elliott Abrams (CSP, Hudson, PNAC); William Bennett (AEI, 
CSP, PNAC); John Bolton (AEI, JINSA, PNAC), Douglas Feith (CSP, 
JINSA); David Frum (AEI, Weekly Standard); Reuel Marc Gerecht (AEI, 
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PNAC, Weekly Standard), Michael Ledeen (AEI, JINSA); Jeane Kirk- 
patrick (AEI, FDD, JINSA, PNAC, WINEP); Joshua Muravchik (AEI, 
JINSA, PNAC, WINEP); Daniel Pipes (PNAC, MEH, WINEP); Nor- 
man Podhoretz (Hudson, Commentary, PNAC); Michael Rubin (AEI, 
CSP, MEF)}; Paul Wolfowirz (AEI, PNAC, WINEP); David Wurmser 
(AEI, MER, FDD); und James Woolsey (CSP, JINSA, PNAC, FDD). 

Mit dieser Zusammenfassung sind die gegenseitigen Beziehungen 
in der neokonservativen Bewegung bei Weitem noch nicht erschöpft, 
aber was manchen wie eine düstere Verschwörung (oder sogar ein 
„rechter Geheimbund“) erscheinen mag, ist alles andere als das. Im 
Gegenteil, die verschiedenen Thinktanks, Ausschüsse, Stiftungen und 
Publikationen der neokonservativen Bewegung funktionieren genauso 
wie andere politische Netzwerke. Weder scheuen sie die Öffentlichkeit, 
noch haben sie sich irgendwelchen heimlichen Umtrieben verschrieben. 
Diese Gruppen wenden sich ausdrücklich an die Öffentlichkeit, um die 
öffentliche Meinung und die Meinung der Elite zu beeinflussen und 
dadurch die US-Außenpolitik in die von ihnen bevorzugte Richtung zu 
lenken. Das Netzwerk der Neokonservativen ist zweifelsohne beein- 
druckend, und es ähnelt den Netzwerken in anderen Politikbereichen, 
beispielsweise Steuerreform, Umwelt oder Einwanderung. 

Natürlich machen sich die Neokonservativen Gedanken über Ame- 
rikas Sicherheit und über die israelische Sicherheit, und sie glauben, 
dass ihre Politikrezepte beiden Ländern nützen. In den 1980er Jahren 
behaupteten allerdings traditionellere Konservative - die manchmal 
„Paläokonservative“ genannt werden -, die Neokonservativen küm- 
merten sich mehr um Israel als um die Vereinigten Staaten. Beispiels- 
weise sagte Russell Kirk, der bekannte konservative politische Theo- 
retiker: »Was die Neokonservativen wirklich bewegt, ... ist der Schutz 
Israels. Darum geht es im Grunde immer. «7! Die Neokonservativen 
wehrten sich gegen diese Behauptung vehement, was zu bitteren Aus- 
einandersetzungen führte. Der Konflikt zwischen den beiden konser- 
vativen Strömungen verebbte schließlich, Spannungen aber blieben 
bestehen.” 

Eine Reihe von Kommentatoren hat auf die jüdischen Wurzeln 
der neokonservativen Bewegung hingewiesen, auch wenn viele ihrer 
zentralen Überzeugungen den liberalen Haltungen widersprechen, die 
immer noch unter amerikanischen Juden vorherrschen. In dem Buch 
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The Neoconservative Revolution: Jewish Intellectuals and the Shaping of 
Public Policy, das seinen Gegenstand wohlwollend darstellt, geht der 
Autor Murray Friedman so weit, den Neokonservatismus als »ameri- 
kanisch-jüdischen Konservatismus« zu beschreiben.’* Aber nicht alle 
Neokonservativen sind Juden, was uns daran erinnert, dass die Lobby 
nicht durch ethnische oder religiöse Zugehörigkeit, sondern durch ihr 
politisches Programm definiert ist. Es gibt eine Reihe von bekann- 
ten Nichtjuden, die die Dogmen des Neokonservatismus größtenteils, 
wenn nicht komplett, übernommen haben, einschließlich energischer 
Unterstützung für Israel und einer Tendenz, es dort mit den Hardlinern 
zu halten. Zu ihnen gehören der Herausgeber des Wall Street Journal 
Robert Bartley, der ehemalige Bildungsminister William Bennett, die 
ehemaligen UN-Botschafter John Bolton und Jeane Kirkpatrick und 

der ehemalige CIA-Direktor James Woolsey. Obwohl diese Nichtjuden 

eine wichtige Rolle dabei gespielt haben, die neokonservativen Pläne 
voranzubringen, bilden Juden trotz allem den Kern der neokonserva- 
tiven Bewegung. In diesem Sinne ist die neokonservative Bewegung 
ein Mikrokosmos der größeren proisraelischen Bewegung. Jüdische 

Amerikaner spielen im Neokonservatismus eine zentrale Rolle, genau 

wie sie den Großteil der Lobby ausmachen, aber Nichtjuden sind in 

beiden Bereichen aktiv. Die Neokonservativen haben auch insofern 

Symbolwert, als ein Großteil ihres politischen Programms nicht mit 

den traditionellen politischen Ansichten der meisten amerikanischen 

Juden übereinstimmt. 


Die christlichen Zionisten 


Zur Lobby gehört eine andere wichtige Gruppe von Nichtjuden: die 
christlichen Zionisten, eine Untergruppe der größeren, politisch orien- 
tierten christlichen Rechten. Dazu gehören religiöse Menschen wie der 
verstorbene Fernsehprediger Jerry Falwell, Gary Bauer, Pat Robertson 
und John Hagee, aber auch Politiker wie die ehemaligen Oppositions- 
führer Tom DeLay (Republikaner, Texas) und Richard Armey (Repu- 
blikaner, Texas) sowie Senator James Inhofe (Republikaner, Oklaho- 
ma). Auch wenn die Unterstützung für Israel nicht ihre einzige Sorge 


188 


ist, setzt sich eine Reihe von christlichen Evangelikalen zunehmend 
sichtbar und hörbar für den jüdischen Staat ein, und in jüngerer Zeit 
wurden Organisationen gebildet, um dieses Engagement auch politisch 
voranzubringen.’? In gewissem Sinne können die christlichen Zionisten 
als wichtiger „Juniorpartner“ der verschiedenen proisraelischen Grup- 
pen unter den amerikanischen Juden betrachtet werden. 

Der Ursprung des christlichen Zionismus liegt in der Theologie 
des „Dispensationalismus“, einer Art der Bibelinterpretation, die ver- 
schiedene Zeitalter in der biblischen Heilsgeschichte unterscheidet. He- 
rausgebilder hat sich diese Auslegung im 19. Jahrhundert in England, 
größtenteils dank der anglikanischen Priester Louis Way und John 
Nelson Darby. Dispensationalismus ist eine Form des Prämillennaris- 
mus, dem zufolge die Welt eine Zeit schwerer Trübsal durchmachen 
muss, ehe Christus zurückkehrt. Wie viele andere Christen glauben 
die Dispensationalisten, dass die Wiederkunft Christi in den Prophe- 
zeiungen des Alten und Neuen Testaments angekündigt wird. Und sie 
sehen die Rückkehr der Juden nach Palästina als wichtiges Ereignis in 
dem vorbestimmten Prozess, der zur Wiederkunft des Herrn führen 
wird. Die Theologie von Darby, Way und ihren Anhängern hat eine 
Reihe prominenter englischer Politiker beeinflusst und möglicherweise 
den britischen Außenminister Arthur Balfour aufgeschlossener dafür 
gemacht, einen jüdischen Nationalstaat in Palästina zu schaffen.’® 

Die Theologie der Dispensationalisten wurde in den Vereinigten 
Staaten im 19. und frühen 20. Jahrhundert durch eine Reihe protes- 
tantischer Theologen bekannt gemacht, darunter die Prediger Dwight 
Moody (Begründer von Chicago's Moody Bible Institute), C.1. Schofield 
und William E. Blackstone. In letzter Zeit fand sie populären Ausdruck 
in Hal Lindseys Bestseller Late Great Planet Earth und Timothy La- 
Hayes Serie Left Behind, einem fiktionalen Endzeitroman, der in mehr 
als 50 Millionen Exemplaren verkauft worden sein soll.”? 

Die Gründung des Staats Israel 1948 gab den Dispensationalisten 
Auftrieb, aber der Sechstagekrieg 1967, den ihr Anführer als „gött- 
liches Wunder“ ansah, war noch entscheidender dafür, dass aus dem 
Dispensationalismus eine politische Kraft wurde. Die Dispensationa- 
listen interpretierten Israels Einnahme von ganz Jerusalem und dem 
Westjordanland {das sie wie die Likud-Partei „Judäa und Samaria“ 
nennen) als die Erfüllung von Prophezeiungen aus dem Alten und 
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dem Neuen Testament, und diese „Zeichen“ ermutigten sie und an- 
dere christliche Evangelikale, dafür zu arbeiten, dass die Vereinigten 
Staaten auf der „richtigen Seite“ stehen, wenn der biblische Plan für 
die „Endzeit“ sich enthüllt.”'! Nach Timothy Weber, dem ehemaligen 
Präsidenten des Memphis Theological Seminary, »waren die Dipensa- 
tionalisten vor dem Sechstagekrieg damit zufrieden, auf den Rängen 
der Geschichte zu sitzen und das Endzeitspiel auf dem Spielfeld unten 
zu erläutern ... Aber nach [der] israelischen Expansion ins Westjordan- 
land und nach Gaza begannen sie, aufs Spielfeld hinunterzusteigen und 
dafür zu sorgen, dass die Mannschaften sich ordentlich aufstellten. 
Sie beteiligten sich politisch, finanziell und religiös wie nie zuvor.«” 
Ihre Bestrebungen waren ein Teil des allgemeinen Aufschwungs der 
sogenannten christlichen Rechten (die nicht in jedem Fall Israel stark 
verbunden ist), und sie wurden eindeutig unterstützt durch die wach- 
sende politische Bedeutung der evangelikalen Bewegung. 

‚Angesichts solcher Überzeugungen überrascht es nicht, dass Daniel 
Pipes glaubt, dass »die amerikanischen christlichen Zionisten, abg: 


hen von den israelischen Streitkräften, vielleicht der letzte strategische 
Aktivposten des jüdischen Staats sind«. Oder wie Michael Freund, 
ehemaliger Director of Communications von Benjamin Netanjahu, 
2006 schrieb: »Danken wir Gott für die christlichen Zionisten. Ob es 
uns nun gefällt oder nicht — die Zukunft der Beziehung zwischen Israel 
und den Vereinigten Staaten hängt vielleicht weniger von den amerika- 
nischen Juden als von den amerikanischen Christen ab.«*? 

Die christlichen Zionisten haben eine Reihe von Organisationen 


gegründet, deren erklärtes Ziel es ist, Unterstützung für Israel aufzu- 
tun. Zu diesen Gruppen gehören Christians United for Israel (CUFI, 
vom Gründer John Hagee als »christliche Version des American Israel 
Public Affairs Committee« beschrieben), die National Christian Lea- 
dership Conference for Israel, die Unity Coalition for Israel, Christian 
Friends of Israeli Communities (CFIC), das Christians’ Israel Public 
Action Committee, die International Christian Embassy Jerusalem 
(ICEJ) und etliche kleinere Gruppen.®! Die christlichen Zionisten sind 
auch wichtige Akteure in der International Fellowship of Christians 
and Jews (IFCJ), einer Chicagoer Organisation unter Federführung 
von Rabbi Jechiel Eckstein, deren Auftrag es ist, » Verständigung und 
Zusammenarbeit zwischen Juden und Christen zu fördern und eine 
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breite Unterstützung für Israel aufzubauen.« 2002 verbündete sich die 
IFC] mit dem ehemaligen Direktor der Christian Coalition und Stra- 
tegen der Republikaner Ralph Reed, um die neue Gruppe Stand for 
Israel zu bilden. Die Gruppe möchte »Menschen geistig und politisch 
für die israelische Sache ... engagieren« und sponsert einen jährlich 
wiederkehrenden „internationalen Tag des Gebets und der Solidarität“ 
für Israel.®° 

In dieser neueren, aktiven Phase nähern sich die Überzeugungen der 
christlichen Zionisten ganz natürlich den Gruppen unter den amerika- 
nischen Juden und in Israel an, die die Siedlerbewegung unterstützen 
und eine Zweistaatenlösung ablehnen. So sagt CUFI-Gründer Hagee: 
»Wir unterstützen Israel, weil alle anderen Nationen durch das Han- 
deln der Menschen entstanden sind, aber Israel wurde von Gott ge- 
schaffen!« Hagee hat seinen Anhängern auch schon erklärt: »Gott ist 
dagegen, das Land wegzugeben«, und er behauptet, seine Bewegung 
habe mehr als zwölf Millionen Dollar gesammelt, um neue Einwande- 
rer in Israel anzusiedeln, auch in den besetzten Gebieten. 

Hagees Ansichten sind typisch für den christlichen Zionismus. Der 
verstorbene Ed McAteer, Gründer des evangelikalen Religious Round- 
table und ein großer Organisator der christlichen Rechten, hat einmal 
erklärt: »Jedes Sandkorn zwischen dem Toten Meer, dem Jordan und 
dem Mittelmeer gehört den Juden. Dazu gehören auch das Westjor- 
danland und Gaza.«” Oder, wie ICEJ-Direktor Malcolm Hedding es 
ausdrückt: »Wir stehen für das Recht, dass alles Land, das Gott Abra- 
ham in seinem Bund \ vor 4000 Jahren gegeben hat, Israel gehört ... 
Palästinenser gibt es nicht.«* Ganz ähnlich beschreibt Ted Beckett, der 
Gründer der CFIC, die Mission seiner Organisation: »den Siedlern in 
Judäa, Samaria und Gaza ... Solidarität, Trost und Hilfe bringen«. Die 
Organisation stellt Kontakte zwischen Gemeinden in den Vereinigten 
Staaten und einzelnen israelischen Siedlungen her, damit Erstere Letz- 
tere unterstützen können. In einem viel zitierten Beispiel „adoptierte“ 
die Faith Bible Chapel in Arvada, Colorado, die Siedlung Ariel im 
Westjordanland und stellte Mittel für eine Bibliothek, eine Klinik und 
andere wichtige Dinge zur Verfügung.” 

Wie bereits erwähnt, lehnen die christlichen Zionisten eine Zwei- 
staatenlösung oder jede andere Form eines territorialen Zugeständ- 
nisses an die Palästinenser ab. Bevor der ägyptische Präsident Anwar 
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as-Sadat 1977 zu seinem entscheidenden Besuch nach Jerusalem kam, 
veröffentlichten evangelikale Gruppen Anzeigen in großen amerii 
schen Zeitungen, in denen es hieß, sie betrachteten »jeden Versuch mit 


großer Sorge, einen weiteren Staat oder ein anderes politisches Gebilde 
aus dem jüdischen Land herauszuschneiden «.”’ 1996 kam der dritte 
internationale Christian Zionist Congress zu dem Schluss, dass »das 
Land, das Er Seinem Volk versprochen hat, nicht geteilt werden soll ... 
Es wäre falsch, wenn die Nationen in irgendeinem Teil von Eretz Israel 
einen palästinensischen Staat anerkennen würden.«?' Solch inbrünsti- 
ge Überzeugungen ließen den Anführer der christlichen Rechten (und 
chemaligen republikanischen Präsidentschaftsanwärter) Pat Robert- 
son andeuten, der Schlaganfall des israelischen Premierministers Ariel 
Scharon im Januar 2006 sei die göttliche Rache für seine Entscheidung 
Streifen gewesen. Robertsons Worte: »Er 
hat Gottes Land geteilt, und ich würde sagen, Wehe dem israelischen 


zum Rückzug aus dem Ga: 


Premierminister, der eine ähnliche Richtung einschlägt, um die [Eu- 
ropäische Union], die Vereinten Nationen oder die Vereinigten Staa- 
ten von Amerika zu beschwichtigen. Gott sagt: »Dieses Land gehört 
mir.« Lasst es in Ruhe.« Robertson entschuldigte sich später für seine 
»unangemessenen und taktlosen« Bemerkungen, aber sie geben einen 
aufschlussreichen Einblick, wie manche christlichen Evangelikalen ein 
größeres Israel rechtfertigen.” 

Die gleichen Überzeugungen scheinen mehrere prominente US- 
Politiker beeinflusst zu haben. 2002 sagte der für die Parteidisziplin 
verantwortliche Majority Whip (und spätere Mehrheitsführer) Tom 
DeLay auf der jährlichen AIPAC-Strategiekonferenz, er sei dagegen, 
den Palästinensern Land zu geben: »Ich bin durch Judäa und Sama- 
ria gereist und habe auf den Golanhöhen gestanden. Besetztes Land 
habe ich nicht gesehen. Ich habe Israel gesehen.«”° DeLays Vorgän- 
ger als Mehrheitsführer, Richard Armey, sagte im Mai 2002 zu Chris 
Matthews von Hardball, er sei »zufrieden damit, wenn Israel sich das 
ganze Westjordanland nimmt«, und er »glaube zufällig, die Palästi- 
nenser sollten wegziehen«.”* Und Senator James Inhofe erklärte seinen 
Kollegen in einer Rede, warum Israel ein Recht auf ganz Palästina 
habe: »Dies ist der wichtigste Grund: Weil Gott es so gesagt hat ... An 
dieser Stelle [Hebron] ist Gott Abraham erschienen und hat gesagt: 
»Ich gebe dir dieses Land«, das Westjordanland.«”° 
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Bei derartiger Unterstützung seitens der christlichen Zionisten für 
die Expansionspläne Israels überrascht es nicht, dass die israelischen 
Hardliner sehr daran interessiert sind, mit ihnen gemeinsame Sache 
zu machen, besonders angesichts der wachsenden Opposition gegen 
die Besetzung innerhalb der großen christlichen Kirchen. Colin Shind- 
ler bemerkt dazu: »So entstand nach 1977 eine symbiotische Bezie- 
hung, die der israelischen wie der christlichen Rechten ideologisch gut 
passte. Menachem Begins Likud-Regierung bemühte sich in dieser 
Zeit aktiv um die Evangelikalen. Falwell erhielt 1979 einen Privatjet 
und 1980 als einziger Nichtjude überhaupt die begehrte Jabotinsky- 
Medaille für »herausragende Leistungen« (andere Empfänger sind die 
Autoren Leon Uris und Elie Wiesel). Als Israel 1981 den irakischen 
Osirak-Reaktor bombardierte, soll Begin noch vor Präsident Reagan 
Falwell angerufen haben - mit der Bitte, »sich an die Arbeit zu ma- 
chen« und die israelische Handlungsweise der amerikanischen Öf- 
fentlichkeit zu erklären.’ Premierminister Benjamin Netanjahu holte 
1996 unter Federführung des Israel Christian Advocacy Council eine 
Gruppe evangelikalische Führer nach Israel, und Pat Robertson und 
Ehud Olmert (zu jener Zeit Bürgermeister von Jerusalem) waren Mit- 
vorsitzende der Kampagne „Beten für Jerusalem“ 2002. 

Die israelische Regierung hat christliche Reisegruppen aufgefordert, 
Israel zu besuchen, um die Tourismuseinnahmen zu fördern und die 
evangelikale Unterstützung zu Hause in den Vereinigten Staaten zu fes- 
tigen. Und 2002 sagte Premierminister Ariel Scharon beim jährlichen 
ICEJ-Treffen anlässlich des jüdischen Laubhüttenfests (angeblich die 
größte ausländische religiöse Versammlung in Israel): » Wir brauchen 
Sie und wir brauchen Ihre Unterstützung ... Ich habe auch eine Nach- 
richt, die Sie bitte mit nach Hause nehmen sollen: Schicken Sie mehr 
solche Leute zum Besuch nach Israel.«°” Scharons Nachfolger, Ehud 
Olmert, sandte eine ähnliche Botschaft, als er Bürgermeister von Je- 
rusalem war. Er ließ der Versammlung sagen: »Sie sind Teil unserer 
Armee, unserer Macht, unserer Verteidigung. «!" 

Organisationen der christlichen Zionisten melden sich zunehmend 
auch bei anderen Nahostthemen zu Wort. CUFI organisierte während 
des zweiten Libanonkriegs im Sommer 2006 ein proisraelisches Tref- 
fen in Washington, und Jerry Falwell wählte jenen Moment, um zu 
warnen: »Wir stehen am Rande eines Kriegs ohne Grenzen«, der »ein 
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Vorspiel zur künftigen Schlacht von Armageddon und der glorreichen 
Wiederkunft unseres Herrn Jesus Christus sein wird.«!0! Der Bestsel- 
lerautor und Dispensationalist Hal Lindsey schrieb im Januar 2007, 
ein präventiver Nuklearschlag gegen den Iran sei »die einzige logische 
Wahl für Israel,« und John Hagee warnte in seinem Buch Jerusalem 
Countdown von 2006: »Dass es zum nuklearen Kräftemessen mit dem 
Iran kommt, ist sicher. Der Krieg nach Hesekiel 38-39 könnte begin- 
nen, noch ehe dieses Buch veröffentlicht wird.«'% Hagee verurteilte 
auch den Bericht der unabhängigen Baker-Kommission vom Dezember 
2006, indem er sagte: James Baker »stößt einmal mehr das Messer in 
Israels Rücken«. Und er erklärte: »Die Generation meines Vaters ... 
hätte den Iran inzwischen bombardiert.«'® 

Einige amerikanisch-jüdische Organisationen haben die Allianz 
mit den christlichen Zionisten ausdrücklich begrüßt, trotz leiser Sor- 
gen, dass diese Gruppen in den Vereinigten Staaten das Christentum 
verbreiten und Juden zum Christentum bekehren wollen. Das AIPAC 
richtete ein eigenes Verbindungsbüro ein, um mit der evangelikalen 
Bewegung zusammenzuarbeiten. Pro-Likud-Organisationen wie die 
ZOA knüpften enge Verbindungen zu Falwell, und die Zusammenar- 
beit mit den christlichen Evangelikalen erhielt sogar ihren Segen auf 
den Seiten des Commentary von Irving Kristol, einem Gründervater 
des Neokonservatismus.!” Nathan Perlmutter, der ehemalige ADL-Di- 
rektor, sagte: »Die Juden können mit den innenpolitischen Prioritäten 
der christlichen Rechten leben, von denen die liberalen Juden so radi- 
kal abweichen, weil keines dieser Anliegen so wichtig ist wie Israel.« 
Perlmutters Nachfolger, Abraham Foxman, der regelmäßig die innen- 
politische Agenda der christlichen Rechten kritisiert hatte, äußerte sich 
Anfang 2007 ähnlich, indem er sagte, die ADL begrüße evangelikale 
Unterstützung »in einer Zeit ernsthafter Bedrohung für den jüdischen 
Staat«.'% David Harris, dem leitenden Direktor des American Jewish 
Committee, zufolge war die Bereitschaft zum Schulterschluss mit der 
christlichen Rechten im Wesentlichen pragmatischer Natur: »Das Zei- 
tenende mag morgen kommen, aber heute geht es um Israel. «!% 

Die starke Verbundenheit zwischen den beiden Hauptzweigen der 
Lobby wurde bei der AIPAC-Strategiekonferenz 2007 deutlich, als 
John Hagees Rede anlässlich des Eröffnungsessens von den Anwesen- 
den mit überwältigender Begeisterung aufgenommen wurde. Die Re- 
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aktion auf Hagee ist etwas überraschend, wenn man bedenkt, was er 
kürzlich geschrieben hat: Dass Juden »alles haben, aber kein geistliches 
Leben«, dass der Antisemitismus das Resultat der jüdischen »Rebellion 
[gegen Gott]« sei und dass Gott die »antisemitischen Nationen zu den 
Nationen Israels« schleppen werde, »um sie zu zerschmettern, sodass 
die israelischen Juden insgesamt bekennen: Er ist der Herr.«!” Trotz 
Hagees beunruhigenden Aussagen erklärte Foxman von der ADL: »Er 
spielt eine Rolle ... wegen seiner Unterstützung für Israel. «'0 

Weil sie sich über die Zielsetzungen der christlichen Zionisten im 
Klaren sind, gehen moderate Israelis oder jüdische Amerikaner ausge- 
sprochen vorsichtig mit ihnen um. » Wären da nicht die israelischen Be- 
dürfnisse«, merkt die Historikerin Naomi Cohen an, »würden die mei 
ten amerikanischen Juden mit der neuen christlichen Rechten nichts 
zu tun haben wollen.«'% Sie fürchten, dass die Bekehrung von Juden 
zum Christentum immer noch ein langfristiges Ziel vieler evangelikaler 
Gruppen ist, und sie machen sich Sorgen, dass die kompromisslosen 
Ansichten der christlichen Zionisten es erschweren werden, einen dau- 
erhaften Frieden mit den Palästinensern zu schließen. Jo-Ann Mort 
von Americans for Peace Now nennt die Zusammenarbeit zwischen 
amerikanischen Juden und der christlichen Rechten eine »unheilige Al- 
lianz«, und der moderate Israeli Yossi Alpher warnt, dass die christli- 
che Unterstützung für eine weitere Ausdehnung der Siedlungen »uns in 
die völlige Katastrophe führt.« Zu CBS News sagte er: »Gott rette uns 
vor diesen Leuten.« Und der israelisch-amerikanische Wissenschaftler 
Gershom Gorenberg merkt an, dass die Theologie der Dispensation: 
listen den Juden kein glückliches Schicksal voraussagt: In der Endzeit 
»sterben die Juden oder sie konvertieren«. Insbesondere warnt er, die 
christlichen Zionisten »mögen keine echten Juden. Sie mögen uns als 
Typen in ihrer Geschichte, in ihrem Stück ... [und] das ist ein Fünf- 
akter, in dem die Juden im vierten Akt verschwinden. «!! 

Wie wichtig ist der christlich-zionistische Ableger der Israel-Lobby? 
Durch die finanzielle Unterstützung der Siedlerbewegung und die öf- 
fentliche Stellungnahme gegen territoriale Zugeständnisse haben die 
christlichen Zionisten die Einstellungen der Hardliner in Israel und 
den Vereinigten Staaten unterstützt und es der amerikanischen Füh- 
rung erschwert, Israel unter Druck zu setzen. Ohne ihre Unterstützung 
gäbe es weniger Siedler in Israel. Die amerikanische und die israelische 
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Regierung wären weniger eingeengt durch die Gegenwart der Siedler 
in den besetzten Gebieten oder durch ihre politischen Aktivitäten. Au- 
Berdem ist aus dem christlichen Tourismus (der zu einem erheblichen 
Teil unter evangelikalen Vorzeichen stattfindet) ein lukratives Geschäft 
für Israel geworden, mit ungefähren Einnahmen in Höhe von einer 
Milliarde Dollar im Jahr.!"! 

Eine gut hörbare, aber nichtjüdische Stimme, die Israel den Rücken 
stärkt, macht aus der US-Unterstützung mehr als einfach nur die Re- 
aktion auf spezielle Bitten der amerikanischen Juden, und vielleicht hat 
diese Stimme auch Auswirkungen auf die Überlegungen von Politikern 
ohne große jüdische Wählerschaft. Irvine Anderson legt nahe, dass das 
Denken der Dispensationalisten »eine kulturelle Prädispos 
rikas zur Unterstützung des Staats Israel verstärkt, die zum Teil auf 
dem Einfluss der Bibel beruht«. Besonders, »da viele Amerikaner mit 
Geschichten aus der Bibel aufgewachsen sind ... oder weil sie 


n Ame- 
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die Versammlung der Juden nach Palästina als Auftakt zum zweiten 
Kommen des Messias gelesen haben, ist es nicht erstaunlich, wenn 
viele, sicherlich nicht alle, einfach annehmen, dass es gut und richtig 
ist, wenn die Juden nach Palästina zurückkehren und dort ihren eige- 
nen Staat gründen «.'!? 

Doch der Einfluss der christlichen Zionisten sollte nicht überbewer- 
tet werden. Ihr starkes Engagement für ein „größeres Israel“ und die 
daraus resultierende Opposition gegen eine Zweistaatenlösung haben 
die Clinton-Regierung nicht davon abgehalten, Letztere im Jahr 2000 
in Camp David zu verfolgen. Sie haben auch nichts daran geändert, 
dass das Wye-Abkommen von 1998 den weiteren Rückzug der israeli- 
schen Streitkräfte aus Teilen des Westjordanlands regelt, und bezeich- 
nenderweise haben sie Präsident George W. Bush, der enge Verbindun- 
gen zur christlichen Rechten unterhält, nicht davon abgehalten, 2001 
zu erklären, er unterstütze die Forderung nach einem palästinensischen 
Staat. 

Es gibt mehrere Gründe, warum die christlichen Zionisten weniger 
Einfluss auf die US-Nahostpolitik ausüben als andere Teile der Israel- 
Lobby. Die christliche Rechte ist zwar ein wichtiger Teil von Präsident 
Bushs politischer Basis (und das erhöht bis zu einem gewissen Grad 
die Sichtbarkeit der christlich-zionistischen Elemente in der Gesamtbe- 
wegung), aber der Allianz geht es nicht nur um Israel, sondern um ein 
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größeres Feld gesellschaftlicher Fragen. Die Unterstützung für Israel 
ist nur eines von vielen Themen, um die Evangelikale wie Robertson, 
Bauer und Falwell sich kümmern, und vielleicht ist es noch nicht ein- 
mal das wichtigste. Anführer der christlichen Rechten beanspruchen 
oft, für die mindestens 40 Millionen erklärten evangelikalen Christen 
zu sprechen, aber die Zahl ihrer Anhänger, die sich Gedanken um 
Israel machen, ist mit Sicherheit kleiner. Außerdem — und das unter- 
scheidet sie von Gruppen wie dem AIPAC - fehlt es den christlichen 
Zionisten an den organisatorischen Möglichkeiten, nationale Sicher- 
heitsfragen zu analysieren oder spezielle Beratung zur Gesetzgebung 
bei konkreten außenpolitischen Themen anzubieten. Umfragen unter 
Kongressberatern — von Ruth Mouly in den 1980er Jahren und von 
Irvine Anderson 1999 - fanden »kaum Hinweise auf umfangreiches 
direktes Lobbying im Kongress durch Falwell oder andere prominente 
Angehörige der religiösen Rechten zum Thema Israel«.'® Und Rabbi 
Jechiel Eckstein, der Gründer der IFC], erzählte dem israelischen 
Schriftsteller Zev Chafets, eine Delegation von Evangelikalen, die er 
beim Besuch der damaligen Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice 
2003 begleitete, »war die einzige christliche Gruppe überhaupt, die 
sich im Weißen Haus speziell für Israel starkgemacht hat«.!!* Selbst 
wenn Eckstein übertrieben haben sollte, ist klar, dass Israel nur ein 
Thema unter anderen auf der Liste der Evangelikalen ist. Im Gegensatz 
dazu setzen Gruppen wie das AIPAC, die Anti-Defamation League, 
ZOA und die Conference of Presidents die US-Unterstützung für Israel 
ganz oben auf die Tagesordnung, Ihre Versuche, die Außenpolitik zu 
beeinflussen, werden durch Ideenschmieden wie JINSA und WINEP 
noch verstärkt. 

Außerdem ist das Christentum ein komplexer Zusammenhang mo- 
ralischer und religiöser Lehren, und viele seiner wichtigsten Grund- 
sätze sind alles andere als eine Rechtfertigung für die Unterstützung 
Israels. Die christlichen Zionisten mögen glauben, dass biblische Pro- 
phezeiungen die jüdische Kontrolle über Gesamtpalästina rechtferti- 
gen, aber andere christliche Prinzipien - beispielsweise Christi Gebot 
»Liebe deinen Nächsten wie dich selbst« - stehen in scharfem Wider- 
spruch dazu, wie Israel seine palästinensischen Staatsbürger behandelt. 
Viele christliche Kirchen unterstützen offen eine Zweistaatenlösung 
und kritisieren verschiedene Aspekte der israelischen Politik - obwohl 
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ihnen die Geschichten aus dem Alten Testament und andere Aspek- 
te der jüdisch-christlichen Tradition bekannt sind, aber eben weil sie 
sich den christlichen Prinzipien des Friedens und der Gerechtigkeit 
verpflichtet fühlen.''5 Viele amerikanische Juden unterstützen nicht 
alles, was Israel tut, und dasselbe trifft auf die Christen zu, darunter 
die Evangelikalen. 

Den christlichen Zionisten fehlt im Vergleich zu den großen proisrae- 
lischen jüdischen Gruppen auch die finanzielle Macht und die Medien- 
präsenz, wenn es um den Nahen Osten geht.''° Führende Evangelikale 
wie Robertson oder Bauer können zwar mit viel Medienaufmerksam- 
keit rechnen, wenn sie über moralische oder religiöse Fragen sprechen, 
aber zu aktuellen Ereignissen in Israel oder im Nahen Osten wenden 
sich die Medien eher an die Brookings Institution oder an WINEP, Aus 
allen diesen Gründen sind die christlichen Zionisten bestenfalls ein 
bemerkenswertes Anhängsel des jüdischen Teils der Lobby, keinesfalls 
deren wichtigster Teil. 


Die Machtquellen der Lobby 


Warum ist die Israel-Lobby so effizient? Ein Grund ist das offene 
amerikanische politische System. In den Vereinigten Staaten können 
die Parteizugehörigkeit des Präsidenten und die Parteizugehörigkeit 
der Kongressmehrheit auseinanderfallen, die Freiheit der Rede ist 
seit Langem etabliert, Wahlen sind teuer, und die Frage der Wahl- 
kampfspenden ist unzureichend geregelt. In einer solchen Umgebung 
können verschiedene Gruppen auf ganz verschiedene Weise Zugang 
zur Politik oder Einfluss auf die Politik gewinnen. Interessengruppen 
können bevorzugten Kandidaten Wahlkampfspenden zukommen las- 
sen und versuchen, Kandidaten auszubooten, deren Ansichten ihnen 
suspekt sind. Sie können sich auch an gewählte Vertreter und Mit- 
glieder der Exekutive wenden oder versuchen, ihre eigenen Anhänger 
in wichtige Entscheidungspositionen zu manövrieren. Zudem stehen 
Interessengruppen zahlreiche Wege offen, die öffentliche Meinung zu 
beeinflussen: Indem sie sich um geneigte Journalisten bemühen, indem 
sie Bücher, Artikel und Kommentare schreiben und indem sie daran 
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arbeiten, Leute mit anderen Meinungen zu diskreditieren oder zu mar- 
ginalisieren. Einer Gruppe mit hoher Motivation und ausreichenden 
Geldmitteln wird es nicht an Möglichkeiten mangeln, Einfluss zu neh- 
men. "7 

Die Effektivität der Lobby spiegelt auch die grundsätzliche Dyna- 
mik der Politik von Interessengruppen in einer pluralistischen Gesell- 
schaft wider. In einer Demokratie können selbst relativ kleine Gruppen 
erheblichen Einfluss ausüben, wenn sie sich für ein bestimmtes Thema 
stark engagieren, dem der Rest der Bevölkerung cher gleichgültig ge- 
genübersteht. Selbst wenn die absolute Mitgliederzahl der Gruppe 
klein ist, werden Entscheidungsträger - und besonders Kongressmit- 
glieder - ihr häufig entgegenkommen, weil sie zuversichtlich sind, dass 
der Rest der Bevölkerung ihnen das nicht übel nehmen wird. Ein US- 
Senator drückte es so aus, als er gefragt wurde, warum er und seine 
Kollegen ein umstrittenes Gesetz unterschrieben hatten, das von der 
Lobby forciert worden war: »Es bringt keinen politischen Vorteil, nicht 
zu unterschreiben. Wer unterschreibt, verletzt niemanden. Wer nicht 
unterschreibt, erzürnt vielleicht ein paar Juden in seinem Staat. «!!* 

Der unverhältnismäßig große Einfluss kleiner, aber stark fokus- 
sierter Interessengruppen nimmt noch zu, wenn gegnerische Gruppen 
schwach oder nicht vorhanden sind. Politiker müssen dann nur einem 
Interesse gerecht werden, und die Öffentlichkeit bekommt vermutlich 
nur eine Seite der Geschichte zu hören. Ob es sich um Agrarsubventio- 
nen oder Außenpolitik handelt - besondere Interessengruppen haben 
oft eine politische Macht, die in keinem Verhältnis zur absoluten Zahl 
ihrer Mitglieder steht. 

Wie im nächsten Kapitel deutlich wird, genießt die Israel-Lobby eine 
Reihe von Vorteilen beim Wettbewerb um größtmöglichen Einfluss in 
den USA. Die amerikanischen Juden sind relativ reich und gebildet, 
und ihre philanthropische Tradition ist bewundernswert. Sie spenden 
großzügig für politische Parteien und nehmen in vielfältiger Weise am 
politischen Geschehen teil. Eine große Minderheit der amerikanischen 
Juden fühlt sich Israel gegenüber nicht besonders verpflichtet, aber die 
klare Mehrheit engagiert sich mindestens ein Stück weit, und eine maß- 
gebliche Minderheit wendet sich dem Thema mit erheblicher Energie 
zu. Zusammen mit der Unterstützung für Israel seitens der christlichen 
Zionisten bildet sich so ein machtvolles Fundament. 
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Ebenso wichtig sind die beeindruckenden Geldmittel und das be- 
eindruckende Fachwissen in den großen jüdischen Organisationen 
der Lobby. Der Politikwissenschaftler Robert Trice sagt: »Die meisten 
jüdischen Gruppen haben viele Mitglieder, gut ausgebildete professio- 
nelle Mitarbeiter, solide finanzierte soziale und politische Programme, 
spezialisierte Arbeitsgruppen für besondere Probleme und ein ausge- 
klügeltes internes Netzwerk zur Kommunikation.« Außerdem erklärt 
das Vorhandensein zahlreicher Organisationen auf nationaler wie lo- 
kaler Ebene »die Fähigkeit der Pro-Israel-Bewegung, schnell und sehr 
koordiniert amerikaweit Anhänger zu mobilisieren, wenn wichtige 
außenpolitische Themen anstehen. «'!? 

Diese Bemühungen werden erleichtert durch Israels allgemein posi- 
tives Image in den USA. Der ehemalige republikanische Senator War- 
ren Rudman aus New Hampshire kommentiert das so: »Sie haben ein 
ziemlich gutes Produkt zu verkaufen. «'?? Wie wir sehen werden, beruht 
das positive Image auch stark darauf, dass die Lobby selbst für eine 
positive Darstellung Israels sorgt - und auf dem allgemeinen Eindruck, 
dass die USA und Israel Teil einer gemeinsamen jüd 


ch-christlichen 
Kultur und auf vielfältige Weise miteinander verbunden sind.'?! 

Schließlich profitiert die Lobby vom Fehlen einer effektiven Oppo- 
sition. Ein Senator erklärte das so: »Es gibt keinen ausgleichenden Wi- 
derpart ... Wenn man gegen den gewaltigen Druck des AIPAC stimmt, 
sagt keiner: »Das ist toll.««'?? Auch wenn die arabischen Amerikaner 
eine bedeutende Minderheit darstellen, sind sie weder so reich noch so 
gut organisiert, weder so zahlreich noch politisch so aktiv wie die jüdi 
schen Amerikaner. Als Gruppe haben die arabischen Amerikaner keine 
erfolgreichen Positionen in der akademischen Welt, im Geschäftsle- 
ben und in den Medien aufgebaut. Und auch in der Politik sind sie 
weniger sichtbar. Das liegt zum Teil daran, dass die Hauptwellen der 
arabischen Einwanderung in die Vereinigten Staaten vor nicht allzu 
langer Zeit stattfanden, und Einwanderer der ersten Generation sind 
weniger wohlhabend, weniger häufig in wichtigen Berufsgruppen ver- 
treten, weniger vertraut mit amerikanischen Bräuchen und Institutio- 
nen, weniger aktiv in der Politik und folglich weniger einflussreich als 
voraussichtlich die nachfolgenden Generationen. 

Die pro-arabischen Organisationen sind den Hauptgruppen der 
Israel-Lobby ebenfalls nicht gewachsen. Es gibt eine Hand voll pro- 
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arabischer und propalästinensischer Gruppierungen in den Vereinigten 
Staaten, aber sie sind kleiner als das AIPAC und andere proisraelische 
Organisationen, nicht annähernd so finanzkräftig und auf gar keinen 
Fall so effizient. Mitchell Bard, der ehemalige Herausgeber des Near 
East Report des AIPAC, erläutert: »Von Anfang an war die arabische 
Lobby wahltaktisch und organisatorisch im Nachteil. Es gibt mehrere 
politisch orientierte Gruppen, aber viele davon sind Ein-Mann-Un- 
ternehmen mit wenig finanzieller oder öffentlicher Unterstützung. « 
US-Politiker klagen selten (eigentlich nie) über Druck von einer »ara- 
bisch-amerikanischen Lobby «, und es gibt kaum Gründe, ihr Verhalten 
nach deren Wünschen zu richten. Harry $. Truman tat den berühmten 
Ausspruch: »Trotz all meiner politischen Erfahrung kann ich mich 
nicht daran erinnern, dass die Stimmen der Araber bei einer Wahl den 
Ausschlag gegeben hätten.«' 

Weil die arabischen Amerikaner außerdem aus verschiedenen Län- 
dern mit ganz unterschiedlichen Hintergründen kommen und sowohl 
Christen als auch Muslime sind, werden sie höchstwahrscheinlich 
nicht mit einer Stimme sprechen, wenn es um den Nahen Osten geht. 
Ja, ihre Ansichten sind mitunter höchst gegensätzlich. Und während 
viele Amerikaner ein gewisses Maß an kultureller Nähe zwischen Israel 
und den USA empfinden und glauben, die Israelis seien „wie wir“, wer- 
den Araber häufig als Teil einer fremden (oder gar feindlichen) Kultur 
wahrgenommen. Die Köpfe und Herzen ihrer Mitbürger für sich zu ge- 
winnen ist folglich für die arabischen Amerikaner schr schwer - anders 
als für die amerikanischen Juden oder ihre christlichen Verbündeten. 
Die Einschätzung von Robert Trice aus dem Jahr 1981 gilt für die 
arabisch-amerikanischen Gruppen noch heute: »Ihr Einfluss auf die 
meisten Aspekte der US-Nahostpolitik ist zu vernachlässigen. «'?! 


Der (bescheidene) Einfluss des Öls 


Weder die arabischen Regierungen noch die viel gepriesene „ÖI- 
Lobby“ sind ein deutliches Gegengewicht zur Israel-Lobby. Die Über- 
zeugung, dass Ölgesellschaften und/oder reiche Öl-Scheichtümer einen 
starken Einfluss auf die US-Nahostpolitik ausüben, ist weit verbreitet. 
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Sie spiegelt sich wider in der häufig gehörten Behauptung, der Krieg 
im Irak 2003 sei als „Krieg ums Öl“ geführt worden sowie für ent- 
sprechende Unternehmensinteressen, beispielsweise von Halliburton, 
einem großen Ölkonzern und Zulieferer für das US-Militär besonders 
in Krisenregionen.'? Interessanterweise wird diese Ansicht von ei 


gen besonders hartnäckigen Kritikern Israels vertreten - beispielsweise 
Noam Chomsky und Stephen Zunes - und von glühenden Anhängern 
wie Martin Peretz. 6 Eher verschwörungstheoretische Züge trägt die 
Behauptung, persönliche und finanzielle Verbindungen zwischen der 
Familie Bush und dem Haus Saud, der Königsfamilie Saudi-Arabiens, 
hätten die US-Nahostpolitik zum Nachteil Amerikas beeinflusst. '7 
Derartige Einschätzungen zeigen die Israel-Lobby als einen Akteur 
unter vielen und vielleicht noch nicht einmal den wichtigsten. 

ls steht außer Frage, dass die USA ein vorrangiges strategisches 
Interesse an den Energieressourcen im Persischen Golf haben. Obwohl 
die USA zurzeit mehr Energie aus Kanada, Mexiko und Venezuela als 
aus dem Nahen Osten importieren, werden Öl und Gas auf einem inte- 
grierten Weltmarkt gehandelt, und alles, was die angebotene Gesamt- 
menge verringert, treibt die Preise in die Höhe und schadet der ameri- 
kanischen Wirtschaft."? Wie in Kapitel 2 erläutert wurde, begründet 
dies, warum die US-Führung den Persischen Golf als lebenswichtiges 
Interessengebiet sieht und Schritte unternommen hat, um das regionale 
Machtgleichgewicht zu erhalten und feindliche Staaten davon abzu- 
halten, sich in die Ölförderung in der Region einzumischen. Diese 
schlichte Tatsache erklärt auch, warum die Vereinigten Staaten sich um 
gute Beziehungen zu einer Reihe verschiedener Golfstaaten bemühen, 
obwohl sie mit ihnen in vielen innen- wie außenpolitischen Bereichen 


nicht einer Meinung sind. Die Bedeutung des Öls aus dem Nahen 
Osten machte die Vereinigten Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg zu 
einem engen Verbündeten Saudi-Arabiens und ist ein Grund, warum 
Washington den Schah von Persien viele Jahre lang gestürzt hat. Nach 
dem Sturz des Schah-Regimes 1979 veranlasste derselbe Wunsch nach 
einem Machtgleichgewicht vor Ort und einem ununterbrochenen Öl- 
fluss die Reagan-Regierung im Iran-Irak-Krieg (1980-1988), sich dem 
Irak Saddam Husseins zuzuneigen. Nachdem der Irak 1990 Kuwait 
angegriffen hatte, intervenierten die Vereinigten Staaten, um den Irak 
aus dem Scheichtum zu vertreiben. Dies passte zur langfristigen US- 
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Politik, keinem einzelnen Staat die Vorherrschaft in der Region zu 
überlassen. Eine mächtige Lobby zur Unterstützung dieser Schritte war 
nicht nötig, denn kaum jemand stellte in Frage, dass das Öl im Persi- 
schen Golf nicht in falsche Hände gelangen durfte. 

Über dieses offensichtliche Interesse hinaus, den Zugang zum Öl 
des Nahen Ostens zu sichern, gibt es jedoch wenig Hinweise darauf, 
dass reiche arabische Staaten oder eine mächtige „ÖI-Lobby“ großen 
Einfluss auf die allgemeine Richtung der US-Nahostpolitik hatten. 
Würden arabische Petrodollars oder Energiekonzerne die amerikani- 
sche Politik antreiben, würde man doch erwarten, dass die USA sich 
von Israel distanzieren und Überstunden machen würden, um den 
Palästinensern einen eigenen Staat zu verschaffen. Länder wie Saudi- 
Arabien haben wiederholt Druck auf Washington ausgeübt, eine aus- 
geglichenere Position im israelisch-palästinensischen Konflikt einzu- 
nehmen - ohne großen Erfolg -, und selbst der Einsatz der „Öl-Waffe“ 
im Jom-Kippur-Krieg 1973 hatte wenig Auswirkungen auf die US- 
amerikanische Unterstützung für Israel oder die amerikanische Politik 
in der Region insgesamt. Würden Ölgesellschaften die US-Politik steu- 
ern, sollte man erwarten, dass Washington sich bei großen Ölprodu- 
zenten wie dem Irak Saddam Husseins, Muammar al-Gaddafis Libyen 
oder der islamischen Republik Iran einschmeicheln würde, damit US- 
Gesellschaften Geld damit verdienen könnten, diesen Staaten bei der 
Entwicklung und Vermarktung ihrer Energieressourcen behilflich zu 
sein. Ganz im Gegensatz zu dem, was die Ölindustrie wollte, verhäng- 
ten die USA stattdessen Sanktionen gegen alle drei Länder. Wie wir in 
Teil II zeigen werden, schaltete sich die US-Regierung sogar in einigen 
Fällen bewusst ein, um Geschäftsabschlüsse zu verhindern, von denen 
US-Gesellschaften profitiert hätten. Wäre die Öl-Lobby so mächtig, 
wie manche Kritiker glauben, hätte es diese Eingriffe nicht gegeben. 

Reiche Ölproduzenten wie Saudi-Arabien haben PR-Firmen und 
professionelle Lobbyisten angeheuert, um ihr Image in den Vereinigten 
Staaten zu verbessern und für bestimmte Waffengeschäfte zu werben, 
und gelegentlich haben ihre Bemühungen Früchte getragen. Ihr größter 
Erfolg lag darin, 1982 den Kongress zur Genehmigung des Verkaufs 
von AWACS-Flugzeugen an Saudi-Arabien zu überreden, trotz starker 
Opposition vonseiten des AIPAC. Dieser Vorfall wird manchmal zi- 
tiert, um den begrenzten Einfluss der Israel-Lobby und die Macht der 
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„arabischen Lobby“ zu demonstrieren, aber der Sieg der Letzteren in 
diesem Fall beruhte vor allem auf mehreren ungewöhnlich günstigen 
Umständen. Die strategische Bedeutung des saudi-arabischen Öls war 
offensichtlich, die Sowjetunion galt zu jener Zeit als ernsthafte mili- 
tärische Bedrohung für den Golf, Ronald Reagan war ein beliebter 
Präsident, und seine Regierung zog alle Register, um den Kongress 
zur Zustimmung zu bewegen. Trotzdem kam das Geschäft nur gerade 
eben durch (der Senat entschied schließlich mit 52:48 Stimmen dafür), 
und Reagan sah sich angesichts neuer Opposition von Lobby und Kon- 
gress gezwungen, mehrere weitere Waffenpakete für Saudi-Arabien 
und Jordanien zurückzuziehen.!2 

Ein Grund für den begrenzten Einfluss der arabischen Ölproduzen- 
ten in den Vereinigten Staaten ist, dass sie keine Basis im Land selbst 


haben. Weil sie sich auf professionelle Lobbyisten und PR-Firmen s 
zen, fällt es ihren Kritikern leicht, ihre Vertreter als bloße Agenten 
einer ausländischen Macht schlechtzumachen. Tom Dine vom AIPACG 
tat die saudische Lobbyarbeit einmal ab, indem er sagte: »Sie holen 


sich Ausländer wie Fred Dutton, die ihre Arbeit machen. Sie sind nicht 
im amerikanischen Boden verwurzelt. «"" Die Israel-Lobby ist im Ge- 
gensatz dazu Ausdruck des poli 


hen Engagements von amerikani- 


schen Bürgern, und so werden ihre Aktivitäten verbreitet und zu Recht 
als legitime Form politischen Handelns gesehen. 

Außerdem sind die meisten ölexportierenden Regierungen von hohen 
Einnahmen abhängig, um sich an der Macht zu halten. Die Drohung, 
den Ölhahn zuzudrehen, ist daher nicht glaubwürdig, weil sie ihre 
Möglichkeiten der Einflussnahme verringert. Viele dieser Regierungen 
haben außerdem Geld in westlichen Ländern investiert und würden 
erhebliche Verluste erleiden, sollte es zu einer längeren wirtschaftli- 


chen Talfahrt kommen. 


e Verringerung der Produktion würde die 
Preise in die Höhe treiben und alternative Energiequellen attraktiver 
m: 


chen, und sie würde den Vereinigten Staaten und anderen Ländern 
einen starken Anreiz bieten, sich ein für alle Mal vom Öl abzunabeln. 
Weil große ölexportierende Länder wie Saudi-Arabien wollen, dass 
die Industriemächte von Öl und Gas abhängig bleiben, hält sie das 
offensichtlich davon ab, die wenige Macht, die sie haben, einzuserze: 


Folglich hat die US-Abhängigkeit von importierter Energie diesen Län- 
dern keinen großen Einfluss auf die US-Politik beschert. 
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Wie steht es mit den Energiekonzernen? Diese Firmen machen reich- 
lich Lobbyarbeit, aber ihre Bemühungen in den letzten Jahrzehnten 
haben sich fast ausschließlich auf ihre unmittelbaren wirtschaftlichen 
Interessen konzentriert, nicht auf die allgemeineren Aspekte der Au- 
Benpolitik. Energiefirmen kümmern sich insbesondere um Steuerpoli- 
tik, Regierungsvorschriften, Umweltprobleme, Zugang zu möglichen 
Bohrstellen und um andere praktische Aspekte der Energiepolitik. Für 
sie ist die Außenpolitik normalerweise von untergeordneter Wichtig- 
keit. Robert Trice sagt, ihr »wichtigstes Ziel ... ist, im Nahen Osten ein 
politisches und wirtschaftliches Umfeld zu schaffen, das es ihnen er- 
laubt, Profite zu maximieren. Das bedeutet, die politischen Interessen 


rmen sind in der Regel viel begrenzter als die von proarabischen 
IE] 


von 
Gruppierungen.« 

Diese eher eingeschränkte Interessenlage wird deutlich, wenn man 
die Website des American Petroleum Institute untersucht, des wichtig- 
sten Fachverbands der Ölindustrie. Fünf Themen finden sich unter der 
allgemeinen Überschrift „Politisches“: Klimawandel, Erkundung/Pro- 
duktion, Brennstoffe, Steuern und Handel, Heimatschutz. Nirgend- 
wo auf der Seite ein Wort über „Israel“ oder den „arabisch-israeli- 
züge zur Außenpolitik überhaupt. Im 


schen Konflikt“ und kaum Be7 
Gegensatz dazu sind Israel und die US-Außenpolitik wirklich Thema 
Nummer eins auf den Websites von AIPAC, ADL und der Conference 
of Presidents.'? Wie Morris Amitay vom AIPAC Anfang der 1980er 
Jahre feststellte: »Wenn Ölfirmen oder andere Gesellschaften Einfluss 
auf die Politik nehmen wollen, handeln sie zu 99 Prozent der Zeit im 
unmittelbaren Eigeninteresse — sie machen Lobbyarbeit zur Steuerge- 
setzgebung ... Höchst selten haben sie etwas zu außenpolitischen The- 
men zu sagen ... Auf gewisse Art haben wir dieses Feld für uns. «1% 
Außerdem schreckt die Angst vor Vergeltungsmaßnahmen durch 
die gut organisierten proisraelischen Gruppen amerikanische Firmen 
ab, auch nur den Versuch einer Einflussnahme auf die Nahostpolitik 
zu unternehmen. 1975 beispielsweise führte die Enthüllung, Gulf Oil 
habe sich für eine Reihe proarabischer Aktivitäten engagiert, in den 
Vereinigten Staaten zur öffentlichen Verurteilung durch die Conference 
‚of Presidents und die Anti-Defamation League. Gulf Oil schaltete da- 
raufhin eine halbseitige Anzeige in der New York Times und entschuldig- 
te sich für seine Handlungsweise. Den Lesern teilte die Firma mit: »Sie 


205 


können sicher sein, es wird nicht wieder vorkommen.« Trice merkt 
dazu an: »Eine wachsame, sensible und reaktionsschnelle proisraeli- 
sche Lobby ist ein Grund, warum US-Firmen die direkte Beteiligung an 
innenpolitischen Debatten über Nahostfragen vermeiden. «'* 
Manche Berichterstattungen legen nahe, dass die Öl- und Gasfirmen 
die US-Politik beeinflussen, um lukrative Konzessionen in Ländern 
wie dem Irak zu erhalten oder um die Instabilität zu fördern, die die 
Ölpreise in die Höhe treibt und ihnen so überraschende Gewinne er- 
möglicht.'5 E: 


gibt aber kaum Hinweise auf ein solches Verhalten. 


Und es läuft auch den langfristigen Interessen der großen Energiekon- 
zerne zuwider. Energiegesellschaften mögen keine Kriege in ölreichen 
Regionen, keine Sanktionen oder Regimewechsel - das aber sind die 
Hauptbestandteile der US-Nahostpolitik in den letzten Jahren —, weil 
alle diese Dinge den Zugang zu den Öl- und Gasreserven und damit 
die Einnahmen bedrohen. Überdies bringen solche Ereignisse die Ame- 
rikaner auch ernsthaft zum Nachdenken darüber, ob sie die Nachfra- 
ge nach dem Hauptprodukt der Ölgesellschaften verringern sollten. 
Daher war Vizepräsident Dick Cheney als Vorstandsvorsitzender des 
großen Ölkonzerns Halliburton in den 1990er Jahren gegen die US- 
Sanktionen gegen den Iran (eine Politik, die, wie in Kapitel 10 disku- 
tiert, vor allen Dingen von der Lobby betrieben wurde). Er beschwerte 
sich, US-Firmen würden durch Amerikas »sanktionsfreudige« Politik 
»aus dem Geschäft gedrängt«."° Cheneys Standpunkt legt nahe, dass 
die Vereinigten Staaten in den letzten Jahren ein ganz anderes Pro- 
gramm verfolgt hätten, wenn es die Ölgesellschaften wären, die die 
US-Nahostpolitik kontrollieren. 

Dies alles leugnet natürlich nicht, dass die Ölgesellschaften als gute 
Kapitalisten nichts unversucht lassen, von außenpolitischen Initiativen 
zu profitieren, die sie nicht angestoßen haben. Es überrascht nicht, dass 
Ölgesellschaften lukrative Konzessionen im Irak nach Saddam erwer- 


ben wollen, genau wie sic mit Saddam selbst gern Geschäfte gemacht 
hätten. Insgesamt üben reiche arabische Regierungen und die „Öllob- 
by“ jedoch sehr viel weniger Einfluss auf die US-Außenpolitik aus als 
die Israel-Lobby, weil es für ihre Interessen einfach nicht so notwendig 
ist, die Außenpolitik in eine gewünschte Richtung zu lenken, und weil 
sie nicht die gleiche Macht haben.'” Anfang der 1970er Jahre schrieb 
Roger Hilsman, Professor an der Columbia University in New York 
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und ehemaliger stellvertretender Außenminister: »Es ist selbst für den 
flüchtigen Beobachter offensichtlich ..., dass die US-Außenpolitik im 
Nahen Osten, wenn es ums Öl geht, mehr auf den Druck vonseiten 
der amerikanischen Juden und auf ihr natürliches Bedürfnis, Israel zu 
unterstützen, reagiert hat als auf amerikanische Ölinteressen.« Und 
bei seinem Vergleich der israelischen mit der arabischen Lobby kommt 
Mitchell Bard zu dem Schluss, dass Ölgesellschaften wie Aramco zwar 
in der Vergangenheit Lobbykampagnen durchgeführt haben, aber die 
hatten »keine beobachtbaren Auswirkungen auf die US-Politik«. Oder 
wie das ehemalige Stabsmitglied des AIPAC, Douglas Bloomfield, den 
BBC News 2003 sagte: »Das AIPAC hat einen großen Vorteil: Es hat 
hat keine wirkliche Opposition. «'’* 


Die Frage der „doppelten Loyalität“ 


Das Bild einer mächtigen Interessengruppe, die vor allen Dingen aus 
amerikanischen Juden besteht und die darauf hinarbeitet, die US-Po- 
litik israelfreundlich zu gestalten, verursacht manchen Leuten ein un- 
behagliches Gefühl, weil damit das Gespenst der „doppelten Loyali- 
tät“ einhergeht, einem früher in Europa verbreiteten antisemitischen 
Klischee. Ursprünglich ging es bei dieser Anschuldigung darum, dass 
die Juden in der Diaspora ewige Fremde seien, die sich nicht anpassen 
und keine guten Patrioten werden könnten. Diesem heute längst in 
Verruf gekommenen Argument zufolge galten Juden als ausschließlich 
untereinander loyal. Das infame Buch Protokolle der Weisen von Zion, 
eine zaristische Fälschung, die schon vor langer Zeit aufgedeckt wurde, 
behauptete, die Juden würden in den Ländern, wo sie leben, als fünfte 
Kolonne fungieren und für einen jüdischen Ältestenrat arbeiten, der 
heimlich die Weltherrschaft plante. 

In dieser frühen antisemitischen Schrift war „doppelte Loyalität“ ei- 
gentlich das falsche Wort, weil ja behauptet wurde, die Juden seien nur 
untereinander loyal und empfänden keine Loyalität gegenüber ihren 
Heimatländern. Heute jedoch verwenden Wissenschaftler und Publizis- 
ten den Begriff nicht abwertend, sondern neutral, um den verbreiteten 
Umstand zu beschreiben, dass Menschen eine tiefe Verbundenheit (oder 
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Loyalität) gegenüber mehr als einem Land empfinden. So unterscheidet 
der israelische Politikwissenschaftler Gabriel Sheffer in seinem jüngs- 
ten Vergleich verschiedener ethnischer Diasporen zwischen „totaler“, 
„doppelter“ und „geteilter“ Loyalität, und er bemerkt, dass alle drei 
Reaktionen auftreten, wenn die Angehörigen einer bestimmten ethni- 
schen, nationalen oder religiösen Gruppe über verschiedene Staaten 
verteilt sind.' Wie weiter unten ausgeführt, haben andere umsichtige 
jüdische Amerikaner den Begriff „doppelte Loyalität“ verwendet, um 
ihre eigenen Einstellungen und Erfahrungen zu beschreiben, aber ihre 
Definition dazu ist ganz anders als im antisemitischen Kontext der 
Vergangenheit. 


Die Vorstellung, dass jüdische Amerikaner illoyale Staatsbürger sind, 
ist falsch. Wir stimmen voll und ganz mit Malcolm Hoenlein, der der 


Conference of Presidents vorsteht, überein, wenn er sagt, dass »man 
gefahrlos sagen kann, da 
ti 
lich gemacht haben, handeln diejenigen, die sich 
auf eine Art und X 
übereinstimmt. Das politische Leben in den Vereinigten Staaten beruht 


s die amerikanischen Juden zu den patrio- 


<hsten und loyalsten Bürgern Amerikas gehören.«'" Wie wir deut- 


ir Israel einsetzen, 


, die mit langjährigen politischen Traditionen 


seit Langem auf der Annahme, dass alle Menschen ganz unterschied- 
liche Bindungen und Loyalitäten haben - an ein Land, eine Religion, 
eine Familie, einen Arbeitgeber, um nur einige zu nennen — und dass 


amerikanische Bürger formelle und informelle Verbindungen eingehen, 


die diese Loyalitäten und Interessen widerspiegeln. Bei der Umfrage 
‚Pew Global Attitudes im Jahr 2006 unter Christen in 13 L; 
sich beispielsweise 42 Prozent der Befragten in den USA zunächst als 
Christen und dann erst als Amerikaner.'*! Diese unterschiedlichen Bin- 
dungen, manchmal auch an ein anderes Land, gehen vielleicht auf die 


andern sahen 


Vorfahren, auf relig; 
zurück (beispielsweise Studienaufenthalte im Ausland oder 
satz mit dem Friedenskorps). Viele Hintergründe sind vorstellbar. Es 
ist legitim, wenn US-Bürger solche Bindungen und Affinitäten im po- 


se Beweggründe oder persönliche Erfahrungen 
en Ein- 


litischen Leben zum Ausdruck bringen; in einer Demokratie sollen sie 
sogar genau das tun. Und wie wir bereits angemerkt haben, ist es Ame- 
rikanern sogar gestattet, die doppelte Staatsbürgerschaft zu besitzen 
und in ausländischen Armeen zu dienen (darunter der israelischen), 
und manche Menschen tun das auch. 
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Amerikaner, die die US-Außenpolitik zugunsten Israels beeinflussen 
wollen, glauben fast immer, dass diese Politik auch den Vereinigten 
Staaten dient. Der frühere leitende AIPAC-Direktor Tom Dine sagte zu 
einem Reporter: »Als ich mit diesem Job anfing, dachte ich an die ame- 
rikanische Außenpolitik und an eine starke Position Amerikas auf der 
Welt. Gleichzeitig dachte ich viel an Israel, weil ich Jude bin.«'** Und 
Theodore Mann, ein ehemaliger Vorsitzender der Conference of Pre- 
sidents, sagte 2001: »Führende amerikanische Juden haben wirklich 
ganz stark den Eindruck, dass amerikanische und israelische Interessen 
ein und dasselbe sind. «'# 

Diese Sicht der Dinge ist weit verbreitet und ehrlich empfunden, 
aber es gibt ein Problem damit: Keine zwei Länder haben jemals genau 
dieselben Interessen. So funktioniert die internationale Politik einfach 
nicht. Es hat in der Vergangenheit Fälle gegeben (und es wird in der 
Zukunft weitere geben), in denen die US-amerikanischen und die is- 
raelischen Interessen einander widersprachen. Beispielsweise war es 
aus israelischer Sicht sinnvoll, in den 1960er Jahren Nuklearwaffen 
a ‚chaffen, aber es lag nicht im amerikanischen Interesse, dass Israel 
sich zur Nuklearmacht entwickelte, Und genauso wenig liegt es i 
‚el unschuldige palästinens 


US-amerikanischen Interesse, wenn Isr 
Zivilisten tötet oder verwundet (und sei es versehentlich), ganz beson- 
ders nicht, wenn das mit amerikanischen Waffen geschicht. Ähnlich 
abweichende Interessen sicht man bei der israelischen Entscheidung, 
1982 in den Libanon einzumarschieren, und beim israelischen Ein- 
spruch gegen US-Pläne, hochentwickelte Waffen an Saudi-Arabien und 
andere Golfstaaten zu verkaufen.!* 

Trotzdem fällt es vielen Anhängern Israels schwer, einzugestehen, 
'hiedene Interessen 


dass Jerusalem und Washington grundsätzlich ve: 
haben könnten. Mit anderen Worten: Sie akzeptieren vollauf die stra- 
tegischen und moralischen Begründungen, die wir in Kapitel 2 und 3 
beschrieben und widerlegt haben, und sie arbeiten hart daran, Ent- 


schei 
Vielle: 
schen sich im Allgemeinen unwohl fühlen, wenn wichtige Werthaltun- 
gen aufeinanderprallen. Selbst wenn die Interessen der USA und Israels 
offensichtlich nicht übereinstimmen, können einige amerikanische Un- 
terstützer der israelischen Sache dies nur schwer zugeben. 


ungsträger von ihrer fortdauernden Gültigkeit zu überzeugen. 


ht klammern sie sich auch an diese Sicht der Dinge, weil Men- 


209 


Es gibt aber auch jüdische Amerikaner (darunter einige prominente 
Politiker), die darüber nachdenken und offen zugeben, dass zwischen 
ihrer jüdischen Identität, ihrem verständlichen Interesse am Wohler- 
gehen Israels und ihrer ehrlichen Loyalität gegenüber den Vereinigten 
Staaten Konflikte entstehen können und auch tatsächlich entstehen. Es 
spricht für Henry Kissinger, dass er dieses Thema ohne Umschweife in 
seinen Memoiren anspricht: »Obwohl ich kein praktizierender Jude 
bin, konnte ich nicht vergessen, dass dreizehn Angehörige meiner Fa- 
milie in den Konzentrationslagern der Nazis gestorben waren ... Die 
meisten israelischen Führer waren persönliche Freunde. Und doch ... 
musste ich meine Gefühle dem nationalen Interesse unterordnen ... 
Das war nicht immer einfach; manchmal erwies es sich als schmerz- 
lich.«1# 

Kissinger nimmt zur Kenntnis, was viele gern abstreiten: Es kommt 
zu Spannungen, wenn Amerikaner eine starke Bindung an ein an- 
deres Land haben, aus welchen Gründen auch immer und egal wie 
konsequent sie diese Spannungen im Sinne ihres Heimatlands lösen. 
Oder wie einer von Bill Clintons Nahostberatern anonym zugab: » Wir 
handeln im Interesse Amerikas, aber durch ein Prisma gesehen.« I 
anderer erfahrener j 


lisch-amerikanischer Diplomat brachte ein ähn- 
liches Gefühl zum Ausdruck: »Ich danke Gott, dass ich nicht mit der 
Nahostpolitik oder den Vereinten Nationen zu tun habe, wo man mög- 
licherweise gegen die Israel «146 

Diese Aussagen 
lität, im Gegente: 


stimmen mus 
ind keinesfalls Eingeständnisse mangelnder Loya- 
. Es sind bewundernswert ehrliche Gedanken über 
die mehrfachen Loyalitäten, die alle Menschen fühlen und die einan- 
der manchmal widersprechen. Der Journalist Eric Alterman äußerte 
sich ähnlich direkt 2003 über seine »doppelten Loyalitäten «, die ihm 
»anerzogen wurden von meinen Eltern, meinen Großeltern, meinen 
hebrä 


rael 


schen Lehrern und meinen Rabbis, einmal abgesehen von is- 
schen Jugendfahrtenleitern und AIPAC-Collegevertretern.« Aber 
anstatt so zu tun, als würde es niemals zu Überschneidungen kommen, 
nimmt Alterman zur Kenntnis, dass »wir ehrlich genug sein sollten, 
mindestens hypothetisch einen Konflikt zwischen amerikanischen und 
israelischen Interessen anzunehmen. Ich fühle mich ziemlich einsam, 
wenn ich zugebe, dass ich mich gelegentlich für das entscheide, was 
für Israel am besten ist.«'7 
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Dabei ist Alterman tatsächlich nicht allein. Man denke an die 
Worte von Stephen Steinlight, dem chemaligen Direktor für nationale 
Angelegenheiten beim American Jewish Committee. Er spricht über 
sein Aufwachsen in Amerika als »jüdischer Nationalist, ja sogar als 
Quasi-Separatist«. Steinlight beschreibt dies wie folgt: 


»Mein nationalistisches Training bestand darin,mir einzuschärfen, in der Haupt- 
sache zerfalle die Welt in »uns« und »die anderen«. Natürlich salutierten wir vor 
der amerikanischen und der kanadischen Flagge und sangen die Hymnen, meist 
mit echtem Gefühl,aber es war klar, wo unsere Loyalität vor allen Dingen sein 
sollte. Ich bin auch vertraut mit der klassischen, abgenutzten Antwort auf diese 
Spannung, wann immer sie erwähnt wird: Israel und Amerika sind Demokratien; 
sie haben gemeinsame Werte; sie haben gemeinsame strategische Interessen; 
die Loyalität gegenüber dem einen Land kann auf gar keinen Fall mangelnde 
Loyalität gegenüber dem anderen bedeuten usw. Aber damit sind gewaltige 
Fragen verknüpft ...und wenn es in der Praxis auch meistens so ist,gilt das doch 
nicht absolut und ohne Ausnahme ... Einen Ausgleich zu finden zwischen unse- 
rer Loyalität gegenüber der Gruppe und dem Gefühl, zu Amerika zu gehören, 
ist nicht weniger schwierig. Dass Amerika diese doppelte Loyalität weitgehend 
toleriert — wir haben eine Freikarte, fürchte ich, vor allen Dingen wegen der 
christlichen Schuld am Holocaust -, macht sie nicht weniger real.«!"" 


Es ist wichtig zu betonen, dass dieses Phänomen nicht allein auf jü- 
dische Amerikaner beschränkt ist. Eher verhält es sich so, dass solche 
Spannungen ein unvermeidliches Element jeder „Schmelztiegelgesell- 
schaft“ sind, deren Bürger aus aller Welt kommen." Ähnlich wichtig 
ist es, sich klarzumachen, dass die meisten amerikanischen Juden es 
mit Sicherheit weit von sich weisen würden, dass sie die israelischen 


Interessen vor die amerikanischen stellen könnten, sollte ein offen- 
sichtlicher Konflikt zwischen beiden entstehen. 

Juden und Nichtjuden, die glauben, dass die Vereinigten Staaten 
Israel weiterhin massiv und bedingungslos unterstützen sollten, haben 
jedes Recht, ihren Standpunkt zu vertreten, und es ist falsch, ihre Loya- 
lität deshalb in Frage zu stellen. Trotzdem ist es für Kritiker genauso 
legitim, darauf hinzuweisen, dass Organisationen wie das AIPAC nicht 
neutral sind oder dass die Menschen, die das AIPAC, die ADL, die 
Conference of Presidents und ähnliche Organisationen leiten, durch 
eine Bindung an Israel motiviert sind, die ihre Ansichten zu vielen au- 
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Benpolitischen Themen prägt. Warum sonst sollte Malcolm Hoenlein 
seinen Job wie folgt beschreiben: »Ich widme mich der Sicherheit des 
Jüdischen Staats«?'0 Oder warum sagt John Hagee von der CUFI über 
den möglichen Konflikt zwischen seiner Unterstützung für israelische 
Siedlungen und der offiziellen US-Opposition dagegen: »Das Gesetz 
Gottes ist größer als die Gesetze der Regierung der Vereinigten Staa- 
ten und des US-Außenministeriums«?"°' Und warum sollte sich Lenny 
Ben-David, der ehemalige Director of Information and Research des 
AIPAC, bereit erklären, von 1997 bis 2000 als Israels stellvertretender 
Botschafter in Washington zu dienen, wäre er nicht von einer starken 


Bindung an Israel beseelt?'52 

Genauso legitim ist es, zu fragen, ob die Politik, die diese Einzelper- 
sonen und Organisationen vertreten, im nationalen US-Interesse liegt, 
wie es auch legitim ist, den Einfluss von anderen Interessengruppen auf 
andere Bereiche der US-amerikanischen Innen- oder Außenpolitik zu 
hinterfragen, Ihr Patriotismus mag ohne Fehl und Tadel sein, aber ihr 
Rat kann dennoch eine Politik befördern, die Chaos und Verwüstung 
anrichtet in einer Region, die von erheblicher strategischer Bedeutung 
für die Vereinigten Staaten und für den Rest der Welt ist. Die Zuver- 
lässigkeit ihres Ratschlags zu hinterfragen hat nichts mit der alten, in 
Verruf geratenen Bedeutung von „doppelter Loyalität“ zu tun. 


Schlussbemerkung 


Die Israel-Lobby ist das Gegenteil von einem Geheimbund oder einer 
Verschwörung; sie operiert offen und ist stolz auf ihre Durchsetzungs- 
kraft. In ihrer grundsätzlichen Vorgehensweise unterscheidet sich die 
Israel-Lobby nicht von anderen Interessengruppen wie der Agrarlobby, 
den Stahl- oder Textilarbeitern und einer Menge ethnischer Lobbys, 
obwohl die Gruppen und Einzelpersonen, die die Israel-L.obby ausma- 
chen, in einer ungewöhnlich günstigen Position sind, um Einfluss auf 
die US-Außenpolitik zu nehmen. Was die Israel-Lobby kennzeichnet, 
ist ihre bemerkenswerte Effizienz. In den nächsten beiden Kapiteln 
untersuchen wir die Strategien, mit denen sie ihre Ziele zu erreichen 
sucht. 
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Kapitel 5 


Lenkung des politischen Prozesses 


Die Gruppierungen und Einzelpersonen, die der Lobby zuzurech- 
nen sind, verfolgen zwei breit angelegte Strategien, um Israels stetige 
Unterstützung durch die Vereinigten Staaten zu sichern. Erstens üben 
sie einen entscheidenden Einfluss auf die politische Kursbestimmung, 
in Washington aus. Zweitens bemühen sich diese Organisationen schr 
darum, sicherzustellen, dass der öffentliche politische Diskurs über 
Israel positiv gestimmt ist und jene strategischen und moralischen 
Argumentationslinien widerspiegelt, die im dritten und vierten Kapi- 
tel erörtert wurden. Die erste dieser beiden Strategien wollen wir in 
diesem Kapitel untersuchen. Die Art und Weise, wie die Lobby den 
öffentlichen Diskurs zu prägen versucht, erkunden wir im sechsten 
Kapitel. 

Weil die politische Macht in den Vereinigten Staaten zwischen 
Legislative und Exekutive aufgeteilt ist, wendet die Lobby bisweilen 
unterschiedliche Taktiken an, je nachdem, mit welcher Seite sie es zu 
tun hat. Einzelne Gruppierungen innerhalb der l.obby setzen sich nicht 
nur dafür ein, dass israelfreundliche Entscheidungsträger gewählt 
oder in wichtige Ämter berufen werden, sondern versuchen auch die 
politischen Überlegungen von Regierungsvertretern zu beeinflussen, 
die vielleicht einem autonomeren Kurs zugeneigt wären. Unabhängig 
davon, welche Ansichten ein Politiker persönlich vertreten mag, ver- 
sucht die Lobby, eine unkritische proisraelische Haltung als „klugen“ 
politischen Kurs zu verkaufen. Ähnlich wie andere mächtige Interes- 
sengruppen erreicht also auch die Israel-Lobby ihre Ziele, indem sie 
die politischen Überlegungen von wichtigen Entscheidungsträgern ein- 
engt; die politisch Verantwortlichen zu Maßnahmen drängt, die diese 
lieber umgehen würden (aber vorgeben zu favorisieren); es US-ame- 
rikanischen Politikern erschwert, Initiativen zu unterstützen, die von 
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Gruppierungen innerhalb der Lobby abgelehnt werden; und indem 
sie Wahrnehmungen beeinflusst und politische Alternativen in einer 
Weise vorformuliert, dass wichtige Entscheidungsträger bereitwillig 
die Prinzipien dieser Gruppierungen gutheißen.! 


Willenslenkung im Kongress 


Eine wichtige Säule für den Erfolg der Lobby ist deren Einfluss auf den 
US-amerikanischen Kongress. Im Gegensatz zu praktisch jedem ande- 
ren Land ist Israel weitgehend gegen Kritik seitens des Kongresses ge- 
feit. Dies ist an sich schon bemerkenswert, da sich der Kongress häufig 
mit kritischen Themen befasst und es in der Regel an gegensätzlichen 
Standpunkten nicht mangelt. Ob es um Abtreibung, Abrüstung, Anti- 
diskriminierungsgesetze und die Rechte von Homosexuellen geht oder 
um Umweltschutz, Handels-, Gesundheits- oder Einwanderungspoli- 
tik - all diese Themen lösen im Kongress fast immer lebhafte Debatten 
aus. Geht es jedoch um Israel, verstummen potenzielle Kritiker, und es 
gibt so gut wie überhaupt keine Diskussion. 

Das Fehlen jeder ernsthaften Debatte im Zusammenhang mit Israel 
offenbarte sich deutlich bei einer Anhörung zum israelisch-pa 


ästinen- 
sischen Friedensprozess, die am 14. Februar 2007 im Unterausschuss 
für den Nahen Osten und Südasien im Repräsentantenhaus stattfand. 
Außenministerin Condoleezza Rice war bemüht, den festgefahrenen 
Friedensprozess wieder in Gang zu bringen, und so holte der Unter- 
ausschuss drei Expertenmeinungen ein. Trotz gewisser Unterschiede in 
bestimmten politischen Fragen waren alle drei wichtige Akteure der 
Lobby. Martin Indyk, ehemaliger Forschungsdirektor des American 
Israel Public Affairs Committee (AIPAC) und früherer US-Botschafter 
in Israel, leitet inzwischen das Saban Center for Middle East Policy an 
der Brookings Institution; David Makovsky ist für das proisraelische 
Washington Institute for Near East Policy (WINEP) tätig; und der neo- 
konservative Daniel Pipes leitet das rechts stehende Middle East Fo- 
rum (MEF). Kein Kritiker Israels und schon gar kein palästinensischer 
oder arabischer Amerikaner war geladen, der alternative Ansichten 
hätte eröffnen oder den Vereinigten Staaten einen anderen Kurs hätte 
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empfehlen können. M. J. Rosenberg, der einst für das AIPAC tätig 
war und inzwischen eine wichtige Rolle im Israel Policy Forum (IPF) 
spielt - einer gemäßigten proisraelischen Gruppierung, die aktiv für 
eine Zweistaatenlösung eintritt —, brachte die Situation auf den Punkt: 
»Es war eine Anhörung über die zwei Seiten eines Konflikts, bei der 
sich nur eine Seite äußern durfte.« Und er fügte hinzu: »Jeder, der solch 
ein offizielles Hearing im Kongress erlebte, bei dem die arabische Sicht- 
weise ausgeschlossen blieb, fühlte sich gekränkt oder erzürnt. Und das 
schadet den Interessen Amerikas und auch Israels. «* 

Der Erfolg der Lobby im Kongress beruht unter anderem darauf, 
dass einige wichtige Kongressmitglieder christliche Zionisten sind, wie 
‚etwa der frühere Vorsitzende Richard Armey, der im September 2002 
bekannte: »Meine oberste Priorität in der Außenpolitik ist, Israel zu 
schützen.« Man würde annehmen, dass das vorrangige Bestreben eines 
jeden US-amerikanischen Abgeordneten ist, Amerika zu schützen, aber 
das hat Armey nicht gesagt. Über Tom DeLay, Armeys Nachfolger im 
Amt des Vorsitzenden, sagte der Präsident der Zionist Organization 
of America (ZOA), Morton Klein: »Mit jeder Faser seines Seins sorgte 
er sich um Israel.« DeLay selbst gestand, er sei »im tiefsten Inneren 
ein Israeli«.? 

Es gibt auch jüdische Senatoren und Abgeordnete, die sich dafür 
einsetzen, dass die US-amerikanische Außenpolitik die Interessen Isra- 
els unterstützt. Im Jahre 2006 wurde sogar eine Rekordzahl jüdischer 
Amerikaner in das Repräsentantenhaus und den Senat gewählt, was 
deren eindrucksvolle Leistung innerhalb der amerikanischen Gesell- 
schaft und deren traditionell hohes Maß an staatsbürgerlichem und 
politischem Engagement unterstreicht. Einige dieser Volksvertreter — 
wie etwa die Senatoren Joseph Lieberman (Demokrat, Connecticut) 
und Charles Schumer (Demokrat, New York) sowie die Abgeordneten 
Jerrold Nadler (Demokrat, New York}, Henry Waxman (Demokrat, 
Kalifornien) und Robert Wexler (Demokrat, Florida) - sind glühende 
Verteidiger Israels.’ Waxman erklärte nach der Wahl von 2006: »Es 
wird sicher ein paar demokratische Ausschussvorsitzende geben, die 
nicht alle meine Ansichten ... über Israel teilen.« Er stellte jedoch klar, 
dass »diese Leute keine Ausschüsse leiten werden, in denen es um Isra- 
elund den Nahen Osten geht«.° Er sollte natürlich recht behalten: Vor- 
sitzender des Unterausschusses, vor dem die oben erwähnte Anhörung 
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stattfand, war Gary Ackerman (Demokrat, New York), ebenfalls ein 
leidenschaftlicher Förderer Israels. Und den größeren außenpolitischen 
Ausschuss leitet Tom Lantos (Demokrat, Kalifornien), der sich wie 
kein zweiter im Kongress für Israel stark macht. Ein ehemaliges hohes 
Tier des AIPAC meinte einmal, Lantos sei von seiner Gesinnung her — 
in Anspielung auf die israelische Flagge - »regelrecht blau-weiß«.7 

Es sind indes nicht nur die Abgeordneten selbst, die die Gesetz- 
gebung in eine proisraelische Richtung kippen können. Kongressmit- 
arbeiter, die im Zentrum des legislativen Prozesses wirken, registrieren 
die Positionen außenstehender Interessengruppen und bestimmen die 
verschiedenen politischen Optionen für ihre Bosse. Morris Amitay, 
ein früherer Chef des AIPAC, stellte einmal fest: »Hier oben [auf dem 
Capitol Hill] gibt es jede Menge Leute in praktischen Tätigkeiten, ... 
die Juden sind und daher bereit, ... gewisse Themen unter dem Ge- 
sichtspunkt ihrer jüdischen Identität zu betrachten ... All diese Leute 
sind in der Posı 


ion, in diesen Bereichen die Entscheidung für die Se- 
natoren zu treffen. ... Man kann bereits auf der Stabsebene ungeheuer 
viel ausrichten.«® Wie wir im Folgenden sehen werden, sind einzelne 
ktan 
ss beteiligt. Sie unterstützen Stabsmitglieder im Capitol 
tzesvorlagen zu entwerfen, den Abgeordneten Argumente 


Vertreter von Gruppierungen innerhalb der Lobby bisweilen di 
diesem Proz 


darin, Ge: 
für öffentliche Debatten zu liefern oder jene Notizen zu verfassen, mit 
denen die Abgeordneten einander ihre Positionen zu zentralen Themen 
darlegen. Oder sie bringen offene Briefe in Umlauf, mit denen der 
Kongress Druck auf die Exekutive auszuüben versucht. 

Von allen Gruppierungen, aus denen sich die Lobby zusammen- 
setzt, besitzt das AIPAC den größten Einfluss auf den Kongress. Diese 
Tatsache wird von Politikern beider Parteien weitgehend anerkannt.” 
Expräsident Bill Clinton beschrieb einmal das AIPAC als »ungeheuer 
einflussreich« und als »besser als alle anderen Lobbyisten in dieser 
Stadt«. Für den ehemaligen Sprecher des Repräsentantenhauses Newt 
Gingrich (Republikaner, Georgia) war das AIPAC »die erfolgreichste 
allgemeine Interessengruppierung ... auf dem gesamten Planeten «. Der 
Mehrheitsführer im Senat, Harry Reid (Demokrat, Nevada), pflichtete 
bei und erklärte: »Ich kenne keine politische Organisation im Land, 
die so gut organisiert und so hoch geschätzt ist [wie das AIPAC].« 
Jeffrey Goldberg vom New Yorker sprach von einem »Goliath unter 
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den Lobbys«. Und die Website des AIPAC selbst zitiert stolz die Beur- 
teilung der New York Times, AIPAC sei »die wichtigste Organisation, 
die das Verhältnis Amerikas zu Israel prägt«.' 

Seinen Erfolg verdankt das AIPAC weitgehend der Fähigkeit, Ab- 
geordnete und Kongresskandidaten zu belohnen, die die eigene Ziel- 
setzung unterstützen, und jene zu abzustrafen, die dies nicht tun, da 
das AIPAC über einen großen Einfluss auf die Verteilung von Wahl- 
kampfspenden verfügt. Geld ist entscheidend für US-Wahlen, die im- 
mer teurer werden, und das AIPAC sorgt dafür, dass politische Freunde 
finanziell unterstützt werden, solange sie nicht von der AIPAC-Linie 
abweichen. 

Dieser Prozess funktioniert auf unterschiedliche Weise. Erstens sind 
viele der Einzelpersonen, die dem AIPAC Gelder zukommen lassen, 
häufig schon für sich genommen wichtige politische Finanziers. Der 
Journalist Michael Massing entnahm den Unterlagen der Bundeswahl- 
kommission, dass »die 46 Mitglieder des Direktoriums des MPAC 
zwischen 1997 und 2001 weit über drei Millionen Dollar an Wahl- 
kampfgeldern spendeten«, und viele von ihnen sind bis heute großzü- 
gige Förderer proisraelischer Aktivisten und Wahlkandidaten.!! Wie 
die Washington Post 2004 berichtete, »spendeten die Direktoren |des 
AIPAC] seit dem Jahr 2000 durchschnittlich jeweils 72.000 Dollar für 
Wahlkämpfe und politische Komitees«.!? 

Zweitens fördert das AIPAC den Kontakt zwischen politischen 
Kandidaten und anderen Spendern und Finanzierungsquellen. Trotz 
des Namens ist das AIPAC kein Political Action Committee; denn 
als solches würde sich das AIPAC offiziell hinter bestimmte Kandi- 
daten stellen und deren Wahlkämpfe direkt finanzieren. Stattdessen 
überprüft das AIPAC potentielle Kandidaten und arrangiert Begeg- 
nungen mit möglichen Spendern und Spendeneintreibern und liefert 
der wachsenden Zahl von proisraelischen Lobbyorganisationen re- 
levante Informationen. Der Historiker David Biale stellt fest: »Die 
amerikanisch-jüdische »Israel-Lobby« hat sich seit dem Sechstagekrieg 
zu einer der ausgefeiltesten und einflussreichsten Lobbyorganisationen 
im Kongress der Vereinigten Staaten entwickelt. Dies geschah teilweise 
dadurch, dass sie ein bundesweites Netzwerk jüdischer Political Action 
Committees bildete, das Gelder für Kongresskandidaten beisteuert, 
das Kriterium Rückhalt für Israel vorausgesetzt.«'° AIPAC-Präsident 
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Howard Friedman erklärte den Mitgliedern der Organisation im Au- 
gust 2006: »Das AIPAC macht sich mit jedem bekannt, der für den 
Kongress kandidiert. Diese Kandidaten werden eingehend informiert, 
damit sie die komplizierte Situation Israels und die des Nahen Ostens 
insgesamt voll und ganz verstehen. Wir fordern sogar jeden einzelnen 
Kandidaten auf, ein »Positionspapier« über seine Haltung zum Verhält- 
nis zwischen den Vereinigten Staaten und Israel zu verfassen — so wird 
klar, wo er in dieser Frage steht. «'* 

Friedmans Beschreibung des Modus Operandi von AIPAC deckt 
sich mit Aussagen anderer Politiker. Tom Hayden, ein Kriegsgegner, 
der Anfang der 1980er Jahre für das Abgeordnetenhaus von Kalifor- 
nien kandidierte, erklärt, wie er sich die Unterstützung des lokalen 
Strippenziehers Michael Berman sicherte (dem Bruder des langjährigen 
kalifornischen Kongressabgeordneten Howard Berman), nämlich un- 
ter der Bedingung, stets »ein guter Freund Israels« zu sein. Hayden, 
der die Wahl gewann, gab an, er »musste als »koscher< beglaubigt wer- 
den, nicht bloß einmal, sondern immer wieder. Die Gutachter waren 
führende Köpfe, angefangen bei den Rabbinern und Leitern der zahl- 
reichen etablierten jüdischen Organisationen ... Eine wichtige Rolle 
bei dieser Sicherheitsüberprüfung spielte auch ... [das AIPAC], eine 
Gruppierung, die in enger Verbindung zu offiziellen Parteien in Isra- 
el steht. Wenn nötig, würden israelische Botschafter, Generalkonsuln 
und andere Funktionäre bei entsprechenden Stellen eingreifen, indem 
sie den Betreffenden zum »Freund Israels erklärten.« Hayden hatte 
während seiner politischen Laufbahn wohlgemerkt nur Ämter auf der 
Ebene eines einzelnen Bundesstaats inne, in denen er allerdings unge- 
wöhnlich wahrnehmbar war.' 

Ähnlich schilderte auch der demokratische Kandidat Harry Lons- 
dale, der 1990 erfolglos gegen Senator Mark Hatfield (Republikaner, 
Oregon) antrat, seinen Besuch in der AIPAC-Zentrale während jenes 
Wahlkampfs. »Es sprach sich herum, ich sei proisraelisch«, schreibt er. 
»Gleich zu Beginn des Wahlkampfs lud man mich zu »Besprechungen« 
beim AIPAC nach Washington D.C. ein. Diese Erfahrung werde ich 
nie vergessen. Es genügte nicht, dass ich proisraelisch war. Ich erhielt 
eine Liste mit wichtigen Punkten und wurde zu meiner konkreten 
Meinung zu jedem einzelnen Punkt geprüft (das heißt ausgequetscht). 
Man erklärte mir sogar, welche Meinung ich vertreten müsse und mit 
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welchem konkreten Wortlaut ich diese Meinung in der Öffentlich- 
keit kundtun solle. ... Kurz darauf schickte man mir eine Liste ameri- 
kanischer Förderer Israels, ... die ich nach Belieben anrufen und um 
Wahlkampfspenden angehen konnte. Ich rief an, und sie spendeten, 
von Florida bis Alaska.«'* 

Der ehemalige Gouverneur von Idaho, John V. Evans, erlebte Ähn- 
liches, als er 1986 gegen den damals amtierenden Senator von Idaho, 
Steven Symms, antrat. Er besuchte die AIPAC-Zentrale, wo man, so 
Evans, »ständig betonte, man sei kein Political Action Committee ... 
Aber man erklärte, es gebe im ganzen Land jüdische Organisationen, 
die über eigene Political Action Committees verfügten und uns helfen 
könnten, wenn wir uns an sie wendeten.« Dem Wall Street Journal 
zufolge »lotste [das AIPAC] Mr. Evans zu einer Reihe angeblich unab- 
hängiger Organisationen - von denen viele von Leuten geleitet wur- 
den, die Verbindungen zum AIPAC unterhielten -, die ihm 204.950 
Dollar für seinen erfolglosen Wahlkampf gegen den republikanischen 
Senator Steve Symms gaben. «'7 

Das AIPAC verfolgt und protokolliert auch das Abstimmungsverhal- 
ten im Kongress und stellt diese Dokumente den eigenen Mitgliedern 
zur Verfügung, sodass diese entscheiden können, welche Kandidaten 
beziehungsweise Lobbygruppen sie unterstützen wollen.!® Kandidaten 
oder Amtsinhaber, die sich als israelkritisch erweisen, müssen damit 
rechnen, dass das AIPAC ihre Wahlkampfgegner unterstützt. Interne 
AIPAC-Papiere, die 1988 der Washington Post zugespielt wurden, of- 
fenbarten, dass der Vizedirektor aktiv »versuchte, bei den Senatswahlen 
von 1986 Gelder für verschiedene Kandidaten einzutreiben«. Und das 
Wall Street Journal berichtete 1987: »Obwohl das AIPAC behauptet, 
nichts mit politischen Spenden zu tun zu haben, werden nicht weniger 
als 51 proisraelische Lobbyorganisationen — von denen die meisten 
Gelder von jüdischen Spendern erhalten und unter obskur klingenden 
Namen operieren - von AIPAC-Funktionären oder von Leuten gelei- 
tet, die Mandate in den zwei wichtigsten programmatischen Gremien 
von AIPAC innchaben.«'” Auch wenn die Bundeswahlkommission 
später zu dem Urteil kam, es gebe »nicht genügend Indizien«, die den 
Schluss zuschließen, AIPAC beherrsche das Netzwerk proisraelischer 
Lobbyorganisationen, so hält sich die weit verbreitete Meinung, dass 
das AIPAC maßgeblich den Fluss von Wahlkampfspenden lenkt.?° Der 
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altgediente Diplomat David Newsom, der unter Richard Nixon stell- 
vertretender Außenminister und unter Jimmy Carter Staatssekretär 
im Auswärtigen Amt war, berichtet Folgendes: »Als ein prominentes 
Mitglied des Kongresses einmal gefragt wurde, womit sich die Macht 
des AIPAC in der Legislative erklären lasse, lautete die Antwort: »Geld. 
So einfach ist das.<«?! 

Das Center for Responsive Politics (CRP), eine überparteiliche For- 
schungsgruppe, die den Fluss von Wahlkampfspenden verfolgt, hat 
annähernd drei Dutzend proisraelische Political Action Committees 
ausgemacht, die bei den jüngsten Wahlen aktiv waren. Bei den Kon- 
gresswahlen von 2006 ließen diese Gruppierungen verschiedenen Kan- 
didaten beider Parteien mehr als drei Millionen Dollar zukommen.?? 
Zwischen 1990 und 2004, so berichtet The Economist, schossen pro- 
israelische Gruppierungen verschiedenen Kandidaten und Parteien 
an die 57 Millionen Dollar zu, während arabisch-amerikanische und 
muslimische Political Action Committees nur knapp 800.000 Dollar 
beisteuerten.?° Rechnet man persönliche Spenden an einzelne Kandi- 


tionen 
selbst hinzu, so üben proisraelische Kräfte beträchtlichen Einfluss auf 
Wahlen aus. Steven Weiss von CRP bestätigt dies: »Wenn ein Kandi- 
dat vom AIPAC das Etikett »proisraelisch« erhält, fließen Gelder von 
Spendern aus dem ganzen Land.«”* Es besteht kaum Zweifel an der 
Wirksamkeit dieser Taktiken. Im Jahre 2006 konnte beispielsweise Se- 
nator Joseph Lieberman (Demokrat, Connecticut) mithilfe von Geld- 
ern proisraelischer Gruppierungen und Einzelpersonen sein Mandat 


daten und Schenkungen an die bundesweiten Parteiorgani 


behalten, indem er nach seiner Niederlage gegen Ned Lamont bei 
der Vorwahl der Demokraten als unabhängiger Kandidat antrat. Lie- 
berman erhielt von zwei Dutzend unterschiedlichen proisraclischen 
Lobbygruppen insgesamt mehr als 145.000 Dollar; an Lamont ging 
von diesen Gruppierungen kein einziger Cent. Im selben Jahr schlug 
Sheldon Whitehouse mit Spenden proisraelischer Lobbyorganisati- 
onen in Höhe von 76.000 Dollar den amtierenden Senator Lincoln 
Chafee (Republikaner, Rhode Island), dem seit langem eine laue Hal- 
tung gegenüber Israel nachgesagt worden war.2° In den Genuss einer 
Unterstützung durch proisraelische Lobbyorganisationen kamen auch 
erfolgreiche Kandidaten wie Robert Menendez (Demokrat, New Jer- 
sey) und Brad Ellsworth (Demokrat, Indiana). Laut Ron Kampeas von 
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der Jewish Telegraph Agency wurde das Geld für diese (und andere) 
Kandidaten »durch ein lockeres Netzwerk von Spendern aufgebracht, 
wovon viele in enger Verbindung zum [AIPAC], der proisraelischen 
Lobby, stehen «.?° 

Das AIPAC und das damit verknüpfte Netzwerk können natürlich 
nicht jede Wahl beeinflussen, und selbst große Spenden proisraelischer 
Gruppierungen konnten nicht gewährleisten, dass Lonsdale bezie- 
hungsweise Evans gewählt wurden, oder verhindern, dass der ehe- 
malige Oppositionsführer im Senat, Tom Daschle (Demokrat, South 
Dakota), beziehungsweise der amtierende Senator Rick Santorum (Re- 
publikaner, Pennsylvania) bei ihrem Ringen um eine Wiederwahl in 
den Jahren 2004 beziehungsweise 2006 geschlagen wurden.?? In den 
vergangenen drei Jahrzehnten trug das AIPAC jedoch dazu bei, dass 
viele erfolgreiche Kandidaten ihre Wahlkämpfe gewannen beziehungs- 
weise etliche Politiker, die als antiisraelisch galten, abgewählt wur- 
den. Im Jahre 2002 wirkte AIPAC beispielsweise daran mit, dass die 
Kongressabgeordnete Cynthia McKinney (Demokratin, Georgia) eine 
Niederlage erlitt, indem ihren Gegnern Wahlkampfmittel zugespielt 
wurden. McKinney kehrte 2004 wieder in ihr Amt zurück, wurde bei 
der Wahl 2006 aber erneut geschlagen. Hank Johnson, ihr siegreicher 
Gegner bei der Vorwahl der Demokraten im Jahre 2006, erhielt minde- 
stens 34.000 Dollar von sieben proisraelischen Political Action Com- 
mittees.?® In einem anderen bekannten Fall aus dem Jahr 1982 wirkte 
der wohlhabende Chicagoer Geschäftsmann und ehemalige AIPAC- 
Präsident Robert Asher dabei mit, Richard Durbin, einen Anwalt aus 
Illinois, zu rekrutieren und auf Herz und Nieren zu prüfen und gegen 
den amtierenden Kongressabgeordneten Paul Findley (Republikaner, 
Illinois) ins Rennen zu schicken. Durbin hatte noch nie ein Wahlamt 
innegehabt. Asher erinnerte sich später: »Ich forschte [Durbins] Ge- 
sinnung aus. ... Ich wollte sicherstellen, dass wir jemanden unterstüt- 
zen, der nicht nur gegen Paul Findley war, sondern auch für Israel. Er 
schlug Findley dank des massiven Rückhalts durch Juden innerhalb 
und außerhalb des Staats. Und wie fand das jüdische Geld zu ihm? Ich 
reiste durch das Land und erklärte, wir hätten die Chance, jemanden 
abzuwählen, der Israel nicht gewogen war. Und die Pforten öffneten 
sich.«2? Asher sammelte Gelder, indem er in einem Brief an potenzielle 
Spender erklärte, die Wahl biete die »beste Gelegenheit, einen gefähr- 
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lichen Gegner Israels« aus dem Kongress zu verjagen. Durbin erhielt 
schließlich insgesamt 104.325 Dollar an Wahlkampfspenden von 31 
verschiedenen proisraelischen Political Action Committees. Im Ver- 
gleich dazu bekamen andere Kongresskandidaten aus Illinois bei der 
Wahl von 1982 von denselben Gruppierungen durchschnittlich unge- 
fähr 3.700 Dollar.” Durbin konnte Findley ganz knapp schlagen, der 
elf Legislaturperioden im Amt gewesen war, und wurde später in den 
Senat gewählt, wo er derzeit als Majority Whip für die Parteidisziplin 
verantwortlich ist. 

Im Jahr 2002 gelang es Mayer „Bubba“ Mitchell, einem weiteren 
Mitglied der „Viererbande“ (der Gruppe wohlhabender Sponsoren, 
die den politischen Kurs des AIPAC bestimmen), mit einer ähnlichen 
Taktik, den Kongressabgeordneten Earl Hilliard (Demokrat, Alabama) 
zu verdrängen, Auch Hilliards Gegner wurde von AIPAC-Förderern im 
ganzen Land finanziell unte Laut Jeffrey Goldberg vom New 
Yorker hat Asher später erklärt, er habe »Bubba gefragt, wie er sich 
fühlte, nachdem [Hilliards Gegner] gewonnen hatte, und er habe ge- 
sagt, ‚Genau wie Sie, als Durbin gewählt wurde.<«’! Das AIPAC wirkte 
auch maßgeblich dabei mit, etliche andere US-amerikanische Politiker 
zu Fall zu bringen, die abweichende Positionen vertraten, darunter den 
Abgeordneten Pete McCloskey (Republikaner, Kalifornien) sowie die 
Senatoren J. William Fulbright (Demokrat, Arkansas) und Roger Jep- 
son (Republikaner, Iowa), um nur einige zu nennen. Jepsons Schicksal 
ist besonders aufschlussreich: Er wurde ins Visier genommen, nachdem 
er einer persönlichen Bitte von Präsident Ronald Reagan nachgab und 
einwilligte, 1981 dem Verkauf von AWACS-Flugzeugen an Saudi-Ara- 
bien zuzustimmen. Sein Gegner im Senatswahlkampf von 1984, der 
Demokrat Tom Harkin, erhielt mehr als 100.000 Dollar von proisra- 
elischen Lobbyorganisationen, und Jepson verlor sein Mandat. Der 


Senator Alan Cranston (Demokrat, Kalifornien) meinte später, Jepsons 
Schicksal habe »die Senatoren davon abgeschreckt, [in Nahostfragen] 
die Seiten zu wechseln«.? 

Ein weiteres Beispiel dafür, dass die Lobby durchaus Wahlen be- 
einflussen kann, ist der ehemalige demokratische Senator aus Illinois 


Adlai Stevenson, der 1982 für das Amt des Gouverneurs von Illinois 
kandidierte. Er war erstmals 1980 mit den Interessen proisraelischer 
Gruppierungen in Konflikt geraten. Er hatte zu einem vom Senat vor- 
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gelegten Gesetzentwurf einen Ergänzungsantrag eingebracht, der die 
Reduzierung der Auslandshilfe für Israel vorsah, falls es nicht aufhö- 
ren würde, Siedlungen zu bauen. Stevenson wusste, dass der Ergän- 
zungsantrag niemals durchkommen würde, aber er wollte zeigen, dass 
seine Kollegen selbst dann Israel unterstützen würden, wenn es sich 
über die offizielle US-Politik hinwegsetzte. Der Antrag war leicht zu 
Fall gebracht, er hatte nur sieben Stimmen bekommen. Ein zögernder 
Gegner des Ergänzungsantrags, der demokratische Senator Quentin 
Burdick aus North Dakota, sagte zum Senator aus Illinois: »Tut mir 
leid, Adlai, aber ich kandidiere zur Wiederwahl.« Als Stevenson zwei 
Jahre später für das Amt des Gouverneurs kandidierte, merkte er bald, 
dass die Wahlkampfspenden allmählich ausblieben und stattdessen sei- 
nem Gegner zuflossen. Der ehemalige Senator bemerkte später, er und 
seine Frau »wurden als antisemitisch beschimpft. Manche Presseleute 
wurden feindselig. Jüdische Mitglieder des Organisationskomitees der 
Demokraten gaben unter dem Druck nach. Jüdische Freunde und Hel- 
fer wurden ebenfalls beschimpft.« Stevensons Niederlage war knapp. 
Später sagte er: »Die Lobby änderte in dieser Wahl alles, in jeder Hin- 
sicht.«°* 

Das wohl bekannteste Beispiel dafür, was es einen Politiker kosten 
kann, dem AIPAC in die Quere zu kommen, ist die Niederlage von 
Senator Charles Percy (Republikaner, Illinois) im Jahre 1984. Obwohl 
Percy im Allgemeinen für eine proisraelische Haltung bekannt war, zog 
er sich den Unwillen des AIPAC zu, als er sich weigerte, den vom Al- 
PAC lancierten „Brief von 76“ zu unterzeichnen, in dem gegen Präsi- 
dent Fords im Jahre 1975 angekündigte Neubeurteilung der US-ameri- 
kanischen Nahostpolitik protestiert wurde. Er beging auch den Fehler, 
den PLO-Chef Jassir Arafat im Vergleich zu anderen palästinensischen 
Terroristen als »gemäßigter« zu bezeichnen. Percys Gegner sowohl bei 
der Vorwahl als auch bei der Hauptwahl von 1984 erhielten große 
Summen von proisraelischen Lobbyorganisationen, und ein Geschäfts- 
mann aus einem ganz anderen Staat (Kalifornien), Michael Goland, 
der auch ein wichtiger AIPAC-Förderer war, machte 1,1 Millionen 
Dollar für Anti-Perey-Werbung in Illinois locker. (Goland wurde spä- 
ter wegen illegaler Wahlkampfspenden im kalifornischen Senatswahl- 
kampf von 1986 verurteilt.) Tom Dine prahlte nach Pereys knapper 
Niederlage: »Alle Juden in Amerika ... taten sich zusammen, um Percy 
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abzusetzen. Und die amerikanischen Politiker - jene, die bereits öffent- 
liche Ämter innehaben, und jene, die sich dafür bewerben — haben die 
Botschaft verstanden. «°° Ungeachtet dieser Übertreibung lässt sich die 
Lektion dieser Fälle kaum übersehen. J. J. Goldberg, der Herausgeber 
des Forward, erklärte im Jahr 2002: »Im Kongress ist man der Mei- 
nung, man dürfe sich nicht mit diesen Leuten anlegen, sonst sägen sie 
einen ab.«’* 

Das AIPAC und proisraelische Lobbyorganisationen konzentrieren 
sich nicht nur darauf, israelfreundlichen Kandidaten zum Wahlsieg 
ie verzeichneten auch beachtliche Erfolge, wenn es da- 
rum ging, israelkritische Politiker zu treuen Freunden umzupolen. Der 
frühere Senator Jesse Helms (Republikaner, North Carolina) äußerte 
sich fast in seiner gesamten Laufbahn ausgesprochen kritisch zur US- 


zu verhelfen. 


amerikanischen Auslandshilfe und lehnte insofern auch eine größere 
Unterstützung Israels ab. Im Jahre 1984 erlebte Helms jedoch einen 
zermürbenden (und teuren) Wahlkampf, als der populäre Gouverneur 
von North Carolina, James Hunt, gegen ihn antrat. Das AIPAC wit- 
terte die Chance, einen gewichtigen Feind schachmattzusetzen, und 
leitete große Summen von Wahlkampfgeldern an Hunt, der um ein 
Haar gewonnen hätte. Helms begriff die Lektion: Im folgenden Jahr 
reiste er nach Israel und ließ sich fotografieren, wie er mit einer Kippa 
auf dem Kopf die Klagemauer küsste. Auf derselben Reise ließ sich der 
Senator auch mit Ariel Scharon ablichten. Vor allem aber bekundete 
Helms unüberhörbar seine Unterstützung für Israel, und zwar bis zu 
seinem Ausscheiden im Jahre 2002.77 

Eine ähnliche Entwicklung lässt sich bei der Senatorin Hillary Clin- 
ton (Demokratin, New York) beobachten, die mit ihrem Eintreten für 
tinensischen Staat im Jahre 1998 und ihrer öffentlichen 
Umarmung Suha Arafats (der Frau Jassir Arafats) 1999 lautstarke Kri- 
tik auf Seiten der Israel-Lobby auslöste. Hillary Clinton wandelte sich 
zu einer glühenden Beschützerin Israels, seit sie selbst für das Präsiden- 
tenamt kandidiert, und gewann inzwischen breiten Rückhalt und auch 
finanzielle Unterstützung durch proisraelische Organisationen und 
Einzelpersonen. Nachdem Hillary Clinton im Juli 2006 bei einer prois- 
rael 


einen pa 


‘hen Kundgebung aufgetreten und ihre Zustimmung für Israels 
höchst destruktiven Krieg gegen den Libanon bekundet hatte; erklärte 
Helen Freedman, die geschäftsführende Direktorin der dogmatischen 
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Organisation Americans for a Safe Israel: »Ich hielt ihre Äußerungen 
für sehr nützlich, besonders angesichts ihrer Vorgeschichte - wir kön- 
nen nicht vergessen, dass sie Suha küsste.«® Proisraelische Lobbyor- 
ganisationen unterstützten Clinton im Wahlkampf von 2006, als es um 
ihre Wiederwahl in den Senat ging, mit mehr als 30.000 Dollar, und 
der Forward berichtete im Februar 2007, Hillary Clinton »dürfte sich 
beim Rennen um die Präsidentschaftskandidatur der Demokraten im 
Jahre 2008 den Löwenanteil der beachtlichen politischen Spenden der 
jüdischen Gemeinschaft unter den Nagel reißen«.” 

Falls Druck und Überredung nicht wirken, droht das AIPAC jenen 
Politikern, die der vorgegebenen Linie nicht zu folgen bereit sind.’ 
Im Jahre 2006 stimmte beispielsweise die liberale Kongressabgeord- 
nete Betty McCollum {Demokratin, Minnesota), die sich stets für die 
Interessen Israels eingesetzt hatte, trotzdem gegen das vom AIPAC 
unterstützte Palästinensische Antiterrorgesetz. Gegen dieses Gesetz, 
das nach dem Wahlsieg der Hamas drakonische Maßnahmen gegen 
die palästinensische Autonomiebehörde bewirken sollte, wandten sich 
auch das Außenministerium, die katholischen Bischöfe und andere 
proisraelische Gruppierungen wie Americans for Peace Now und das 
Israel Policy Forum. Trotzdem teilte ein AIPAC-Lobbyist McCollun 
Stabschef mit, man werde die »Unterstützung [der Abgeordneten] für 
Terroristen nicht tolerieren« - eine Drohung, die McCollum veranlass- 
te, vom AIPAC-Chef Howard Kohr eine Entschuldigung zu verlangen 
und AIPAC-Vertretern den Zugang zu ihrem Büro zu verwehren." 

Die eigentliche Botschaft ist klar: Jeder Senator oder Abgeordne- 
te, der das AIPAC verärgert, spielt mit dem Feuer. Die Aktivitäten 
der Lobby sind kaum der einzige Grund, weshalb diese Kandidaten 
im Wahlkampf vor großen Hürden standen und schließlich schei- 
terten (die Chancen von Cynthia McKinney beispielsweise wurden 
auch durch eine in den Medien ausgeschlachtete Konfrontation mit 
einem Wachmann vom Capitol gemindert, und Lincoln Chafee hat- 
te es aufgrund der antirepublikanischen Stimmung im Jahre 2006 
von vornherein nicht leicht). Doch es ist bekannt, dass die Lobby die 
Wahlaussichten eines Kandidaten durchaus beeinflussen kann. Eine 
Stimme aus dem Kongress formulierte es 1991 folgendermaßen: » Ge- 
gen Israel zu stimmen, läuft inzwischen auf dasselbe hinaus, wie wenn 
man im Bundesstaat Washington gegen die Holzwirtschaft eintritt, 
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allerdings mischt AIPAC im ganzen Land mit.«*? Und das ist auch 
der Grund, weshalb Morris Amitay, der ehemalige AIPAC-Direktor 
und spätere Schatzmeister der Organisation, im Jahre 2002 sagen 
konnte: »Heutzutage scheinen alle zu spuren«, und weshalb Jimmy 
Carter im Februar 2007 erklären konnte: »Ich sehe gegenwärtig kei- 
ne Aussichten dafür, dass irgendein Mitglied des US-Kongresses, des 
Repräsentantenhauses beziehungsweise des Senats, sagen würde, »Wir 
sollten eine ausgewogene Position zwischen Israel und den Palästi- 
nensern einnehmen und ein Friedensabkommen aushandeln«.« Und 
Carter fügte hinzu: »Für ein Mitglied des Kongresses, das wiederge- 
wählt werden will, ist es fast politischer Selbstmord, eine Position zu 
vertreten, die als Gegenkurs zur konservativen israelischen Regierung 
ausgelegt werden kann. «* 

Der Einfluss des AIPAC erklärt auch, weshalb dessen jährliche 
Politprogrammkonferenz inzwischen zur Pflichtveranstaltung für pro- 
minente Vertreter beider Parteien wie auch für führende Köpfe der 
Exekutive geworden ist. Auf der Rednerliste der Policy Conference 
von 2007 standen unter anderem Vizepräsident Dick Cheney, die 
Sprecherin des Repräsentantenhauses Nancy Pelosi (Demokratin, Ka- 
lifornien), der Fraktionsführer der Mehrheitspartei im Senat, Harry 
Reid (Demokrat, Nevada), der Fraktionschef der Minderheitspartei, 
Mitch McConnell (Republikaner, Kentucky), sowie der Fraktionsvor- 
sitzende der Minderheitspartei im Repräsentantenhaus, John Boehner 
(Republikaner, Ohio). Im Vorjahr sprachen unter anderem Cheney, 
Boehner, UNO-Botschafter John Bolton, die Senatoren Susan Collins 
(Republikanerin, Maine) und Evan Bayh (Demokrat, Indiana), die Ab- 
geordneten Roy Blunt (Republikaner, Missouri), Shelley Berkley (De- 
mokratin, Nevada), Artur Davis (Demokrat, Alabama), Bill Pascrell 
(Demokrat, New Jersey) und Robert Wexler (Demokrat, Florida) so- 
wie der Exsenator und Präsidentschaftskandidat John Edwards. Zu 
den Rednern in früheren Jahren gehörten Präsident George W. Bush, 
die Außenminister Colin Powell und Condoleezza Rice, die ehemaligen 
Sprecher des Repräsentantenhauses Dennis Hastert (Republikaner, 
Illinois), Richard Armey (Republikaner, Texas) und Newt Gingrich 
(Republikaner, Georgia) sowie unzählige prominente proisraelische 
Experten. Es gibt kaum eine zweite Lobbyorganisation, die dermaßen 
eifrig von Politikern beider Parteien umworben wird. 
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Dank seines Einflusses auf die Wahlen sorgt das AIPAC auch dafür, 
dass Israel jedes Jahr großzügige Finanzhilfen erhält. Für Senatoren 
und Abgeordnete wird es riskant, selbst die leiseste Kritik am Gebaren 
Israels zu üben. Der Einfluss des AIPAC im Kongress geht jedoch noch 
darüber hinaus. Lobbygruppen der unterschiedlichsten Art üben Ein- 
fluss nicht nur durch direkte Überredung und die Vergabe von Wahl- 
kampfgeldern aus, sondern auch dadurch, dass sie gleichgesinnten 
Parlamentariern eine „Legislativbeihilfe“ gewähren und überlasteten 
Mitarbeitern direkte Hilfe anbieten, wenn es darum geht, Themen zu 
analysieren, Gesetzesentwürfe auszuarbeiten sowie Argumente und 
Wahlkampfreden zu formulieren.“ Jedes Mitglied des Kongresses er- 
hält das 14-tägig erscheinende AIPAC-Rundschreiben Near East Re- 
‚port, und auch die Mitarbeiter der Lobbyorganisation selbst stehen zur 
Beratung zur Verfügung, wenn es um Israel betreffende Fragen geht. 
Douglas Bloomfield, ein ehemaliger Mitarbeiter des AIPAC, erklärt 
dazu: »Es ist üblich, dass sich Kongressmitglieder und deren Stäbe 
zuerst an das AIPAC wenden, wenn sie Informationen brauchen, be- 
vor sie die Kongressbibliothek, den Recherchedienst des Kongresses, 
Komiteemitarbeiter oder Experten der Regierung in Anspruch neh- 
men.« Noch wichtiger ist, dass ich »oft an das AIPAC wenden, 
wenn es darum geht, Reden und Gesetzesvorlagen auszuarbeiten, sich 
über Taktiken zu beraten, Recherchen durchzuführen, Kosponsoren 
und Wählerstimmen zu gewinnen«.* Mit anderen Worten, das AIPAC 
klinkt sich ausgesprochen häufig direkt in die legislativen und politpro- 
grammatischen Prozesse ein, wie wir im zweiten Teil des Buchs noch 


näher sehen werden. 

Um das Geschäft zu besiegeln, finanziert eine Schwesterorganisa- 
tion des AIPAC, die American Israel Education Foundation (AIEF, 
Amerikanisch-israelische Bildungsstiftung), kostenlose Israelreisen für 
Kongressmitglieder. Diese „Dienstreisen“ geben dem proisraelischen 
Image eines Kongressmitglieds den letzten Schliff und erleichtern den 


Spendenfluss; und nicht zuletzt werden die Amerikaner dabei mit dem 
programmatischen Kurs und der Weltanschauung israelischer Po- 
litiker vertraut gemacht. Dies erklärt auch, weshalb ungefähr zehn 
Prozent aller Auslandsreisen von Kongressabgeordneten Israel - nur 
eines von nahezu 200 Ländern auf der Welt - zum Ziel haben. Das 
Center for Public Integrity berichtet, dass das AIPAC von Januar 2000 
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bis Mitte 2005 fast eine Million Dollar für diese Besuche ausgege- 
ben hat. Es überrascht nicht, dass das AIPAC und andere jüdische 
Gruppierungen massive - und erfolgreiche - Lobbyarbeit betrieben, 
damit die neuen Ethikbestimmungen, die nach den Skandalen um Jack 
Abramoff und Tom DeLay erlassen wurden, diese Reisetätigkeit nicht 
beschränkten.’ 

Es muss immer wieder betont werden, dass das AIPAC ähnliche Ak- 
tivitäten verfolgt wie andere einflussreiche Lobbyisten und durchaus 
mit der Tradition von Interessengruppen im politischen System der 
Vereinigten Staaten vereinbar ist. In seiner Studie Jews and American 
Politics zitierte Stephen Isaacs den AIPAC-Direktor Morris Amitay 
mit den Worten: »Es kommt nur darauf an, ... dass nichts von all dem 
ungehörig ist. ... Man nutzt die traditionellen Taktiken der Demokratie 
... Briefe, Telefonate. «#7 

Diese „traditionellen Taktiken“ zur Beeinflussung des Kongresses 
ermöglichen es der Lobby auch, Druck auf die Exekutive auszuüben, 
wenn diese Maßnahmen ergreift, die als israelfeindlich eingestuft wer- 
den. In solch einem Fall erhält der Präsident oder das Kabinettsmit- 
glied in der Regel einen scharfen Brief von einem oder beiden Häusern 
des Kongresses, den die meisten Abgeordneten unterzeichnet haben. 
Präsident Gerald Ford erlebte dies, als er 1975 eine Neubeurteilung 
der amerikanisch-israelischen Beziehungen ankündigte. Einen ähn- 
lichen Brief erhielt Präsident George W. Bush im April 2002, als er 
für kurze Zeit versuchte, Israel dazu zu zwingen, eine groß angelegte 
Militäroperation in den besetzten Gebieten zu beenden. Wie viele Ab- 
geordnete diese beiden Briefe unterzeichneten, zeugt davon, in wel- 
chem Maße das AIPAC imstande ist, Druck auszuüben. Senator Daniel 
Inouye (Demokrat, Hawaii) erklärte, nachdem er im Jahre 1975 den 
Brief an Ford unterschrieben hatte: »Es ist einfacher, einen Brief zu 
unterzeichnen, als 5000 Briefe zu beantworten.« Auch Senator John 
Culver (Demokrat, Iowa) räumte später ein: »Der Druck war einfach 
zu massiv. Ich beugte mich. «*# 

Außenministerin Condoleezza Rice spürte denselben Druck, als sie 
im März 2007 mit einer Reise in den Nahen Osten den Friedensprozess 
wieder in Gang bringen wollte. Kurz vor ihrer Abreise erhielt Rice 
einen vom AIPAC lancierten Brief, den 79 Senatoren unterzeichnet 
hatten. Darin wurde sie aufgefordert, jeden Kontakt mit der neuen 
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palästinensischen Einheitsregierung zu meiden, bevor diese Israel an- 
erkennt, dem Terror abschwört und einwilligt, sich an die israelisch- 
palästinensischen Vereinbarungen zu halten. So ist es nicht verwun- 
derlich, dass der ehemalige Außenminister Lawrence Eagleburger dem 
AIPAC-Funktionär Tom Dine einst gestand: »Dine, ich lasse mich auf 
euch ein, weil ihr mir schaden könntet. «°’ 

im Wesentlichen läuft es darauf hinaus, dass das AIPAC, das sich 
selbst als „Amerikas Pro-Israel-Lobby“ bezeichnet, beinahe unange- 
fochtenen Einfluss auf den Kongress besitzt.°' Eine der drei zentralen 
Säulen des amerikanischen Regierungssystems ist damit fest darauf 
eingeschworen, Israel zu unterstützen. Eine offene Diskussion über 
den US-amerikanischen Kurs gegenüber Israel findet dort nicht statt, 
obwohl dieser Kurs massive Auswirkungen auf die ganze Welt hat. Der 
‚ehemalige Senator Ernest Hollings (Demokrat, South Carolina) erklär- 
te, als er 2004 aus seinem Amt ausschied: »Man kann gar keine andere 
Israelpolitik verfolgen als jene, die das AIPAC hier vorgibt.«'” Ein an- 
derer Senator gestand einem Reporter der Washington Post 1991 unter 
dem Vorbehalt der Anonymität: »Meine Kollegen halten das AIPAC 
für eine äußerst mächtige Organisation, die skrupellos und ungeheuer 
wachsam ist. 80 Prozent der Senatoren hier verdrehen die Augen bei 
manchen Abstimmungen. Sie wissen, dass ihre Entscheidungen nicht 
unbedingt ihren Überzeugungen entsprechen, aber wieso sollten sie 
sich wegen etwas raufen, wenn sie fürchten müssen, verdroschen zu 
werden? «° 

Und so verwundert es kaum, dass der ehemalige israelische Mi 
terpräsident Ariel Scharon einst vor einem amerikanischen Publikum 
erklärte: » Wenn mich Menschen fragen, wie sie Israel helfen können, 
sage ich ihnen, helft dem AIPAC.« Sein Nachfolger Ehud Olmert stößt 
ins selbe Horn: »Zum Glück gibt es das AIPAC, den größten Förderer 
und Freund, den wir auf der ganzen Welt haben.«* 


Die Kür proisraelischer Präsidenten 


Gruppierungen der Lobby üben auch beträchtliche Macht über die 
Exekutive aus, sei es durch die Einflussnahme auf den Kongress oder 
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auf direktere Weise. Amerikanische Präsidenten sind Druck gegen- 
über nicht so anfällig wie der Kongress, und so haben die meisten 
das eine oder andere Mal Positionen eingenommen, die gegen Israel 
beziehungsweise die Israel-Lobby gerichtet waren. Obwohl sich der 
strategische Wert Israels verringert hat und einige Maßnahmen Israels 
(wie etwa das andauernde Bestreben, die besetzten Gebiete zu besie- 
deln) nicht mit der erklärten Nahostpolitik der Vereinigten Staaten 
vereinbar sind, werden solche Beispiele immer seltener. 

Die Einflussnahme auf die Exekutive ist zum Teil dadurch bedingt, 
dass jüdische Wähler bei Präsidentschaftswahlen das Zünglein an der 
Waage sein können. Obwohl sie weniger als drei Prozent der Gesamt- 
bevölkerung ausmachen, lassen amerikanische Juden Kandidaten bei- 
der Parteien große Summen an Wahlkampfgeldern zukommen. Der 
Präsidentenberater und ehemalige Stabschef des Weißen Hauses, 
Hamilton Jordan, schrieb in einer vertraulichen Mitteilung an den 
damaligen Präsidenten Jimmy Carter: »Überall da, wo in d 
große Summen für politische Zwecke gesammelt werden, spielen ame- 


m Land 


rikanische Juden eine entscheidende Rolle.«‘° Die Washington Post 
schätzte einmal, dass demokratische Präsidentschaftsanwärter »auf 
jüdische Förderer angewiesen sind, da diese bis zu 60 Prozent aller 
Gelder aus privaten Quellen aufbringen «.‘ Andere Schätzungen fal- 
len niedriger aus, doch zwischen 20 und 50 Prozent der Spenden an 
die Demokratische Partei und deren Präsidentschaftskandidaten kom- 
men von jüdischen Amerikanern.” Israel ist natürlich nicht das einzige 
'Thema, das diese Spender motiviert, aber Kandidaten, die als kritisch 
(oder auch nur gleichgültig) gegenüber Israel gelten, riskieren, dass 
einige dieser Gelder ihren Gegnern zufließen. 

Die hohe Wahlbeteiligung sowie die Ballung in wichtigen Staaten 
wie Kalifornien, Florida, Illinois, New Jersey, New York und Pennsyl- 


vania verstärken noch das jüdische Gewicht bei der Präsidentenkür. 
‚Auch wenn jüdische Amerikaner nach wie vor eher die Demokratische 
Partei favorisieren, kann doch ihr Rückhalt für demokratische Kan- 
didaten längst nicht mehr als selbstverständlich gelten. Beispielsweise 
erhielt John F. Kennedy 1960 82 Prozent der jüdischen Stimmen, doch 
George McGovern 1972 nur 64 Prozent, und Jimmy Carter sicherte 
sich 1980 ganze 45 Prozent. Bei knappen Entscheidungen kann daher 
die jüdische Wählerschaft in wichtigen Staaten den Ausschlag geben. 
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Jeffrey Helmreich vom Jerusalem Center for Public Affairs übertreibt 
nur ein bisschen, wenn er schreibt: »Amerikanisch-jüdische Wähler 
können bei Bundeswahlen der alles entscheidende Faktor sein ... Ameri- 
kanische Juden üben Macht aus, weil sie auf wichtige Staaten konzent- 
riert sind und anders als praktisch alle anderen Gruppierungen in der 
amerikanischen Politik zu einem Wechselwählerverhalten neigen. «* 
Da jüdische Wähler bei knappen Wahlentscheidungen den Ausschlag 
geben, sind die Präsidentschaftskandidaten schr darum bemüht, sich 
ihre Unterstützung zu sichern. In einem Artikel der Jerusalem Post von 
2007 hieß es, dieses Werben um die Gunst jüdischer Wähler sei »ein 
Washingtoner Ritual, das ebenso verlässlich ist wie die Kirschblüte«.*” 
Die Kandidaten sind besonders darauf aus, beim AIPAC und anderen 
Organisationen der Lobby Anklang zu finden und nicht nur bei den 
jüdischen Wählern als Ganzes, denn sie wissen, dass die Zustimmung 
dieser prominenten Organisationen die Spendenbeschaffung erleichtert 
und für eine höhere Wahlbeteiligung zu ihren Gunsten sorgt. 

Diesen Rückhalt zu gewinnen und zu bewahren setzt voraus, Israel 
auf der ganzen Linie zu unterstützen. Deswegen hielten die Präsident- 
schaftskandidaten John Edwards, Mitt Romney und John McCain 
entschieden proisraelische Reden bei der Herzliya Konferenz 2007 
{einer jährlichen Veranstaltung zur nationalen Sicherheit Israels, die 
von dem kompromisslosen Institute for Policy and Strategy organi- 
siert wird). Sie wollten dem Schicksal entgehen, das Howard Dean 
beim Präsidentschaftswahlkampf von 2004 widerfuhr: Dean beging 
den Fehler, den Vereinigten Staaten zu einer »unparteiischeren Rolle« 
im arabisch-israelischen Konflikt zu raten. Joseph Lieberman, einer 
von Deans Rivalen bei der Nominierung, bezeichnete die Äußerung als 
»unverantwortlich« und warf ihm vor, Israel würde von ihm verraten 
und verkauft.‘ Noch auffallender ist, dass praktisch alle namhaften 
Demokraten im Repräsentantenhaus einen scharfen Brief an Dean un- 
terzeichneten, in dem dessen Kommentare gerügt wurden. Und der 
Chicago Jewish Star berichtete, »anonyme Störenfriede ... verstopfen 
die E-Mail-Postfächer führender jüdischer Persönlichkeiten im ganzen 
Land und weisen warnend darauf hin - ohne große Beweise -, dass 
Dean Israel schade«.‘' 

Diese Sorge war absurd, denn Dean war im Grunde ein unerschro- 
ckener Befürworter Israels.“ Sein zweiter Wahlkampfberater war der 
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frühere AIPAC-Präsident Steven Grossman, und Dean selbst bekannte, 
seine Haltung zum Nahen Osten spiegele eher die des AIPAC wider 
als die der gemäßigteren Americans for Peace Now. Darüber hinaus 
ist Dean mit einer Jüdin verheiratet, und seine Kinder wurden jüdisch 
erzogen. Dean stellte keineswegs die US-amerikanische Unterstützung 
Israels in Frage, sondern gab lediglich zu verstehen, Washington solle 
als ehrlicher Makler agieren, um »die beiden Seiten zusammenzubrin- 
gen«. Dies ist keine radikale Idee, doch wichtige Gruppierungen in- 
nerhalb der Lobby halten nicht viel von Objektivität, wenn es um den 
arabisch-israelischen Konflikt geht. Dass Dean bei der Nominierung 
der Demokraten durchfiel, hat natürlich mehrere Gründe, doch das 
Beispiel zeigt deutlich, was es kosten kann, in einem Präsidentschafts- 


wahlkampf nicht hundertprozentig auf der Seite Israels zu stehen. 


Die Administration auf Kurs halten 


Wichtige Organisationen innerhalb der Lobby nehmen die jeweils am- 
tierende Administration auch direkt ins Visier. Die Conference of Pre- 
sidents verfolgt vor allem ein Ziel: Sie übt Druck auf das Weiße Haus 
aus, wenn des 


‚en Strategien nicht von der Conference gebilligt werden. 
Dies war der Fall, als Gerald Ford ankündigte, die US-amerikanische 
Unterstützung für Israel neu zu bewerten; als George H. W. Bush 1992 
für kurze Zeit Kreditbürgschaften versagte oder als George W. Bush, 
wie im siebten Kapitel ausgeführt wird, unmittelbar nach dem 11. Sep- 
tember 2001 die Bildung eines Palästinenserstaats forderte. 

Es gibt jedoch eine noch naheliegendere Methode, um die Politik 
einer Regierung mitzuprägen. Es dient den Zielen der Lobby, wenn 
Personen, die deren Sichtweise teilen, wichtige Ämter in der Exeku- 
tive bekleiden. In einem berühmten Fall von 1992 trat beispielsweise 
der New Yorker Geschäftsmann Haim Katz als potenzieller Förde- 
rer proisraelischer Kandidaten auf und zeichnete heimlich ein Tele- 
fongespräch mit dem AIPAC-Präsidenten David Steiner auf. Steiner 
schilderte Katz nicht nur, wie das AIPAC israelfreundlichen Politikern 
Wahlkampfspenden zugeschustert habe, sondern erzählte auch, wie er 
persönlich mit Außenminister James Baker zusammengekommen sei, 
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um »einen Deal zu machen« - nämlich über drei Milliarden Dollar 
Auslandshilfe für Israel sowie »eine Milliarde Dollar für andere gute 
Sachen, von denen kein Mensch etwas weiß«. Vor allem aber erzählte 
er Katz: »Wir haben ein Dutzend Leute in [Clintons] Wahlkampf- 
team, in den Zentralen ... und die kriegen alle hohe Posten.« Steiner 
musste zurücktreten, nachdem Katz an die Öffentlichkeit getreten war. 
Er behauptete später zwar, seine Äußerungen gegenüber Katz hätten 
nicht der Wahrheit entsprochen, doch es besteht wenig Grund, an 
der Kernaussage seiner Bemerkungen zu zweifeln. Wäre nicht jede 
mächtige Interessengruppe daran interessiert, dass Gleichgesinnte in 
zentrale Regierungsämter berufen werden? Zahlreiche andere Lobby- 
organisationen sind exakt genauso verfahren. Beispielsweise waren der 
ehemalige Innenminister Gale Norton und sein Stellvertreter J. Steven 
Griles beide als Lobbyisten für die Öl- und Bergbauindustrie tätig, 
bevor sie in die Bush-Administration berufen wurden, und Daniel A. 
Troy vertrat als Anwalt häufig Tabakfirmen und pharmazeutische 
Unternehmen, bevor er 2001 zum leitenden Rechtsberater der Food 
and Drug Administration (Behörde für Lebensmittelüberwachung und 
Arzneimittelzulassung) ernannt wurde.°' 

Die Israel-Lobby geht genauso vor. Wie wir ausgeführt haben, wur- 
de die Nahostpolitik der Clinton-Administration mas 
kern mitgeprägt, die in enger Verbindung zu Israel beziehungsweise 
zu proisraelischen Organisationen standen. Die zwei denkwürdigsten 
Gestalten in dieser Hinsicht waren Martin Indyk, der ehemalige stell- 
vertretende Forschungsdirektor des AIPAC und Mitbegründer des 
proisraelischen Washington Institute for Near East Policy (WINEP), 
der in Clintons Nationalem Sicherheitsrat saß, Botschafter in Israel 
war (1995-1997, 2000-2001) und als stellvertretender Außenminis- 
ter (1997-2000) fungierte, sowie Dennis Ross, der für Clinton als 
Sondergesandter im Nahen Osten tätig war und bei WINEP einstieg, 
nachdem er 2001 aus der Regierung ausgeschieden war.‘ Beide gehör- 
ten beim Gipfel von Camp David im Juli 2000 zu Präsident Clintons 


iv von Politi- 


engsten Beratern. 

Zwar unterstützten Indyk und Ross die Osloer Friedensinitiative 
und traten für die Bildung eines Palästinenserstaats ein — was ihnen 
den unfairen Vorwurf von Hardlinern einbrachte, Israel zu verraten -, 
doch sie überschritten dabei nie die Grenzen dessen, was für israelische 
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Politiker tragbar war.‘ Wie wir bereits im ersten Kapitel darlegten, 
richtete sich die amerikanische Delegation in Camp David weitgehend 
nach dem israelischen Ministerpräsidenten Ehud Barak, koordinierte 
im Voraus die Verhandlung von Positionen mit Israel und legte keine 
eigenen unabhängigen Vorschläge für die Lösung des Konflikts vor. 
Selbst die „Clinton-Parameter“, die im Dezember 2000 unterbreitet 
wurden, waren weniger eine eigenständige amerikanische Initiative als 
vielmehr Clintons Resümee über den Stand der Verhandlungen und 
seine Beurteilung des Verhandlungsspielraums, innerhalb dessen eine 
inensischen Delegierten 
monierten, dass die Israelis ihnen manchmal ein konkretes Angebot 
vorlegten und die Amerikaner dann später genau dieselbe Idee unter- 
breiteten, diese jedoch als „Kompromissvorschlag“ verkaufen wollten. 


Lösung gefunden werden könnte. Die paläs 


Ein anderes Mitglied des US-amerikanischen Teams räumte später ein, 
israelische Vorschläge seien den Palästinensern oft »als US-amerika- 
nische Konzepte präsentiert worden, nicht als israelische« - eine List, 
die natürlich niemanden täuschte und den Argwohn der Palästinen- 
ser noch verstärkte. So überrascht es nicht, dass die palästinensischen 
Vertreter scharf dagegen protestierten, »mit zwei israelischen Gruppen 
verhandeln zu müssen, von denen eine die israelische Flagge zeigte und 
die andere die amerikanische«.% 

Es geht nicht darum, ob Einzelpersonen wie Indyk oder Ross en- 
agierte Diener des Staats waren, die glaubten, im Interesse der Ver- 
einigten Staaten zu handeln — was sie sicherlich taten. Die Frage ist 
vielmehr, ob es die amerikanische Regierung aufgrund ihrer wohlbe- 
kannten Sympathien für Israel schwerer hat, Verhandlungen effektiv 
zu gestalten, und sie sich weniger veranlasst sieht, Druck auf die isra- 
elische Regierung auszuüben, und so die Aussichten auf ein Friedens- 
abkommen schmälert. Wir sind der Überzeugung, dass diese Umst 
de den gesamten Osloer Friedensprozess und auch den ergebnislosen 
Gipfel von Camp David behindert haben. 

Sogar noch deutlicher tritt das Problem in der Bush-Regierung zu- 
tage, der streng proisraelische Neokonservative wie Elliott Abrams, 
John Bolton, Douglas Feith, Aaron Friedberg, John Hannah, I. Lewis 
(„Scooter“) Libby, William Luti, Richard Perle, Paul Wolfowitz und 
David Wurmser angehören. Wie wir im zweiten Teil des Buchs sehen 
werden, setzten sich diese Leute stets für eine Politik ein, die von Israel 
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befürwortet und von zentralen Organisationen innerhalb der Lobby 
unterstützt wurde. 

Umgekehrt setzen Gruppierungen in der Lobby alles daran, dass 
Personen, die als israelkritisch gelten, keine wichtigen Posten in der 
Außenpolitik besetzen. Im Jahr 1987 gestand der ehemalige AIPAC- 
Chef Tom Dine in einem Interview, das AIPAC helfe mit, Präsiden- 
tenberater zu überprüfen, und nannte ein konkretes Beispiel: »Einer 
der Präsidentschaftskandidaten [von 1988] rief uns an und sagte, »Ich 
werde bald meine Kandidatur bekanntgeben und möchte Herrn So- 
undso für einen leitenden Wahlkampfposten anheuern. Sagen Sie mir, 
was Sie von ihm halten.<« Dine meinte, in jenem Fall habe er sein Okay 
gegeben, doch andere hätten weniger Glück gehabt. Jimmy Carter 
wollte George Ball zu seinem ersten Außenminister ernennen, wusste 
aber, dass Ball als israelkritisch galt und die Lobby Einspruch gegen 
seine Ernennung erheben würde.“ Ähnlich ging es Richard Marius, 
einem Harvard-Dozenten, der 1995 als erster Redenschreiber für Vize- 
präsident Al Gore eingestellt und gefeuert wurde, noch bevor er mit 
seiner Arbeit begonnen hatte. Der Grund war, dass der Herausgeber 
der New Republic, Martin Peretz (der am College Gores Tutor und ein 
enger Vertrauter gewesen war), fälschlicherweise behauptete, Marius 
mit - wegen einer Buchrezension, die er 1992 im Harvard 
Magazine veröffentlicht hatte.”® 

Als Bruce Riedel im Jahre 2001 aus der Abteilung für Nahostfra- 
gen im Nationalen Sicherheitsrat ausschied, berichtete die New Repu- 
blic, das Pentagon »blockiert die Ernennung von Riedels designierter 
Nachfolgerin, der Nahostexpertin Alina Romanowski, die beim Pen- 
tagon im Verdacht steht, den jüdischen Staat nicht genügend zu un- 
terstützen«.”! Stattdessen wurde Elliott Abrams berufen, der sich in 
der Vergangenheit für schuldig erklärt hatte, während der Iran-Con- 
tra-Affäre — einem politischen Skandal unter der Reagan-Regierung 
- Informationen aus dem Kongress vorenthalten zu haben. Abrams 
ist Israel gegenüber wohl kaum objektiv; 1997 hatte er in einem Buch 
geschrieben: »Es kann kein Zweifel daran bestehen, dass die Juden, 
die dem Bund zwischen Gott und Abraham treu ergeben sind, sich 
von der Nation absondern müssen, in der sie leben. Es liegt im Wesen 
der jüdischen Identität, von der übrigen Bevölkerung abgesondert zu 
ist eine bemerkenswerte Äußerung - und 


235 


sei ein Anti; 


sein - außer in Israel.«”? Die: 


sie stammt von einer Person, die eine ungeheuer wichtige Position in 
der Nahostpolitik der US-amerikanischen Regierung innehat. »Für die 
Regierung Israels«, so schrieb Nathan Guttman in der Haaretz, war 
seine Ernennung »ein Geschenk des Himmels«.” 


Schlussbemerkung 


So wie auch andere außenpolitische Interessengruppen ist die Israel- 
Lobby bestrebt, die US-Regierung über die unterschiedlichsten Kanäle 
zu beeinflussen. Da sie dazu besser in der Lage ist als die meisten 
anderen Gruppen, sind ihre Bemühungen äußerst erfolgreich. Ihre An- 
strengungen beschränken sich jedoch nicht darauf, in Washington Ein- 
fluss zu nehmen. Die Lobby ist auch bestrebt, den öffentlichen Diskurs 
über Israel und den Nahen Osten zu prägen, sodass die amerikanische 
Öffentlichkeit im Allgemeinen einen proisraelischen Kurs unterstützt 
und die Vorzüge eines bedingungslosen Rückhalts der Amerikaner ge- 
genüber Israel nicht infrage stellt. Diese zweite Strategie ist Thema des 
folgenden Kapitels. 
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Kapitel 6 


Die Beherrschung des öffentlichen 
Diskurses 


Eines der zentralen Anliegen der Lobby ist es, sicherzustellen, dass 
der öffentliche Diskurs über Israel die in Kapitel 3 und 4 analysierten 
strategischen und moralischen Grundprinzipien widerspiegelt. Ihre 
Vertreter erreichen dies, indem sie in politischen Debatten unablässig 
den strategischen Wert Israels betonen, einseitige Berichte über Israel 
und dessen Gründung wiederholen und Israels Handeln verteidigen. 
Das Ziel ist, die Öffentlichkeit davon zu überzeugen, dass die Werte 
und Interessen Amerikas und Israels ein und dieselben sind. 
Gleichzeitig versuchen einzelne Gruppierungen innerhalb der Lob- 
by, jeden an den Rand zu drängen, der die Politik Israels kritisiert 
‚oder die „besondere Beziehung“ hinterfragt, und zu verhindern, dass 
solche Ansichten in der Öffentlichkeit Gehör finden. Zu diesem Zweck 
wendet die Lobby bisweilen recht plumpe Taktiken an, um Kritiker 
zum Schweigen zu bringen, und beschuldigt sie, antiisraelisch bezie- 
hungsweise antisemitisch zu sein. Es ist ihr ungeheuer wichtig, den öf- 
fentlichen Diskurs in eine proisraelische Richtung zu lenken, denn eine 
offene und ehrliche Diskussion über die Geschichte Israels, die israeli- 
sche Politik in den besetzten Gebieten und den Einfluss der Lobby auf 
die amerikanische Nahostpolitik könnte durchaus dazu führen, dass 
mehr Amerikaner den derzeitigen politischen Kurs gegenüber Israel 
hinterfragen und eine Beziehung zu Israel fordern, die den nationalen 
Interessen der Vereinigten Staaten wirksamer dient. 
Dementsprechend streben wichtige Mitglieder der Lobby danach, 
den Diskurs über Israel in den Medien, in Thinktanks und der akade- 
mischen Welt zu beeinflussen, da diese Einrichtungen die öffentliche 
Meinung entscheidend prägen. Die Lobby fördert Bemühungen, Israel 
in einem positiven Licht darzustellen, und setzt alles daran, jeden an 
den Rand zu drängen, der Israels vergangenes oder gegenwärtiges Ver- 
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halten infrage stellt oder versucht, Zweifel an einer bedingungslosen 
Unterstützung durch die Vereinigten Staaten zu erheben. Die proisrae- 
lischen Kräfte sind sich durchaus bewusst, dass es für ihr Programm 
ganz wesentlich ist, die öffentliche Diskussion über den jüdischen Staat 
zu beherrschen. Diese Bemühungen sind zwar nicht immer erfolgreich, 
aber dennoch erstaunlich wirkungsvoll. 


Das Medium ist die Botschaft 


Um die positive öffentliche Haltung Israel gegenüber aufrechtzuerhal- 
ten, ist es besonders wichtig, sicherzustellen, dass die Berichterstattung 
der etablierten Medien über Israel und den Nahen Osten stets fi 
eintritt und auf keinen Fall die Unterstützung durch die USA infrage 
stellt. Zwar erreicht auch gelegentlich ernsthafte Kritik an Israel große 
Kreise in den gesamten Vereinigten Staaten, doch das, was die ameri- 
kanischen Medien über Israel berichten, ist in der Regel stark vorein- 
genommen für Israel, besonders im Vergleich zur Berichterstattung in 
anderen demokratischen Ländern. 

Aus dieser Behauptung mag manch einer den alten antisemitischen 
Vorwurf heraushören, „die Juden beherrschten die Medien“. Doch so 
etwas steckt auf keinen Fall dahinter. Zweifellos nutzen einige jüdische 
Amerikaner wie etwa Martin Peretz oder Mortimer Zuckerman ihre 
Stellungen in den Medien aus, um ihre Meinungen über Israel und den 
Nahen Osten zu verbreiten. Das ist legitim und nicht überraschend, 
zumal alle Eliten dazu neigen, ihre privilegierten Positionen zu nut- 


Israel 


zen, um ihre verschiedenen Interessen zu verfolgen. Doch es gibt in 
den etablierten Medien sicherlich Eigentümer, Herausgeber, Chefre- 
dakteure, Kolumnisten und Reporter, die keine besonderen Gefühle 
für Israel hegen und nichts dagegen hätten, die Politik Israels sowie 
die amerikanisch-israelische Beziehung zu kritisieren. Es gibt gewiss 
sogar einflussreiche Persönlichkeiten, die ausgesprochen proisraelisch 
eingestellt sein mögen, aber trotzdem eine offenere Diskussion über 
dieses Land begrüßen würden. 

Es ist daher falsch - und unhaltbar - zu behaupten, jüdische oder 
proisraelische Kräfte „kontrollierten“ die Medien und deren Äuße- 
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rungen über Israel. Tatsächlich ist der Grund, weshalb die Lobby so 
intensiv daran arbeitet, die Israel-Nachrichten der wichtigen Medien 
zu beobachten und zu beeinflussen, genau der, dass die Lobby die 
Medien nicht beherrscht. Wären die Medien sich selbst überlassen, 
würde ihre Berichterstattung nicht so durchgängig aus proisraelischen 
Meldungen und Kommentaren bestehen. Stattdessen gäbe es eine of- 
fenere und lebhaftere Diskussion über den jüdischen Staat und die 
US-amerikanische Haltung ihm gegenüber, so wie sie in praktisch jeder 
anderen Demokratie der Welt stattfindet. Tatsächlich ist diese Debatte 
besonders lebhaft in Israel selbst, dem einzigen Staat, in dem die Juden 
ganz zweifellos „die Medien kontrollieren“. 

Die Sicht der Lobby auf Israel ist zum Teil deshalb so präsent in den 
Medien, weil eine beträchtliche Zahl amerikanischer Kommentatoren, 
die über Israel schreiben, selbst proisraelisch eingestellt sind. Robert H. 
Trice, der 1976 die Beziehung zwischen inländischen Interessengrup- 
pen und der US-amerikanischen Nahostpolitik untersuchte, stellte fest, 
dass »einer der gravierendsten politischen Nachteile proarabischer 
Gruppierungen in der Zeit von 1966 bis 1974 darin bestand, dass sie 
keine Unterstützung durch irgendeinen der bekanntesten und landes- 
weit veröffentlichten Kolumnisten gewinnen konnten«. Trice bemerkte 
ferner, dass »proisraelische Gruppierungen nicht nur auf die Unterstüt- 
zung landesweit bekannter Kolumnisten zählen konnten, sondern auch 
auf die der Chefredakteure einiger der meistgelesenen Zeitungen des 
Landes«. Proisraelische Gruppen beeinflussten die Berichterstattung 
in den Medien weitaus aktiver als proarabische. 1970 verteilte die 
Conference of Presidents beispielsweise Pressemappen (samt Fotos und 
ausführlichen Berichten) an über 1.700 Zeitungen und größere Nach- 
richtenagenturen. »Auf praktisch jeder Ebene der Medienlandschaft«, 
so Trice, »vom Gemeindeblatt über größere überregionale Zeitungen 
bis zu internationalen Nachrichtendiensten, die das Land mit Informa- 
tionen versorgen, konnten proisraelische Gruppen ihre Sicht der Dinge 


einem Spezial- wie auch einem Massenpublikum besser vermitteln als 
proarabische Gruppierungen.«! 

Seitdem hat sich nicht viel geändert. Die Debatte unter Nahost- 
experten, so der Medienkritiker Eric Alterman im Jahr 2002, »wird 
von Leuten beherrscht, die sich nicht vorstellen können, Israel zu kri- 
tisieren«. Er nannte 56 »Kolumnisten und Kommentatoren, bei denen 
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man sicher sein kann, dass sie Israel gleichsam reflexartig und unein- 
geschränkt unterstützen«. Umgekehrt machte Alterman lediglich fünf 
Experten aus, die Israels Verhalten durchweg kritisieren beziehungs- 
weise proarabische Positionen gutheißen.? Auch wenn einige Leser Al- 
termans Aufschlüsselung in einer Hand voll Fälle infrage stellten und 
ein paar der von ihm genannten inzwischen verstorben sind, bleibt 
doch das Ungleichgewicht bis heute eklatant und die Einwände haben 
das Kernargument nicht ausgehebelt.> 

Betrachten wir die Kolumnisten, die in den letzten Jahren für die 
New York Times und die Washington Post über den Nahen Osten be- 
richtet haben. William Safire und der verstorbene A. M. Rosenthal 
waren leidenschaftliche Befürworter Israels (und Safire war speziell 
Ariel Si ‘on sehr zugetan). Heute verteidigt David Brooks durch- 
gängig Israels Position. Thomas L. Friedman ist gemäßigter; er äußerte 
sich kritisch gegenüber einigen Kursentscheidungen Israels (und gel 
gentlich auch über die Lobby selbst), doch fast nie ergreift er Partei 
für die Palästinenser oder plädiert dafür, dass sich die USA von Israel 
distanzierten. Nicholas D. Kristof kritisiert des Öfteren verschiedene 
. 2007 schrieb er 
n der er das Ausbleiben einer ernsthaften 
ber die US-amerikanischen Bezi 
Israel anprangerte. Doch der Nahe Osten ist kein häufige: 


Aspekte der amerikanischen Außenpolitik. Im 


eine kontroverse Kolumne 


öffentlichen Diskussion ü 


ehungen zu 


Thema sei- 
ner Kommentare, und er vertrat gewiss noch nie eine propalästinen- 
sische Position.* Maureen Dowd kritisiert proisraelische Neokonser- 
vative scharf, doch wie Kristof schreibt sie selten über den jüdischen 
Staat beziehungsweise die US-amerikanische Israelpolitik. Keiner der 
tinenser 
‚oder äußert sich auch nur ähnlich ausgewogen wie der frühere Kolum- 


regulären Times-Kolumnisten verteidigt konsequent die Paläs 


nist Anthony Lewis, der 2001 in den Ruhestand trat. 

Bei der Washington Post gab es in den letzten Jahren etliche Kolum- 
nisten, die sich ausnahmslos für Israel stark machten: Jim Hoagland, 
Robert Kagan, Charles Krauthammer und George Will. Zwei weitere 
Autoren wurden auch häufig veröffentlicht: der verstorbene Michael 
Kelly sowie William Kristol, der den Weekly Standard leitet und für 
Time eine Kolumne schreibt. Diese Autoren waren nicht nur zuverläs- 
sig proisraelisch; sie traten auch eher für die Ideen und Prinzipien des 
national-konservativen Likud-Blocks ein als für die der gemäßigteren 
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Kräfte in Israel. Richard Cohen schreibt ebenfalls für die Post über 
den Nahen Osten, hat jedoch das gleiche Profil wie Friedman von 
der Times; er ist Israel eng verbunden, aber bereit, qualifizierte und 
intelligente Kritik anzubringen. Keines dieser Blätter — die vielleicht 
die beiden einflussreichsten Tageszeitungen in den Vereinigten Staaten 
sind — beschäftigt einen festen Kommentator, der durchweg für die 
arabische beziehungsweise palästinensische Seite eintritt. 

Der einzige prominente Kolumnist, der Israel in den vergangenen 
Jahren wiederholt kritisierte, ist Robert Novak; seine Kolumne in der 
Chicago Sun-Times erscheint auch in anderen Zeitungen, unter ande- 
rem in der Post. Dennoch ist Novak kaum ein Verfechter der palästi- 
nensischen Sache. Die „andere Seite“ hat einfach niemanden, der ein 
Äquivalent zu Safıre und Krauthammer oder auch nur Friedman und 
Cohen darstellen würde, weder bei der Times noch bei der Post noch 
bei irgendeiner anderen größeren amerikanischen Zeitung. Die Los 
Angeles Times beispielsweise druckt regelmäßig Stellungnahmen drei- 
er Kolumnisten, die unbeirrt für Israel eintreten, nämlich Max Boot, 
Jonathan Chait und Jonah Goldberg. Sie beschäftigt keinen einzigen 
Kolumnisten, der israelkritisch wäre, geschweige denn einen, der rou- 


tinemäßig die Palästinenser gegen die Israelis verteidigte. 

Zwar veröffentlichen diese Zeitungen gelegentlich Gastkommenta- 
re, in denen die israelische Politik angefochten wird, doch insgesamt 
wird eindeutig Israel begünstigt. Kein amerikanischer Kommentator 
ist mit einem Robert Fisk oder einem Patrick Seale vergleichbar, die 
Israel oft scharf kritisieren und regelmäßig in britischen Zeitungen 
publizieren, und keiner ähnelt auch nur annähernd israelischen Kom- 
mentatoren wie Amira Hass, Akiva Eldar, Gideon Levy und Bradley 
Burston, die alle bestimmte politische Programme ihres Landes offen 
anprangern. Es soll hier nicht gesagt werden, dass diese Leute immer 
recht hätten und proisraelische Kommentatoren unrecht, sondern nur, 
'hen Zeitungen fast voll- 


dass Stimmen wie diese bei großen amerikani: 
kommen fehlen. 

So überrascht es nicht, dass diese proisraelische Tendenz auch in 
Leitartikeln zum Ausdruck kommt. Robert Bartley, der verstorbene 
Chefredakteur des Wall Street Journal, bemerkte einmal: »Schamir, 
Scharon, Bibi - egal was diese Jungs wollen, ich bin damit einverstan- 
den.«° Das Wall Street Journal und auch andere führende Zeitungen wie 
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Chicago Sun-Times, New York Sun und Washington Times bringen regel- 


mäßig Leitartikel, die so klingen, als hätte das Pressebüro des israe 
schen Ministerpräsidenten sie verfasst. Der New York Times muss man 
zugute halten, dass in ihren Leitartikeln die israelische Politik biswei- 
len kritisiert wird, in den letzten Jahren manchmal sogar recht scharf. 
Die Times erkennt an, dass die Palästinenser berechtigten Grund zur 
Klage und ein Recht auf einen eigenen Staat haben. Dennoch hat sie 
beide Seiten im Laufe der Jahre keineswegs ausgewogen behandelt.‘ 
In seinen Memoiren schildert der ehemalige Chefredakteur der Times, 
Max Frankel, welchen Einfluss seine eigene proisraelische Haltung auf 
seine redaktionellen Entscheidungen hatte: »Ich war Israel viel stärker 
zugetan, als ich es zuzugeben wagte ... Bestärkt durch mein Wissen 
über Israel und meine Freunde dort, schrieb ich die meisten unserer 
Nahost-Kommentare selbst. Und wie mehr arabische als jüdische Leser 
erkannten, schrieb ich sie aus einer proisraelischen Sicht. «7 

Auch Magazine wie Commentary, New Republic und Weekly Standard 
treten bei jeder Gelegenheit eifrig für Israel ein. Der ehemalige Chef- 
redakteur von Commentary, Norman Podhoretz, erzählte sogar einmal 


vor Journalisten in Jerusalem, dass »die Rolle der Juden, die für die 
‚chreiben, darin besteht, Israel 
zu verteidigen, und sich nicht den Angriffen auf Israel anzuschließen «.* 
Und Martin Peretz, der langjährige Chefredakteur der New Republic, 
erklärte einmal, »ich bin in den Staat Israel verliebt«, und gab zu, bei 
seinem Blatt gebe 


jüdische wie auch die allgemeine Press 


»eine Art Parteidirektive in Bezug auf Israel«.? 
Die reinen Nachrichtenmeldungen über Israel in den Medien sind 
weniger tendenziös als die Kommentare, teils weil sich die meisten Re- 
porter um Objektivität bemühen, teils aber auch, weil sich über Ereig- 
nisse in den besetzten Gebieten oder im Südlibanon kaum be 


hten 
st, ohne auf das konkrete Verhalten Israels einzugehen. Um dennoch 


ren verschie- 


unvorteilhafte Berichte über Israel zu verhindern, organi 
dene Gruppierungen der Lobby Briefkampagnen, Demonstrationen und 
Boykotte gegen Medien, deren Inhalte sie für antiisraelisch erachten. 
Der Forward berichtete im April 2002: »Das Ausrotten vermeintlich 
antiisraelischer Tendenzen in den Medien ist für viele amerikanische 
Juden das direkteste und emotionalste Ventil geworden, um sich in 
den 6.000 Meilen entfernten Konflikt einzubringen. «'° Ein leitender 
Angestellter von CNN erklärte, er bekomme manchmal an einem ein- 
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zigen Tag 6.000 E-Mails mit Beschwerden, eine bestimmte Meldung sei 
antiisraelisch. Und Zeitungen wie Chicago Tribune, Los Angeles Times, 
Miami Herald, New York Times, Philadelphia Inquirer und Washington 
Post sahen sich wegen ihrer Nahostberichterstattung, bereits mehr- 
fach Verbraucherboykotten ausgesetzt.'! Ein Korrespondent erzählte 
dem Journalisten Michael Massing, die Zeitungen hätten »Angst« vor 
dem American Israel Public Affairs Committee (AIPAC) und anderen 
proisraelischen Gruppierungen, und erklärte, »der Druck seitens dieser 
Gruppen sei massiv. Die Chefredakteure möchten sich mit ihnen lieber 
nicht anlegen.«'? Der frühere Sprecher des israelischen Konsulats in 
New York, Menachem Shalex, formulierte es einmal so: »Natürlich fin- 
det sehr viel Selbstzensur statt. Journalisten, Redakteure und Politiker 
überlegen es sich zweimal, Israel zu kritisieren, wenn sie wissen, dass 
‘e innerhalb von Stunden Tausende empörter Anrufe bekommen. Die 
jüdische Lobby versteht es bestens, Druck aufzubauen. «'’ 

Selbst die jüdische Presse in Amerika ist gegen diesen Druck nicht 
gefeit. So verlangte beispielsweise 1989 der AIPAC-Mediendirektor 
Toby Dershowitz vom Redakteur der Washington Jewish Week, Andrew 
Carroll, eine fortlaufende Reportage über AIPAC nicht dem Reporter 
Larry Cohler zu übertragen. Dessen frühere Berichte - die etwas kritisch 
gegenüber AIPAC ausgefallen waren — seien angeblich »fehlerhaft« 
gewesen. Als Cohler trotzdem mit der Aufgabe betraut wurde, riefen 
Dershowitz und der AIPAC-Rechtsberater David Ifshin bei Carroll an. 
Ifshin erklärte, falls Cohler die Sache übernehme, werde AIPAC dessen 
frühere Artikel noch einmal »im Hinblick auf einen Prozess« überp: 
fen. Dieser nicht sehr raffinierte Versuch, Carroll unter Druck zu set- 
zen, hatte keinen Erfolg, doch 1991 ließ der außenpolitische Direktor 
von AIPAC, Steven Rosen, mehreren Verwaltungsratsmitgliedern der 
Washington Jewish Week eine interne AIPAC-Notiz zukommen, in der 
behauptet wurde, Carroll sympathisiere zu sehr mit der Linken und 
» versuche, die organisierte jüdische Gemeinschaft zu untergraben«. Im 
April 1992 wurde ein Mann ohne jegliche Presseerfahrung anstelle von 
Carroll als neuer Chefredakteur eingestellt. Carroll schied im Juni aus; 
sein Nachfolger wurde der ehemalige Redakteur des AIPAC-Rund- 
schreibens Near East Report. 

Eine der energischsten Medienüberwachungsgruppen der Lobby - 
aber nicht die einzige - ist das Committee for Accuracy in Middle East 
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Reporting in America (CAMERA). Besonders kritisch äußerte sich das 
Komitee über das National Public Radio (NPR), das es bisweilen als 
»National Palestine Radio« bezeichnete." CAMERA betreibt nicht 
nur eine Website, auf der vermeintliche Beispiele für Befangenheit in 
den Medien bekannt gemacht werden, sondern organisierte im Mai 
2003 auch in 33 Städten Demonstrationen vor den Senderäumen des 
National Public Radio und versuchte, Spender zu überreden, ihre Bei- 
träge an NPR so lange zurückzuhalten, bis dessen Berichterstattung 
über den Nahen Osten israelfreundlichere Töne anschlug. WBUR, eine 
der öffentlichen Radiostationen in Boston, büßte aufgrund dieser Ak- 
tivitäten Berichten zufolge mehr als eine Million Dollar an Spenden- 
geldern ein. 2006 ließ CAMERA in der New York Times und der New 
York Sun teure, ganzseitige Anzeigen drucken, in denen Expräsident 
Carters Buch Palestine: Peace Not Apartheid kritisiert wurde; darunter 
stand die Telefonnummer des Verlegers - mit der Aufforderung an die 
Leser, anzurufen und sich zu beschweren. '® 

Zusätzlichen Druck erfährt National Public Radio durch die Freun- 
s. Im März 2003 schickte etwa eine Gruppe 
abgeordneter - darunter so treue Israelbefürworter wie die 


de Israels im Kongre: 
Kongres 


kalifornischen Demokraten Tom Lantos, Brad Sherman und Henry 
Waxman - einen Brief an den NPR-Chef Kevin Klose, in dem sie eine 
interne Überprüfung der Nahostberichterstattung forderte. Klose lchn- 
te dies ab, begann aber, Kontakt zu diversen jüdischen Gruppierungen 
aufzunehmen, um den Druck zu mindern.!7 

Die Bemühungen der Lobby um eine israelfreundliche Berichterstat- 
tung nehmen auch andere Formen an. Im August 2003 veröffentlichte 
beispielsweise der Autor lan Buruma einen Artikel im New York Times 
Magazine mit dem Titel „How to Talk About Israel“. Er wies auf den 
offenkundigen Umstand hin, dass es in den Vereinigten Staaten bis- 
weilen schwierig sei, »kritisch und sachlich« über Israel zu reden, und 
erklärte, »selbst legitime Kritik an Israel oder am Zionismus werde 
von diversen Beobachtern oft schnell als antisemitisch denunziert«. 
Als Antwort veröffentlichte Bret Stephens, damals Redakteur der Je- 
rusalem Post und jetzt Kolumnist und einer der Redaktionsleiter des 
Wall Street Journal, in der Post einen bissigen offenen Brief, in dem 
er Buruma einleitend fragte: »Sind Sie Jude?« Zwei Absätze später 
erklärte Stephens: » Worauf es mir ankommt, ist, dass Sie sagen, »Ich 
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bin Jude«.« Wieso war dies wichtig? Weil Stephens der Auffassung ist: 
»Man muss zumindest Jude sein, um den Gojim zu erklären, wie sie 
über Israel zu reden haben und wie nicht.« Zusammengefasst lautet 
die Botschaft dieses bemerkenswerten Briefs: Nichtjuden sollten über 
dieses Thema nur in einer Weise reden, die Juden akzeptabel finden.'* 
Die Empfindlichkeit in dieser Frage erklärt vielleicht auch, weshalb ein 
Redakteur der New York Times den Historiker Tony Judt aufforderte, 
sich in einem Gastkommentar, in dem er unseren ursprünglichen Ar- 
tikel im London Review of Books verteidigte, als Jude zu erkennen zu 
geben.” 

Stephens’ Ansicht wird zweifellos von vielen Menschen - auch vielen 
amerikanischen Juden - nicht geteilt, doch es ist und bleibt eine Tat- 
sache, dass einigen führenden Persönlichkeiten in der Lobby eine freie 
und offene Diskussion über Themen, die mit Israel zusammenhängen, 
unangenehm ist. Der Chef der Anti-Defamation League {ADL) Abra- 
ham Foxman erklärte gegenüber James Traub vom New York Times 
Magazine, es sei »naiv« zu glauben, »der freie Meinungsmarkt sie- 
be letztlich alles Unwahre heraus und fördere die Wahrheit zutage«. 
Traub schrieb: »Die Erfahrung ... hat [Foxman] gelehrt, dass sich die 
Wahrheit nicht von selbst durchsetzt; der Markt für die Unwahrheit 
ist zu mächtig.« Unwahrheit wäre dieser Einstellung zufolge 
sich aus einer ernsthaften Hinterfragung, der amerikanisch-israelischen 
Beziehungen und Israels strategischer und moralischer Position erge- 
ben würde. Gruppen wie die ADL wollen sicherstellen, dass diejenigen, 
die Israel und die bedingungslose Unterstützung des jüdischen Staats 
durch die Vereinigten Staaten kritisieren, vom öffentlichen Diskurs 


weitgehend ausgegrenzt und deren Ansichten über Israel als illegitim 
2 


‚was 


erachtet werden. 

Schließlich stellt die Israel-Lobby eine vorteilhafte Berichterstattung 
über Israel auch dadurch sicher, dass sie prominente Kommentatoren 
für sich gewinnt und so dafür sorgt, dass diese eine proisraelische 
Sichtweise verbreiten. Zu diesem Zweck gründete die Conference of 
Presidents die gemeinnützige Einrichtung America’s Voices in Israel, 
die laut Website der Conference dazu dient, »Amerikas Verständnis 
und Unterstützung für Israel zu stärken, indem US-amerikanische 
Rundfunkmoderatoren und Talkmaster eingeladen werden, nach Isra- 
el zu kommen und ihre Sendungen live aus Jerusalem zu übertragen«. 
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Der Website von America’s Voices zufolge steht die Organisation »an 
vorderster Front der israelischen hasbara(Öffentlichkeitsarbeit)-Bemü- 
hungen«, und der Vorsitzende der Conference of Presidents, Malcolm 
Hoenlein (der auch dem Verwaltungsrat von America’s Voices vor- 
sitzt), nannte sie »eine der wichtigsten, spannendsten und wirksamsten 
hasbara-Initiativen«. Zu den Teilnehmern gehörten bekannte Rund- 
funkleute wie Oliver North, Glenn Beck, Monica Crowley, Michael 
Medved und Armstrong Williams. Die Kampagne soll gewährleisten, 
dass die wachsende Zahl von Talkshowmoderatoren ihren Hörern eine 
proisraelische Botschaft vermittelt.2! 

Diese unterschiedlichen Bemühungen dienen alle einem Zweck: Sie 
sollen das Risiko verringern, dass etablierte Medien Informationen 
verbreiten, die Israel negativ darstellen, und sollen öffentliche Kom- 
mentare fördern, welche die strategischen und moralischen Grund- 
prinzipien bestärken, die eine starke US-amerikanische Unterstützung 
für Israel rechtfertigen. Diese Maßnahmen sind natürlich nicht 100- 
prozentig erfolgreich, doch sie sind doch durchaus wirksam. 


Denkfabriken, die nur in eine Richtung denken 


Proisraelische Kräfte üben beträchtlichen Einfluss auf Denkfabriken 
aus, die in immer stärkerem Maße die öffentliche Diskussion und auch 
die konkrete Marschrichtung in zentralen politischen Fragen bestim- 
men, Die Medien wenden sich immer seltener an Regierungsbeamte 
oder Akademiker, wenn sie Analysen oder Kommentare benötigen, 
sondern zunehmend an Experten aus Thinktanks in Washington, von 
denen die meisten geschäftstüchtige PR-Abteilungen unterhalten, die 
die Ansichten ihrer Experten in der Öffentlichkeit verbreiten. Viele 
Thinktanks verschicken auch kurze und leicht verständliche Memo- 
randen an Parlamentarier und Regierungsbeamte, und organisieren 
Seminare, Arbeitsfrühstücke und Briefings für Politiker und deren Mit- 
arbeiter. Zudem ermuntern sie ihre eigenen Analysten, in Zeitungen 
Gastkommentare und andere sichtbare Formen der Meinungsäußerung 
zu veröffentlichen - alles mit dem Ziel, das Meinungsklima zu beein- 
flussen. Denkfabriken wie das American Enterprise Institute oder die 
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ee denn 


Brookings Institution stellen Berater für Präsidentschaftswahlkämpfe 
und Vertreter für neue Regierungen, bieten denselben Personen einen 
sicheren Hafen, wenn sie nicht mehr an der Macht sind, und schaffen 
Plattformen, auf denen sie weiterhin die politische Diskussion inner- 
halb und außerhalb Washingtons beeinflussen können. Sie dienen als 
Brutkästen für neue politische Ideen und bilden einen wichtigen Be- 
standteil des Washingtoner Machtgefüges.” 

Der ehemalige AIPAC-Präsident Larry Weinberg, dessen Frau, 
AIPAC-Vizepräsidentin Barbi Weinberg, sowie der stellvertretende 
AIPAC-Forschungsdirektor Martin Indyk erkannten die Notwendig- 
keit einer herausragenden, jedoch „objektiven“ Stimme in der politi- 
schen Arena zum Thema Israel und gründeten 1985 das Washington 
Institute for Near East Policy (WINEP). Zwar spielt WINEP seine 
Verbindungen zu Israel herunter und behauptet, eine »ausgewogene 
und rea che« Perspektive in Nahostfragen einzunehmen, doch dies 
ist nicht der Fall.?* In Wahrheit wird WINEP von Leuten finanziert 
und geleitet, die sich stark dafür einsetzen, die Zielsetzungen Israels 
zu fördern. Zum Beraterstab gehören so prominente proisraelische 
Persönlichkeiten wie Edward Luttwak, Martin Peretz, Richard Perle, 
James Woolsey und Mortimer Zuckerman, jedoch niemand, der für die 
Sichtweise irgendeiner anderen Nation oder Gruppierung im »Nahen 
Osten« eintreten würde. Viele WINEP-Mitarbeiter sind ausgewiesene 
Wis haftler oder erfahrene ehemalige Regierungsvertreter, doch in 
den meisten Nahostfragen sind sie kaum neutrale Beobachter. Und so 
herrscht innerhalb von WINEP kaum Meinungsvielfalt. 

Der Einfluss der Israel-Lobby im Bereich der Thinktanks geht weit 
über WINEP hinaus. Wie wir bereits in Kapitel 4 ausführten, erlangten 
Israelbefürworter in den vergangenen 25 Jahren eine beherrschende 


Position im American Enterprise Institute, im Center for Security Po- 
licy, im Foreign Policy Research Institute, in der Heritage Foundation, 
dem Hudson Institute, dem Institute for Foreign Policy Analysis und 
im Jewish Institute for National Security Affairs. Diese Thinktanks 
sind alle entschieden proisraelisch und beschäftigen, wenn überhaupt, 
nur wenige Kritiker der US-amerikanischen Unterstützung für den 
jüdischen Staat. 

Ein weiterer Hinweis auf den Einfluss der Lobby im Bereich der 
Thinktanks ist die Entstehung der Brookings Institution. Deren füh- 
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render Experte in Nahostfragen war jahrelang William B. Quandt, 
ein angesehener Wissenschaftler und ehemaliger Berater im National 
Security Council, der zu Recht als unparteiische Stimme im arabisch- 
israelischen Konflikt galt. Mitte der 1970er Jahre gab die Brookings 
Institution sogar einen einflussreichen Bericht über den Nahen Osten 
heraus; dieser betonte die Notwendigkeit eines Rückzugs der Israe- 
lis, der palästinensischen Selbstbestimmung (einschließlich der Mög- 
lichkeit eines unabhängigen Staats), des freien Zugangs zu religiösen 
Stätten in Jerusalem sowie von Sicherheitsgarantien für Israel. Diese 
Studie wurde von einer Gruppe unterschiedlichster Experten erarbeitet 
und gilt allgemein als Vorlage für die erfolgreichen Bemühungen der 
Regierung Carter, einen Friedensvertrag zwischen Ägypten und Israel 
auszuhandeln.> 

Heute jedoch werden die Arbeiten der Brookings Institution zu 
diesen Themen vom ihr angeschlossenen Saban Center for Middle 
Bast Policy ausgeführt, das 2002 mit einem Zuschuss in Höhe von 
13 Millionen Dollar gegründet wurde; diese Gelder stammten in erster 
Linie von Haim Saban, einem leidenschaftlichen Zionisten. Die New 
York Times bezeichnete ihn als den »Hollywood-Magnaten mit den 
vielleicht stärksten politischen Verbindungen, der in Washington und 
vermehrt auch auf der ganzen Welt sein Geld und seine Macht spielen 
1 
hat«. Dieser »unermüdliche Cheerleader für Israel« gestand der Times: 
»Ich kenne nur ein Thema, und die: 
seiner Bemühungen bezeichnete ihn Ariel Scharon als »großen ame- 


und danach trachtet, alles zu beeinflussen, was mit Israel zu tun 


Thema ist Israel.« Aufgrund 


rikanischen Bürger, der Israel und dem jüdischen Volk in Zeiten der 
Not stets zur Seite stand«.?* Zum Leiter des Saban Center bestimmte 
man Martin Indyk, der früher in der Regierung Clinton tätig gewesen 
war und zuvor als stellvertretender Forschungsdirektor von AIPAC 
gearbeitet und WINEP mitbegründet hatte. 

Es ist schwer vorstellbar, dass ein Forschungsinstitut, das von Sa- 
ban finanziert und von Indyk geleitet wird, irgendetwas anderes als 
proisraelisch sein könnte. Immerhin lädt das Saban Center gelegentlich 
arabische Wissenschaftler ein und lässt eine gewisse Meinungsvielfalt 
erkennen. Mitarbeiter des Saban Center wie Indyk selbst vertreten 
häufig eine Zweistaatenlösung für Israel und die Palästinenser. In den 
Publikationen des Saban Centers wird jedoch die Unterstützung Israels 
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durch die Vereinigten Staaten nie infrage gestellt und selten, wenn 
überhaupt, Kritik am politischen Programm der Israelis geübt. Auch 
bleiben alle, die von der prinzipiellen Haltung des Centers abweichen, 
nicht lange dabei, wie die kurze Anstellung von Flynt Leverett, ehemals 
beim National Security Council, bewies.?? 

Die proisraelischen Tendenzen des Centers zeigen sich ganz deutlich 
beim alljährlichen Saban Forum, einer zweitägigen Konferenz, die ab- 
wechselnd in Washington und Jerusalem stattfindet und führende US- 
amerikanische und israelische Persönlichkeiten zusammenbringt. Beim 
Forum 2006 mit dem Titel „America and Israel: Confronting a Middle 
East in Turmoil“ traten unter anderem die israelische Außenministerin 
Tzipi Livni, Bill Clinton, Senatorin Hillary Clinton, Schimon Peres, 
William Kristol, die Abgeordneten Tom Lantos und Jane Harman so- 
er für strategische Planung, Avigdor Lieber- 


wie der israelische Mini 
man, auf. Stimmen, die für die arabische Seite oder auch nur für an- 
ders gelagerte amerikanisch-israelische Beziehungen eintraten, waren 
deutlich zu vermissen.?® 
Aufgrund des großen Einflu: 
Ausbildung von Ideen und pol 
Machtverhältnisse in Washington ausgesprochen proisraclisch verteilt. 
Es gibt nur ein paar kleinere Denkfabriken, die nicht automatisch 
proisraelisch sind, wie etwa die New America Foundation, das Cato 
Institute und das Middle East Institute. Doch die größten und sichtbars- 
ten Forschungseinrichtungen zur Außenpolitik in Washington stehen 
in der Regel auf Israels Seite und stellen die bedingungslose Unterstüt- 
zung Israels durch die Vereinigten Staaten in keiner Weise infrage. 
Abschließend lohnt sich eine Bemerkung über den renommierten 
Council on Foreign Relations, der in New York City sitzt. Dessen 
imposanter Expertenstab vertritt ein breiteres Meinungsspektrum als 
die führenden Thinktanks in Washington; jahrelang waren darun- 
ter sowohl ausgewiesene Kritiker der israelischen Politik wie Henry 
Siegman, der ehemalige Vorsitzende des American Jewish Congress, 
als auch treue Freunde Israels wie etwa Max Boot. Doch auch der 
Council ist nicht gegen Druck gefeit, wie die Reaktion auf die Ein- 
ladung an den iranischen Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad im 
September 2006 zeigte. Namhafte jüdische Organisationen protestier- 
ten vehement gegen die Einladung, und die Bemühungen, hochrangige 
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s, den diese Institutionen auf die 
schen Programmen ausüben, sind die 


Teilnehmer zur Absage zu bewegen, endeten erst, als der Präsident 
des Council, Richard Haass, einwilligte, die Begegnung vom offizi- 
ellen Dinner zur „Arbeitssitzung“ herabzustufen. Abe Foxman von 
der ADL. äußerte sich gegenüber dem New York Times Magazine: »Mit 
dem Typen Brot zu brechen ... wäre zu weit gegangen.« Angesichts 
der offensiven Äußerungen Ahmadinedschads über Israel und den 
Holocaust ist diese Reaktion verständlich.?? Der Vorfall zeigt jedoch 
erneut, dass die Lobby sicherzustellen bestrebt ist, dass die Institu- 
tionen, die den öffentlichen Kurs prägen, ihren Belangen gegenüber 
sensibel bleiben. 


Einflussnahme auf die akademische Welt 


Auf die größten Schwierigkeiten, die öffentliche Diskussion über Israel 
zu beeinflussen, stößt die Israel-Lobby im Hochschulbereich. Nicht 
nur sind viele Professoren unkündbar (was sie gegen viele Formen 
des Drucks feit}, sondern sie sind auch in einem Bereich tätig, in dem 
die geistige Freiheit einen zentralen Wert darstellt und das Hinterfra- 
gen herrschender Meinungen üblich ist und oft hoch geschätzt wird. 
Außerdem bekennt man sich gerade an Colleges und Universitäten 
nachdrücklich zur Redefreiheit. Darüber hinaus hat die Internatio- 
nalisierung amerikanischer Universitäten in den vergangenen 30 Jah- 
ren viele ausländische Studenten und Professoren in die Vereinigten 
Staaten gebracht, und diese sind gegenüber Israels Verhalten häufig 
kritischer eingestellt als die Amerikaner. 

Trotzdem unternahmen die Gruppierungen innerhalb der Lobby in 
den 1990er Jahren kaum etwas, um den Diskurs an den Hochschulen 
zu beeinflussen. Dies lag vor allem an dem damals fortschreitenden 
Osloer Friedensprozess. In jener Zeit herrschte relativ wenig Gewalt 
zwischen Israel und Palästinensern, und viele glaubten, der Konflikt 
könne in absehbarer Zeit gelöst werden. So wurde in den 1990er Jah- 
ren nur verhaltene Kritik an Israel geübt, und für die Lobby gab es 
dementsprechend wenig Anlass zum Eingreifen. 

Als aber der Osloer Friedensprozess scheiterte und Ariel Scharon im 
Februar 2001 an die Macht kam, nahm die Kritik an den Hochschulen 
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drastisch zu, besonders im Frühjahr 2002, als die israelische Armee 
die von den Palästinensern kontrollierten Gebiete im Westjordanland 
wieder besetzte und massiv gegen die zweite Intifada vorging. Wie 
zu erwarten war, ergriff die Lobby energische Maßnahmen, »um die 
Hochschulen zurückzuerobern«. Neue Gruppen bildeten sich, wie et- 
wa Caravan for Democracy, die »Redner aus Israel einluden, um über 
die Herausforderungen zu diskutieren, denen sich Israel als einzige 
Demokratie im Nahen Osten gegenübersah «.°° Der Jewish Council for 
Public Affairs (JCPA) initiierte eine Reihe von Schulungseinheiten für 
Studenten, die an ihren Colleges für Israel eintreten und es verteidigen 
wollten, und es bildete sich eine neue Organisation, die Israel on Cam- 
pus Coalition, welche die 26 verschiedenen Gruppen koordinierte, die 
sich inzwischen an den Hochschulen für Israel stark machten. 

Um dem nicht nachzustehen, schlossen sich die Christians United 
for Israel (CUFI) vor kurzem mit dem David Project zusammen, einer 
proisraclischen Gruppe in Boston, die sich auf Hochschulthemen kon- 
zentrierte. Ihr gemeinsames Ziel besteht darin, an Colleges Untergrup- 
pen zu gründen und Trainingsprogramme anzubieten (das erste fand 
an der California State University in Bakersfield statt), die christlichen 
Studenten helfen sollen, »sich für Israel stark zu machen«. Laut CUFI- 
Geschäftsführer David Brog will man mit diesem Programm »die 
nächste Generation aufbauen«, und der Direktor des David Projects, 
Charles Jacobs, erklärte, »damit soll ihnen beigebracht werden, wie 
sie richtig reagieren und mehr sagen können als nur, Gott gab Israel 
das Land. Wir bringen ihnen bei, den Konflikt richtig zu verstehen, 
nämlich nicht als Grenzstreitigkeit, sondern als regionalen Konflikt 
zwischen Arabern und Juden, der im Zentrum eines globalen Kriegs 
steht.«°' 

Erwartungsgemäß war AIPAC die wichtigste Organisation der 
Lobby bei dem Bemühen, die Hochschulen für sich zu gewinnen. 
AIPAC hatte mindestens seit Ende der 1970er Jahre die politischen 
Aktivitäten an den Universitäten verfolgt und junge Israelbefürwor- 
ter angeleitet. Als Israel nun unter Beschuss geriet, war das Budget 
von AIPAC für Collegeprogramme mehr als verdreifacht worden. 
Laut Jonathan Kessler, dem Director of Leadership Development bei 
AIPAC, wollte man damit »die Zahl der engagierten Studenten an den 
Hochschulen massiv erhöhen sowie deren Kompetenz und Engage- 
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ment für die landesweite Pro-Israel-Kampagne stärken«. Im Sommer 
2003 lud AIPAC 240 Collegestudenten bei Übernahme aller Kosten 
zu einer viertägigen intensiven Schulung nach Washington, D.C., ein. 
Die Studenten wurden angewiesen, an ihren jeweiligen Hochschulen 
gezielt Kontakte zu Studentenführern jeder Art aufzubauen und sie 
für die Sache Israels zu gewinnen.” Im Jahr 2007 besuchten mehr 
als 1.200 Studenten von fast 400 Colleges und Universitäten, darun- 
ter 150 Vorsitzende studentischer Gremien, die jährliche Richtlinien- 
konferenz von AIPAC.® 

Begleitet wurde diese Kampagne zur Ausbildung von Studenten 
von den Versuchen, auch den Lehrkörper und die Berufungsprakti 
ken an Hochschulen zu beeinflussen. Anfang der 1980er Jahre setzte 
AIPAG beispielsweise Studenten darauf an, Professoren und Hoch- 
schulorganisationen auszumachen, die möglicherweise antiisraelisch 
eingestellt waren. Veröffentlicht wurden die Erkenntnisse 1984 in The 
AIPAC College Guide: Exposing the Anti-Israel Campaign on Campus. Zur 
selben Zeit stellte die ADL. Akten über Personen und Einrichtungen 
zusammen, die sie verdächtigte, israelfeindlich zu sein, und vertrieb 
heimlich eine kleine Broschüre mit »Hintergrundinformationen über 
proarabische Sympathisanten, die an Hochschulen aktiv sind« und 
»ihren Antizionismus lediglich als Deckmantel für ihren tiefsitzenden 
Antisemitismus benutzen«.’* 

Diese Anstrengungen wurden im September 2002 verstärkt, als 
Daniel Pipes die Website Campus Watch schuf, in der Dossiers über 
verdächtige Akademiker bekanntgemacht wurden. Zudem imitierte 
er eine AIPAC-Taktik und ermunterte Studenten, Äußerungen und 
Verhaltensweisen zu melden, die als israelfeindlich betrachtet werden 
konnten. Dieser offensichtliche Versuch, Wissenschaftler zu diffa 
ren und einzuschüchtern, löste eine scharfe Reaktion aus, und Pipes 
entfernte die Dossiers schließlich. Jedoch werden nach wie vor Stu- 
denten auf der Website dazu angehalten, vermeintlich antiisraelische 
Haltungen an US-amerikanischen Hochschulen zu melden.’ 

Der Feldzug von Pipes zur Unterdrückung von israelkritischen Stim- 
men an amerikanischen Hochschulen ging noch weiter. Gemeinsam 
mit dem israelisch-amerikanischen Wissenschaftler Martin Kramer, 
der sowohl für das WINEP als auch das Jerusalemer Shalem Center 
tätig ist, und mit Stanley Kurtz, der für die National Review schreibt 
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und Forschungsmitarbeiter an der konservativen Hoover Institution 
ist, machte sich Pipes dafür stark, dass der Kongress die Vergabe von 
Bundesmitteln nach dem sogenannten Title VI an Nahost- und an- 
dere Regionalstudienprogramme größerer Universitäten einschränkt 
oder zumindest schärfer prüft. Das Ziel ist es, Kritiker Israels zum 
Schweigen zu bringen oder wenigstens zu behindern und Universitäten 
dazu zu zwingen, Wissenschaftler einzustellen, deren Ansichten eher 
denen von Pipes, Kramer und Kurtz entsprechen. Die drei unterstütz- 
ten den Gesetzesentwurf International Studies in Higher Education Act 
(HR 3077), nach dem die Regierung einen Ausschuss ernennen soll- 
te, der die mit Bundesmitteln geförderten Zentren für internationale 
Studien überwacht. Außerdem sollte dieser Ausschuss gegenüber dem 
Bildungsminister und dem Kongress Empfehlungen aussprechen, die 
sicherstellen, dass die Aktivitäten solcher staatlich finanzierter Stu- 
dienzentren »verschiedene Sichtweisen und die ganze Palette an An- 
sichten über Regionen der Welt, fremde Sprachen und internationale 
Angelegenheiten widerspiegeln «.’ Auch wenn das harmlos klingt, war 
dieser Aspekt der Gesetzesvorlage in Wirklichkeit eine Reaktion auf 
die Behauptung von Kramer und Kurtz, die bestehenden Nahost-Stu- 
dienprogramme wären voreingenommen und würden antiamerikani- 
sche und antiisraelische Gesinnungen pflegen. ’® 

Die Annahme der Gesetzesvorlage in dieser Form wäre für die Uni- 


versitäten, die eine Unterstützung von der Regierung erhalten wollten, 
ein deutlicher Anreiz gewesen, für ihre Regionalstudienprogramme 
eher solche Personen einzustellen, die die gegenwärtige Politik der 
USA unterstützen und Israel nicht kritisch gegenüberstehen. Darum 
wurde diese Gesetzesinitiative auch von den wichtigsten Gruppie- 
rungen innerhalb der Lobby befürwortet. Das AIPAC, die ADL, der 
American Jewish Congress und fünf weitere Organisationen schrieben 
gemeinsam einen Brief an den Kongress, in dem die bestehenden, nach 
Title VI geförderten Studienzentren beschuldigt wurden, »unkritisch 
ein positives Bild von Palästinensern, Arabern und der islamischen 
Welt zu verbreiten und Israel zu ignorieren oder zu verunglimpfen«.’ 
Die Gesetzesvorlage HR 3077 wurde vom Repräsentantenhaus ange- 
nommen, aber nie vom gesamten Senat formell geprüft.'° Fine ähnliche 
Gesetzesvorlage wurde erneut 2005 eingereicht und im März 2006 
vom Repräsentantenhaus mit einer knappen Mehrheit von 221 zu 199 
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Stimmen angenommen, doch der Senat prüfte sie wieder nicht, und die 
Gesetzesvorlage lief zum Ende des 109. Kongresses aus.*! 

Dennoch konnten Kramer und Kurtz im Jahr 2007 einen Sieg für 
sich in Anspruch nehmen: Eine vom Kongress in Auftrag gegebene 
Studie des National Research Council über die nach Title VI geför- 
derten Programıne sprach die Empfehlung aus, d: 
ten ernannter Bevollmächtigter auf Exekutivebene die internationalen 


ein vom Präsiden- 


Studien- und Sprachprogramme überwachen solle.” Zwar verteidigte 
die Studie des NRC die Integrität der bestehenden Regionalstudienpro- 
gramme und wies die Befangenheitsvorwürfe von Kramer und Kurtz 
zurück. Ein Mitglied der Studiengruppe, der ehemalige Direktor des 
Statistischen Bundesamts Kenneth Prewitt, erklärte gegenüber Repor- 
weit 


tern sogaı, eine Voreingenommenheit wäre aufgefallen, wenn si 
verbreitet gewesen wäre, aber nach seinen eigenen Worten »ist sie nicht 
da«.® Außerdem wiesen einige Befürworter der bestehenden Studien- 
zentren nach Title VI darauf hin, dass es das Prestige der Programme 
verbessern und ihnen zu mehr Geld verhelfen könne, wenn man sie 
auf höherer Ebene einem vom Präsidenten ernannten Bevollmächtigten 
unterstellte. Doch birgt es eine große Gefahr, einer einzigen Person eine 
solche ausgedehnte Überwachungsvollmacht zuzugestehen, denn so 
könnte eines Tages ein zukünftiger Beauftragter des Präsidenten in der 
Lage sein, das Konzept ideologischer Angepasstheit von Pipes, Kramer 
und Kurtz in die Tat umzusetzen. 

Überdies würde die Vorlage vom April 2007 zu den internationalen 
Bildungsprogrammen nach Title VI, die jetzt dem Senat zur Prüfung 
vorliegt, einzelnen Personen, die der Meinung sind, dass ein beste- 
hendes Programm nach Title VI nicht genügend verschiedene Sicht- 
weisen bedi 


nt, die Möglichkeit zur Beschwerde eröffnen. Falls die 
Beschwerdeführer mit der Reaktion der Universitäten nicht zufrieden 
sind, könnten ihre Beschwerden »beim [Bildungs-]Ministerium einge- 


reicht und vom Mi 
den Mir 
sichtigen, wenn es um die Erneuerung der finanziellen Zuwendun- 


ster überprüft« werden. Der Gesetzentwurf weist 


er an, »die Überprüfung solcher Beschwerden zu berück- 


gen geht«.*! Wenn diese Klausel Gesetz würde, kann man sich leicht 
vorstellen, wie Gruppierungen innerhalb der Israel-Lobby wiederholt 
Beschwerde gegen beliebige Nahost-Studienprogramme einreichen, 
die jemanden beschäftigen, der die israelische Politik kritisiert hat. So 
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könnten sie versuchen, das Bildungsministerium dazu zu bringen, die 
finanzielle Unterstützung von Studienprogrammen nach Title VI zu 
beenden, oder die fragliche Universität zu ermutigen, sich die staatli- 
chen Gelder durch ein Umschwenken auf eine proisraelische Haltung 
zu sichern. 

Um vermeintlichen antiisraelischen Tendenzen in der akademischen 
Welt entgegenzuwirken, haben einige Philanthropen an US-amerika- 
nischen Hochschulen zusätzlich zu den etwa 130 bereits bestehenden 
Judaistik-Studiengängen spezielle „Israel-Studiengänge“ eingerichtet, 
um die Zahl „israelfreundlicher“ Akademiker an den Hochschulen 
zu erhöhen. Die New York University kündigte am 1. Mai 2003 die 
indung des Taub Center for Israel Studies an; ähnliche Studiengän- 
ge wurden an anderen Universitäten wie etwa Berkeley, Brandeis und 
Emory eingerichtet. Hochschulverwalter betonen den pädagogischen 
Wert dieser Studiengänge, doch diese sollen auch das Image Israels auf 
dem Campus fördern. Fred Lafer, der Präsident der Taub Foundation, 
stellt klar, dass seine Stiftung das Center an der New York Univer- 
sity gründete, um dem »arabischen [sic!] Standpunkt« entgegenzu- 
treten, der seiner Meinung nach am Nahost-Studiengang der NYU 


vorherrscht.*% 

Ähnliche Motive stehen Berichten zufolge hinter der Absicht des 
Spielcasinomoguls Sheldon Adelson, mehrere Millionen Dollar zu 
spenden, um das bestehende Program for Jewish Civilization an der 
Georgetown University zu erweitern und so ein Zentrum zu schaffen, 
das sich intensiv mit dem »jüdischen Thema als Paradigma internatio- 
naler Beziehungen « befasst. Haaretz berichtete im August 2006, dass 
es »eines der wichtigsten Ziele von Adelson und anderen Befürwortern 
des Jüdischen Zentrums sei, die arabische Präsenz an der Universität zu 
mindern«. Der erste Direktor des Studiengangs, Yossi Shain, der auch 
die Hartog School of Government an der Universität Tel Aviv leitet, 
erklärte, es sei wichtig, solch einen Studiengang an der Georgetown 
University einzurichten, »weil dies eine Jesuitenhochschule ist, weil 
sie in Washington ansässig ist und weil sie mit dem Auswärtigen Amt 
verbunden ist«. Ähnlich äußerte sich auch der Rabbiner der Universi- 
tät, Harold White. Seiner Ansicht nach werde die Gründung des neuen 
Zentrums einen Ausgleich zum bestehenden Arabischen Zentrum an 
der Georgetown University schaffen, und dies sei besonders wichtig, 
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weil »viele Georgetown-Absolventen später beim Außenministerium 
landen .«.*#7 

Der Wunsch der Lobby, die akademische Welt zu kontrollieren, 
führte zu etlichen bemerkenswerten Versuchen, Hochschulverwaltun- 
gen unter Druck zu setzen beziehungsweise Personalentscheidungen zu 
beeinflussen. Im Sommer 2002 beispielsweise behaupteten proisraeli- 
sche Gruppierungen an der University of Chicago, »auf dem Campus 
herrsche eine Atmosphäre der Einschüchterung und Feindseligkeit 
gegenüber jüdischen Studenten« und beschuldigten Lehrkörper und 
Verwaltung, dieses Problem zu ignorieren. Es hieß überdies, Lehr- 
körper und Verwaltung »billigten und bestärkten solche Ausbrüche 
sogar«. Getroffen durch diese Anschuldigungen, sammelte die Ver- 
waltung sämtliche Vorwürfe der Studenten und ging ihnen nach. Nur 
zwei Beschuldigungen erwiesen sich als begründet - in dem einen Fall 
ging es um ein antisemitisches Graffiti in einem Wohnheim, um das 
sich die Verantwortlichen nicht sofort gekümmert hatten, im anderen 
um eine E-Mail mit einem Witz über Auschwitz, die ein Student über 
die Adressenliste einer Fakultät verschickt hatte. Diese Vorfälle waren 
zwar bedauerlich, waren jedoch kaum ein Beleg für eine » Atmosphäre 
der Verfolgung und Ausgrenzung«, von der ein jüdischer Student der 
University of Chicago im Jahre 2002 sprach. Trotzdem besuchten kurz 
darauf der israelische Generalkonsul in Chicago und später auch der 
israelische Botschafter in den Vereinigten Staaten die Universität. Sie 
wollten den Präsidenten und den Kanzler der Universität zwingen, 
nach Möglichkeiten zu 


suchen, das Profil Israels auf dem Campus 
zu verbessern. Im selben Zeitraum wurde das E-Mail-Postfach des 
namhaften palästinensisch-amerikanischen Historikers Rashid Kha- 
lidi, der damals an der University of Chicago lehrte, mit Spammails 
bombardiert.* 

Als die Columbia University Khalidi von Chicago nach New York 
holte, »gingen massenweise Beschwerden von Leuten ein, die seinen 
politischen Ansichten widersprachen«, berichtet der ehemalige Kanz- 
ler der Columbia University, Jonathan Cole. Die Universität Princeton 
erlebte einige Jahre später Vergleichbares, als sie versuchte, Khalidi 
von der Columbia University abzuwerben.*? Der verstorbene palästi- 
nensisch-amerikanische Wissenschaftler Edward Said, der lange Zeit 
an der Columbia University lehrte, war das Ziel ähnlicher Angriffe 
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gewesen, und Cole erklärte später, »jede öffentliche Äußerung zu- 
gunsten des palästinensischen Volks aus dem Mund des berühmten 
Literaturkritikers Edward Said beschwört Hunderte von E-Mails, 
Briefen und Artikeln herauf, in denen wir aufgefordert werden, Said 
öffentlich anzuprangern und ihn entweder zu sanktionieren oder zu 
feuern«.® Das war längst nicht alles, was die Columbia University 
erleben musste. Das David Project produzierte 2004 einen Propa- 
gandafılm, in dem behauptet wurde, Dozenten des Nahost-Studien- 
gangs der Columbia University seien antisemitisch und schüchterten 
jüdische Studenten ein, die Israel verteidigten.°' In neokonservativen 
Blättern wie der New York Sun wurde die Columbia regelrecht durch 
den Schmutz gezogen, doch ein Hochschulkomitee, das den Beschul- 
digungen nachging, stellte keinerlei Anzeichen von Antisemitismus 
fest, und der einzige nennenswerte Vorfall war, dass ein Professor auf 
die Frage eines Studenten möglicherweise »hitzig reagiert« hatte. Das 
Komitee fand ebenfalls heraus, dass die beschuldigten Professoren die 
Zielscheibe einer unverhohlenen Einschüchterungskampagne gewesen 
waren.’2 

Man möchte annehmen, dies seien nur vereinzelte Vorkommnisse, 
doch ganz Ähnliches ereignete sich auch 2006, als der Fachbereich 
Geschichte und Soziologie an der Yale University über die Berufung 
des namhaften Historikers Juan Cole abstimmte, der an der Universi- 
ty of Michigan lehrte. Cole ist außerdem der Autor eines mit Preisen 
ausgezeichneten Weblogs („Informed Comment“), und er hat in den 
vergangenen Jahren einige der politischen Strategien Israels kritisiert. 
Proisraelische Kolumnisten wetterten im Wall Street Journal und in 
der Washington Times gegen die Berufung Coles, und die Jewish Week 
berichtete, etliche prominente jüdische Geldgeber hätten in Yale an- 
gerufen und gegen die Entscheidung protestiert, die daraufhin vom 
Berufungsausschuss gekippt wurde. Es ist nicht genau bekannt, wie 
viel Einfluss ein solcher Druck der Geldgeber tatsächlich hat, doch der 
Vorfall belegt ganz klar, welche Bedeutung einige Israelbefürworter der 
Beeinflussung des Diskurses an den Hochschulen bemessen. 

Die Bemühungen, Israel vor Kritik zu schützen, zielten auch auf 
einzelne Redner, Gastprofessoren und Gastdozenten ab, um so eine 
Atmosphäre zu schaffen, in der die freie Meinungsäußerung und eine 
offene Diskussion beschnitten sind. Im Jahr 1984 lud eine Studenten- 
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gruppe der Stanford University den Stanfordabsolventen und ehema- 
ligen republikanischen Kongressabgeordneten von Kalifornien, Pete 
McCloskey, als Gastdozenten ein. McCloskey war ein bekannter Kri- 
tiker der bedingungslosen Unterstützung Israels durch die Vereinigten 
Staaten. So hatte er 1980 vorgeschlagen, die amerikanische Hilfe um 
den Betrag zu kürzen, den Israel jährlich für seine Siedlungen im West- 
jordanland ausgibt. Dies brachte ihm den Vorwurf des Antisemitismus 
ein und führte dazu, dass er 1982 bei seiner Kandidatur für den Se- 
nat durchfiel. Die Kontroverse ging indes noch weiter. Der Leiter der 
Stanforder Hillel-Gruppe - Hillel ist die größte jüdische Studenten- 
vereinigung an amerikanischen Hochschulen - erklärte, McCloskeys 
Berufung sei »ein Schlag ins Gesicht der jüdischen Gemeinschaft«, 
und Vertreter des Studentenbeirats drohten, seine Vergütung zu kürzen 
oder ihn ganz abzuberufen, falls er nicht einen Artikel des ehemaligen 
Assistant Secretary of State George Ball von der Lektüreliste seines 
Kurses striche und stattdessen Material in den Lehrplan nehme, das 
eine Pro-AIPAC-Sicht widerspiegelt. In krassem Gegensatz zur norma- 
len akademischen Praxis bestanden sie auch darauf, dass McCloskey 


zusätzliche Seminarsitzungen mit Gästen anberaumte, die alternative 


Sichtweisen vertraten. In einem Revisionsbericht der Universität wurde 
die Studentengruppe der »massiven Beschränkung« der Lehrfreiheit 
für schuldig befunden, und der Kanzler der Stanford University ent- 
schuldigte sich schließlich offiziell bei McCloskey.’* 

Wir haben selbst Erfahrungen mit dieser Taktik gemacht. Anfang 
2006 wurden wir beispielswei 
Podiumsdiskussion beim jährlichen Current Strategy Forum des U.S. 
Naval War College eingeladen. Das Thema der Sitzung lautete „Das 
Wesen der Macht“, was - wie betont werden sollte - nichts mit Nah- 
ostpolitik beziehungsweise der US-amerikanischen Außenpolitik in 
jener Region zu tun hat. Nach der Veröffentlichung unseres ursprüng- 
lichen Artikels „Die Israel-Lobby“ im März 2006 erhielt der Leiter 
des War College Anrufe von etlichen Kongressmitgliedern, die es für 
unpassend hielten, uns bei der Konferenz reden zu lassen.°° Es spricht 
für den Leiter, dass er auf diese Anrufe nicht reagierte und wir ohne 


unabhängig voneinander zu einer 


Zwischenfälle auftreten konnten. Als Walt später zu einer Vortragsrei- 
he der University of Montana eingeladen wurde, kam es ebenfalls zu 
heftigen Angriffen durch etliche Mitglieder des Lehrkörpers, die eine 
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ausgedehnte, aber erfolglose Kampagne starteten, um den Koordinator 
der Fakultät seines Postens entheben zu lassen.’ 

Etliche proisraelische Akademiker und Gruppierungen haben sich 
nicht nur in Lehrpläne und Berufungen im Hochschulbereich einge- 
mischt, sondern auch versucht, die Veröffentlichung wissenschaftlicher 
Arbeiten zu verhindern, die ihren eigenen Ansichten widersprachen. 
Im Jahr 1998 wandte sich beispielsweise die ADL. an den Verleger von 
Norman Finkelsteins und Ruth Bettina Birns A Nation on Trial (Metro- 
politan Books), um die Veröffentlichung zu stoppen. A Nation on Trial 
beinhaltet eine scharfe Kritik an Daniel Goldhagens kontroversem 
Bestseller Hitlers willige Vollstrecker, in dem behauptet wird, der Ho- 
locaust entspringe nicht bloß der Ideologie der Nationalsozialisten und 
dem persönlichen Wahn Hitlers, sondern wurzele auch in einer weit 
verbreiteten „Ausrottungsideologie“ innerhalb der deutschen Gesell- 
schaft, die dem Naziregime lange vorausgegangen sei. Wie das Buch 
Goldhagens erntete auch A Nation on Trial sowohl Lob als auch Kritik 
seitens anerkannter Wissenschaftler. Doch der ADL-Chef Abraham 
Foxman erklärte, A Nation on Trial hätte nicht veröffentlicht werden 
sollen. Er bestand darauf, dass es nicht darum gehe, »ob Goldhagens 
These richtig oder falsch ist, sondern darum, was »legitime Kritik« ist 
und was über die Grenzen des Zulässigen hinausgeht«.'7 

Ein ähnlicher Vorfall ereignete sich 2003, als Anwälte im Namen des 
Juraprofessors Alan Dershowitz von der Harvard University Drohbrie- 
fe an die University of California Press schickten. Auf diese Weise woll- 
teı versuchen, die Publikation der Originalausgabe von Finkelsteins 
Buch Antisemitismus als politische Waffe, in dem Dershowitzs eigenes 
Werk Plädoyer für Israel ausführlich kritisiert wird, zu verhindern. Im 
Rahmen seines Feldzugs gegen Finkelstein schrieb Dershowitz auch an 
den kalifornischen Gouverneur Arnold Schwarzenegger, der als solcher 
die offizielle Amtsgewalt über öffentliche Einrichtungen wie die Uni- 
versität innehat. Später behauptete Dershowitz, er habe die Veröffent- 
lichung nicht verhindern wollen, doch genau so deuteten die Vertreter 
der University of California Press sein Vorgehen. Sie widersetzten sich 
dem Druck und brachten Finkelsteins Buch trotzdem heraus. ‘* 

Selbst auf Highschool-Ebene versucht man zu verhindern, dass 
Amerikaner kritische Ansichten über Israel zu lesen beziehungswei- 
se zu hören bekommen. Im Februar 2005 berichtete beispielsweise 
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die New York Sun, der Columbia-Professor Khalidi beteilige sich an 
einer von der Bildungsbehörde der Stadt New York gesponserten Vor- 
tragsreihe für Highschool-Lehrer. Die Sun und einige Lokalpolitiker 
machten sich sofort daran, eine Entlassung Khalidis zu erreichen. Die 
Zeitung warf ihm vor, er habe Israel als »rassistischen Staat« verun- 
glimpft (was Khalidi vehement bestritt). Der demokratische New Yor- 
ker Kongressabgeordnete Anthony Weiner, der damals für das Amt des 
Bürgermeisters kandidierte, bezeichnete Khalidis Teilnahme als »un- 
geheuerlich«, und Simcha Felder vom Brooklyn City Council sprach 
von einer »Abscheulichkeit«. Joel Klein, der Leiter der städtischen 
Bildungsbehörde, strich Khalidi am nächsten Tag aus dem Programm 
und gab eine öffentliche Erklärung ab, in der es hieß: »Rashid Khalidi 
hätte nicht in ein Programm aufgenommen werden dürfen, das Leh- 
rern [der städtischen Bildungsbehörde] berufliche Fortbildung bietet, 
und er wird in Zukunft nicht daran teilnehmen. «'’ Im folgenden Jahr 
bewilligte der Stadtrat von New York ein Studienprogramm über Is- 
rael, das »von der Abteilung für Öffentlichkeitsarbeit des israelischen 
Konsulats in New York angeregt« worden war.‘" Unterdessen hatte ein 
Bündnis aus mehr als dreißig jüdischen Gruppierungen eine neue lan- 
desweite Initiative gestartet, um Highschool-Schüler zu erfolgreicheren 
Verfechtern Israels zu machen. 

Proisraelische Kräfte führten und führen einen Kampf an mehreren 
Fronten, um den Diskurs an den Hochschulen zu bestimmen — gegen 
die Studenten, die Professoren, die Verwaltung und die Lehrpläne. 
Im akademischen Bereich sind ihre Bemühungen nicht so erfolgreich 
wie im Kongress oder in den Medien, doch ihre Arbeit war nicht ver- 
geblich. Trotz der anhaltenden Unruhen im Nahen Osten und trotz 
Israels anhaltender Expansion in den besetzten Gebieten wird heute 
an amerikanischen Colleges und Universitäten weniger Kritik an Israel 
laut als noch vor fünf Jahren.” 


Zweifelhafte Taktiken 


Wie wir bereits mehrfach betont haben, ist Lobbyarbeit zugunsten Is- 
raels vollkommen legitim, ebenso wie offene Bemühungen, die öffent- 
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liche Wahrnehmung zu beeinflussen, indem man in den Diskurs über 
Fragen zu Israel eingreift. Wir sind der Meinung, dass der derzeitige 
Einfluss der Lobby weder den Interessen der Vereinigten Staaten noch 
denen Israels dient, doch ihre Taktiken sind größtenteils vernünftig 
und lediglich ein Teil des normalen Gerangels, das den Kern demo- 
kratischer Politik ausmacht. Leider haben einige proisraelisch gesinn- 
te Personen und Gruppierungen die Verteidigung Israel in illegitime 
Extreme getrieben und versucht, Andersdenkende zum Schweigen zu 
bringen. Derartige Bemühungen können die Einschüchterung oder 
Verleumdung von Israelkritikern beinhalten, oder sogar Versuche, de- 
ren Karrieren zu schädigen oder zu ruinieren. In der vorausgegangenen 
Erörterung der Lobbyaktivitäten in der akademischen Welt wurden 
etliche Beispiele für solches Gebaren, das in einer demokratischen Ge- 
sellschaft keinen Platz hat, aufgezeigt. Die Lobby beschränkt ihre Ein- 
schüchterungstaktiken indes keineswegs auf den Hochschulbereich. 
Sehen wir uns an, was im Oktober 2006 mit Tony Judt geschah, 
einem Historiker der New York University, der, obwohl selbst Jude, 
häufig das Verhalten Israels kritisiert. Er sollte im polnischen Konsu- 
lat in New York City einen Vortrag über „Die Israel-Lobby und die 
Außenpolitik der Vereinigten Staaten“ halten. Die polnische Regierung 
war nicht Ausrichter der Veranstaltung, sondern hatte lediglich ihre 
Einrichtungen an Network 20/20 vermietet, eine unabhängige Grup- 
pierung, die Vorträge zu den unterschiedlichsten Themen organisiert. 
David Harris, der geschäftsführende Direktor des American Jewish 
Committee, erfuhr von dem Vorhaben und nahm Kontakt zum pol- 
nischen Generalkonsul auf. Harris erklärte später, er habe sich als 
»Freund Polens« an den Konsul gewandt und gesagt, der Vortrag 
»würde ganz und gar dem Geist der polnischen Außenpolitik wider- 


sprechen «. Der Konsul erhielt auch zwei Anfragen von der ADL. Später 
meinte er über die verschiedenen Anrufe, es sei dabei »sanfter Druck 
ausgeübt [worden] ... Wir sind erwachsen und intelligent genug, um 
das zu verstehen.« Das Konsulat sagte Judts Vortrag in letzter Minute 
ab, woraufhin eine Gruppe prominenter amerikanischer Intellektueller 
in einem offenen Brief diese offensichtliche Unterdrückung einer freien 
Diskussion anprangerte.% Judt berichtete außerdem, er und seine Fa- 
milie hätten bei anderen Gelegenheiten wegen seiner früheren Kritik 
an der israelischen Politik Morddrohungen erhalten.‘* 
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Ähnliches ereignete sich noch im selben Monat, als die französi- 
sche Botschaft in den Vereinigten Staaten einen Empfang anlässlich der 
Veröffentlichung von Carmen Callils Bad Faith plante. Dieses weithin 
gelobte Buch untersucht die Rolle eines französischen Beamten (Louis 
Darquier) bei der Deportation französischer Juden nach Auschwitz. 
Obwohl es eine flammende und bewegende Anklage der französischen 
Mitschuld am Holocaust ist, erhielt die Botschaft angeblich Beschwer- 
den über einen kurzen Abschnitt in Callils Nachwort, in dem es heißt: 
»Als ich Louis Darquiers Spur verfolgte, verstörte es mich, so nahe 
an dem hilflosen Schrecken der Juden Frankreichs zu leben und zu 
sehen, was die Juden Israels an das palästinensische Volk weiterge- 
ben.« Die französische Botschaft beugte sich dem Druck und erklärte, 
sie könne »eine persönliche Meinung der Autorin, die im Nachwort 
des Buchs zum Ausdruck kommt, nicht gutheißen«, und sagte den 
Empfang ab.‘s 


in noch bekannterer Fall war My Name is Rachel Corrie, ein Thea- 
terstück über die junge Frau, die im März 2003 von einem israelischen 
Bulkdozer getötet wurde, als sie verhindern wollte, dass die israelischen 
Streitkräfte ein palästinensisches Wohnhaus im Gazastreifen zerstören. 
Das Stück, das auf Corries Tagebüchern und E-Mails beruht, wurde 
im April 2005 am Royal Court Theatre in London uraufgeführt und 
fand allgemeinen Beifall. Im März 2006 sollte das Stück erstmals im 
New York Theatre Workshop gezeigt werden — einer Bühne, die seit 
langem für die Inszenierung kontroverser Stücke bekannt ist -, doch 
ungefähr einen Monat vor der geplanten Premiere wurde das Ganze 
verschoben. Die New York Times berichtete, der künstlerische Direk- 
tor des Theatre Workshop habe so entschieden, »nachdem er füh- 
rende Persönlichkeiten der jüdischen Gemeinde nach ihrer Meinung 
zu dem Stück befragt hatte«, und die Los Angeles Times zitierte ihn 
mit den Worten, »was wir hörten, war, dass wir nach Ariel Scharons 
Erkrankung und dem Wahlerfolg der Hamas bei den jüngsten Wahlen 
der Palästinenser eine sehr angespannte Atmosphäre hätten«.‘ (Im 
Herbst 2006 wurde schließlich die Originalproduktion des Stücks vom 
Royal Court Theatre für eine begrenzte Spielzeit von 80 Aufführungen 
nach New York gebracht.) Ähnliches spielte sich im Dezember 2006 
in Kanada ab, als das größte gemeinnützige Theater des Landes eine 
geplante Inszenierung des Stücks absagte, aus Angst, die jüdische Ge- 
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meinde in Toronto zu verärgern.” Und im April 2007 geschah genau 
das Gleiche in Florida; das Miami Mosaic Theatre setzte die geplante 
Inszenierung des Stücks ab, nachdem eine »energische, unüberhörbare 
Minderheit« von Abonnenten und Außenstehenden, wie es im Miami 
Herald hieß, dagegen protestiert hatte. 

Die übereifrige Verfolgung vermeintlich „gefährlicher Kritiker“ 
sorgte sogar dafür, dass eine prominente Gruppe der Lobby vor Ge- 
richt kam. In den 1980er und frühen 1990er Jahren nahm die ADL 
die Dienste eines Privatdetektivs namens Roy Bullock in Anspruch, 
der auch Informationen für die Apartheid-Regierung in Südafrika ge- 
sammelt hatte. Bullock wiederum erhielt Informationen von einem 
Nachrichtenoffizier der Polizei von Los Angeles, der angeblich ver- 
trauliche Dokumente des Police Departments und des Department of 
Motor Vehicles entwendet hatte. Insgesamt sollen die beiden Akten 
über etwa 12.000 Personen und 600 Organisationen in Kalifornien 
geführt haben, von denen einige der ADL zur Verfügung gestellt wor- 
den waren. Neben weißen Rassisten und neonazistischen Gruppen 
wurden auch mehrere jüdische Regimekritiker, arabisch-amerikani- 
sche Gruppierungen und andere Kritiker der israelischen Regierungs- 
politik überwacht. Der Bezirksstaatsanwalt von San Francisco setzte 
strafrechtliche Ermittlungen in Gang, und der Polizeibeamte leugnete 
letztlich die unbefugte Benutzung eines Polizeicomputers nicht. Aber 
der Bezirksstaatsanwalt zögerte, die ADL zu verfolgen, weil er der 
Meinung war, sie kämpfe für das Gute. So nahm er das Angebot der 
ADL an, 75.000 Dollar für die Bekämpfung von Intoleranz in der 
Region zur Verfügung zu stellen. Weder gegen die Organisation noch 
gegen Bullock wurde Strafanzeige erhoben. 

Drei der Zielpersonen - zwei von ihnen waren Juden - strengten 
jedoch einen Zivilprozess an. Die ADL stimmte schließlich einer au- 
Bergerichtlichen Einigung und der Zahlung von 50.000 Dollar zuzüg- 
lich Gerichtskosten an jeden Kläger zu. Der Chef der ADL, Abraham 
Foxman, stritt ab, dass die ADL irgendjemanden bespitzeln würde, 
verteidigte aber die Praxis, über israelkritische Gruppen Nachfor- 
schungen anzustellen. Er sagte, »ein lebensfähiger, sicherer, geschützter 
Zufluchtsort« in Israel sei »untrennbar verbunden mit der Sicherheit, 
dem Schutz und dem Überleben des jüdischen Volks«. Die ADL schütz- 
te die Gemeinschaft nicht vor Antisemitismus und blindem religiösem 
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Eifer - was ihr erklärter Auftrag ist -, sondern nahm einfach Personen 
ins Visier, die als israelkritisch angesehen wurden. 


Der „Neue Antisemitismus“ 


Eine Abhandlung über die Vorgehensweisen der Lobby wäre nicht 
vollständig ohne den Blick auf eine ihrer mächtigsten Waffen - den 
Vorwurf des Antisemitismus. Jeder, der das Handeln der Israelis kriti- 
siert oder feststellt, dass proisraelische Organisationen großen Einfluss 
auf die US-amerikanische Nahostpolitik ausüben, muss damit rechnen, 
als Antisemit abgestempelt zu werden. Sogar wer nur erklärt, es gebe 
eine Israel-Lobby, läuft Gefahr, des Antisemitismus bezichtigt zu wer- 
den, obwohl AIPAC und die Conference of Presidents ihren Einfluss 
kaum verheimlichen und selbst die israelischen Medien von der „jüdi- 
schen Lobby“ in Amerika sprechen.” Einerseits prahlt die Lobby also 
selbst mit ihrer Macht, andererseits greift sie jedoch häufig jene an, die 
auf diese Macht hinweisen. 

Dieser Vorwurf wird nun vor dem Hintergrund der schwarzsehe- 
rischen Behauptungen über das Wiederaufflammen eines virulenten 
Antisemitismus, vor allem in Europa, erhoben. Im Oktober 2002 
sprach der Vorsitzende der Conference of Presidents, Mortimer B. 
Zuckerman, im U.S. News and World Report von einer »beschämenden 
Seuche des Antisemitismus« und warnte, dass »Europa wieder krank 
sei«. Und im März 2004 widmete Jeff Jacoby vom Boston Globe dem 
wiederaufkeimenden »Krebsgeschwür des Antisemitismus in Europa« 
eine Kolumne.”! Es sei »bald wieder soweit«, erklärte der US-Botschaf- 
ter bei der Europäischen Union Anfang 2004, »dass es so schlimm ist 
wie in den 1930er Jahren«.72 

Es ist äußerst kompliziert, Antisemitismus zu messen, doch die 
Menge der Indizien deutet in die gegenteilige Richtung. Als im Früh- 
jahr 2004 in Amerika häufig Klagen über einen europäischen Antise- 
mitismus laut wurden, ergaben getrennte Untersuchungen der öffent- 


lichen Meinung in Europa, die von der ADL und dem Pew Research 
Center for the People and the Press durchgeführt wurden, dass er in 
Wirklichkeit zurückging.? 
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Betrachten wir zunächst Frankreich, das proisraelische Gruppen 
häufig als das antisemitischste Land Europas darstellen und dessen 
Hauptstadt laut Martin Peretz von der New Republic »heute das Zen- 
trum des antisemitischen Europa ist, genau wie in der Dritten Re- 
publik «.”* Doch eine Meinungsumfrage unter französischen Bürgern 
im Jahr 2002 ergab, dass sich 89 Prozent vorstellen konnten, mit 
einem Juden zu leben; 97 Prozent hielten antisemitische Graffiti für 
eine schwerwiegende Straftat; 87 Prozent hielten Angriffe auf fran- 
zösische Synagogen für empörend; und 85 Prozent der praktizieren- 
den Katholiken in Frankreich distanzierten sich von dem Vorwurf, 
die Juden hätten zu viel Einfluss auf Wirtschaft und Finanzen.’ Das 
Oberhaupt der jüdischen Gemeinde in Frankreich erklärte im Sommer 
2003, »Frankreich sei nicht antisemitischer als Amerika«.’”® Haarerz 
zufolge berichtete die französische Polizei, antisemitische Vorfälle in 
Frankreich seien 2005 um fast 50 Prozent zurückgegangen — und dies, 
obwohl Frankreich von allen europäischen Ländern die größte musli- 
mische Bevölkerung aufweist.’ 

Als ein französischer Jude im Februar 2006 von einer muslimischen 
Bande brutal ermordet wurde, gingen Zehntausende von Franzosen 
auf die Straßen und demonstrierten gegen Antisemitismus. Sowohl 
Staatspräsident Jacques Chirac als auch Premier Dominique de Ville- 
pin kamen zur Trauerfeier für das Opfer, um öffentlich ihre Solidari- 
tät mit den französischen Juden zu bekunden.”® Es sollte auch darauf 
hingewiesen werden, dass im Jahr 2002 mehr Juden aus der ehema- 
ligen Sowjetunion nach Deutschland auswanderten als nach Israel; 
damit »wuchs die jüdische Gemeinde [in Deutschland] so rasant wie 
in keinem zweiten Land der Welt«, so die jüdische Zeitung Forward.” 
Wäre es in Europa wirklich »so schlimm wie in den 1930er Jahren«, 
wäre es nur schwer vorstellbar, dass Juden in so großer Zahl dort 
einwanderten. 

Wir gestehen ein, dass Europa nicht frei von der Geißel des Anti- 
semitismus ist. Niemand wird leugnen, dass in Europa nach wie vor 
einige eingefleischte Antisemiten anzutreffen sind (genau wie in den 
Vereinigten Staaten), doch es sind wenige und ihre extremen Ansich- 
ten werden von der überwiegenden Mehrheit der Europäer abgelehnt. 
Ebenso wenig würden wir bestreiten, dass unter den europäischen 
Muslimen ein Antisemitismus herrscht, der zum Teil vom Verhalten 
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Israels gegenüber den Palästinensern hervorgerufen wird und zum Teil 
ganz einfach rassistisch geprägt ist.” In Großbritannien berichtete bei- 
spielsweise der Community Security Trust (CST), eine Organisation, 
die antisemitische Tendenzen verfolgt, von einem Anstieg entspre- 
chender Vorfälle um 31 Prozent im Jahr 2006. Solch bedauerliche 
Ereignisse dürfen zwar nicht verharmlost werden, doch die Gesamt- 
zahl der gemeldeten Fälle betrug 594 (in einem Land mit mehr als 
60 Millionen Einwohnern), und fast ein Viertel davon fiel in die Zeit 
des Libanonkriegs in jenem Jahr. Mark Gardner vom CST räumte ein: 
»Dies ist sicherlich nicht mit den 1930er Jahren zu vergleichen oder 
dem auch nur annähernd ähnlich. «®' Etliche andere Gruppen - darun- 
ter das israelische Global Forum against Anti-Semitism — berichteten, 
tatsächlich sei die Zahl antisemitischer Übergriffe in dem betreffenden 
Zeitraum zurückgegangen. Da es sicher zweifelhafte Fälle sowie eine 
Dunkelziffer nicht gemeldeter Fälle gibt, legen di: 
Ergebnisse nahe, dass Behauptungen über einen deutlichen Anstieg 
oder Rückgang des Antisemitismus mit einer gewissen Vorsicht aufge- 
stellt und interpretiert werden sollten.% 

Wenn proisraelische Organisationen aufgefordert werden, über 
vage Behauptungen hinauszugehen, sprechen sie 


se unterschiedlichen 


wischen von ei- 
nem „neuen Äntisemitismus“, den sie mit einer Kritik an Israel gleich- 
setzen.®° Als die Synode der Kirche von England Anfang 2006 be- 
schloss, ihre Investitionen in die Firma Caterpillar zurückzuziehen, 
weil mit Bulldozern von Caterpillar palästinensische Dörfer zerstört 
wurden, beklagte der Oberrabbiner von Großbritannien, dies werde 
»sich höchst schädlich auf ... die jüdisch-christlichen Beziehungen in 
Großbritannien auswirken«. Und der Rabbiner Tony Bayfield, der die 
Reformbewegung leitet, erklärte: » An der Basis und selbst in den mitt- 
leren Rängen der Kirche entsteht ein eindeutiger Antizionismus, der 
an Antisemitismus grenzt.«** Die Kirche machte sich weder des Anti- 
zionismus noch des Antisemitismus schuldig; sie protestierte lediglich 
gegen israelische Militäraktionen,® 

Tatsächlich nutzen die Befürworter Israels seit langem die Angst 
vor einem „neuen Äntisemitismus“, um Israel vor Kritik zu schützen. 
Als Israel 1974 immer stärker unter Druck geriet, sich aus den 1967 
eroberten Gebieten zurückzuziehen, veröffentlichten Arnold Forster 
und Benjamin Epstein von der ADL das Buch The New Anti-Semitisı 
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darin behaupteten sie, es gäbe einen wachsenden Antisemitismus, und 
als Beispiel nannten die Autoren die zunehmende Weigerung anderer 
Länder, die Maßnahmen Israels gutzuheißen.* Als der Einmarsch im 
Libanon und die Ausweitung jüdischer Siedlungen Anfang der 1980er 
Jahre weitere Kritik an Israel auslösten und amerikanische Waffenlie- 
ferungen an arabische Verbündete massiv angefochten wurden, ver- 
öffentlichten der damalige ADL-Chef Nathan Perlmutter und dessen 
Frau, Ruth Ann Perlmutter, The Real Anti-Semitism in America, in dem 
behauptet wurde, dass der Antisemitismus wieder auf dem Vormarsch 
sei; Indizien dafür seien der Druck auf Israel, mit den Arabern Frieden 
zu schließen, und Ereignisse wie die Lieferung von AWACS-Flugzeugen 
an Saudi-Arabien.” Die Perlmutters deuteten außerdem an, dass viele 
»a-semitische« Maßnahmen - die sie als Handlungen definierten, die 
nicht durch Feindseligkeit gegenüber Juden motiviert sind - dennoch 
den jüdischen Interessen (und insbesondere dem Wohl Israels) scha- 
den und jederzeit wieder einen echten Antisemitismus hervorbringen 
könnten.** 

Die merkwürdige Logik dieses Arguments offenbart sich in dem 
Umstand, dass in den 1990er Jahren, als Israel in den Osloer Friedens- 
prozess involviert war, kaum von einem Antisemitismus die Rede war. 
Tatsächlich schrieb ein israelischer Gelehrter 1995, »noch nie zuvor, 
zumindest nicht seit das Christentum die Macht über das Römische 
Reich übernahm, hatte der Antisemitismus so wenig Bedeutung wie 
zur Zeit«.® Antisemitismusvorwürfe traten erst im Frühjahr 2002 wie- 
der verbreitet auf, als Israel wegen seines brutalen Vorgehens in den 
besetzten Gebieten weltweit scharf kritisiert wurde. 

Kritiker werden auch beschuldigt, Israel nach einem unfairen Maß- 
stab zu beurteilen oder sein Existenzrecht infrage zu stellen. So erklärt 
der frühere sowjetische Dissident Natan Sharansky, inzwischen ein 
prominenter israelischer Autor und Politiker: »Der neue Antisemitis- 
mus tritt in Gestalt einer »politischen Kritik an Israel auf und besteht 
in einer diskriminierenden Haltung und einer doppelten Moral gegen- 
über dem Staat der Juden, während gleichzeitig dessen Existenzrecht 
infrage gestellt wird.«° Damit wird indirekt zu verstehen gegeben, 
dass jeder, der das Verhalten Israels (oder das seiner Befürworter) kri- 
tisiert, die Existenz Israels ablehne und damit judenfeindlich sei. Dies 
ist jedoch ein Scheinargument, das nicht haltbar ist, denn es vermengt 
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die Kritik am Vorgehen Israels mit der Ablehnung von Israels Legiti- 
mität. Tatsächlich stellen westliche Kritiker Israels kaum jemals dessen 
Existenzrecht infrage. Vielmehr hinterfragen sie sein Verhalten gegen- 
über den Palästinensern — was eine legitime Kritik ist. Viele Israelis 
hinterfragen es ebenfalls. 

Israel wird nicht mit einer doppelten Moral gemessen, wenn west- 
liche Kritiker solche Vorwürfe gegenüber Israel erheben. Auch wenn 
einige wenige Kritiker möglicherweise Israel herausgreifen und unan- 
gemessen kritisieren, wird Israel doch größtenteils nach demselben 
Maßstab beurteilt, den die westliche Bevölkerung an alle Demokratien 
anlegt. Dieser Maßstab ist absolut angemessen, vor allem weil Israel 
und seine amerikanischen Unterstützer unablässig betonen, Israel ver- 
diene eine besondere Behandlung, da es »die einzige Demokratie im 
Nahen Osten « sei. Von Israel wird also erwartet, dass es sich genau so 
verhält wie Großbritannien, Kanada, Dänemark, die Vereinigten Staa- 
ten und so weiter und nicht wie die Militärjunta in Burma, wie Pervez 
Musharrafs Pakistan oder Fidel Castros Kuba. Die Art, wie Israel die 
Palästinenser behandelt, ruft Kritik hervor, weil sie weithin anerkann- 
ten Menschenrechtsnormen und internationalem Recht sowie dem 
Grundsatz der nationalen Selbstbestimmung widerspricht. Und Israel 
i ‚ert wurde oder 
wird. Die Vereinigten Staaten wurden wegen der Misshandlungen im 
Gefängnis von Abu Ghraib und der Behandlung von Gefangenen in 
Guantänamo allgemein verurteilt. Aber auch Amerika gegenüber wird 


kaum der einzige Staat, der deswegen scharf kri 


nicht mit doppelter Moral geurteilt; es wird lediglich von ihm erwartet, 
dass es seinen eigenen erklärten Werten entsprechend handelt und all- 
gemein anerkannte Grundsätze der Menschenrechte einhält. Gleiches 
gilt für Israel. 


Das Killerargument 


Dessen ungeachtet ist und bleibt der Vorwurf des Antisemitismus eine 
viel benutzte Waffe im Kampf gegen die Kritiker Israels, besonders 
in den Vereinigten Staaten. Diese Taktik ist aus verschiedenen Grün- 
den wirkungsvoll. Erstens ist Antisemitismus eine Ideologie, die in 
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der Vergangenheit großes Unheil hervorrief, nicht zuletzt die unge- 
heuerlichen Verbrechen des Holocaust, und die heutzutage für den 
größten Teil der Gesellschaft absolut untragbar ist. Der Vorwurf des 
Antisemitismus ist eines der übelsten Attribute, das man jemandem 
in Amerika anheften kann, und keine unbescholtene Person will sich 
Derartiges nachsagen lassen. Zweifellos hält die Angst, als Antisemit 
abgestempelt zu werden, viele Menschen davon ab, ihre Vorbehalte 
gegenüber dem Gebaren Israels beziehungsweise der Unterstützung 
durch die USA zu äußern. 

Zweitens werden Kritiker Israels oder der Israel-Lobby, die als Anti- 
semiten verleumdet werden, in der Öffentlichkeit ausgegrenzt. Wenn 
der Vorwurf haften bleibt, werden die Argumente des Kritikers von den 
Medien, von Regierungsvertretern und anderen einflussreichen Rliten 
nicht mehr ernst genommen, und Gruppierungen, die der Meinung 
des Betreffenden sonst möglicherweise Beachtung geschenkt hätten, 
werden davon abgehalten, solche zu erbitten. Besonders Politiker wer- 
den sich höchst ungern mit jemandem in Verbindung bringen lassen 
wollen, der des Antisemitismus bezichtigt wurde, da dies ihrer eigenen 
Laufbahn schaden könnte. 

Drittens wirkt diese Taktik, weil kaum jemand zweifelsfrei beweisen 
kann, dass er kein Antisemit ist, besonders wenn er Israel oder die 
Lobby kritisiert. Zu beweisen, dass etwas nicht der Fall, ist in jedem 
Fall schwierig, besonders wenn es um so etwas wie Absichten und Be- 
weggründe geht, die nicht direkt begutachtet werden können. Und der 
Verweis auf Verhaltensweisen, die nicht mit Antisemitismus vereinbar 
sind, wird kaum viel Gewicht haben. Daher war der Vorwurf des Anti- 
semitismus bis vor kurzem ein wirksames Mittel, um sicherzustellen, 
dass Kritik an Israel oder der Lobby selten geäußert wurde oder aber, 
wenn sie laut wurde, entweder ignoriert oder unterdrückt wurde. 

Der Vorwurf dürfte vor allem bei amerikanischen Juden, von de- 
nen viele immer noch glauben, dass Antisemitismus weit verbreitet 
sei, Widerhall finden. Nicht nur bietet die Geschichte der Juden in 
der Diaspora Grund zur Sorge; diese Tendenz wird auch verstärkt 
durch die Rolle, die der Holocaust in der Haltung vieler jüdischer 
Amerikaner spielt. Wie Peter Novick in seinem richtungsweisenden 
Buch Nach dem Holocaust - Der Umgang mit dem Massenmord deutlich 
zeigt, ist jenes verhängnisvolle Ereignis zu einem zentralen Element des 
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amerikanisch-jüdischen Bewusstseins geworden. Sie definiert die Welt- 
sicht vieler amerikanischer Juden und nährt, was kaum überrascht, bei 
einigen von ihnen eine starke Opferidentität. Trotz der großen Erfolge, 
die Juden in Amerika haben, fürchten viele jüdische Amerikaner nach 
wie vor, dass jederzeit wieder ein virulenter Antisemitismus aufflam- 
men könnte. Jack Wertheimer bemerkt dazu: »Nach praktisch jedem 
Maßstab ist der Antisemitismus im Inland stark zurückgegangen; 
trotzdem glauben viele amerikanische Juden weiterhin, andere Juden 
in den Vereinigten Staaten seien das Ziel von Intoleranz.« Frank Rich, 
der Kolumnist der New York Times, bestätigt dieses Denken, wenn er 
schreibt: »So wie viele andere Juden bin ich vielleicht allzu gern bereit 
zu glauben, die gesamte Welt sei antisemitisch.«°! 

Diese tiefsitzende Furcht unter amerikanischen Juden zeigte sich 
deutlich, als Israel im Frühjahr 2002 weltweit scharf kritisiert wur- 
de. Nat Hentoff, der für die Village Voice schreibt, bemerkte damals, 
»wenn ein Lautsprecher losginge und eine Stimme erklärte, »alle Ju- 
den auf dem Times Square antreten, könnte mich das nicht überra- 
schen.« Und Ron Rosenbaum schrieb im New York Observer: »Es wird 
wahrscheinlich einen zweiten Holocaust geben.« Diese Befürchtungen 
wurden so laut, dass Leon Wieseltier von der New Republic, selbst ein 
engagierter Verteidiger Israels, sich gezwungen sah, eine Titelgeschich- 
te mit der Überschrift „Hitler Is Dead: The Case Against Jewish Ethnic 
Panic“ zu schreiben. Über die Juden in den Vereinigten Staaten schrieb 
er: »Die Gemeinschaft versinkt in Erregbarkeit, in die Idee von der 
Katastrophe. Die intellektuelle Kontrolle geht verloren. Der Tod lauert 
vor jeder jüdischen Tür. Furcht greift um sich. Der Verstand hat aus- 
gesetzt. Angst gilt als größter Beweis für Glaubwürdigkeit. Ungenaue 
und aufrührerische Analogien häufen sich. Bilder des Holocaust sind 
überall.«”? Kurz gesagt, sind viele amerikanische Juden gern bereit zu 
glauben, dass eine Person (und insbesondere ein Nichtjude), der das 
Verhalten Israels oder den Einfluss von Institutionen wie dem AIPAC 
kritisiert, im Innersten wahrscheinlich ein Antisemit ist. 

Aus all diesen Gründen sind einige der Verteidiger Israels sehr schnell 
dabei, den Vorwurf des Antisemitismus zu erheben, wenn Kritik an 
der Politik Israels laut wird. Eines der bemerkenswertesten Beispiele 
ist die hitzige Reaktion auf Jimmy Carters jüngstes Buch, Palestine: 
Peace not Apartheid. Trotz seines provokativen Titels ist das Buch we- 
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der polemisch noch lässt es die nötige Einfühlung in die strategische 
Lage Israels vermissen. Zwar kritisiert Carter die israelische Besetzung 
des Westjordanlands und die dadurch bedingte Lage der dort leben- 
den Palästinenser und bemerkt zu Recht, dass es schwierig sei, in den 
Vereinigten Staaten eine offene und ehrliche Diskussion über diese 
Themen zu führen. Doch wie Yossi Beilin, ein bekannter israelischer 
Politiker, feststellte: »Nichts von der Kritik, die Carter an Israel übt, 
ist nicht auch von Israelis selbst geäußert worden.«” Selbst Carters 
Verwendung des Begriffs „Apartheid“ - der offenbar viel von dem 
Zorn provoziert hat, der sich gegen ihn richtet - greift lediglich die 
Verwendung des Begriffs durch israelische Kritiker der Besetzung und 
prominente Südafrikaner wie dem Friedensnobelpreisträger Bischof 
Desmond Tutu und dem derzeitigen Minister für die Geheimdienste, 
Ronnie Kasrils, auf.” 

Wie bereits erwähnt, attackierten die ADL und CAMERA Carters 
Buch mit riesigen Anzeigen in größeren Tageszeitungen, und auch 
wenn einige Kritiker inhaltlich auf Carters Argumentation eingingen, 
starteten andere sofort persönliche Angriffe auf den früheren Pr: 
denten.? Abraham Foxman meinte, »Ich glaube, er ist antisemitisch 
eingestellt«, und Martin Peretz schrieb, Carter werde »als Judenhas- 
ser in die Geschichte eingehen«.” Deborah Lipstadt, die Historikerin, 
die einen wichtigen Prozess gegen den notorischen Holocaustleugner 
David Irving gewann, schrieb in der Washington Post, »Carter hat wie- 
derholt - möglicherweise unbewusst - auf traditionelle antisemitische 
Missdeutungen zurückgegriffen«, und meinte, es gäbe eine große Ähn- 
lichkeit zwischen einigen von Carters Ansichten und denen des frühe- 
ren Ku-Klux-Klan-Führers David Duke.” Carter selbst erklärte: »Ich 
wurde als Antisemit bezeichnet. Ich wurde als Fanatiker bezeichnet. Ich 
wurde als Plagiator bezeichnet. Ich wurde als Feigling bezeichnet. «”* 
Das war eine bemerkenswerte Reaktion auf den Mann, der mit seiner 
führenden Rolle im ägyptisch-israelischen Friedensprozess mindestens 
so viel wie jeder andere für die Sicherheit Israels getan hatte. 

Zu einer ähnlicher Reaktion - wenn auch in kleinerem Maßstab — 
kam es, als der ehemals neokonservative Francis Fukuyama in einem 
Artikel einen Vortrag kritisierte, den Charles Krauthammer 2004 am 
American Enterprise Institute gehalten hatte. Fukuyamas Analyse war 
pointiert, aber respektvoll (so bezeichnete er Krauthammer etwa als 
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»begnadeten Denker«, dessen Ideen »ernst genommen werden soll- 
ten«). Dennoch veranlasste seine Andeutung, dass Krauthammers 
Ansichten darüber, wie man der islamischen Welt begegnen sollte, zu 
sehr von der israelischen Erfahrung geprägt seien, Krauthammer dazu, 
Fukuyama des Antisemitismus zu bezichtigen.? 

‚Auch wir sind mit dieser Art Angriffe vertraut. Als unser ursprüng- 
licher Artikel „Die Israel-Lobby“ im März 2006 im London Review of 
Books erschien, wurden wir von verschiedenen Seiten und fälschlicher- 
weise beschuldigt, Antisemiten zu sein. Eliot Cohen veröffentlichte 
in der Washington Post einen Gastkommentar mit dem Titel „Yes, Iv’s 
Anti-Semitic*, und die New York Sun brachte uns sofort mit David 
Duke in Verbindung.'® Die ADL bezeichnete unseren Artikel als »ei- 
ne klassische verschwörerische antisemitische Analyse, die sich auf 
das Falschbild jüdischer Macht und jüdischer Einflussnahme stützt«. 
Ignoriert wurde dabei unsere ausdrückliche Feststellung, die Lobby sei 
lediglich eine von vielen Interessengruppen, die legitime politische Zie- 
le verfolge. Und die New Republic publizierte vier verschiedene Angriffe 
auf unseren Artikel, der in allen als antisemitisch bezeichnet wurde. '" 


Auch in verschiedenen Kommentaren im Wall Street Journal wurden wir 
attackiert: William Kristol warf uns »Antijudaismus« vor, und Ruth 
Wisse, die in Harvard Jiddische Literatur lehrt, rückte unseren Artikel 
in die Nähe der Schriften eines berüchtigten deutschen Antisemiten des 
19. Jahrhunderts. Und in seiner Kritik zu Carters Buch schrieb Shmuel 
Rosner von Haaretz, der Expräsident und Friedensnobelpreisträger sei 
»nicht so antisemitisch wie Walt und Mearsheimer«.'% 

Die Tendenz, Israelkritikern Antisemitismus vorzuwerfen, erreichte 
Anfang 2007 ganz neue Höhen (oder vielleicht besser: neue Abgrün- 
de), als das American Jewish Committee einen Artikel von Alvin H. 
Rosenfeld, einem Englischprofessor an der Indiana University, mit dem 
Titel „‚Progressive‘ Jewish Thought and the New Anti-Semitism“ ver- 
öffentlichte. Rosenfeld machte eine Gruppe liberaler amerikanischer 
Juden aus (darunter den Bühnenautor Tony Kushner, den Historiker 
Tony Judt, die Dichterin Adrienne Rich und den Kolumnisten der 
Washington Post, Richard Cohen), die Israel kritisiert hatten, und warf 
ihnen vor, sich »Seite an Seite« an einem neuen Antisemitismus zu 
beteiligen, der das Existenzrecht Israels leugne. In seiner Einleitung zu 
dem Artikel schrieb der geschäftsführende Direktor des Committee, 
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David Harris: »Das überraschendste - und erschütterndste - Merkmal 
dieses neuen Trends besteht darin, dass sich einige Juden ganz öffent- 
lich an den verbalen Attacken gegen den Zionismus und den jüdischen 
Staat beteiligen.«!® 

Die von Rosenfeld angegriffenen Personen wiesen dessen Vorwürfe 
entschieden zurück, und der Rabbiner Michael Lerner von der Zeit- 
schrift Tikkun wies auf die Konsequenzen solch ungerechtfertigter Be- 
schuldigungen hin. »Wenn wir mit Kongressabgeordneten reden, die 
zu allen anderen Themen liberal oder sogar ausgesprochen progressiv 
eingestellt sind«, schrieb Lerner, »gestehen sie uns im Vertrauen, das: 
sie sich fürchten, offen darüber zu sprechen, wie sehr die israelische 
Politik den Interessen der Vereinigten Staaten beziehungsweise dem 
Weltfrieden schadet - um nicht selbst als antisemitisch und antiisra- 
elisch bezeichnet zu werden. Wenn Jimmy Carter, einem Mann von 
mustergültiger Moral, so etwas widerfahren kann, dann ist im Grunde 
niemand politisch sicher. «' 

In all diesen Fällen gab es keine Beweise für einen tatsächlichen 
Antisemitismus. Echter Antisemitismus nimmt Juden auf vielfältige 
Weise anders als andere Menschen wahr, und er gibt diesen anderen 
das Recht, Juden auszugrenzen und sie sowohl im Großen wie auch 
im Kleinen zu verfolgen. Antisemiten behaupten, dass Juden, die sich 
auf legitime Weise politisch engagieren - die Wahlämter anstreben, für 
politische Kampagnen Geld spenden, Artikel und Bücher schreiben 
oder Lobbygruppen organisieren —, sich in Wirklichkeit an dunklen 
und geheimen Verschwörungen beteiligen. Echte Antisemiten favori- 
sieren bisweilen harte Maßnahmen, um Juden volle politische Rechte 
zu verwehren, und befürworten mitunter sogar eine noch brutalere 
Verfolgung der Juden. Selbst in seinen gemäßigteren Ausprägungen 
ergeht sich der Antisemitismus in verschiedenen Formen der Stereo- 
typisierung und schließt die Forderung ein, dass Juden mit Misstrau- 
en oder Geringschätzung angesehen werden sollten, während ihnen 
gleichzeitig die Möglichkeit verwehrt wird, vollständig und frei an 
allen Bereichen der Gesellschaft teilzuhaben. In seinen wesentlichen 
Zügen ähnelt der wahre Antisemitismus anderen Formen rassistischer 
oder religiöser Diskriminierung, die in Europa und den Vereinigten 
Staaten seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs alle entschieden ver- 
dammt werden. 


273 


Solch antisemitisches Denken wird von all den vielen Nichtjuden 
und Juden, die heutzutage die Politik Israels kritisieren oder Sorge 
über den Einfluss der Lobby auf die US-amerikanische Außenpolitik 
äußern, als zutiefst beunruhigend empfunden und kategorisch abge- 
lehnt. Diese Kritiker glauben vielmehr, dass Juden genau wie andere 
Menschen sind, das heißt, dass sie zu guten wie schlechten Taten im- 
stande sind, und dass ihnen derselbe Status zusteht wie allen anderen 
Mitgliedern der Gesellschaft. Sie sind auch der Meinung, dass Israel 
wie andere Staaten handelt, das heißt, dass es seine eigenen Interessen 
tatkräftig verteidigt und dabei manchmal politische Entscheidungen 
fällt, die weise und gerecht sind, und manchmal Ziele verfolgt, die 
strategisch unklug und sogar unmoralisch sind. Solch eine 
ist das Gegenteil von Antisemitismus. Sie tritt dafür ein, Juden wie alle 
anderen zu behandeln und Israel als normales und rechtmäßig beste- 
hendes Land zu behandeln. Von diesem Standpunkt aus betrachtet, 
sollte Israel gelobt werden, wenn es gut handelt, und getadelt, wenn 
es das nicht tut. Auch Amerikaner haben das Recht, aufgebracht zu 
sein und sich kritisch zu äußern, wenn Israel Entscheidungen trifft, 
die den Interessen der Vereinigten Staaten schaden; und Amerikaner, 
denen etwas an Israel liegt, sollten dieses Land jederzeit kritisieren 
dürfen, wenn dessen Regierung Maßnahmen ergreift, die ihrer Mei- 
nung nach auch nicht im Interesse Israels liegen. Hierbei gibt es keine 
Sonderbehandlung und keine doppelte Moral. Auch die meisten Kriti- 
ker der Lobby sehen diese nicht als konspirierende oder intrigierende 
Gruppierung an; vielmehr sind sie der Meinung - wie wir auch —, dass 
proisraelische Organisationen genauso handeln wie andere Interessen- 
gruppen. Der Vorwurf des Antisemitismus kann zwar eine wirksame 
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Verleumdungstaktik sein, ist aber in der Regel unbegründet. 

Es gibt in der Tat Anzeichen dafür, dass der reflexartige Vorwurf 
des Antisemitismus allmählich seine Macht, jegliche Diskussionen zu 
ersticken, verliert. Die Angriffe auf Jimmy Carter hielten den früheren 
Präsidenten nicht davon ab, reichlich Werbung für sein Buch zu ma- 
chen (unter anderem bei einem vielbeachteten Auftritt an der Brandeis 
University). Auch andere bekannte Persönlichkeiten und etablierte Me- 
dien haben in jüngster Zeit intelligente Kritik an der Politik Israels und 
am Einfluss der Lobby vorgebracht.!" Selbst William Kristol scheint 
erkannt zu haben, dass der Vorwurf des Antisemitismus gegenüber 
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Kritikern Israels und der Lobby allmählich seine Wirkung, andere zum 
Schweigen zu bringen, einbüßt; im Wall Street Journal schrieb er, dass 
»die etablierten jüdischen Organisationen die „Antisemitismus“-Karte 
so oft ausgespielt haben, dass sie nicht mehr sticht«.!"% Der Grund ist 
offensichtlich: Immer mehr Menschen erkennen, dass dieser schwer- 
wiegende Vorwurf regelmäßig gegen Menschen erhoben wird, die kei- 
ne Antisemiten sind, sondern lediglich die Politik Israels hinterfragen 
oder darauf hinweisen, dass die Lobby einen Kurs diktiert, der nicht 
immer dem nationalen Interesse der Vereinigten Staaten entspricht. 

Wir wollen eines klarstellen: Antisemitismus ist ein verabscheuungs- 
würdiges Phänomen mit einer langen und tragischen Geschichte, und 
alle Menschen sollten wachsam beobachten, ob er wieder aufflammt, 
und ihn verdammen, wenn er auftritt. Sorge bereiten sollte uns allen 
ferner der echte Antisemitismus in Teilen der arabischen und islami- 
schen Welt (sowie in anderen Gesellschaften, etwa der russischen) und 
seine latenten Formen in einigen Teilen der amerikanischen und euro- 
päischen Gesellschaft. Doch es ist wichtig, dass wir zwischen echtem 
Antisemitismus und legitimer Kritik an der israelischen Politik unter- 
scheiden, denn ein Verwischen des Unterschieds macht es schwieriger, 
echte Intoleranz zu bekämpfen, und auch problematischer, sachlich 
über die US-amerikanische Außenpolitik zu diskutieren. Amerika- 
ner sollten frei und ungehindert die Aktivitäten von Gruppen erör- 
tern können, die Amerika zu einer großzügigen und bedingungslosen 
Unterstützung Israels drängen, genau wie sie das politische Treiben 
anderer Interessengruppen verfolgen, ohne befürchten zu müssen, ver- 
leumdet oder ausgegrenzt zu werden. 


Schlussbemerkung 


Die verschiedenen Strategien der Lobbyorganisationen, die in diesem 
und dem vorausgehenden Kapitel erläutert wurden, verstärken sich ge- 
genseitig. Wenn Politiker wissen, dass es riskant ist, die Politik Israels 
oder die unerschütterliche Unterstützung Israels durch die Vereinigten 
Staaten infrage zu stellen, wird es für die Medien umso schwieriger, 
maßgebliche Stimmen zu finden, die bereit sind, den Standpunkten der 


275 


Lobby zu widersprechen. Wenn der öffentliche Diskurs über Israel so 
beeinflusst werden kann, dass die meisten Amerikaner einen insgesamt 
positiven Eindruck des jüdischen Staats gewinnen, dann haben Politi- 
ker noch mehr Grund, der Lobby zu folgen. Das Ausspielen der Anti- 
semitismus-Karte erstickt die Diskussion noch weiter, und so können 
sich Legenden über Israel ungehindert am Leben halten. Zwar wenden 
auch andere Interessengruppen ähnliche Strategien in unterschiedlicher 
Form an, doch die meisten können nur davon träumen, solche politi- 
sche Macht zu haben, wie sie proisraelische Organisationen angesam- 
melt haben. Die Frage ist daher, welchen Einfluss die Israel-Lobby auf 
die US-amerikanische Außenpolitik hat. Ist ihr Einfluss im nationalen 
Interesse Amerikas oder fördert sie vielmehr einen politischen Kurs, 
der den Vereinigten Staaten und sogar Israel selbst schadet? Dieser 
Frage werden wir uns im Folgenden zuwenden. 
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Teil II: Die Lobby in Aktion 


Einleitung zu Teil Il 


Man müsste sich über den Einfluss der Israel-Lobby keine großen Sor- 
gen machen, wenn es ihr allein darum ginge, dass der US-Kongress 
weiterhin Auslandshilfen für den jüdischen Staat bewilligt. Vielleicht 
gäbe es bessere Verwendungszwecke für diese Gelder, doch die USA 
sind ein wohlhabendes Land und können es sich darum leisten, Israel 
jährlich mehr als drei Milliarden Dollar zukommen zu lassen. Doch 
die Bemühungen der Lobby beschränken sich nicht allein auf die 
Sicherstellung dieser Auslandshilfen. Ähnlich wie viele andere spezielle 
Interessengruppen versucht die Israel-Lobby, gewisse Aspekte der ame- 
rikanischen Außenpolitik zu beeinflussen, in ihrem Fall vorrangig die 
US-Politik im Nahen Osten. Das Bestreben der Lobby, auf die poli- 
tischen Verhältnisse in der Region einzuwirken, ist verständlich: Die 
finanzielle Unterstützung durch die USA ist zwar nützlich für Israel, 
doch ungleich wertvoller ist es, wenn die einzige Supermacht der Welt 
ihr ganzes politisches Gewicht zugunsten Israels einsetzt. 

Auch diese Zielsetzung der Israel-Lobby wäre kaum weiter besorg- 
niserregend, wenn sie ein politisches Programm fördern würde, das 
ganz offensichtlich auch im Interesse der USA wäre. In den nächsten 
fünf Kapiteln werden wir aber nachweisen, dass dies nicht der Fall 
ist. Die Vereinigten Staaten verfolgen heute drei Hauptziele im Nahen 
Osten. Sie wollen erstens dafür sorgen, dass das Erdöl vom Persischen 
Golf weiterhin auf die Weltmärkte gelangt. Sie wollen zweitens verhin- 
dern, dass in der Region Massenvernichtungswaffen verbreitet werden. 
Und sie wollen drittens den von der Region ausgehenden und gegen 
die USA gerichteten Terrorismus unterbinden. In einigen Fällen hat die 
Israel-Lobby politische Maßnahmen unterstützt, die diese Ziele ver- 
folgen, doch viele der politischen Inhalte, für die sich die Lobbyorga- 
nisationen im Laufe der Zeit eingesetzt haben, haben den Vereinigten 
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Staaten letztendlich nur geschadet. Das war natürlich nicht die Absicht 
der Gruppen und Einzelpersonen, die diese Linie durchgesetzt haben, 
und die Betreffenden waren zweifellos davon überzeugt, dass ihre eige- 
nen Zielsetzungen den USA nützen würden. Doch sie haben sich geirrt. 
Und obwohl die Aktionen der Lobby dem Staat Israel nützen sollten, 
haben viele Maßnahmen auch den Interessen Israels geschadet. 


Die Zielsetzungen der Lobby 


Neben der Sicherung der amerikanischen Auslandshilfe für Israel 
haben sich Gruppen innerhalb der Israel-Lobby stets dafür eingesetzt, 
dass die Situation im Nahen Osten durch die Macht der Vereinigten 
Staaten auf eine Art und Weise beeinflusst wird, die ihrer Meinung 
nach für die Interessen Israels und insbesondere seiner Sicherheit güns- 
tig sein könnte. Konkret bedeutete dies, dass die USA den Staat Israel 
in seinem langen Kampf gegen die Palästinenser unterstützen und ihre 
Macht gegen andere politische Bewegungen beziehungsweise Staaten 
einsetzen sollten, die im Streit mit Israel lagen. 

Wie wir im vierten Kapitel ausgeführt haben, herrschen innerhalb 
der proisraelischen Verbände Meinungsunterschiede darüber, welche 
Vorteile die Gründung eines lebensfähigen Palästinenserstaats mit sich 
bringen würde; die Führungsriege der Lobby steht dieser Idee eher 
ablehnender gegenüber als die Basii 
Unterstützer Israels für einen unparteiischen Kurs gegenüber beiden 
Seiten, und noch weniger fordern, dass die Vereinigten Staaten Israel 
mit Nachdruck zu einer Lösung zwingen sollen. 


Trotzdem plädieren nur wenige 


Nach Wunsch der meisten proisraelischen Gruppierungen - und ins- 
besondere der zentralen Organisationen innerhalb der Lobby - sollen 
die USA den Israelis außerdem helfen, die führende Militärmacht im 
Nahen Osten zu bleiben. Dazu soll nicht nur das israelische Militär 
dauerhaft und großzügig unterstützt werden; auch soll die Macht der 
Vereinigten Staaten gegen die Hauptwidersacher Israels in der Regi- 
on - den Iran, den Irak und Syrien - eingesetzt werden. Das Ziel der 
Lobby ist, dass Amerika wenigstens diese sogenannten Schurkenstaa- 
ten im Zaum hält und dafür sorgt, dass sie nicht in den Besitz von 


280 


Atomwaffen gelangen. Einige der Lobby-Gruppen gehen sogar noch 
weiter und plädieren dafür, dass die USA ihre Macht dazu einsetzen, 
die Regimes im Iran, im Irak und in Syrien zu stürzen und durch Füh- 
rungen zu ersetzen, die zu einer friedlichen Koexistenz mit Israel bereit 
sind. Im günstigsten aller Fälle soll Washington die gesamte Region 
durch die flächendeckende Verbreitung der Demokratie verändern und 
so dem Terrorismus, der sich gegen die Vereinigten Staaten wie auch 
gegen Israel richtet, den Nährboden entziehen. 

Schließlich drängt die Israel-Lobby die USA dazu, die Hisbollah 
zu entwaffnen und im Libanon eine israelfreundliche Regierung zu 
etablieren. Doch diese Ziele können nicht erreicht werden, ohne das 
Verhalten des Irans und Syriens radikal zu ändern, da diese Staaten die 
Hisbollah unterstützen und bewaffnen und Syrien sich bekanntlich seit 
langem in die libanesische Politik einmischt. Aufgrund dieser und an- 
derer Verbindungen unter den Feinden Israels neigt die Lobby dazu, sie 
alle als Teil eines lückenlosen Netzwerks des Bösen anzusehen, das die 
USA zumindest in Schach halten, wenn nicht sogar vernichten sollen. 

Um diesen unterschiedlichen Bedrohungen für Israel zu begegnen, 
haben zentrale Verbände innerhalb der Lobby die USA dazu gedrängt, 
größere Truppenverbände im Nahen Osten zu stationieren. Wie wir 
zeigen werden, hat die Lobby maßgeblich daran mitgewirkt, einen 
Krieg gegen den Irak voranzutreiben. Dies sollte der erste Schritt zu 
einer breit angelegten Neuordnung der Region sein, Selbst heute sind 
viele der lautstärksten Israelbefürworter gegen den Abzug amerika- 
nischer Truppen aus dem Irak, denn solange US-Streitkräfte in der 
Region sind, können diese die Gegner Israels besser abschrecken be- 
ziehungsweise gegen sie eingreifen, sollte sich die Notwendigkeit be- 
ziehungsweise die Gelegenheit dazu ergeben. 


Die USA und Israel nach dem II. September 2001 


In den 1990er Jahren konnte die Israel-Lobby bei der Durchsetzung 
ihrer Ziele beträchtliche Fortschritte erzielen, auch wenn sich nach 
dem Ende des Kalten Kriegs der strategische Wert Israels für die Ver- 
einigten Staaten nicht mehr so leicht beweisen ließ. Dann erfolgten die 
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Angriffe vom 11. September 2001, die Amerika zwangen, größeres 
Augenmerk auf die arabische und islamische Welt und insbesondere 
den Nahen Osten zu richten. Dies war ein kritischer Moment für Israel 
und seine Lobby. 

Stand zu befürchten, dass die Regierung Bush etwa zu dem Urteil 
kommen würde, die engen Beziehungen zwischen den Vereinigten 
Staaten und Israel schürten den antiamerikanischen Terrorismus? Und 
würden sie daher versuchen, ihr Image in der arabischen und islami- 
schen Welt zu verbessern, indem sie sich - wenn auch nur geringfü- 
gig — von Israel distanzierten? War insbesondere damit zu rechnen, 
dass Bush Druck auf die Regierung Scharon ausübte, um die Sied- 
lungsaktivitäten im Westjordanland zu beenden und stattdessen einen 
lebensfähigen Palästinenserstaat zu gründen? Drohten die Vereinigten 
Staaten möglicherweise, ihre Militärpräsenz im Nahen Osten insge- 
enz, die seit 1990 erheblich ausgeweitet 
worden war und die Israel sehr genützt hatte? 

Dies waren keine unbegründeten Befürchtungen. Wie wir im zwei- 
ten Kapitel ausgeführt haben, gab es eindeutige Beweise, dass Osama 
bin Laden der Sache der Palästinenser verpflichtet war und es den USA 
übel nahm, Israel so massiv zu unterstützen. Es war auch offenkundig, 
dass er die Präsenz amerikanischer Streitkräfte auf arabischem Boden, 
vor allem in Saudi-Arabien, zutiefst missbilligte, und dass diese beiden 
Umstände den Zorn der Araber und Islamisten auf die Vereinigten 
Staaten anheizten und Al-Qaida den Rücken stärkten. War damit zu 
rechnen, dass sich die Vereinigten Staaten als Reaktion auf diese Sach- 
lage wieder auf ihre frühere Position als Vermittler aus dem Abseits 
zurückzogen und nachdrücklicher auf ein Ende des israelisch-palästi- 
nensischen Konflikts drängten? Ähnliche Reaktionen hatte es früher 
schon gegeben. Die Regierung Reagan hatte Anfang der 1980er Jahre 
für kurze Zeit US-Truppen im Libanon stationiert, diese aber wieder 
abgezogen, nachdem ein Selbstmordattentäter in Beirut 241 Marines 
getötet hatte. Die Präsidenten Jimmy Carter und George Bush senior 
hatten ebenfalls echte Fortschritte für einen Frieden in der Region 


samt zu verringern — eine Prä 


erzielt, aber nur dadurch, dass sie Druck auf Israel ausübten und der 
Israel-Lobby weniger Aufmerksamkeit schenkten. 

Trotz dieser Befürchtungen war das verstärkte Augenmerk auf die 
Gefahr aus dem Nahen Osten nach dem 11. September 2001 auch 


282 


eine Chance für Israel und seine amerikanischen Fürsprecher. Wenn 
die Regierung Bush überzeugt werden konnte, dass Israel ein wichtiger 
Verbündeter im Kampf gegen den Terrorismus war und dass die Feinde 
Israels auch die Feinde Amerikas waren, dann ließen sich die Vereinig- 
ten Staaten vielleicht dazu bewegen, sich hinter Scharons harte Linie 
gegenüber den Palästinensern zu stellen und die Gegner Israels - die 
Hisbollah, den Iran, den Irak und Syrien - ins Visier zu nehmen. Im 
Wesentlichen musste den amerikanischen Entscheidungsträgern klar- 
gemacht werden, dass es für die Vereinigten Staaten strategisch sinn- 
voll sei, im Nahen Osten die Feinde Israels zu beseitigen, die angeb- 
lich auch die Feinde Amerikas waren. Wie zu erwarten war, machten 
sich Israel und führende Gruppen der Lobby gemeinsam daran, diese 
Chance zu nutzen. 

Ihre Bemühungen fruchteten. Die Regierung Bush übernahm schließ- 
lich den Standpunkt der Lobby bezüglich der neuen Gefahrenlage und 
verwarf alternative Sichtweisen. Die Vereinigten Staaten übernahmen 
nicht nur mehr und mehr die Haltung Israels gegenüber den Palästi- 
nensern, dem Iran und den übrigen Staaten der Region, sondern auch 
viele der israelischen Argumente für diese Haltung. Amerikanische und 
he Politiker klangen allmählich so, als redeten sie aus einem 


israe] 
Munde. 

Üblicherweise herrscht die Auffassung, dieses Ergebnis sei gleichsam 
vorbestimmt und unausweichlich gewesen. Demnach sahen Bush und 
Scharon und inzwischen auch Scharons Nachfolger Ehud Olmert die 
Welt im Wesentlichen gleich. Der Präsident und seine Berater, so die 
gängige Meinung, brauchten wenig Zureden seitens der Lobby, denn 
sie akzeptierten Israels Standpunkt in der Frage, wie man der arabi- 


schen und islamischen Welt zu begegnen habe, von vorn herein - und 
umso mehr nach dem 11. September 2001. 

Doch diese Sichtweise von der Entwicklung der amerikanischen 
Nahostpolitik nach dem 11. September ist nicht richtig, denn sie 
übersieht die greifbaren Meinungsverschiedenheiten, die gelegentlich 
zwischen der amerikanischen und der israelischen Regierung auftra- 
ten. Im ersten Jahr nach den verheerenden Anschlägen gerieten Bush 
und Scharon in der Palästinenserfrage bei etlichen Gelegenheiten an- 
einander. Und selbst nachdem man diese Gegensätze geklärt hatte, 


waren sich die beiden in Bezug auf die Paläs 


inenserfrage in wichtigen 
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Punkten noch immer uneins. Bushs Bemühungen um eine Lösung des 
israelisch-palästinensischen Konflikts spiegelten stellenweise sogar die 
alternative Haltung wider, die größere Anstrengungen forderte, um 
einen Frieden zwischen Israelis und Palästinensern zu erwirken und 
die Feindseligkeit der arabischen Welt zu entschärfen. Diese Sichtwei- 
se wurde innerhalb des Außenministeriums, in US-amerikanischen 
Geheimdienstkreisen sowie beim Militär ausgesprochen befürwortet. 
Auch über den Kurs gegenüber Syrien kam es zu erheblichen Differen- 
zen zwischen Bush und Israel samt der Israel-Lobby. Doch sowohl in 
der Frage der Palästinenser als auch Syriens konnte die Lobby Bush 
zu einem Kurswechsel und einem Einlenken auf die eigene Linie be- 
wegen, 

Ferner hatte die Lobby großen Einfluss auf die US-amerikanische 
Außenpolitik gegenüber dem Irak und dem Iran sowie auf den groß- 
artigen Plan der Regierung Bush, den Nahen Osten in ein „Meer von 
Demokratien“ zu verwandeln. Und die Lobby machte gleichsam Über- 
stunden, um die Amerikaner davon zu überzeugen, dass Israel wäh- 
rend des Kriegs im Libanon im Sommer 2006 im Recht war, und um 
zu gewährleisten, dass Politiker sowohl der Demokraten als auch der 
Republikaner Israel weiterhin vorbehaltlos unterstützten. 

Dies sind strittige Behauptungen, die nicht leichtfertig aufgestellt 
Irak gaben 
etliche prominente Persönlichkeiten zu verstehen, dass Präsident Bushs 
Nahostpolitik - und insbesondere seine Entscheidung zum Einmarsch 
im Irak - zumindest teilweise Israel zugute kommen sollte. Natür- 
lich dementierten Israelis wie auch führende proisraelische Amerika- 
ner diese Darstellung und griffen in einigen Fällen auf den vertrauten 
Vorwurf des Antisemitismus zurück. Doch ob strittig oder nicht - die 
Frage hier ist faktischer Ai bte die Lobby einen wesentlichen Ein- 
fluss auf die US-amerikanische Nahostpolitik aus? Und wenn ja, waren 
die Ergebnisse zum Vorteil für die Vereinigten Staaten beziehungsweise 
für Israel? Die Antwort auf die erste Frage lautet eindeutig „Ja“, und 
die zweite Frage sollte unserer Meinung nach mit einem entschiedenen 
„Nein“ beantwortet werden. 

Betrachten wir die Nahostpolitik der Regierung Bush im Folgenden 
etwas eingehender, angefangen bei ihrem Rückhalt für die israelische 
Vorgehensweise in den besetzten Gebieten und ihrer Entscheidung 


werden sollten. Sowohl vor als auch während des Kriegs 
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für einen Einmarsch im Irak. Anschließend analysieren wir Washing- 
tons generelle Strategie zur Veränderung der Region, insbesondere 
die Haltung gegenüber Syrien und dem Iran. Schließlich wollen wir 
untersuchen, wie sich Amerika im Libanonkrieg von 2006 verhielt. 
Wir argumentieren, dass die Vereinigten Staaten in jedem dieser Fälle 
einen anderen Kurs verfolgt hätten, wenn die Lobby nicht so mächtig 
gewesen wäre oder die Hauptgruppierungen innerhalb der Lobby für 
eine andere Vorgehensweise plädiert hätten. Dann wäre die Gangart 
der Vereinigten Staaten mehr im Einklang mit ihren eigenen nationalen 
Interessen gewesen — und auch besser für Israel. 
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Kapitel 7 
Die Lobby gegen die Palästinenser 


Heute ist es fast vergessen, aber im Herbst 2001 und noch einmal im 
Frühjahr 2002 versuchte die Regierung Bush, die antiamerikanische 
Haltung in der arabisch-islamischen Welt in ihrem Sinne positiv zu 
beeinflussen, Sie verlangte von Israel, seine Expansionspolitik in den 
besetzten Gebieten einzustellen, und trat für die Schaffung eines pa- 
lästinensischen Staats ein. Nach den Anschlägen vom 11. September 
glaubten die politisch Verantwortlichen in Amerika, dass eine Bei- 
legung des israelisch-palästinensischen Konflikts oder zumindest ein 
ernsthafter Versuch dazu terroristischen Gruppierungen wie Al-Qaida 
ihren Rückhalt nehmen und den Aufbau eines weltweiten Bündnisses 
gegen den Terrorismus erleichtern werde - eventuell sogar unter Be- 
teiligung von Staaten wie dem Iran oder Syrien.! 

Der Regierung Bush gelang es jedoch nicht, Israel zu einem Kurs- 
wechsel zu bewegen. Stattdessen unterstützte Washington schließlich 
sogar die harte Linie Israels gegenüber den Palästinensern. Mit der Zeit 
übernahmen Bush und sein Mitarbeiterstab die Argumente, mit de- 
nen Israel diese Politik rechtfertigte, und die von den USA verwendete 
Rhetorik wurde derjenigen Israels immer ähnlicher. Eine Schlagzeile 
der Washington Post fasste im Februar 2003 die Lage folgendermaßen 
zusammen: »Bush und Scharon über Politik im Nahen Osten nahezu 
einer Meinung«.? Einer der Hauptgründe für diese Verschiebung ist 
der Einfluss der Israel-Lobby. 

Die Geschichte beginnt Ende September 2001. Präsident Bush woll- 
te den israelischen Ministerpräsidenten Ariel Scharon veranla 


n, in 
den besetzten Gebieten Zurückhaltung zu üben und alles in seiner 
Macht Stehende zu tun, um die Gewalttätigkeiten im Zusammenhang 
mit der zweiten Intifada einzudämmen. Die amerikanische Regierung 
hat nach der Formulierung der New York Times »enormen Druck« 
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auf Scharon ausgeübt mit dem Ziel, dass sich der israelische Außen- 
ster Schimon Peres mit Palästinenserpräsident Jassir Arafat treffen 


mi 
durfte, auch wenn Bush Arafat als Vertreter der Palästinenser höchst 
kritisch gegenüberstand.? Anfang Oktober erklärte der neue amerika- 
nische Präsident zum ersten Mal öffentlich, dass er einen palästinen- 
sischen Staat befürworte - was schon an sich eine Überraschung war, 
da selbst Präsident Clinton, der sich immer beharrlich für eine Zwei- 
staatenlösung eingesetzt hatte, es erst in seinem letzten Monat im Amt 
gewagt hatte, in der Öffentlichkeit den Ausdruck »palästinensischer 
Staat« zu gebrauchen.? Bush selbst hatte vor dem 11. September be- 
tont, er beabsichtige nicht, sich in den arabisch-israelischen Konflikt 
einzumischen. Das lässt sein plötzliches Interesse an diesem Thema 
besonders aufschlussreich erscheinen. 

Diese Entwicklung alarmierte die israelische Regierung, die fürch- 
tete, Washington könne den jüdischen Staat einem „Ausverkauf“ aus- 
setzen, um sich bei den Arabern beliebt zu machen. Die Washington 
Post berichtete: »Quellen aus dem näheren Umfeld Scharons sagen, 
er sei zornig über die US-amerikanischen Versuche, Staaten wie den 
Iran, Syrien und andere, die Angriffe auf Israel unterstützt hätten, für 
ein von den USA geführtes Bündnis zu gewinnen.«' Anfang Oktober 
beschuldigte Scharon Bush offen, er versuche, »die Araber auf unsere 
Kosten zu besänftigen«. Israel, so warnte er, »ist nicht die Tschecho- 
slowakei«.® Wenige Stunden nach diesen Worten rückten israelische 
Truppen in mehrere palästinensische Stadtteile von Hebron ein.? 

Bush, so heißt es, sei wütend gewesen, weil Scharon sein Handeln 
mit der Kapitulation Neville Chamberlains beim Münchener Abkom- 
men verglichen hatte, und der Pressesprecher des Weißen Hauses, Ari 
Fleischer, nannte Scharons Äußerungen »inakzeptabel«.® Der israeli- 
sche Ministerpräsident entschuldigte sich pro forma, aber das Problem 
an sich blieb ungelöst.? Ebenfalls noch im Oktober, nach der Ermor- 
dung des israelischen Tourismusministers Rehavam Zeevi durch eine 
abtrünnige palästinensische Splittergruppe, drangen die israelischen 
Streitkräfte in einer weiteren groß angelegten Aktion in palästinen- 
sische Gebiete im Westjordanland vor. Bush traf persönlich mit dem 
israelischen Außenminister Schimon Peres zusammen und verlangte 
einen schnellen Rückzug. Dabei sagte er, er hoffe, »die Israelis wür- 


den ihre Truppen so schnell wie möglich in Bewegung setzen«.' Die 
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israelische Regierung lehnte diese Forderung ab und sagte, man werde 
sich zurückziehen, sobald sicher sei, dass Arafat gegen die palästinen- 
sischen Terroristen hart durchgegriffen habe. Der Guardian schrieb, 
Ariel Scharon habe »die schmerzlichste Konfrontation mit Washington 
seit George Bushs Machtantritt provoziert, indem er sich kategorisch 
geweigert habe, die Besetzung palästinensischer Gebiete zu beenden, 
die Jassir Arafats Existenz gefährdet«.'' 

Scharon und die Israel-Lobby handelten rasch, um diesen 
schärfenden Streit zu beenden, und zwar indem sie die Regierung Bush 
und das amerikanische Volk überzeugten, dass die USA und Israel 
gemeinsam der Bedrohung durch den Terrorismus gegenüberstün- 
den. Israelische Regierungsvertreter und wichtige Gruppen innerhalb 
der Israel-Lobby betonten in den kommenden Jahren immer wieder, 


ich ver- 


zwischen Arafat und Osama bin Laden bestehe eigentlich kein Un- 
terschied. Deshalb sollten die USA und Israel den gewählten Pa 
nenserpräsidenten isolieren, anstatt mit ihm politische Vereinbarungen 
zu treffen. So sagte Scharon im Dezember 2001 gegenüber seinem 


nach eigenen Angaben »langjährigen Unterstützer«, dem Kolumnisten 
William Safıre von der New York Times: »Sie in Amerika führen Krieg 
gegen den Terror. Wir in Israel führen Krieg gegen den Terror. Es ist 
derselbe Krieg. «'? 

Scharons Bedenken über die Nahostpolitik der USA wurden bereits 
unmittelbar nach dem 11. September deutlich, also mehrere Wochen 


‚tinensischen Staat aus- 
sprach. Der israelische Ministerpräsident telefonierte am 14. Septem- 


ber mit führenden Vertretern der amerikanischen Juden und machte 


bevor sich Bush zum ersten Mal für einen palä 


dabei deutlich, dass er befürchte, die Regierung Bush könne mit Arafat 
anders umgehen als mit Bin Laden und werde gegenüber Israel Härte 
zeigen, um damit die Unterstützung der Araber für den Krieg gegen 
den Terrorismus zu gewinnen. Daher bat Scharon seine Gesprächs- 
partner um Hilfe.'? Dieses Gespräch hatte jedoch kaum Folgen, zum 
Teil deshalb, weil fast alle in den USA noch von den Ereignissen des 
11. September schockiert waren, aber auch, weil zu diesem Zeitpunkt 
nicht klar war, in welche Richtung sich die amerikanische Politik wen- 
den würde. In diesem Moment der Unklarheit veröffentlichte das Pro- 
ject for the New American Century (PNAC) am 20. September einen 
offenen Brief an Bush, der von vielen Neokonservativen wie William ]J. 
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Bennett, Eliot Cohen, Aaron Friedberg, Reuel Marc Gerecht, Robert 
Kagan, Charles Krauthammer, Jeane Kirkpatrick, William Kristol, 
Richard Perle und Norman Podhoretz unterzeichnet war. Darin wur- 
de Israel als »Amerikas zuverlässigster Alliierter gegen den weltweiten 
Terrorismus« bezeichnet und der Präsident dazu aufgerufen, »unsere 
Schwesterdemokratie vollauf zu unterstützen«. Es wurde außerdem 
angeregt, die USA sollten jegliche Unterstützung der Palästinensischen 
Autonomiebehörde einstellen.'* 

Die wesentlichen Grundzüge von Bushs Politik zur Bekämpfung des 


Terrorismus wurden erst deutlicher, als er sich für eine Zweistaaten- 
lösung aussprach. Darüber waren weder Scharon noch die Israel-Lob- 
by glücklich. Sofort nahm das American Israel Public Affairs Commit- 
tee (AIPAC) zu Bushs Äußerungen über einen palästinensischen Staat 
Stellung und erklärte, die Berater, die Bush diese Idee eingegeben hät- 
ten, »unterminierten den Krieg Amerikas gegen den Terrorismus. Sie 
ermutigten den Präsidenten, jene, die dem Terrorismus Unterschlupf 
gewähren und ihn unterstützen, zu belohnen anstatt zu bestrafen. «' 
Gleichzeitig sagte Mortimer Zuckerman, Vorsitzender der Conference 
of Presidents of Major American Jewish Organizations, Bush verfolge 
»eine sehr kurzsichtige und verfehlte Politik «.'* Proisraelische Kräfte 
wiederholten diese Warnungen nun bei jeder Gelegenheit. 

Von nun an übten einflussreiche Persönlichkeiten der Israel-Lobby 
Druck auf die Regierung Bush aus. Sie wollten erreichen, dass die is- 
raelischen Streitkräfte so lange in den soeben erst besetzten palästinen- 
sischen Gebieten bleiben könnten, wie Scharon es für angebracht hielt. 
Abraham Foxman, der Leiter der Anti-Defamation League (ADL), 
schrieb am 23. Oktober an Außenminister Colin Powell, er sei »äu- 
Berst beunruhigt« wegen der Forderung des Außenministeriums gegen- 
über Israel, seine Truppen aus den kürzlich besetzten palästinensischen 
Gebieten zurückzuziehen. »Wir erachten solche Bemerkungen als un- 
angemessen«, schrieb Foxman, »und als im Widerspruch stehend zu 


der seit langem von Amerika betriebenen Politik, die darauf beruht, 
dass Israel das Recht hat, sich zu verteidigen. Die Welt schließt sich 
im Kampf gegen den Terrorismus zusammen, aber die Palästinensische 
Autonomiebehörde weigert sich leider, etwas zur Eindämmung der 
Gewalt und des Terrorismus zu unternehmen. «'” Zuckerman vertrat 
dieselbe Sichtweise und sagte, Bushs Versuch, Israel unter Druck zu 
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setzen, sei »unangemessen, maßlos und widerspreche der Logik der 
amerikanischen Anstrengungen im Kampf gegen den Terrorismus«.'® 

Die Israel-Lobby wurde auch im amerikanischen Kongress aktiv. Am 
16. November lobten 89 Senatoren Bush in einem Brief, dass er sich 
nicht mit Arafat treffen wolle, solange dieser nicht die notwendigen 
Schritte unternommen habe, um die Gewalt gegen Israel zu stoppen. 
Sie forderten auch, dass die USA Israel nicht an Vergeltungsaktionen 
gegen die Palästinenser hindern sollten, und verlangten ein öffentliches 
Bekenntnis der Regierung, dass sie unerschütterlich hinter Israel stehe. 
Laut New York Times entstand der Brief »vor zwei Wochen bei einem 
Treffen der führendern Vertreter der jüdischen Gemeinschaft in den 
USA mit wichtigen Senatoren«, Es wurde hinzugefügt, dass das AIPAC 
»bei den Anregungen zu diesem Brief besonders aktiv« gewesen sei.'? 

Ende November hatten sich die Beziehungen zwischen Jerusalem 
und Washington deutlich verbessert. Das lag teilweise an den An- 
strengungen der Israel-Lobby, aber auch an den militärischen Anfangs- 
erfolgen der USA in Afghanistan: Dadurch war das Bedürfnis nach 
Unterstützung im Kampf gegen Al-Qaida offenbar nicht mehr so groß. 
Scharons Begegnung mit Bush Anfang Dezember in Washington verlief 
freundschaftlich, Die israelischen Streitkräfte hatten unmittelbar vor 
dem Treffen auf drei Selbstmordattentate in Israel reagiert und Ziele 
im Gazastreifen angegriffen. Aber Bush kritisierte Israel nicht und bat 
auch nicht für die Zukunft um Zurückhaltung. Der Sprecher des Wei- 
Ren Hauses betonte stattdessen: »Israel ist ein souveräner Staat« und 
»hat das Recht, in Sicherheit zu leben«. Gleichzeitig verlangte Bush, 
dass Arafat mehr tun solle, um den Terror gegen Israel zu stoppen.’" 

Scharon kam im Februar 2002 erneut ins Weiße Haus, und wie- 
der verlief der Besuch bei Bush freundschaftlich. Der israelische Mi- 
nisterpräsident wiederholte seinen Vorwurf, Arafat unterstütze den 


Terrorismus, und sagte, er sei das Haupthindernis für eine Beilegung 
des israelisch-palästinensischen Konflikts. Bush stand dieser Argumen- 
tation nun eindeutig wohlwollend gegenüber. Er glaubte Berichten, 
nach denen Arafat hinter dem umstrittenen Vorfall mit der „Karine A“ 
im Januar 2002 steckte. Die „Karine A* war ein Frachter, der mit 
50 Tonnen Waffen und Sprengstoff beladen war und offenbar gerade 
aus dem Iran kam, als er von der israelischen Marine im Roten Meer 
abgefangen wurde. Das Ziel schien Gaza zu sein, auch wenn das da- 
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mals nicht klar zu beweisen war. Manche meinten auch, die Waffen 
seien für die Hisbollah im Libanon bestimmt gewesen.?! 

Obwohl es keinen endgültigen Beweis für eine direkte Beteiligung 
Arafats gab, taten die israelische Regierung und die Israel-Lobby ihr 
Bestes, um zu zeigen, dass Arafat die Waffen und den Sprengstoff für 
seinen Terrorfeldzug gegen Israel beschafft habe.?? Im Fall der „Ka- 
rine A“ leugnete der Palästinenserpräsident jegliche Verantwortung. 
US-Außenminister Colin Powell und andere meinten, sie hätten keine 
Beweise gesehen, die Arafats Unschuldsbeteuerungen widersprachen.?? 
Am Ende schlug sich Bush jedoch auf die Seite Israels und seiner Unter- 
stützer. Scharon stand damals im Februar 2002 neben Bush im Weißen 
Haus, als dieser sagte: »Herr Arafat hat uns schon verstanden. Ich 
kann es nicht deutlicher sagen ... Er muss alles in seiner Macht Stehen- 
de tun, um den Terror zu bekämpfen. Natürlich waren wir erst einmal 
überrascht und dann sehr enttäuscht, als die „Karine A“ auftauchte, 
beladen mit Waffen; Waffen, die nur für einen Zweck bestimmt sein 
konnten, nämlich für den Terror. «2* 


Die Israel-Lobby demütigt Bush 


Auch wenn sich nun die Standpunkte der USA und Israels einander 
annäherten, brachen Ende März 2002 neue Probleme zwischen beiden 
Staaten auf, Ein Selbstmordattentäter der Hamas tötete bei einer Feier 
zum Passahfest 30 Israelis. Die Palästinensische Autonomiebehörde 
verurteilte den Anschlag und sagte zu, die Verantwortlichen zur Re- 
chenschaft zu ziehen. Aber ihre magere Bilanz bei der Bestrafung mi- 
litanter Aktionen konnte die Israelis nicht zufriedenstellen. Sie hatten 
genug. Scharon setzte die „Operation Defensive Shield“ (Operation 
Schutzschild) in Gang, bei der die israelischen Streitkräfte die Kon- 
trolle über fast alle größeren Palästinensergebiete im Westjordanland 
wiedererlangten.2° Bush war sofort klar, dass die israelische Aktion 
dem Ruf Amerikas in der arabisch-islamischen Welt schaden und den 
Kampf gegen den Terrorismus beeinträchtigen würde, also forderte 
er am 4. April, Scharon solle »die Aktionen stoppen und mit dem 
Rückzug beginnen«. Er unterstrich seine Forderung zwei Tage später 
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und sagte, das bedeute »unverzüglichen Rückzug«. Am 7. April sagte 
Bushs Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice gegenüber Reportern, 
»unverzüglich« bedeutet unverzüglich. Es bedeutet jetzt.« Noch am 
selben Tag reiste Außenminister Powell in den Nahen Osten, um alle 
Beteiligten dazu zu bringen, die Kämpfe zu beenden und Verhand- 
lungen aufzunehmen. 

Die Regierung geriet bald unter Druck, eine andere Richtung ein- 
zuschlagen. Ein Hauptziel war Powell, dem ein Mangel an Sympathie, 
wenn nicht gar eine feindselige Einstellung gegenüber Israel nachgesagt 
wurde und der zudem plante, während seiner Nahostreise mit Arafat 
zusammenzutreffen. Der Außenminister bekam sofort den Zorn der- 


jenigen im Büro des Vizepräsidenten und im Pentagon zu spüren, die 
Israel bedingungslos unterstützten und verhindern wollten, dass Bush 
und Rice Israel Beschränkungen auferlegten. Rice telefonierte unablä 


sig mit Powell, und manchmal muss es geklungen haben, als hielte sie 


ihm eine „Standpauke“. Er glaubte, dass ihre Unruhe die » Ansichten 
von jemandem im Weißen Haus« widerspiegelte.?° 
Die Neokonservativen in den Medien stürzten sich ebenfalls auf 
Powell, Robert Kagan und William Kristol schrieben am 11. April 
im Weekly Standard, Powell habe »das Urteilsvermögen zur Unter- 
scheidung zwischen Terroristen und denjenigen, die Terroristen be- 
kämpfen, mehr oder weniger verloren«.?” Am nächsten Tag beschrieb 
David Brooks, der damals für den Weekly Standard arbeitete, Powells 
Reise in der Sendung NewsHour with Jim Lehrer als »Fiasko, im Un- 
terschied zu einem totalen Fiasko«. Weiter sagte er: Powell »schadet 
dem Prestige der USA ... zersetzt die Politik der USA im Nahen Osten 
‚und, besonders wichtig, er schadet unserer moralischen Klarheit«.* 


Der ehemalige israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu, der 


sich zu dieser Zeit in den USA aufhielt, um für Israels Position zu wer- 
ben, sagte bereits vor Powells Ankunft in Israel, seine Reise »werde 
zu nichts führen «.” Er hatte Recht: Das Gleichgewicht innerhalb der 
Regierung verschob sich so schnell und gründlich gegen Powell, dass 
sein Stellvertreter ihn in Israel anrief und ihm in einer recht drastischen 
Ausdrucksweise zu verstehen gab: »Ich versuche hier die verdamm- 
te Lawine aufzuhalten. Die wollen Sie zum Frühstück verspeisen. «* 
Powell sagte später, seine Rei: 
gewesen, »wie man sie sich nicht schlimmer vorstellen kann «.' 


e in den Nahen Osten seien »zehn Tage« 


292 


Powell hatte begriffen. Das zeigte sich in seinem Verhalten wäh- 
rend einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Ariel Scharon kurz vor 
seiner Abreise aus Israel. »Die Sprache des Außenministers, seine Kör- 
persprache und seine Wortwahl«, schrieb John Simpson vom Sunday 
Telegraph, »waren gewiss nicht die des Zahlmeisters, der einen Kun- 
den zur Kasse bittet. Bei weitem nicht. Mr. Powell wirkte schmeichle- 
risch, ehrerbietig, er weiß zweifellos, wie viel Unterstützung Scharon 
in Washington genießt und welchen Einfluss seine Freunde dort beim 
Präsidenten haben. «”? Netanjahus Voraussage erwies sich als richtig. 
Die Reise Powells hat »zu nichts geführt«. 

Ein zweites Angriffsziel neben Powell war Präsident Bush selbst, der 


von Führerr 
unter Druck gesetzt wurde. Tom DeLay und Dick Armey sprachen sich 
besonders vehement dafür aus, dass Israel unterstützt werden müsse, 
DeLay und der Oppositionsführer im Senat, Trent l.ott, besuchten am 
10. April das Weiße Haus und legten Präsident Bush persönlich nahe, 
einzulenken.? Am nächsten Tag forderten laut Time-Magazin »eine 
Gruppe evangelikaler Kirchenführer unter der Leitung von Reverend 
Jerry Falwell und der chemalige Prä kandidat Gary Bauer 
in einem Brief an Bush, dass die Regierung den »Druck beendets, der 
auf Scharon ausgeübt wird, damit er sich aus dem Westjordanland 
zurückziehe. Nachdem Falwell seine Anhänger beschworen hatte, d; 
selbe zu tun, wurde das Weiße Haus mit Anrufen und E-Mails über- 
schwemmt. Am nächsten Tag riefen laut Informanten höhere Berater 
des Präsidenten Falwell an, um ihm zu versichern, dass Bush hinter 
Scharon stehe.«** 

Das erste äußere Anzeichen, dass Bush klein beigab, folgte noch am 
selben Tag, dem 11. April -nur eine Woche nachdem er darauf bestan- 
den hatte, dass Scharon seine Truppen zurückziehen solle: Laut Ari 
ischer war der Präsident der Meinung, dass Scharon »ein Mann des 
Friedens« sei.° Bush wiederholte diese Aussage in der Öffentlichkeit 
am 18. April, als Außenminister Powell von seiner erfolglosen Mission 
zurückkam, und der Präsident sagte den Reportern auch, dass Scharon 
auf seine Bitte um vollständigen und sofortigen Rückzug zu seiner 
Zufriedenheit reagiert habe.’ Scharon hatte nichts dergleichen getan, 
aber Bush wollte das Thema begraben. Israel verkündete am 21. April 
das formelle Ende der „Operation Schutzschild“, aber die israelischen 


‚discher Organisationen und von evangelikalen Christen 


identsch: 
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Streitkräfte blieben in vielen palästinensischen Gebieten, und wichtige 
Teile des israelischen Kontrollsystems sind bis heute in Kraft. 

Andere Gruppierungen innerhalb der Israel-Lobby hielten den 
Druck aufrecht. Die Conference of Presidents und die United Jewish 
Communities veranstalteten Mitte April eine größere Kundgebung 
in Washington, auf der Armey, Netanjahu, Zuckerman, der Oppo- 
sitionsführer im Repräsentantenhaus, Richard Gephardt, und andere 
Prominente auftraten. Als der stellvertretende Verteidigungsminister 
Paul Wolfowitz kurz das Leiden der Palästinenser und die Möglichkeit 
eines palästinensischen Staats ansprach, reagierte die Menschenmenge 
sogar mit Buhrufen und schrie »Nieder mit Arafat«. Morton Klein, der 
Chef der Zionist Organization of America, sagte: »... wenn Bush nicht 
begreift und nicht aufhört, Israel unter Druck zu setzen, dann haben 
wir mit dieser Kundgebung eine große Chance vertan«. In Reaktion 
auf die Massenversammlung bemerkte ein namentlich nicht genannter 
Regierungsbeamter, dass »Politik nicht auf dem beruht, was populär 
ist«, Derselbe Beamte gab aber auch zu: »Wir hören so viel von den 
jüdischen Verbänden, wenn wir nun schen, dass so viele Juden zu die- 
ser [Kundgebung] kommen, dann spricht das schon Bände. «” 

In der Zwischenzeit schickte sich auch der Kongress an, Scharon 
den Rücken zu stärken. Netanjahu traf Mitte April auf dem Capitol 
Hill mit 40 Senatoren zusammen. Er war umgeben von einem »Sicher- 
heitskordon, der einem Staatsoberhaupt alle Ehre gemacht hätte«.* 
Am 2. Mai schob der Kongress die Einwände der Regierung beiseite 
und verabschiedete zwei Resolutionen, in denen die Unterstützung Is- 
raels erneut bestätigt wurde. Die Abstimmung im Senat ergab 94 zu 
2 Stimmen; die Resolution im Repräsentantenhaus wurde mit 352 
zu 21 Stimmen angenommen. Beide Resolutionen betonten, dass die 
Vereinigten Staaten »in Solidarität zu Israel stehen« und dass sich bei- 
de Länder, wie es in der Resolution des Repräsentantenhauses heißt, 


»nun am gemeinsamen Kampf gegen den Terrorismus beteiligen«. 
In der Version des Repräsentantenhauses wird auch »die anhaltende 
Unterstützung des Terrors durch Jassir Arafat« verurteilt, der als 
zentrales Element des Terrorismusproblems dargestellt wird.? 
Wenig später erklärte eine Kongressdelegation aus Mitgliedern 
beider Parteien, die auf einer Informationsreise in Israel unterwegs 
war, dass Scharon, der selbst gerade in Washington bei Bush war, 


ein 


294 


dem Druck der amerikanischen Regierung widerstehen und nicht mit 
Arafat verhandeln solle.” Am 9. Mai trat dann ein Unterausschuss des 
Haushaltsausschusses des Repräsentantenhauses zusammen, um da- 
rüber zu beraten, ob man Israel nicht zusätzliche 200 Millionen Dollar 
für die Bekämpfung des Terrorismus zur Verfügung stellen solle. Das 
Weiße Haus war dagegen. Außenminister Powell traf sich mit führen- 
den Abgeordneten und versuchte, das Ansinnen zu stoppen. Aber die 
Israel-Lobby trat dafür ein, so wie sie schon bei der Abfassung der 
beiden Kongressresolutionen geholfen hatte. Powell konnte sich nicht 
durchsetzen, und Bush unterzeichnete widerstrebend die Vorlage und 
bewilligte Israel das Geld.* 

Scharon und die Israel-Lobby hatten es mit dem Präsidenten der 
Vereinigten Staaten und seinem Außenminister aufgenommen und den 
Sieg davongetragen. Chemi Shalev, ein Journalist bei der israelischen 
Zeitung Maariv, berichtete, dass Scharons Berater »ihre Befriedigung 
über die Niederlage Powells nicht verhehlen konnten. Scharon hatte 
das Weiße im Auge von Präsident Bush gesehen, so prahlten sie, und 
der Präsident hatte zuerst geblinzelt.« Bushs Demütigung entging auch 
den Kommentatoren der internationalen Presse nicht. Die führende 
spanische Tageszeitung El Pais sprach aus, was viele außenstehende 
Beobachter dachten: »Wenn das Gewicht eines Landes am Grad sei- 
nes Einflusses auf Ereignisse gemessen wird, dann ist nicht Amerika, 
sondern Israel die Supermacht.«?Es waren jedoch die proisraelischen 
Kräfte in den USA und nicht Scharon oder Israel, die die Hauptrolle 
spielten und Bushs Anstrengungen, eine gerechtere, fairere Politik zu 
betreiben, zunichte machten. 


Je mehr sich ändert ... 


Trotz dieser Rückschläge suchte Präsident Bush weiter nach einem 
Weg, die zweite Intifada zu beenden und einen lebensfähigen palästi- 
nensischen Staat in friedlicher Nachbarschaft mit Israel zu schaffen. 
Er hatte begriffen, dass es im nationalen Interesse Amerikas lag, den 
arabisch-israelischen Konflikt so schnell wie möglich zu lösen. Doch 
Bush hat dieses Ziel nicht einmal annähernd erreicht, hauptsächlich 
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deswegen, weil es seit dem Frühjahr 2002 kaum Veränderungen im 
Machtgleichgewicht zwischen Bush und der Israel-Lobby gegeben hat. 
Das hat der israelischen Führung erheblichen Einfluss auf Bushs Nah- 
ostpolitik verschafft. So ist Israel in der Lage, Maßnahmen, die ihm 
missfallen, zu ignorieren oder zu neutralisieren. 

Bush wollte die Probleme des Frühjahrs 2002 hinter sich lassen und 
hielt am 24. Juni 2002 eine wichtige Rede zum Nahen Osten.* Diese 
Rede war aus zwei Gründen bemerkens 
dass Arafat seine Macht aufgeben mü: 
in Gang kommen könne. »Der Friede«, sagte er, »setzt 


vert. Erstens blieb Bush dabei, 


se, damit der Friedensprozess 


ne neue und 


veränderte politische Führung der Palästinenser voraus.« Oder wie es 
David Landau in der israelischen Tageszeitung Haaretz formulierte, 
war sozusagen »Jassir Arafat, der scheinbar unsterbliche Anführer 
der palästinensischen Nationalbewegung, durch Präsident George W. 
Bush politisch aus dem Wege geräumt ... worden«.'* Die Israelis, die 
seit Monaten verlangten, dass Arafat isoliert werden müsse, waren 


euphorisch. Mindestens zwei prominente israelische Konservative, 


Natan Sharansky und Benjamin Netanjahu, behaupteten, eine ent- 
scheidende Rolle dabei gespielt zu haben, dass Bush diese Forderung 


in seine Rede einfließen ließ.*° Haaretz brachte einen Artikel zur Rede 
yse: Ariel $ 


unter der Überschrift: »A: charon stimmt seinen eigenen 


Ideen zu«.# 


istinensischen 


Zweitens verlangte Bush die Schaffung eines pa 


St: 
die israelischen Siedlungsaktivitäten in den besetzten Gebieren auf- 
hören«, und wenn sich die Sicherheitssituation verbessere, »sollten 


ats bis 2005. Um dieses Ziel zu erreichen, betonte er, »müssten 


sich die israelischen Truppen vollständig auf Positionen zurückziehen, 
die sie vor dem 28. September 2000 [dem Beginn der zweiten Inti- 
fada] gehalten haben«. Bush wurde vielfach kritisiert, weil er nicht 
ausführlicher darauf eingegangen war, wie eine endgültige Regelung 
aussehen sollte und wie er sein Ziel erreichen wollte.” Die Rede war 
bezüglich der Einzelheiten eines zukünftigen Abkommens zwar wirk- 
lich vage gehalten, aber Bushs Bemerkungen waren dennoch wichtig. 
Zu jener Zeit arbeitete die Regierung Bush eng mit der Europäischen 
Union, Russland und der UNO zusammen, um eine Art Fahrplan, die 
sogenannte Roadmap, zu erstellen, die zu einem Friedensabkommen 
zwischen Israel und den Palästinensern führen sollte. Der Plan des 
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sogenannten Nahost-Quartetts war ausdrücklich so angelegt, dass er 
auf den Hauptpunkten von Bushs Rede fußte. 

Wesentlich war, dass die Regierung Bush sich im Sommer 2002 
darauf festlegte, dass die Roadmap der beste Weg sei, den israelisch- 
palästinensischen Konflikt zu lösen. Aber bis zum Frühjahr 2003 wur- 
de nur wenig davon umgesetzt. Gründe für die Verzögerung waren, 
dass Arafat erst davon überzeugt werden musste, den Weg frei zu ma- 
chen, und dass das Nahost-Quartett erst die Einzelheiten der Road- 
map ausarbeiten musste. Außerdem war die Regierung Bush damit 
beschäftigt, sich auf den Krieg gegen den Irak vorzubereiten, der dann 
am 19. März 2003 begann. Wirklich in Bewegung kamen die Dinge 
schließlich am 7. März: Indem er Mahmud Abbas zum Ministerpräsi- 
denten der Palästinensischen Autonomiebehörde berief, gab Arafat zu 
einer politischen Macht abzu- 


verstehen, dass er bereit war, einen Te 
geben.“ Eine Woche später, am 14. März, erklärte Bush, dass er sich 
für die Umsetzung der Roadmap einsetzen wolle. Am 30. April veröf- 
fentlichte das Nahost-Quartett die Einzelheiten des Friedensplans.” 

Anfang Juni reiste Präsident Bush in den Nahen Osten, um den Frie- 
densprozess im Sinne der Roadmap voranzubringen und zu versuchen, 
Abbas’ Macht gegenüber Arafar zu stärken. Das Ansehen Bushs war 
nach der erfolgreichen Vertreibung Saddam Husseins sehr hoch. Bushs 
triumphierendes „Mission erfüllt“-Foto an Bord der „USS Abraham 
Lincoln“ lag erst einen Monat zurück, die Probleme beim Wieder- 
aufbau im Nachkriegsirak traten noch nicht hervor, und Bushs Be- 
liebtheit in den USA hatte nahezu Rekordhöhe erlangt. Er war in der 
idealen Position, um auf alle Beteiligten Druck auszuüben und mit 
dem Frieden Ernst zu machen. So traf er sich am 3. Juni zuerst mit 
arabischen Staatsmännern in Ägypten und am nächsten Tag mit Abbas 
und Scharon in Akaba in Jordanien. Vor der Reise waren die Reporter 
skeptisch gewesen, ob Bush Israel unter Druck setzen könne, um seine 
Ziele zu erreichen, wo doch 2004 der nächste Wahlkampf fü 
bevorstand. »Natürlich kann ich das«, sagte er zu ihnen. »Hören Sie, 
wenn ich Angst vor den Entscheidungen hätte, die - aus politischen 
Gründen - notwendig sind, um den Prozess voranzutreiben, würde ich 
doch nicht hingehen.«*® 

Die Treffen waren herzlich, und Bushs Bemühungen, unmittelbar in 
den Friedensprozess einzugreifen, schienen gut anzulaufen. Aber die 


ihn 
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Roadmap führte nirgendwo hin. Auch wenn Scharon von Zeit zu Zeit 
ein Lippenbekenntnis zum Plan des Quartetts ablegte, stand er doch 
einem lebensfähigen palästinensischen Staat ablehnend gegenüber. Er 
hatte keinerlei Interesse, mit den Palästinensern zu verhandeln, da das 
Ziel der Verhandlungen eben die Schaffung eines solchen Staats in 
den besetzten Gebieten war. Sein Widerstand gegen die Roadmap war 
lange vor März 2003 klar gewesen. Die Washington Post meinte am 
16. Dezember 2002 in einem Leitartikel, auch wenn Scharon »den 
Wählern immer wieder gesagt habe, dass er bereit sei, Bushs Plan zu 
unterstützen «, sei es doch eine Tatsache, dass seine » Abgesandten bei 
Treffen mit Repräsentanten der USA den Entwurf der Roadmap doch 
immer wieder scharf kritisiert haben. Laut israelischen Presseberichten 
hat Scharon selbst den Plan der Regierung Bush in einer Kabinetts- 
sitzung vor kurzem als »irrelevant« abgetan. «°' 

Als Bush Mitte März 2003 ankündigte, er wolle die Umsetzung der 
Roadmap voranbringen, äußerte sich Scharon öffentlich kaum dazu, 
hauptsächlich deswegen, weil er Bush nicht in dem Moment kritisieren 
wollte, als die USA sich gerade anschickten, in den Irak einzumarschie- 
ren.°? Scharons Ansichten zum Friedensplan hatten sich aber nicht 
geändert, wie Chemi Shalev in einem Artikel im Forward deutlich 
machte: »Das strategische Ziel Scharons und seiner Berater ist es letz- 
ten Endes, die Roadmap unwirksam zu machen und die drei verblei- 
benden Mitglieder [die EU, die UNO und Russland] des sogenannten 
Madrider Quartetts ... von einer aktiven Rolle im Friedensprozess aus- 
zuschließen.«°’ Mitte April schrieb Haaretz in einem Leitartikel, dass 
Scharon »die konzeptionelle Änderung, die notwendig wäre, um ein 
auf Kompromisse gegründetes Friedensabkommen zu erreichen, nicht 
verinnerlicht hat. Offenbar muss der Ministerpräsident ... die Vision 
der Siedlungen und der schleichenden Annexion des Westjordanlands 
erst noch aufgeben. «* 

Angesichts von Scharons Widerstand gegen die Roadmap verwun- 
dert es kaum, dass die Köpfe der wichtigsten Organisationen inner- 
halb der Israel-Lobby Bushs Plan als »Fahrplan nach Nirgendwo« 
betrachteten, wie es der Vorsitzende der Conference of Presidents, Zu- 
ckerman, ausdrückte.° Wenige Stunden nachdem Bush am 14. März 
gesagt hatte, dass er sich die Roadmap zu eigen mache, traf sich seine 
Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice im Weißen Haus mit einer Dele- 
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gation aus führenden Persönlichkeiten jüdischer Organisationen. Das 
Ziel des Treffens war nach einem Artikel in Haaretz, »die Vorbehalte 
der amerikanischen Juden gegenüber dem Plan auszuräumen«.’° Aber 
in demselben Artikel heißt es auch: »Rice war nicht in der Lage, die 
Bedenken vieler Versammlungsteilnehmer zu zerstreuen.« Abraham 
Foxman, der Chef der ADL, und Malcolm Hoenlein, der geschäftsfüh- 
rende stellvertretende Vorsitzende der Conference of Presidents, waren 
besonders kritisch. Hoenlein sagte, es sei notwendig, Israels Reaktion 
auf die Roadmap abzuwarten. Doch er machte auch klar, dass die 
jüdische Gemeinschaft in den USA auf jeden Fall Israel unterstützen 
werde, falls die Israelis Vorbehalte gegen den Plan haben sollten. 

Das AIPAC stand auch hinter einem Schreiben des amerikanischen 
Kongresses an Präsident Bush, in dem dringend davon abgeraten wi 
im Hinblick auf die Roadmap Druck auf Israel auszuüben. Die Palä; 
tinenser müssten die Sicherheitsforderungen des Plans vollständig er- 


füllen, bevor von Israel irgendwelche Zugeständnisse verlangt werden 
könnten. Bis Anfang Mai hatten 85 Senatoren und 283 Abgeordnete 
den Brief unterschrieben.” Das AIPAC billigte schließlich - mit eini- 
gen Einschränkungen - die Roadmap. Doch die AIPAC-Mitglieder be- 
mühten sich nicht weiter darum, auch im Kongress Unterstützung für 
den Friedensplan zu gewinnen. Das »ließ praktisch die Vorzimmer für 
Gruppierungen offen, die den Plan unumwunden ablehnen «.” Viele 
proisraelische Kommentatoren kritisierten die US-Regierung heftig da- 
für, dass sie die Roadmap umzusetzen versuchte. So vertrat beispiels- 
weise Charles Krauthammer, der für die Washington Post schreibt, 
die Meinung, dass »das Befolgen der Roadmap«, solange Arafat über- 
haupt noch Macht habe, »diplomatischer Selbstmord« sei.” Thomas 
L. Friedman von der New York Times äußerte sich dagegen kritisch 
über die großen jüdischen Organisationen, weil sie den Friedensplan 
nicht unterstützten.® Neben den eher pazifistischen Gruppierungen 
wie der Tikkun Community und dem Israel Policy Forum haben nur 
wenige proisraelische Gruppierungen die Roadmap mit Begeisterung 
unterstützt. Das bedeutete: Der Friedensplan hatte keine Zukunft. 
Dementsprechend zeigten sich die israelischen Hardliner kaum 
beunruhigt, als die Einzelheiten der Roadmap am 30. April bekannt- 
gegeben wurden. Bradley Burston fragte am nächsten Tag in einem 
Artikel in Haaretz: »Warum also lächeln diese Leute? «*' Die Antwort 
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ist, dass die Regierung Bush mit Scharon und dessen Mitarbeitern 
insgeheim eine Reihe von Übereinkünften getroffen hatte, die deren 
Befürchtungen bezüglich des vom Nahost-Quartett erarbeiteten Frie- 
densplans zum großen Teil zerstreuten.‘ So berichtete die Financial 
Times, dass Elliott Abrams und Stephen Hadley, zwei Schlüsselfiguren 
im Nationalen Sicherheitsrat, Scharon insgeheim versichert hatten, 
»dass er sich wegen der Roadmap keinem Druck seitens der USA aus- 
gesetzt schen werde«.6 

Dennoch muss Scharon nach Bushs Nahostbesuch Anfang Juni 
2003, der von vielen als wichtiger Schritt im Zusammenhang der Frie- 
densbemühungen des Präs 
sein. Kurz nachdem Bush in die USA zurückgekehrt war, versuchte 
Israel, Abdel Aziz Rantisi zu töten, ein wichtiges Mitglied der Hamas- 
Führung, was aber nicht gelang. Dies war der erste von sieben gezielten 
Mordanschlägen innerhalb von fünf Tagen.‘ Scharon hatte Außenmi- 
nister Powell im Mai versprochen, dass Israel keine gezielten Tötungen 
mehr versuchen werde, es sei denn, sie beträfen »tickende Zeitbom- 
ben«, was hier eindeutig nicht der Fall war.°° Die Hamas hatte am Tag 
vor dem Anschlag sogar noch erklärt, sie sei bereit, die Gespräche über 
einen Waffenstillstand wiederaufzunehmen.‘° Überdies berichtete der 
Forward, Scharon habe auf dem Gipfeltreffen in Akaba »eingewilligt, 
Aktionen zu vermeiden, die die Situation »anheizen« und den neuen pa- 
lästinensischen Ministerpräsident schwächen könnten «.° Israelische 
Kommentatoren schlossen aus dem Verhalten Scharons, dass der isra- 
elische Ministerpräsident nun versuchte, die Roadmap zum Scheitern 
zu bringen. »Das seltsame Timing der gezielten Tötungen«, schrieb ein 
Korrespondent von Haaretz, »entging den Israelis nicht.«‘% 

Bush war unzufrieden, Trotzdem rügte er Scharon am 10. Juni nur 


identen angesehen wurde, besorgt gewesen 


milde mit den Worten: »Ich bin beunruhigt wegen der jüngsten Kampf- 
hubschrauberangriffe Israels.« Die Äußerungen seiner Berater waren 
laut Washington Post nur »wenig schärfer«. Aber selbst die leiseste 
Kritik an Israel war für die Hardliner innerhalb der Israel-Lobby nicht 
akzeptabel. Sie machten rasch mobil, um das kurze Intermezzo einer 
unabhängigeren Haltung Bushs zu beenden. Bei einem geheimen Tref- 
fen sagte DeLay den Beratern des Präsidenten, er werde eine Resolu- 
tion des Kongresses zur Unterstützung Israels durchsetzen, wenn Bush 
Israel weiterhin kritisiere. Am 11. Juni feierte Bush bei einem Abend- 
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essen mit 100 jüdischen Führungspersönlichkeiten eine neue Ausstel- 
lung im Holocaust Memorial Museum. Malcolm Hoenlein, der an 
diesem Abend vertraulich mit Bush sprach, sagte, der Präsident »und 
andere im Weißen Haus haben erkannt, dass ihre Reaktion das Gegen- 
teil bewirken könnte«. Hoenlein sagte weiter, »die Leute waren über 
die Bemerkungen schon ein bisschen bestürzt, und das Weiße Haus 
war, soweit jeder sehen konnte, sich dessen durchaus bewusst«.%° 
Am nächsten Tag, dem 12. Juni, hatte das Weiße Haus eine erneute 
Kehrtwendung vollzogen und stand nun fest zu Israel. Die Washington 
Post berichtete, »das Weiße Haus und Beamte des Außenministeri- 
ums versuchten in abgestimmten Stellungnahmen, den diplomatischen 
kus weg von Israels Aktionen und hin zu den Verpflichtungen zu 
lenken, die einige Staatschefs der arabischen Welt auf dem Gipfeltref- 
fen letzte Woche in Ägypten eingegangen waren, um die Finanzierung 
und Unterstützung terroristischer Anschläge gegen Israel zu verhin- 
ister Colin Powell machte dies in mehreren Telefonge- 


dern. Außenmi 
sprächen mit arabischen Außenministern deutlich.«7' Der Pressespre- 
cher des Weißen Hauses, Ari Fleischer, sagte: »Das Kernproblem ist 
nicht Israel«, es sind die »Terroristen, die töten, um einen hoffnungs- 
vollen Prozess aufzuhalten.«”' Noch im selben Monat verabschiedete 
das Repräsentantenhaus mit 399 zu 5 Stimmen eine Resolution, die 
»Solidarität mit dem israelischen Volk« zum Ausdruck brachte und in 
der es hieß, Israel sei absolut berechtigt, mit Gewalt gegen den Terro- 
rismus vorzugehen. ’? 

Bush hatte erneut versucht, den israelischen Aktionen Einhalt zu 
gebieten, die den Antiamerikanismus in der arabisch-islamischen Welt 
stärkten und den Krieg der US-Regierung gegen den Terrorismus be- 
einträchtigten, aber er erlitt eine weitere demütigende Niederlage.’ 


Unilateralismus statt Roadmap 


Das annähernd gleiche Muster zeigte sich Ende Juli 2003. Die Re- 
gierung Bush begann, sich gegen den sogenannten Sicherheitszaun 
auszusprechen, der größtenteils als Versuch Israels angesehen wurde, 
„vollendete Tatsachen“ zu schaffen, die eine Klärung am Verhand- 
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lungstisch stark behindern würden. Das Problem war nicht die Errich- 
tung dieses Sicherheitszauns selbst, sondern dessen geplanter Verlauf, 
der zusätzliche Teile der besetzten Gebiete faktisch Israel einverleiben 
und das Leben Tausender Palästinenser zusätzlich massiv erschwe- 
ren würde.”* Bush drückte bei einer gemeinsamen Pressekonferenz. 
des Weißen Hauses und des palästinensischen Ministerpräsidenten 
Mahmud Abbas am 25. Juli sein Missfallen aus: »Ich sche die Mauer 
als Problem an, und ich habe dies mit Ariel Scharon diskutiert. Es ist 
sehr schwierig, Vertrauen zwischen den Palästinensern und Israel auf- 
zubauen, wenn sich eine Mauer durch das Westjordanland zieht.«” 
Aber vier Tage später machte Scharon im Weißen Haus — in Bushs 
Gegenwart - deutlich, dass er beabsichtige, den Grenzzaun weiterzu- 
bauen, er sagte aber auch, er werde versuchen, die damit verbundenen 
Erschwernis 


© für die Palästinenser möglichst gering zu halten. Bush 
widersprach Scharon nicht, sondern machte deutlich, d 
sicht des Ministerpr: che Terrorismus 


er die An- 


äsidenten teile, der palästinen: 

sei »das Haupthindernis für den Frieden «.’ 
Dessen ungeachtet drückte die Regierung Bush weiterhin ihr Unbe- 

hagen bezüglich de 


icherheitsanlagen aus. US-Außenminister Powell 
gab in einem Interview zu verstehen, dass der Grenzzaun ein Versuch 
Israels sei, sich palästinensisches Land anzueignen. Condoleezz; 


a Rice 


deutete an, die amerikanische Regierung könnte die Kosten für den 
Sicherheitszaun von den Kreditbürgschaften in Höhe von 9 Milliar- 
den Dollar abziehen, welche die USA im April den Israelis bewilligt 
hatten.’ Die proisraelischen Kräfte im Kongress machten mobil und 
betonten gegenüber dem Weißen Haus, wenn der Präsident (wie es der 
demokratische Senator Charles Schumer aus New York ausdrückte) 


»sich über den Willen des Kongresses hinwegsetze und versuche, Israel 


dafür zu bestrafen, dass es sich verteidigt, werde der Kongress alles 
tun, was in seiner Macht stehe, damit diese Zahlungen nicht zurückge- 
halten werden «.7* Die Israelis selbst waren nicht ernsthaft besorgt. Ein 


höherer israelischer Regierungsvertreter sagte: »Wir stehen überhaupt 


nicht unter Druck ... Die Vereinigten Staaten sind eine sehr pulsierende 
Demokratie, und dies ist eine sehr politisch orientierte Regierung. Die 
Wirklichkeit wird manchmal von politischen Zwängen bestimmt. «” 
Die Frage der Höhe der Kreditgarantie blieb bestehen. Ende No- 
vember erklärte die Regierung Bush, sie werde 289,5 Millionen von 
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den drei Milliarden Dollar abziehen, die Israel im Laufe des Jahres be- 
reits zugewiesen worden seien. Die Lobby protestierte nicht lautstark, 
hauptsächlich deshalb, weil mit der Strafe im Grunde Israel nur leicht 
auf die Finger geklopft wurde. Die USA beschnitten nicht die direkte 
Auslandshilfe, die wirkliche Substanz der materiellen Unterstützung 
für Israel. Die Verringerung der Kreditgarantiesumme um ca. 10 Pro- 
zent bedeutete schlicht und einfach, dass Israel auf einen kleinen Teil 
der geplanten Kreditsumme einen höheren Zinssatz zahlen musste. 
Der ehemalige Generaldirektor des israelischen Finanzministeriums 
schätzte, dass dies um die vier Millionen Dollar höhere Zinskosten 
im Jahr für Israel bedeuten würde, nicht viel Geld für einen wohl- 
habenden Staat wie Israel. ® 

Die Regierung Bush errang im Herbst 2003 einen weiteren klei- 
nen Sieg. Scharon drohte, Arafat aus dem Westjordanland zu vertrei- 
ben und so ins Exil zu zwingen. Powell und Rice teilten Israel mit, 
eine Ausweisung des Palästinenserpräsidenten sei für die USA nicht 
akzeptabel. Die Botschaft wurde verstanden, und Arafat blieb im 
Westjordanland.®' 

Diese kleinen Siege bedeuteten jedoch nicht, dass sich das Blatt ge- 
wender hätte. Im Gegenteil, ab Herbst 2003 zielte Scharon erkennbar 
darauf ab, Bushs Roadmap ein für alle Mal zum Scheitern zu bringen: 
trieb seinen eigenen Plan einer einseitigen Abkopplung der Paläs- 
iensergebiete voran.” Im November lud Scharon Elliott Abrams, der 
im Nationalen Sicherheitsrat für den Nahen Osten und Nordafrika 
ständig und außerdem ein bekannter Neokonservativer war, zu einem 
geheimen Treffen nach Rom ein. Dort informierte Scharon den ameri- 
kanischen Regierungsbeamten, dass er beabsichtige, den Palästinensern 
seine eigene Lösung aufzuerlegen. Dies widersprach der Roadmap, in 
der vorgeschen war, weiter eine Lösung am Verhandlungstisch anzu- 
streben.®? Als Scharons Politik in den folgenden Monaten Konturen 
annahm, wurde klar, dass Israel zuerst alle israelischen Siedlungen im 
Gazastreifen räumen und das Gebiet dann den Palästinensern überge- 
ben wollte. Später sollten dann einige Gebiete im Westjordanland den 
Palästinensern überlassen werden, aber große Teile des umkämpften 
Landes wollte Israel für sich behalten. 

Scharons Entscheidung, diese Teile der besetzten Gebiete den Paläs- 
tinensern zu überlassen, beruhte nicht auf einem Mitgefühl für deren 


zu- 
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Notlage, sondern auf der Angst, die arabische Bevölkerung könnte 
in naher Zukunft der jüdischen in einem „Groß-Israel“ zahlenmäßig 
überlegen sein, wenn Israel den Gazastreifen und das gesamte West- 
jordanland behielte. Mit anderen Worten, die Politik des Ministerprä- 
sidenten wurde durch die Demografie bestimmt.* 

Nach Scharons Vorstellungen sollten die Palästinenser praktisch 
keinerlei Mitsprache bei der Gebietsaufteilung haben. Israel wollte 
die Bedingungen dieser Lösung diktieren, und am Ende sollten die 
Palästinenser keinen eigenen Staat bekommen. Dov Weisglass, Scha- 
»Was wir 


rons engster Berater, machte dies folgendermaßen deutlich 


getan haben, bedeutet ... das Einfrieren des politischen Prozesses. Und 
wenn man diesen Prozess einfriert, verhindert man die Bildung eines 
stinensischen Staats, und man verhindert eine Diskussion über 
die Flüchtlinge, die Grenzen und Jerusalem. Das ganze Gebilde eines 
pa 
de, wurde praktisch auf unbestimmte Zeit von unserer Tagesordnung 
gestrichen.« Weisglass sagte auch, Scharons Plan »ist eigentlich wie 
Formaldehyd. Er enthält genau die richtige Menge Formaldehyd, die 
ss mit den Palä 


palä 


tinensischen Staats mit allem, was dieser mit sich bringen wür- 


man braucht, um einen politischen Proz tinensern zu 


verhindern.«®° 


Man hätte erwarten können, dass Bush verä 


gert gewesen wäre und 
versucht hätte, seine Roadmap zu retten, zumal der US-Präsident nach 
den Worten seiner Sicherheitsberaterin glaubte, sie sei »der einzige 
Weg, der dauerhaften Frieden und Sicherheit bringen werde«.# Aber 
nichts dergleichen geschah. Im Frühjahr 2004 begrüßte Bush Scharons 
einseitige Vorgehensweise mit den Worten, sie sei ein »kühner, mutiger 
Schritt« und die Welt schulde Scharon Dank dafür.®” Am 14. April 
kehrte Bush mit einer dramatischen Wendung die erklärte politische 
Linie aller Präsidenten seit Lyndon Johnson um. Er verkündete, dass Is- 
rael nicht praktisch alle seit 1967 besetzten Gebiete zurückgeben müsse 
und dass die palä 


inensischen Flüchtlinge nicht in ihre alte Heimat in 
inensischen 


Israel zurückkehren dürften, sondern in einem neuen pa 
Staat siedeln müssten.®* In der Vergangenheit war es die amerikanische 
Politik gewesen, dass Israelis und Palästinenser über diese Punkte noch 
hätten verhandeln müssen. Das löste im Nahen Osten Entrüstung aus, 
wurde in den USA aber größtenteils als geschickter Schachzug Bushs 
gesehen, der in diesem Jahr zur Wiederwahl antrat.” 
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Thomas L. Friedman von der New York Times fasste Anfang 2004 
das Wesentliche an Bushs Zwangslage im israelisch-palästinensischen 
Konflikt folgendermaßen zusammen: »Scharon verhängt Hausarrest 
über Palästinenserpräsident Jassir Arafat in seinem Hauptquartier in 
Ramallah, und er hat über George Bush im Oval Office Hausarrest ver- 
hängt. Scharon ließ Arafat von Panzern und Bush von jüdischen und 
christlichen proisraelischen Lobbyisten umzingeln, von Dick Cheney, 
einem Vizepräsidenten, der zu tun bereit ist, was auch immer Scha- 
n diktiert, und von Strategen, die dem Präsidenten sagen, er solle 


in einem Wahljahr keinerlei Druck auf Israel ausüben - alle machen 
90 
« 


gemeinsame Sache, damit der Präsident bloß nichts tut. 

Während dieser ganzen Zeit bauten die Israelis weiterhin Siedlungen 
Westjordanland, trotz der amerikanischen Proteste und trotz der 
Roadmap, in der Israel ausdrücklich aufgefordert wird, »alle Sied- 
lungsaktivitäten einzufrieren (einschließlich des natürlichen Siedhungs- 
wachstums)«.?! Sie setzten die gezielte Tötung führender Palästinenser 
fort, mitunter auch in den ungünstigsten Momenten - zumindest aus 
icht der USA. So torpedierten beispielsweise die israelischen Streit- 
kräfte am 22. Juli 2002 einen von palästinensischer Seite angebotenen 
Waffenstillstand, indem sie Sheikh Salah Shehada, ein prominentes 
Mitglied der Hamas-Führung, töteten, und mit ihm 14 weitere Men- 
hen, darunter neun Kinder. Das Weiße Haus verurteilte den Anschla 
ig«, zwang Israel aber nicht, die gezielten Tö- 
hen 


als »unverhältnism 
tungen einzustellen.’? Wie schon erwähnt, brachten die israeli 
Truppen im Juni 2003 einen weiteren Waffenstillstand zum Scheitern, 
als sie vergeblich versuchten, Rantisi, ein weiteres führendes Mitglied 


der Hamas, zu töten. 

Am 22. März 2004 tötete Israel den Chef der Hamas, Sheikh 
Ahmed Yassin, durch Hellfire-Raketen, die aus Amerika stammten. 
Das wurde allgemein als ernster Schlag gegen die Position der USA im 
Nahen Osten angesehen — nicht nur wegen der Waffen aus den USA, 
sondern auch, weil man in der arabischen Welt vielfach glaubte, die 
Regierung Bush habe Israel grünes Licht gegeben, einen gelähmten 
Mann im Rollstuhl zu töten. Der Kolumnist der Washington Post Jim 
Hoagland schrieb unmittelbar danach: »Vielleicht mit Ausnahme von 
Charles de Gaulle hat kein befreundeter Staatsmann in jüngerer Zeit 
die amerikanische Diplomatie und Strategie jemals hartnäckiger und 
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drastischer erschwert als Ariel Scharon. Er verfolgt die Interessen Is- 
raels mit der Zähigkeit eines Kriegers und einer Direktheit, die allen 
anderen den Atem und die Wahlmöglichkeiten nimmt.«® Nur knapp 
einen Monat später, am 17. April 2004, töteten die israelischen Streit- 
kräfte schließlich auch Rantisi.”* 


Arafat stirbt, doch nichts ändert sich 


Arafat starb im November 2004, und Mahmud Abbas wurde zum 
neuen Palästinenserführer. Im Januar 2005 wurde seine Position durch 
eine friedliche und demokratische Wahl, die von neutralen Beobach- 
tern als frei und fair gelobt wurde, bestätigt. Man möchte meinen, 
dass dieses Ereignis die ideale Gelegenheit gewesen wäre, um den Frie- 
densprozess voranzubringen. Denn Abbas erkannte Israel an, lehnte 
den Terrorismus ab und war bestrebt, eine Beilegung des Konflikts am 
Verhandlungstisch zu erreichen.” Außerdem war Bush gerade für eine 
zweite Amtsperiode wiedergewählt worden und war somit in der bes- 
ten Position, in der ein Präsident nur sein konnte, um den gemäßigten 
Abbas zu unterstützen. Die Regierung Bush äußerte sich von Anfang 
an positiv über den neuen Palästinenserpräsidenten, aber sie tat prak- 
tisch nichts, um ihm bei den Verhandlungen über einen lebensfähigen 


Staat beizustehen. Damit untergrub sie letztlich seine Machtbasis. 
Der Hauptgrund für Bushs Zögern waı, dass eı h bereits ver- 

pflichtet hatte, Scharons einseitigen Abkoppelungsplan, der auch von 

dessen Nachfolger Ehud Olmert übernommen wurde, zu unterstützen. 


Entgegen seinen eigenen Erklärungen zur Notwendigkeit der Road- 
map billigte Bush eine Strategie, die den Palästinensern keine Aussicht 
auf einen eigenen lebensfähigen Staat bot. Somit war dieser Plan von 
Anfang an zum Scheitern verurteilt. 

Einige proisraelische Gruppierungen wie die Zionist Organization 
of America und die Organisationen der orthodoxen Juden waren da- 
gegen, überhaupt Gebiete an die Palästinenser abzutreten. Die großen 
Organisationen wie die Anti-Defamation League, der American Jewish 
Congress und das American Jewish Committee unterstützten jedoch 
den Abkoppelungsplan. Höhere Funktionäre in der Conference of Pre- 
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sidents schätzten, dass zwischen 60 bis 75 Prozent der führenden Leute 
für den Abzug plädierten. Das reichte völlig aus, damit die Israel-Lob- 
by letztlich den Richtungswechsel von Scharon und Bush unterstützte, 
wenn auch nicht mit großem Enthusiasmus.?° 

Indem er es ablehnte, mit Abbas zu verhandeln, und es diesem da- 
durch unmöglich machte, dem palästinensischen Volk greifbare Er- 
folge vorzuweisen, trug Scharon direkt zum Wahlsieg der Hamas im 
Januar 2006 bei. Der Kolumnist Bradley Burston von Haaretz schrieb 
kurz vor dieser Wahl: »Wenn es einem so vorkommt, ... als sei Israel 
der Wahlkampfleiter der Hamas in den Wahlen zum palä 
Parlament nächste Woche, würden nur wenige widersprechen - be- 
sonders bei der Hamas.«” Als die Hamas dann an der Macht war, 
hatte Israel einen weiteren Grund, nicht zu verhandeln, und von der 
Regierung Bush war nun noch weniger zu erwarten, dass sie von Israel 
verlangen würde, mit den Palästinensern zu sprechen. 

Um alles noch schlimmer zu machen, scheiterte Israels einseitiger 
Abkoppelungsplan im Sommer 2006. Ungefähr zwei Monate vor- 
her, als Ehud Olmert seinen Antrittsbesuch als neuer israclischer 
Ministerpräsident im Weißen Haus machte, hatte Bush diesen Plan 
noch gelobt.’”® Nachdem sich die Israelis im August 2005 aus dem 
zastreifen zurückgezogen hatten, riegelten sie dieses kleine Stück 
Land praktisch von der Außenwelt ab. Damit wurde es den dort 
wohnenden Palästinensern unmöglich, ein normales Leben zu füh- 
ren, geschweige denn einen eigenen Staat zu bilden. Die Palästinenser 
im Gazastreifen feuerten weiterhin Raketen auf Israel ab und nah- 
men dann am 25. Juni 2006 einen israelischen Soldaten gefangen. 
Die Israelis spürten, dass die Situation unerträglich geworden war, 
und marschierten drei Tage später wieder im Gazastreifen ein.”® Es 
wurde den meisten Israelis und sicherlich auch Olmert bald klar, dass 
sich dasselbe wiederholen würde, falls sich Israel einseitig aus Teilen 
des Westjordanlands zurückzöge und die verbleibenden Palästinenser 


tinensischen 


auch dort praktisch abschottete. 

Am 12. Juli 2006, wenige Wochen später, nahm die Hisbollah 
zwei israelische Soldaten an der libanesischen Grenze gefangen und 
löste damit einen Krieg aus, in dessen Verlauf die Hisbollah Raketen 
nach Nordisrael abfeuerte. Wenn man bedenkt, dass sich Israel im 
Jahr 2000 einseitig aus dem Südlibanon zurückgezogen hatte, führte 
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diese Krise nun zu der Einsicht, dass allein der Rückzug aus Teilen des 
Westjordanlands den Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern 
nicht lösen könne. Folglich verwarf Olmert im Spätsommer 2006 den 
einseitigen Abkoppelungsplan und hatte dabei die öffentliche Meinung 
in Israel auf seiner Seite. In einem freimütigen Interview mit der chi- 
nesischen Nachrichtenagentur Xinhua im Januar 2007 sagte Olmert, 
als er das Amt im Januar 2006 von seinem amtsunfähig gewordenen 
Vorgänger übernommen habe, sei er zuversichtlich gewesen, dass eine 
einseitige Strategie beziehungsweise das, was er seinen „Konvergenz- 
plan“ nannte, das Problem mit den Palästinensern lösen werde. Aber 
er habe sich geirrt, und nun »wäre es unter den derzeitigen Umständen 
sinnvoller, eine Zweistaatenlösung auf dem Verhandlungswege zu er- 
reichen als durch einen [einseitigen] Rückzug«.!% 


Condoleezza Rice wird kaltgestellt wie Colin Powell '' 


Auch die Regierung Bush begriff, dass der Unilateralismus keine Chan- 
ce hatte, und sprach sich nun wieder für eine Lösung am Verhand- 
lungstisch auf der Grundlage der Roadmap aus. Ende 2006 unternahm 
Außenministerin Condoleezza Rice einen Versuch, führende israelische 
und palästinensische Politiker an einen Tisch zu bekommen.!” Sie 
wollte eine Diskussion darüber anregen, wie eine umfassende Beile- 
gung des Konflikts in groben Umrissen - sie nannte es den „politischen 
Horizont“ — aussehen sollte. 

Während Rice Israelis und Palästinenser dazu brachte, ernsthaft 
miteinander zu sprechen, veranlasste Saudi-Arabien die Arabische Liga 
im März 2007, ihren Friedensplan von 2002 erneut vorzulegen. Der 
neue Vorschlag bot, wie schon der erste, Israel Frieden und normale 
Beziehungen nicht nur zu den Palästinensern, sondern zu allen 22 Mit- 
gliedsstaaten der Arabischen Liga an. Im Gegenzug sollte Israel erstens 
seine Truppen aus allen besetzten Gebieten und von den Golanhöhen 
abziehen, zweitens der Errichtung eines souveränen palästinensischen 
Staats auf dem Territorium der besetzten Gebiete mit Ost-Jerusalem 
als Hauptstadt zustimmen und drittens eine »gerechte Lösung« für die 
palästinensischen Flüchtlinge aushandeln, über die sich die maßgeblich 
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Beteiligten »einig werden« müssten. !" Saudi-Arabien machte deutlich, 
dass der Vorschlag lediglich als Verhandlungsbasis diente und kein 
Geschäft war nach dem Motto: Friss oder stirb! 

Amerikaner und Saudis hatten wichtige Beweggründe für ihr Inte- 
resse an einem Ende des Konflikts zwischen Israel und den Palästinen- 
sern.!% Die fortwährende Unterstützung der israelischen Politik in den 
besetzten Gebieten trug nicht nur zur wachsenden Bedrohung der USA 
durch den Terrorismus bei, sondern erschwerte auch die Bemühungen 
der Regierung Bush, die arabischen Staaten zur Hilfe beim Krieg im 
Irak und beim Umgang mit dem iranischen Atomwaffenprogramın zu 
bewegen. Die saudische Regierung wollte ihrerseits eng mit den USA 
zusammenarbeiten, um den Iran in Schach zu halten. Doch ihre Mög- 
lichkeiten waren eingeschränkt, denn unter der saudischen Bevölke- 
rung herrschte großer Zorn über die amerikanische Unterstützung für 
Israels Palästinenser-Politik. Saudi-Arabien wollte den Konflikt auch 
deshalb beenden, weil der Iran bei den radikalen palästinensischen 
Kräften in den besetzten Gebieten an Einfluss gewann. 

Angesichts dieser Umstände hätten die Bedingungen günstig erschei- 
nen müssen für einen deutlichen Schritt nach vorn im Friedensprozess. 
Aber nichts dergleichen geschah. Olmert zeigte kaum Interesse an die- 
ser Initiative der Arabischen Liga, der dasselbe Schicksal bestimmt zu 
sein schien wie der von 2002. Der israelische Ministerpräsident war 
mit Teilen des Friedensvorschlags gar nicht zufrieden, beispielsweise 
mit der Bedingung, dass Israel sich aus den besetzten Gebieten zu- 
rückzuziehen hätte. Er lehnte auch jeglichen Kompromiss bezüglich 
eines „Rückkehrrechts“ der Palästinenser ab und sagte gegenüber der 
Jerusalem Pos: März 2007: »Ich werde keinerlei Verpflichtung sei- 
tens Israel in dieser Frage zustimmen. Punktum.« Er sagte weiterhin, 
die Rückkehr auch nur eines einzigen palästinensischen Flüchtlings 


komme »nicht infrage«.'®% 

Doch hätte man über diesen und andere Streitpunkte sicher noch 
reden können, wenn Israel Gesprächen auf der Grundlage des Vor- 
schlags der Arabischen Liga zugestimmt hätte. Haaretz bemerkte in 
einem Leitartikel Ende März sehr treffend: »Eine nüchtern denkende 
Regierung hätte diese Bereitschaft zu Anerkennung und Aussöhnung 
sofort lebhaft begrüßt, Vorbehalte für das, was sie nicht akzeptiert, 
ausgesprochen und den Dialog auf regionaler Ebene gesucht.«'”* Mitte 
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Mai wurde Olmert von weiten Kreisen kritisiert, weil er den Frieden 
mit den Arabern nicht ernsthaft verfolge, so auch von zwei Männern, 
die Israel unerschütterlich unterstützen: Abraham Foxman von der 
ADL und Nobelpreisträger Elie Wiesel. Angesichts der zunehmenden 
Kritik antwortete der Ministerpräsident, Israel sei bereit, die Initiative 
der Arabischen Liga zu diskutieren, aber seinen Worten folgten kaum 
Taten. Stattdessen begann Israel einen diplomatischen Feldzug gegen 
die Araber, die nun für das Scheitern der Friedensinitiative verantwort- 
lich gemacht wurden.!” 

Die Regierung Bush unternahm kaum etwas, das Olmert veranlasst 
hätte, den Vorschlag der Arabischen Liga aufzugreifen. Sie forderte le- 
diglich die arabischen Staatschefs auf, den Vorschlag entsprechend den 
Wünschen Israels abzuändern.'" Bis hierher waren die Bemühungen 
von Condoleezza Rice um den Friedensprozess also zunichte gemacht 
worden. Schon zu Beginn stellte sie im Rahmen eines Treffens mit 
ischen Organ 
Anfang Februar 2007 klar, dass die Regierung nicht nur keinen Druck 
auf Israel ausüben, sondern auch keine eigenen Vorschläge machen 


‚ationen 


führenden Persönlichkeiten aus 15 großen jü 


hen könnte.!” 


werde, wie der »politische Horizont« konkret aus 
Diese Zugeständni 
ministerin stark ein. Sie reiste dann nach Jerusalem und brachte am 
19. Februar Olmert und Abbas an einen T 


schränkten den Handlungsspielraum der Außen- 


‚ch. Aber die Bemühungen 
von Condolee: 


a Rice, die Friedensgespräche wieder in Gang zu brin- 
ident weigerte sich, die Umriss 
einer etwaigen Übereinkunft zu diskutieren. Beide, Olmert und Abbas, 
lehnten es sogar ab, gemeinsam mit ihr auf der folgenden Pressekon- 
ferenz aufzutreten. Kurz darauf brachte die New York Times einen 


gen, schlugen fehl. Israels Ministerp: 


;e 


Leitartikel zu diesem Treffen unter der Überschrift »Scharade in Je- 
Rice die beiden Politiker nicht 
einmal dazu bringen konnte, neben ihr zu stehen, während sie eine 


rusalem«. Darin wurde betont, das 


»inhaltsfreie gemeinsame Erklärung« verlas, »der sie widerwi 
gestimmt hatten «.!!0 
Ende März 2007 reiste Rice erneut nach Israel, um mit Olmert 


zusammenzutreffen und sich als Mediatorin zwischen Israel und den 
Palästinensern ins Spiel zu bringen. Es war ihr siebter Israelbesuch in 
acht Monaten. Olmert lehnte Rice als diplomatische Maklerin katego- 
risch ab und zwang sie, die für nach dem Treffen geplante Pressekon- 
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ferenz abzusagen. Der Londoner Daily Telegrapb titelte am Tag nach 
der Begegnung treffend: »Israel brüskiert Condoleezza Rice«.!'! Die 
Außenministerin kehrte mit leeren Händen nach Washington zurück, 
und es gab jetzt nur noch wenig Aussicht, dass die Regierung Bush vor 
dem Ende ihrer Amtszeit noch nennenswerte Fortschritte im arabisch- 
israelischen Friedensprozess erreichen würde. 

Dieses Ergebnis, das nicht nur demütigend für die Außenministe- 
rin ist, sondern auch im Widerspruch zu den nationalen Interessen 
der USA steht, ist die Folge mindestens zweier Faktoren: Erstens hat 
Olmert wie schon sein Vorgänger Scharon kein Interesse, eine fried- 
liche Einigung mit den Palästinensern auszuhandeln. Denn dies hätte 
von Israel gefordert, fast das gesamte Westjordanland aufzugeben und 
dort einen lebensfähigen palästinensischen Staat zu schaffen. Olmert 
hat deutlich gemacht, dass er bereit wäre, Teile des Westjordanlands 
aufzugeben, aber er will den Großteil für Israel behalten. So kündigte 
seine Regierung Ende Dezember 2006 an, sie werde erstmals seit zehn 
Jahren wieder eine neue Siedlung im Westjordanland bauen, und ei- 
nen Monat später folgte die Ankündigung, auch in Ma’aleh Adumim, 
der größten bereits bestehenden israelischen Siedlung, würden neue 
Häuser gebaut.''? Israel würde eine Besetzung dem Frieden vorziehen, 
ieser bedeutet, dass circa 95 Prozent des Westjordanlands den 


wenn 
Palästinensern überlassen werden müs 

Man könnte die Meinung vertreten, das wahre Hindernis im Frie- 
densprozess sei nicht Israel, sondern die Hamas, die im Januar 2006 
an die Macht gekommen ist und deren erklärtes Ziel nach wie vor 
die Zerstörung Israels ist. Es steht außer Frage, dass das steigende 
Ansehen der Hamas unter den Palästinensern jegliche Friedensbemü- 
hungen stark erschwert. Dennoch ist dieses Problem nicht unlösbar. 
Wenn Israel ernsthaft an einem Friedensabkommen mit den Palästi- 
nensern interessiert wäre, könnte es gemeinsam mit der Arabischen 
Liga, mit Abbas und den gemäßigteren Teilen innerhalb der Hamas 
den Friedensprozess voranbringen und diejenigen in der Hamas, die 
einen Frieden ablehnen, sowie andere radikal-islamische Gruppen wie 
den Islamischen Dschihad isolieren, wenn nicht gar umstimmen.'! 
Doch die Israelis zeigten wenig Lust auf eine Zusammenarbeit mit der 
steigenden Zahl von Arabern, die ein ernsthaftes Interesse an einem 
Frieden mit dem jüdischen Staat haben. Diese Einstellung schwächt 


ten.!' 
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die Gemäßigten, die zu Friedensverhandlungen bereit sind, und stärkt 
vor allem jene Splittergruppen, die meinen, dass Gewalt die einzig 
wirksame Taktik sei. 

Zweitens haben es die proisraelischen Kräfte in den USA den Ver- 
einigten Staaten und besonders Außenministerin Rice unmöglich ge- 
macht, die Regierung Olmert zum Frieden zu bewegen. Im Weißen 
Haus verhindert vor allem Elliott Abrams jeglichen wirklichen Druck 
auf Israel. Er wird dabei unterstützt von zwei mächtigen Neokon- 
servativen, die für den Vizepräsidenten arbeiten, John Hannah und 
David Wurmser. Der Journalist Jim Lobe berichtet, er habe aus ver- 
schiedenen Quellen erfahren, dass »Abrams systematisch vorgeht, um 
jede Aussicht auf ernsthafte Verhandlungen zu beseitigen, die Rices 
Hoffnungen — und den zunehmend ungeduldigeren Forderungen des 
saudischen Königs Abdullah - im Hinblick auf einen »politischen Ho- 
rizont« für eine endgültige Regelung Substanz verleihen könnten«.!'5 

Abrams steht in enger Verbindung zu Olmerts Stabschef Yoram 
Turbowitz und zu Olmerts diplomatischem Berater Shalom Turgeman. 
Alle drei stellen gemeinsam sicher, dass die Regierung Bush Israel nicht 
drängt, eine Politik zu verfolgen, die Olmert ablehnt. Daniel Levy, ein 
ehemaliger Berater im Büro des israelischen Ministerpräsidenten, be- 
merkt: » Wenn Rice in ihrer Friedensmi 


ion zu aktiv wird, kann man 
T+T (Yoram Turbowitz und Shalom Turgeman) jederzeit zu Elliott 
Abrams ins Weiße Haus schicken, der dann wiederum Cheney bittet, 
den Präsidenten bei der Stange zu halten.«!!% Dementsprechend be- 
hauptet Henry Siegman, der lange im Council on Foreign Relations an 
Nahostfragen gearbeitet hat: »Jedes Mal, wenn der geringste Verdacht 
bestand, dass die USA sich nun doch ernsthaft an einer politischen 
Auseinandersetzung beteiligen könnten, traf sich Elliott Abrams 
Europa oder anderswo heimlich mit Olmerts Gesandten, um ihnen zu 
versichern, eine solche Gefahr bestehe nicht.«!'7 Kurz bevor Rice am 
19. Februar zu dem Gespräch mit Abbas und Olmert in Israel eintraf, 
ließ der israelische Ministerpräsident die Außenministerin ihre Gren- 
zen spüren, indem er die Medien wissen ließ, er habe am Tag zuvor mit 
Bush gesprochen, und »Ministerpräsident und Präsident seien einer 
Meinung«. Aluf Benn und Shmuel Rosner schrieben in Haaretz: »Die 
Botschaft war unmissverständlich: Was Rice zu sagen hatte, spielte 
kaum eine Rolle.«'18 


n 
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Wie ungünstig die Machtverteilung innerhalb der Regierung Bush 
für Rice ist, macht der Rücktritt von Philip Zelikow als Berater des 
Außenministeriums Ende 2006 besonders deutlich. Er war ihr lang- 
jähriger Freund und Mitarbeiter und einer ihrer engsten Berater. Bis 
zum Spätsommer 2006 ermutigte er sie, die Friedensverhandlungen 
zwischen Israel und den Palästinensern ernsthaft voranzutreiben. Er 
meinte, dass dies unerlässlich sei, wenn Washington die arabischen 
Staaten und die Europäer in einem wirksamen Bündnis gegen den Iran 
zusammenbringen wolle. Eben diese Auffassung machte er auch in 
einer Rede am Washington Institute for Near East Policy am 15. Sep- 
tember 2006 deutlich.'! 

Im Anschluss an Zelikows Rede schrien die proisraelischen Grup- 
pierungen laut auf. Die New York Times schrieb: »Das Außenministe- 
rium distanzierte sich sofort vom Inhalt der Rede, in einer Erklärung 
wurde jegliche Verbindung geleugnet. Israelische Regierungsvertreter 
fühlten sich durch Zelikows Äußerungen verunsichert und sagten, 
Rice habe später gegenüber der israelischen Außenministerin Tzipi 
Livni beteuert, dass die Vereinigten Staaten die iranische und die pa- 
lästinensische Frage als zwei verschiedene Dinge ansähen. «'2° Zelikow 
kündigte im darauffolgenden Monat an, er werde das US-Außenminis- 
terium verlassen. Seine Rücktrittserklärung nannte harmlose Gründe, 
aber laut einer namentlich nicht genannten Quelle im Weißen Haus 
‚ein Weggang teilweise darin begründet, dass er mit der ame- 
rikanischen Nahostpolitik nicht zufrieden war. Anfang März 2007 
ernannte Außenministerin Rice Eliot Cohen, einen Neokonservativen, 


der alle früheren Briefe des PNAC unterschrieben hatte, zum Nach- 
nı 


war 


folger Zelikows 

Trotz ihres eingeschränkten Handlungsspielraums versuchte Con- 
doleezza Rice, Abbas gegenüber der Hamas zu stärken. Aber die Israel- 
Lobby bekämpfte die Bemühungen der US-Außenministerin auch an 
dieser Front. So beschloss Präsident Bush Ende Januar 2007, Abbas 
86 Millionen Dollar zur Verfügung zu stellen, damit dieser seine Si- 
cherheitskräfte verstärken könne. Aber die demokratische Kongressab- 
geordnete Nita Lowey aus New York, eine entschlossene Verteidigerin 
Israels und Vorsitzende eines wichtigen Haushaltsunterausschusses, 
blockierte das Vorhaben.'?? Ein anderes Mitglied des Repräsentan- 
tenhauses, der Demokrat Anthony Weiner aus New York, bat Rice 
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in einem Brief, den Antrag zurückzuziehen.'? Morton Klein, der 
Präsident der Zionist Organization of America, schaltete sich ein mit 
der Forderung, Bush »solle Abbas so hart anfassen wie Hamas oder 
Al-Qaida«.!2* 

Viele führende Persönlichkeiten jüdischer Organisationen teilten 
Kleins unnachgiebige Haltung gegenüber Abbas.' Sie waren beson- 
ders ungehalten darüber, dass Abbas im Februar 2007 einer gemein- 
samen Regierung mit der Hamas zustimmte, auch wenn der Palästi- 
nenserpräsident deutlich machte, dass er weiterhin für Verhandlungen 
mit dem Ziel einer Zweistaatenlösung und für einen Frieden mit Israel 
eintreten werde. Das AIPAC wollte den amerikanischen Kongress dazu 
bringen, der amerikanischen Regierung Verhandlungen mit Mitglie- 
dern der palästinensischen Einheitsregierung und auch mit Abbas zu 
verbieten. Dieser Versuch schlug jedoch fehl.'?* Um die Abgeordnete 
Lowey freundlich zu stimmen, reduzierte die Regierung die beantragte 
Summe auf 59 Millionen Dollar. Zudem setzte sie fest, dass das Geld 
ausschließlich für Ausbildungszwecke, den Kauf von nichtmilitärischer 
Ausrüstung und für die Verbesserung der Sicherheit an einem kritischen 
Grenzübergang zwischen Israel und dem Gazastreifen ausgegeben wer- 
den dürfe. Lowey stimmte zu, und das Geld wurde bewilligt.'?7 

Dennoch schlugen die Bemühungen der Regierung Bush, die Hamas 
zu isolieren und an den Rand zu drängen, im Juni 2007 fehl. Dem 
Versuch der Vereinigten Staaten, die Sicherheitskräfte der Fatah, der 
Partei von Palästinenserpräsident Mahmud Abbas, zu stärken, kam 
die Hamas zuvor. Die Hamas-Anhänger vertrieben die Fatah-Truppen 
aus dem Gazastreifen und rissen dort die Macht an sich. In dem ver- 
späteten Versuch, Abbas den Rücken zu stärken, versprach Israel, pa- 
lästinensische Gefangene freizulassen und palästinensische Steuerein- 
nahmen, die eingefroren worden waren, freizugeben. Außerdem hoben 
Jerusalem und Washington einige wirtschaftliche Restriktionen auf. 
Aber es gibt kein Anzeichen dafür, dass Israel dem Palästinenserführer 


Abbas das eine zugesteht, das er braucht, um seine Autorität zu festi- 
gen und über diejenigen zu triumphieren, die Verhandlungen mit Israel 
ablehnen, wenn dabei palästinensische Ansprüche aufgegeben werden 
müssten: eine realistische Aussicht auf einen lebensfähigen Staat. Der 
Konflikt wird also weiter schwelen und so dem Ruf der Vereinigten 
Staaten in der arabisch-islamischen Welt weiterhin schaden. 


314 


Schlussbemerkung 


Gäbe es die Israel-Lobby nicht, hätte die Regierung Bush das Ziel eines 
Friedens zwischen Israel und den Palästinensern gewiss hartnäckiger 
verfolgt und dabei ihre eigenen Interessen mehr berücksichtigt. Schließ- 
lich haben die Vereinigten Staaten es durchaus vermocht, besonders 
in jüngerer Zeit, andere Staaten mit verschiedenen Methoden so zu 
beeinflussen, dass sie gemäß den amerikanischen Interessen handelten. 
In der Zerfallsphase der Sowjetunion rang Washington sowjetischen 
Staatsmännern immer wieder Zugeständnisse ab, und später brachte 
die US-Regierung die Ukraine, Kasachstan und Weißrussland dazu, ih- 
re Atomwaffenarsenale aufzugeben. Auf ähnliche Weise konnte Libyen 
schließlich dazu bewogen werden, als Gegenleistung für die Aufhebung 
der weitreichenden Wirtschaftssanktionen der USA, seine Programme 
für Massenv htungswaffen aufzugeben. Die Regierung Clinton 
führte 1999 einen heftigen Luftkrieg, der Serbien zwang, sich aus dem 
Kosovo zurückzuziehen. Später brachte die Regierung Bush zahlreiche 
Länder dazu, das Statut des Internationalen Strafgerichtshofs nicht zu 
ratifizieren. Und wie in Kapitel 10 ausführlich dargelegt wird, scheuen 
die USA keine Mühen, um den Iran zur Aufgabe seiner Atomwaffen- 
pläne zu bewegen. Darum wäre es kaum ein Bruch mit der sonstigen 
Vorgehensweise der Amerikaner gewesen, wenn sie Druck auf Israel, 
die Palästinenser und die beteiligten arabischen Staaten ausgeübt hät- 
ten, um ein endgültiges Friedensabkommen durchzusetzen. 

Die Vereinigten Staaten hätten gegenüber Israel und den Palästinen- 
sern höchst wirksame Druckmittel in der Hand. Sie könnten drohen, 
jegliche wirtschaftliche und diplomatische Unterstützung Israels ein- 
zustellen. Wenn das nicht genügte, wären sie ohne größere Probleme 
in der Lage, mit internationaler Unterstützung den Staat Israel zu 
isolieren, so wie Südafrika Ende des letzten Jahrhunderts boykottiert 
und geächtet wurde. Was die Palästinenser angeht, könnten die USA 
ihnen die Erfüllung ihres Traums von einem lebensfähigen Staat in den 
besetzten Gebieten in Aussicht stellen, verbunden mit umfassender, 
langfristiger Wirtschaftshilfe. Im Gegenzug müssten die Palästinen- 
ser jeglichen Terror gegen Israel einstellen. Angesichts der politischen 
Spaltung Israels in mehrere Lager, angesichts der häufigen Unzuläng- 
lichkeiten des palästinensischen Regierungsapparats und auch ange- 
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sichts der gewaltbereiten Kräfte auf beiden Seiten, die eine Einigung 
ablehnen, wäre eine endgültige Beilegung des Konflikts zwar sicher 
nicht leicht zu erzielen. Aber gar nichts zu tun ode durchweg Israel zu 
unterstützen, hat die Lage auch nicht verbessert. Im Gegenteil, es hat 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit die Lage für Palästi- 
nenser und Israelis gleichermaßen verschlimmert, es schädigt weiterhin 
den Ruf der USA in der Welt und macht es immer schwieriger, mit 
dringenden Problemen wie dem Iran oder dem Irak fertig zu werden. 

Dem könnte man entgegenhalten, diese Analyse sei unrealistisch, da 
Israel in den Augen vieler Amerikaner im Allgemeinen einen sehr guten 
Ruf hat. Dann wäre der wahre Grund, warum Bush Israel gegen die 
Palästinenser unterstützt hat, die öffentliche Meinung in den USA, die 
Israel stark begünstigt. Der Präsident entspreche also nur dem Willen 
des Volks. Diese Behauptung ist nicht neu - sie bildet den Kern der 
Argumentation, mit der das besondere Verhältnis zwischen den USA 
und Israel erklärt wird. Doch bei dieser Auslegung wird außer Acht ge- 
lassen, dass das amerikanische Volk erwiesenermaßen durchaus Druck 
auf Israel ausüben würde, wenn dies Teil einer umfassenderen Strategie 
zur Herbeiführung eines Friedens wäre. Auch wenn Meinungsumfra- 
gen in den USA ergeben, dass eine größere Sympathie für Israel als für 
die Palästinenser herrscht, zeigen sie doch auch, dass man sich vielfach 
eine gerechtere, unparteiischere Politik wünscht. So waren die meisten 
Amerikaner im Allgemeinen dafür, dass Bush im Frühjahr 2002 ver- 
suchte, hart gegenüber Israel zu sein. Einer Tire/CNN-Umfrage vom 
10. und 11. April 2002 zufolge meinten 60 Prozent der Amerikaner, 
die Hilfsleistungen der USA an Israel sollten eingestellt oder reduziert 
werden, falls Scharon sich weigern sollte, aus den erst kürzlich besetz- 
ten palästinensischen Gebieten abzuziehen. Zudem meinten 75 Pro- 
Arafat 
treffen sollte. Nur 35 Prozent fanden Scharon vertrauenswürdig, 35 
Prozent hielten ihn für einen Kriegstreiber, 20 Prozent gar für einen 
Terroristen und 25 Prozent für einen Feind der USA.'2 

Ein Jahr später, im Mai 2003, zeigte eine von der University of 
Maryland durchgeführte Umfrage, dass über 60 Prozent der Ame- 
rikaner bereit wären, die Hilfsleistungen zurückzuhalten, falls Israel 
dem Druck der USA, den Konflikt beizulegen, widerstehen würde. 
Unter den „politisch aktiven“ Amerikanern fanden dies sogar 70 Pro- 


zent der Befragten, dass sich Powell bei seinem Israelbesuch r 
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zent. Und 73 Prozent meinten, die USA sollten keine der beiden Seiten 
bevorzugen. Ferner ist es erwähnenswert, dass nur 17 Prozent der 
Befragten sich der Behauptung von Bush und Scharon anschlossen, 
der israelisch-palästinensische Konflikt sei »Teil des Kriegs gegen den 
'Terrorismus«. Stattdessen sahen 54 Prozent darin »einen Konflikt zwi- 
schen zwei nationalen Gruppen, die um dasselbe Stück Land streiten«. 
Dieselbe Umfrage zeigte, dass zwar die meisten Amerikaner nicht viel 
über die „Roadmap“ wussten, dass jedoch 55 Prozent eine »positive 
Meinung« davon hatten. Bei denen, die über die wichtigsten Punkte 
informiert waren, stieg dieser Anteil sogar auf 74 Prozent.'? Selbst 
‚€ Umfrage der ADL im Jahr 2005 ergab, dass 78 Prozent der Ame- 
rikaner der Meinung sind, ihre Regierung solle weder Israel noch die 
Palästinenser bevorzugen. 

Seit dem 11. September stehen die Amerikaner einem Druck auf 
Israel aufgeschlossen gegenüber, sofern sie glauben, dass dies im natio- 
nalen Interesse der USA sei. Präsident Bush hat außerdem anerkannt, 
dass die einzige Möglichkeit, den israelisch-palästinensischen Konflikt 
zu beenden, ein lebensfähiger eigener Staat der Palästinenser sei, und 
seine Regierung hat mehrmals versucht, diesem Ziel näher zu kom- 
men. Aber die öffentliche Meinung ist ebenso nahezu unerheblich wie 
die Initiativen des Präsidenten, denn die Israel-Lobby hat es den USA 
fast unmöglich gemacht, von Israel nachdrücklich Verhandlungen über 
eine Beilegung des Konflikts zu verlangen. 

Wie deutlich geworden ist, hat Präsident Bush im Herbst 2001 die 
Idee eines palästinensischen Staats erstmals offiziell befürwortet. Im 
Frühjahr 2002 forderte er Israel auf, seine Truppen aus verschiedenen 
palästinensischen Gebieten im Westjordanland zurückzuziehen, und 
sandte Außenminister Colin Powell in die Region, um den Friedens- 
prozess in Gang zu bringen. Im Sommer 2002 leitete Bush die Road- 
map in die Wege, die einen klaren Ablaufplan vorgeben sollte auf dem 
Weg zu einem unabhängigen und demokratischen palästinensischen 
Staat. Im darauffolgenden Jahr reiste Bush in den Nahen Osten, um 
dort für die Roadmap zu werben. Nachdem der israelische Plan, den 
Palästinensern eine einseitige Lösung aufzudrängen, gescheitert war, 
machte die amerikanische Regierung — unter der Federführung von 
Außenministerin Condoleezza Rice — einen erneuten Versuch, den 
Konflikt zu beenden. 
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Jedes Mal handelte die Israel-Lobby schnell und effektiv, um die Be- 
mühungen der Regierung Bush zu neutralisieren. Die Gruppierungen 
innerhalb der Lobby verfolgten ganz verschiedene Taktiken: offene 
Briefe, Resolutionen des Kongresses, Meinungsartikel und Pressemit- 
teilungen sowie persönliche Treffen zwischen Regierungsbeamten und 
einflussreichen jüdischen und evangelikalen Gruppen. Mit der Lobby 
sympathisierende Regierungsbeamte wie Elliott Abrams vom Natio- 
nalen Sicherheitsrat unterstützten diese Versuche, indem sie sich zu- 
weilen insgeheim mit israelischen Regierungsvertretern trafen, um die 
Initiativen zu vereiteln. Anstatt den Hebel anzusetzen, um den Frieden 
voranzubringen, indem er zum Beispiel die Unterstützung Israels an 
eine Zusammenarbeit bei der Roadmap gekoppelt hätte, stärkte Bush 
letztlich Scharon und später Olmert bei jeder Wendung ihrer Politik 
den Rücken. Der ehemalige Sicherheitsberater Brent Scoweroft sagte 
dazu im Oktober 2004, Scharon habe Bush »um den kleinen Finger 
gewickelt«.'! 

Israels Fähigkeit, sich den USA zu widersetzen - und Washington 
utragen -, ist ein 
klassisches Beispiel dafür, wie Interessengruppen arbeiten. Auch wenn 


sogar dazu zu bringen, seine Palästinapolitik mit 


Meinungsumfragen zeigen, dass das amerikanische Volk dafür wäre, 
Israel zu einem fairen Vertragsangebot gegenüber den Palästinensern 
zu zwingen, ist es doch so, dass dieses Thema die Lobby, und da vor 
allem die kompromissloseren Gruppierungen, wesentlich mehr küm- 
mert als den Durchschnittsamerikaner. Das hat zur Folge, dass Grup- 
pen wie das AIPAC und die Leiter von Organisationen wie der Con- 
ference of Presidents einen unangemessen hohen Druck auf gewählte 
Abgeordnete ausüben können. Ihre politischen Ansichten haben somit 
gute Aussicht auf Erfolg, auch wenn sie den USA insgesamt und unbe- 
absichtigterweise auch Israel schaden. 

Ein Hauptziel vieler Gruppen innerhalb der Israel-Lobby ist es, die 
Unterstützung seitens der USA für die Vorgehensweise Israels gegen 
die Palästinenser aufrechtzuerhalten, aber ihr Wirken ist nicht darauf 
beschränkt. Die Lobby will auch, dass Amerika Israel dabei hilft, die 
dominierende Macht in der Region zu bleiben. Die israelische Regie- 
rung und proisraelische Gruppierungen in den USA zielen gemeinsam 
darauf ab, die Politik der Regierung Bush gegenüber dem Irak, Syrien 
und dem Iran sowie ihr Gesamtkonzept für die Neugestaltung des 
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Nahen Ostens insgesamt zu beeinflussen. Im nächsten Kapitel soll be- 
trachtet werden, wie die Israel-Lobby und Israel die Entscheidung der 
USA beeinflusst haben, im März 2003 im Irak einzumarschieren in der 
Hoffnung, dieser kühne Schlag werde zu einer Demokratisierung der 
panzen Region führen. 
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Kapitel 8 


Der Irak und der Traum von der 
Neuordnung des Nahen Ostens 


Warum sind die USA in den Irak einmarschiert? In seinem Buch The 
Assassins’ Gate: America in Iraq erklärt George Packer: »Man kann das 
immer noch nicht mit Sicherheit sagen, und das bleibt das Ungewöhn- 
lichste am Irakkrieg.« Er zitiert Richard Haass, während Bushs erster 
Amtszeit Director of Policy Planning im Außenministerium und jetzt 
Präsident des Council on Foreign Relations, der gesagt hatte, er werde 
wohl »bis zu seinem Tod die Antwort nicht erfahren «.' 

In einer Hinsicht ist diese Unsicherheit verständlich, denn die Ent- 
scheidung, Saddam Hussein zu stürzen, ist selbst heute 


hwer nach- 
vollziehbar. Er war natürlich ein brutaler "Iyrann mit beängstigenden 


Ambitionen - einschließlich des Strebens nach Massenvernichtungs- 
waffen -, aber seine eigene Unfähigkeit hatte diese gefährlichen Ziele 
unerreichbar gemacht. Seine Armee war im zweiten Golfkrieg 1991 
besiegt und durch ein Jahrzehnt UN-Sanktionen weiter geschwächt 


worden. Der Irak, dessen milit: 


sche Macht außer auf dem Papier nie 
besonders beeindruckend gewesen war, hatte sich bis 2003 zu einem 


schwachen Gegner entwickelt. Intensive UN-Inspektionen hatten das 
Atomwalfenprogramm des Irak ausgeschaltet und Saddam schließlich 
dazu gebracht, sein Arsenal an biologischen und chemischen Waffen 
ebenfalls zu zerstören. Eine Verbindung zwischen Saddam und Osama 
bin Laden konnte nicht überzeugend nachgew: 


sen werden (ta 
lich waren sie sogar Feinde), und Bin Laden und seine Helfershelfer 
befanden sich in Afghanistan oder Pakistan, nicht im Irak. Dennoch 
entschloss sich die Regierung Bush in der Folge des 11. September, ein 
verfallendes Land anzugreifen, das mit den Anschlägen auf das World 
Trade Center und das Pentagon nichts zu tun hatte und das bereits 
wirksam unter Kontrolle gehalten wurde. Zu diesem Zeitpunkt hätte 
man eher erwartet, dass die USA sich ganz auf Al-Qaida konzentrieren 


320 


würden. Aus dieser Perspektive war es in der Tat eine äußerst rätsel- 
hafte Entscheidung. 

Aus einem anderen Blickwinkel betrachtet, ist die Entscheidung 
aber gar nicht so schwer zu verstehen. Die USA waren das mäch- 
ste Land der Welt, und es gab nie einen Zweifel, dass sie Saddam 
entmachten konnten, wenn sie nur wollten. Die USA hatten nicht nur 
den langen Kalten Krieg gewonnen, sondern konnten auch nach 1989 
eine erstaunliche Reihe militärischer Erfolge verzeichnen: 1991 hat- 
ten sie den Irak mühelos besiegt, 1995 hatten sie das Blutvergießen 
auf dem Balkan gestoppt, 1999 Serbien geschlagen. Der schnelle Sieg 
über die Taliban unmittelbar nach dem 11. September verstärkte den 
Eindruck, dass die USA militärisch unbesiegbar wären, und machte es 
Kritikern schwer, andere zu überzeugen, dass ein Krieg gegen den Irak 
unnötig und unklug wäre. Der 11. September hatte die Amerikaner 
schockiert und alarmiert. Viele Politiker waren überzeugt, dass die 
USA es nicht zulassen dürften, dass in einer Zeit, in der Terroristen 
Zugang zu Massenvernichtungswaffen haben, selbst abgelegene Ge- 
fahren entstehen. Diejenigen, die einen Krieg befürworteten, glaubten, 
ein Sturz Saddams werde andere Schurkenstaaten davon überzeugen, 
dass die USA einfach zu stark seien, um sich ihnen widersetzen zu kön- 
nen, und sie dazu zwingen, sich den Wünschen der USA zu fügen. Vor 
dem Krieg waren die USA also, kurz gesagt, gleichermaßen mächtig, 
ischen Stärke überzeugt und um ihre eigene Sicherheit 


von ihrer milit: 
äußerst besorgt - eine gefährliche Kombination.” 

All diese Elemente bildeten den strategischen Kontext, in dem die 
Entscheidung für den Krieg getroffen wurde. Diesen kennend, können 
wir einiges, was zu diesem Entschluss geführt hat, verstehen. Aber es 
gibt in der Gleichung noch eine weitere Variable, ohne die der Krieg 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht stattgefunden 
hätte. Diese Variable ist die Israel-Lobby, und besonders eine Gruppe 
neokonservativer Ideologen und Experten, die schon lange, nämlich 
bereits vor dem 11. September, von den USA gefordert hatten, den 
Irak anzugreifen. Die Kriegsbefürworter glaubten, dass die Beseitigung 
Saddams die strategische Position Israels und Amerikas verbessern und 
einen für die USA und Israel gleichermaßen vorteilhaften Prozess der 
regionalen Transformation in Gang setzen werde. Israelische Politi- 
ker und ehemalige israelische Führer unterstützten diese Auffassung, 
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da sie ein lebhaftes Interesse daran hatten, dass die USA einen ihrer 
Hauptgegner in der Region stürzten - noch dazu den Mann, der 1991 
Scud-Raketen auf Israel abgeschossen hatte. 

Druck vonseiten Israels und der Lobby war nicht der einzige Faktor, 
der zum Entschluss der Regierung Bush führte, den Irak im März 2003 
anzugreifen. Aber er war entscheidend. Viele Amerikaner glauben, es 
sei ein „Krieg um Öl“ gewesen (oder sogar ein Krieg für Konzerne 
wie Halliburton). Es gibt dafür kaum direkte Belege, aber anderer- 
seits viele, die daran zweifeln lassen. Andere Beobachter beschuldigen 
politische Berater wie den republikanischen Strategen Karl Rove und 
unterstellen, der Krieg sei Teil eines machiavellistischen Plans gewesen. 
Dieser habe das Ziel gehabt, das Land im Kriegszustand zu halten 
und damit eine Verlängerung der Regierungszeit der Republikaner si- 
cherzustellen. Diese Ansicht hat unter parteipolitischem Aspekt einen 
gewissen Reiz, lässt sich aber ebenso wenig beweisen und erklärt nicht, 
warum sich so viele prominente Demokraten für den Krieg ausgespro- 
chen haben. Eine wieder andere Interpretation deutet den Krieg als 
ersten Schritt eines kühnen Versuchs, den Nahen Osten durch Demo- 
kratisierung umzugestalten. Diese Interpretation ist richtig, aber wie 
wir später schen werden, war dieser ehrgeizige Plan untrennbar mit 
der Sorge um Israels Sicherheit verbunden. 

Im Gegensatz zu diesen unterschiedlichen Erklärungen glauben wir, 
ss der Krieg zu einem guten Teil durch den Wunsch, Israel mehr 
Sicherheit zu verschaffen, motiviert war. Das war schon vor Ausbruch 
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des Kriegs eine umstrittene Behauptung; umso umstrittener ist sie nun, 
da sich der Irak zur strategischen Katastrophe entwickelt hat. Um kein 
Missverständnis aufkommen zu lassen: Die Personen und Personen- 
gruppen, die auf einen Krieg drängten, waren der Meinung, er werde 
beiden zugute kommen, Israel und den USA, und sahen sicherlich das 
Debakel, das dann folgte, nicht voraus. Dessen ungeachtet kommt es 
aber bei einer exakten Darstellung der Rolle, die die Israel-Lobby bei 
der Vorbereitung der Entscheidung für den Krieg spielte, letztlich auf 
die Beweise an. Und es gibt beachtliche Beweise, dass Israel und prois- 
raelische Gruppierungen, besonders die Neokonservativen, eine große 
Rolle bei der Entscheidung für den Einmarsch spielten. 


Vor der genauen Betrachtung der Beweise sollte noch erwähnt wer- 
den, dass eine ganze Reihe gut informierter und hoch angesehener 
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Personen offen ausgesprochen haben, dass der Krieg mit der Sicher- 
heit Israels in Zusammenhang stand. Philip Zelikow, von 2001 bis 
2003 Mitglied des dem Präsidenten unterstellten Foreign Intelligence 
Advisory Board, Leiter der Untersuchungskommission zum 11. Sep- 
tember und von 2005 bis 2006 Berater von Außenministerin Con- 
doleezza Rice, sagte in einem Vortrag an der University of Virginia 
am 10. September 2002, Saddam sei keine direkte Bedrohung für die 
Vereinigten Staaten. »Die eigentliche Bedrohung, lautete seine These, 
»ist die Bedrohung Israels.« Weiter sagte er: »Aber diese Bedrohung 
nennt man nicht beim Namen, denn die Europäer kümmern sich um 
diese Bedrohung kaum ... Und die amerikanische Regierung will sich 
rhetorisch nicht allzu sehr auf sie berufen, da sie als Argument nicht 
beliebt sei.«’ 

General Wesley Clark, NATO-Kommandeur im Ruhestand und 
chemaliger Präsidentschaftskandidat, sagte im August 2002, »diejeni- 
gen, die diesen Angriff jetzt befürworten, werden Ihnen ehrlich - und 
ganz im Vertrauen - sagen, dass Saddam Hussein vermutlich wirklich 
keine Bedrohung für die USA darstellt. Aber sie haben Angst, dass er 
sich eines Tages entschließen könnte, Atomwaffen, wenn er welche 
hätte, gegen Israel einzusetzen.«' Im Januar 2003 fragte ein deutscher 
Journalist Ruth Wedgwood, eine prominente neokonservative Hoch- 
schullehrerin und Mitglied des einflussreichen Defense Policy Board 
(geleitet von Richard Perle), warum er den Krieg unterstützen sol- 
le. Ruth Wedgwood antwortete, sie könne »unhöflich sein und an 
Deutschlands besondere Beziehung zu Israel erinnern. Saddam stellt 
für Israel eine existenzielle Bedrohung dar. Das ist einfach wahr. « 
Wedgwood rechtfertigte den Krieg also nicht mit der Begründung, dass 
der Irak eine direkte Bedrohung für Deutschland oder die Vereinigten 


Staaten darstelle. 

Wenige Wochen vor dem Einmarsch in den Irak schrieb der Jour- 
nalist Joe Klein im Time Magazine: »Ein stärkeres Israel spielt in der 
Begründung eines Kriegs gegen den Irak eine wesentliche Rolle. Dies 
ist ein Teil der Argumentation, den man nicht beim Namen nennt, ein 
Traum, den die Neokonservativen in der Regierung Bush und viele 
Wortführer der amerikanischen Juden in aller Stille träumen. «* Der 
chemalige Senator Ernest Hollings argumentierte im Mai 2004 ähn- 
lich. Nachdem er festgestellt hatte, dass der Irak keine direkte Be- 
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drohung für die USA war, fragte er, warum die USA in dieses Land 
einmarschiert seien.’ »Die Antwort«, so sagte er, »kennt jeder: weil 
wir unseren Freund Israel schützen wollen.« Mehrere jüdische Grup- 
pierungen bezeichneten Hollings prompt als Antisemiten. Die Anti- 
Defamation League (ADL) meinte, seine Bemerkungen »riefen Erin- 
nerungen an uralte, antisemitische falsche Gerüchte über eine jüdische 
Verschwörung, die die Regierung beherrschen und manipulieren wolle, 
wach«.® Hollings wies die Anschuldigung scharf zurück und bemerkte, 
er sei lange ein überzeugter Verteidiger Israels gewesen. Er spreche 
einfach das Offensichtliche aus, stelle aber keine falsche Behauptung 
auf. Er forderte seine Kritiker auf, sie sollten sich bei ihm »dafür ent- 
schuldigen, dass sie von Antisemitismus gesprochen haben«.? 

Eine Reihe weiterer prominenter Persönlichkeiten — Patrick Bucha- 
nan, Arnaud de Borchgrave, Maureen Dowd, Georgie Anne Geyer, 
Gary Hart, Chris Matthews, der demokratische Kongressabgeordnete 
James P. Moran aus Virginia, Robert Novak, Tim Russert und General 
Anthony Zinni - sagten oder ließen deutlich durchblicken, dass vor 
allem proisraelische Hardliner in den USA die treibende Kraft hinter 
dem Irakkrieg seien.'' Novak bezeichnete den Krieg sogar schon lange 
vor seinem Beginn als »Scharons Krieg« und tut dies auch heute noch. 
»Ich bin überzeugt«, sagte er im April 2007, »dass Israel einen großen 
Anteil an der Entscheidung hatte, in diesen Krieg zu ziehen. Ich weiß, 
dass Scharon am Vorabend des Kriegs in einer geheimen Unterredung 
mit Senatoren sagte, wenn sie Erfolg hätten und Saddam Hussein los- 
würden, würde das Israels Sicherheitsprobleme lösen.«'! 


Die Verbindung zwischen Israel und dem Irakkrieg wurde von 
weiten Kreisen erkannt, lange bevor die Kämpfe begannen. Als im 
Herbst 2002 die Aussicht auf eine amerikanische Mil 


Intervention 
die Schlagzeilen zu beherrschen begann, schrieb der Journalist Michael 
Kinsley, »das Fehlen einer öffentlichen Diskussion über die Rolle Isra- 
els ... sei der sprichwörtliche „elephant in the room“. Jeder sicht ihn, 
aber niemand spricht darüber.«'? Der Grund dafür sei, so bemerkte 
er, die Angst, als Antisemit bezeichnet zu werden. Zwei Wochen vor 
Beginn des Kriegs berichtete Nathan Guttman in der israelischen Tages- 
zeitung Haaretz, »die Stimmen, die Israel mit dem Krieg in Verbindung 
bringen, werden lauter und lauter. Es wird behauptet, der Wunsch, 
Israel zu helfen, sei der Hauptgrund, dass Präsident George Bush 
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amerikanische Soldaten in einen unnötigen Krieg in der Golfregion 
schicke. Und die Stimmen kommen aus allen Richtungen. «> 

Wenige Tage später schrieb Bill Keller, heute Chefredakteur der New 
York Times: »Der Gedanke, in diesem Krieg gehe es um Israel, hält 
sich hartnäckig und ist weiter verbreitet, als man denkt.«'' Im Mai 
2005, zwei Jahre nach Ausbruch des Kriegs, bestätigte Barry Jacobs 
vom American Jewish Committee schließlich, die Überzeugung, dass 
Israel und die Neokonservativen für den Einmarsch der USA im Irak 
verantwortlich waren, wäre in amerikanischen Geheimdienstkreisen 
» weit verbreitet«." 

Manche werden sicherlich behaupten, dass jeder, der unterstelle, die 
Sorge um die Sicherheit Israels habe einen wesentlichen Einfluss auf 
die Entscheidung der Regierung Bush gehabt, in den Irak einzumar- 
schieren, entweder Antisemit oder ein Beispiel jüdischen Selbsthasses 
sei. Solche Anschuldigungen sind ebenso vorhersehbar wie falsch. Wie 
noch deutlich werden wird, gibt es eine Fülle von Beweisen für die 
entscheidende Rolle, die Israel und die Lobby bei dem Beschluss zu 
liesem Krieg spielten. Das bedeutet nicht, dass Israel oder die Lobby 
die amerikanische Außenpolitik „kontrolliert“. Es heißt einfach nur, 
mit Erfolg auf bestimmte politische Entscheidungen drängten 
und dass es ihnen in einem bestimmten Kontext gelang, ihr Ziel zu 
erreichen. Wären die Umstände andere gewesen, hätten sie die Verei- 
nigten Staaten nicht zu einem Krieg bewegen können. Aber ohne ihre 
Bemühungen wären die USA heute vermutlich nicht im Irak. 


d 


Israel und der Irakkrieg 


Israel sah im Irak schon immer einen Feind. Seit Mitte der 1970er 
‚Jahre jedoch, als Frankreich zustimmte, Saddam einen Atomreaktor zu 
liefern, nahmen Israels Sorgen zu. Aus gutem Grund fürchtete Israel, 
der Irak könne den Reaktor als Basis für den Bau von Atomwaffen 
nutzen. Als Reaktion auf die Bedrohung bombardierten die Israelis 
1981 den Osirak-Reaktor, bevor er überhaupt betriebsbereit war.!® 
"Trotz dieses Rückschlags arbeitete der Irak an verstreuten geheimen 
Orten weiter an seinem Atomprogramm. Diese Situation erklärt auch 
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die israelische Begeisterung über den zweiten Golfkrieg 1991. Israels 
Hauptinteresse war es nicht, die irakischen Truppen aus Kuwait zu 
vertreiben, sondern Saddam zu stürzen und vor allem eine Zerschla- 
gung des irakischen Atomprogramms sicherzustellen.” Auch wenn die 
USA Saddam damals nicht entmachteten, reduzierten die UN-Inspek- 
tionen, die Bagdad nach dem Krieg auferlegt wurden, die Sorgen Isra- 
els dennoch - schafften sie aber nicht vollständig aus der Welt. Haarerz 
berichtete am 26. Februar 2001 sogar, dass »Scharon glaubt, der Irak 
stelle aufgrund des fehlgeleiteten, unverantwortlichen Verhaltens von 
Saddam Husseins Regime eine größere Bedrohung für die Stabilität in 
der Region dar als der Iran«.'* 
Trotz der Bemerkungen Scharons 


ıßerten einige führende israe- 
lische Politiker Anfang 2002 — als immer deutlicher wurde, dass die 
Regierung Bush ernsthaft einen Krieg gegen den Irak in Betracht zog - 
gegenüber amerikanischen Regierungsvertretern, ihrer Meinung nach 
stelle der Iran die größere Bedrohung dar.!? Sie hatten jedoch nichts 
gegen den Sturz Saddams. Die israelische Führung, die sich selten z 


rückhält, wenn es darum geht, ihren amerikanischen Gesprächspart- 
nern Ratschläge zu erteilen, versuchte nie, die Regierung Bush von 
einem Krieg gegen den Irak abzuhalten. Ebenso wenig versuchte sie 
jemals, ihre Anhänger in den USA dazu zu überreden, ihren Einfluss 
gegen den Einmarsch geltend zu machen. Im Gegenteil, sie war ledig- 
lich besorgt, dass die USA bei ihrer Jagd auf Saddam die Bedrohung 
durch den Iran aus den Augen verlieren könnten. Sobald die israelische 
Führung merkte, dass die Regierung Bush einen kühneren Plan ins 


Auge fasste, der vorsah, dass man sich nach einem schnellen Sieg im 
Irak mit dem Iran und Syrien befassen würde, begann sie energisch auf 
eine amerikanische Militärintervention zu drängen. 

Kurz gesagt, Israel war nicht der Initiator der Kampagne für einen 
Krieg gegen den Irak. Wie deutlich werden wird, waren es die Neokon- 
servativen in den USA, die diesen Gedanken entwickelten und die in 
erster Linie dafür verantwortlich waren, dass er nach den Ereignissen 
des 11. September verstärkt verfolgt wurde. Israel tat sich jedoch mit 
den Neokonservativen zusammen, um den Krieg der Bush-Regierung 
und dem amerikanischen Volk schmackhaft zu machen, lange bevor 
der Präsident die endgültige Entscheidung zum Einmarsch traf. Tat- 
sächlich fürchtete die israelische Führung in den Monaten vor dem 
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Krieg sogar, dass Präsident Bush sich entschließen könnte, doch über- 
haupt nicht in den Krieg zu ziehen, und sie taten, was in ihrer M acht 
stand, damit er keine kalten Füße bekam. 

Die Israelis begannen mit ihren Bemühungen im Frühjahr 2002, 
mehrere Monate bevor die Regierung Bush ihre eigene Kampagne star- 
tete, die der amerikanischen Öffentlichkeit den Irakkrieg schmackhaft 
machen sollte. Der ehemalige israelische Ministerpräsident Benjamin 
Netanjahu reiste Mitte April nach Washington und traf sich unter ande- 
rem mit amerikanischen Senatoren und der Redaktion der Washington 
Post, um sie zu warnen, dass Saddam Atomwaffen entwickele, die in 
Koffern und Taschen auch nach Amerika gebracht werden könnten.?? 
Wenige Wochen später äußerte Scharons Sprecher Ra’anan Gissen 
einem Reporter aus Cleveland gegenüber: »Wenn Saddam Hussein 
jetzt nicht gestoppt wird, haben wir es in fünf, sechs Jahren mit einem 
Irak zu tun, der mit Atomwaffen ausgerüstet ist, einem Irak, der über 
Abschussvorrichtungen für Massenvernichtungswaffen verfügt. 

Mitte Mai sagte Schimon Peres, der ehemalige israelische Minister- 
präsident und Außenminister und jetzige Staatspräsident, auf CNN, 
Saddam Hussein sei so gefährlich wie Bin Laden und die Vereinigten 
hen«, wie er ein Atomwaffenar- 


Staaten »könnten nicht tatenlos 
senal aufbaue. Stattdessen, insistierte Peres, sei es an der Zeit, den 
irakischen Staatschef zu stürzen.?? Einen Monat später veröffentlichte 
ein anderer ehemaliger israelischer Ministerpräsident, Ehud Barak, 
einen Meinungsartikel in der Washington Post, in dem er empfahl, die 
Regierung Bush »soll sich zuallererst auf den Irak und die Beseitigung 
Saddam Husseins konzentrieren. Wenn er weg ist, wird die arabische 
Welt eine andere sein. «> 

Am 12. August 2002 sagte Scharon vor dem Außen- und Verteidi- 
gungsausschuss der Knesset, der Irak sei »die größte Gefaht, der sich 
Israel gegenübersieht«.2° Am 16. August, zehn Tage bevor Vizepräsi- 
dent Cheney mit einer Rede in Nashville, Tennessee, vor den Veterans 
‚of Foreign Wars (VFW) die Kampagne für den Krieg eröffnete, berich- 
teten mehrere Zeitungen sowie Fernseb- und Radiosender (darunter 
Haaretz, die Washington Post, CNN und CBS News), dass Israel die 
USA dränge, einen Angriff auf den Irak nicht weiter hinauszuschie- 
ben. Scharon sagte der Regierung Bush, ein Aufschub der Operation 
»werde kein angenehmeres Umfeld für zukünftiges Handeln schaf- 
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fen«. Den Angriff hinauszuzögern, sagte Ra’anan Gissen, würde »ihm 
Saddam] nur noch mehr Möglichkeiten geben, sein Programm für 
Massenvernichtungswaffen voranzutreiben «. Außenminister Peres äu- 
Berte gegenüber CNN, »die Frage ist heute nicht ob, sondern wann«. 
Der Aufschub eines Angriffs wäre ein schwerer Fehler, sagte er, weil 
Saddam später besser bewaffnet sein würde. Der stellvertretende Ver- 
teidigungsminister Weizman Shiry war ähnlicher Ansicht: »Wenn die 
Amerikaner es jetzt nicht tun, wird es in Zukunft noch schwerer sein. 
In einem oder zwei Jahren ist Saddam Hussein mit der Entwicklung 
von Massenvernichtungswaffen viel weiter.« Vielleicht erfasste CBS 
mit der Schlagzeile „Israel to US: Don’t Delay Iraq Attack“ am besten, 
was vorging.”° 

Peres und Scharon betonten beide, dass sie »nicht den Eindruck 
erwecken wollten, sie drängten die USA zu handeln, und dass Amerika 
nach seinem eigenen Urteil handeln solle«.2° Die israelischen Entschei- 
dungsträger - und viele ihrer amerikanischen Unterstützter — waren 
sich durchaus bewusst, dass einige amerikanische Kommentatoren, 
allen voran Patrick Buchanan, behauptet hatten, dass die treibende 
Kraft hinter dem Golfkrieg 1991 »das israelische Verteidigungsmi- 
nisterium und diejenigen in den USA, die ihm alles nachsprechen« 
gewesen seien.” Jegliche Verantwortung zu leugnen war politisch schr 
sinnvoll. Aber es besteht kein Zweifel - nach ihren eigenen öffentlichen 
Äußerungen -, dass die israelische Führung im August 2002 Saddam 
als Bedrohung des jüdischen Staats ansah und die Regierung Bush zu 
einem Krieg ermutigte, um ihn zu stürzen. 

In Berichten aus etwa derselben Zeit heißt es außerdem, »israelische 
Geheimdienstleute hätten Beweise zusammengetragen, dass der Irak 
seine Anstrengungen zur Herstellung von biologischen und chem 
schen Waffen beschleunigt«.?® Peres sagte gegenüber CNN, »wir den- 
ken und wissen, dass er [Saddam] dabei ist, sich eine nukleare Option 
zu verschaffen «.?? Haaretz berichtete, Saddam habe »der irakischen 
Atomenergiekommission letzte Woche den Befehl« gegeben, »ihre Ar- 
beit zu beschleunigen «.% Israel übermittelte diese alarmierenden Be- 
tichte über irakische Massenvernichtungswaffen der Regierung Bush 
zu einer Zeit, als nach Scharons eigener Einschätzung »die strategische 
Koordination zwischen Israel und den USA eine bisher einmalige Di- 
mension erreicht« hatte.°! Als im Verlauf der Invasion klar wurde, 
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dass es im Irak keine Massenvernichtungswaffen gab, veröffentlichten 
der Geheimdienstausschuss des amerikanischen Senats und die israeli- 
sche Knesset jeweils einen Bericht, aus dem hervorging, dass viele der 
heimdienstinformationen, die Israel nach Washington übermittelt 
hatte, falsch gewesen waren. Ein israelischer General im Ruhestand 
sagte dazu: »Der israelische Geheimdienst war an dem Bild, das der 
amerikanische und der britische Geheimdienst von den Möglichkeiten 
des Iraks, nichtkonventionelle Waffen einzusetzen, zeichneten, als voll- 


wertiger Partner beteiligt.«” 

Natürlich ist Israel kaum das erste Land, das ein anderes dazu 
bringt, eine kostspielige oder riskante Aktion zu seinem Vorteil zu un- 
ternehmen. Staaten, die sich Gefahren von außen gegenübersehen, ver- 
suchen oft, anderen den schwarzen Peter zuzuschieben, und auch die 
USA selbst blicken da auf eine lange Tradition ähnlichen Verhaltens 
zurück. Sie unterstützten Saddam Hussein in den 1980er Jahren, um 
die Bedrohung durch den islamisch-revolutionären Iran in den Griff zu 
bekommen. Nach dem sowjetischen Einmarsch in Afghanistan 1979 
rüsteten sie die dortigen Mudschaheddin aus und unterstützten sie. Die 
Vereinigten Staaten schickten keine eigenen Truppen in diese Kriege, 
sie halfen lediglich anderen - die ihre eigenen Gründe hatten, zu kämp- 
fen - dabei, die eigentliche Arbeit zu tun. 

Angesichts des verständlichen Wunschs, dass die Vereinigten Staa- 
ten einen regionalen Rivalen beseitigten, überrascht es nicht, dass die 
israelische Führung es überhaupt nicht gern sah, als Präsident Bush im 
September 2002 den Krieg durch den UN-Sicherheitsrat autorisieren 
lassen wollte, und noch weniger, als Saddam bereit war, UN-Inspek- 
toren wieder in den Irak zu lassen. Diese Entwicklung beunruhigte die 
israelische Führung, da sie einen Krieg scheinbar unwahrscheinlicher 
werden ließ. Außenminister Peres äußerte sich gegenüber Reportern: 
»Der Feldzug gegen Saddam Hussein ist absolut notwendig, Inspek- 
tionen und Inspektoren sind bei anständigen Leuten in Ordnung, aber 
unehrliche Leute können Inspektionen und Inspektoren leicht unwirk- 
sam machen. «°* Bei einem Besuch in Moskau Ende September machte 
Scharon gegenüber dem russischen Präsidenten Wladimir Putin, von 
dem die Initiative für die erneuten Inspektionen ausgegangen war, 
deutlich, dass sie zu spät kämen, um noch eine Wirkung zu haben.‘ 
Peres war in den folgenden Monaten dermaßen frustriert über den 
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UN-Prozess, dass er Mitte Februar 2003 gegen Frankreich schoss und 
dessen Status als ständiges Mitglied des Weltsicherheitsrats infrage 
stellte.’ 

Durch seinen unerbittlichen Widerstand gegen die Inspektionen 
geriet Israel in eine einsame und unbehagliche Position, wie Marc Pe- 
relman in einem Artikel im Forward Mitte September 2002 deutlich 
machte: »Saddam Husseins überraschende Zustimmung zu »uneinge- 
schränkten< UN-Waffeninspektionen hat Israel diese Woche in eine 
brenzlige Situation gebracht. Es ist nun gezwungen, Farbe zu bekennen 
als einziges Land, das Bushs Ziel eines Regimewechsels im Irak aktiv 
unterstützt. «7 

Israel drängte angesichts der UN-Diplomatie weiter nach vorn und 
zeichnete von Saddam ein Bild in den düstersten Farben, verglich ihn 
mehrmals sogar mit Adolf Hitler. Wenn der Westen dem Irak nichts 
entgegensetze, so behauptete Israel, würde er denselben Fehler ma- 
chen, den er gegenüber Nazideutschland in den 1930er Jahren gemacht 
hatte. Schlomo Avineri, ein prominenter israelischer Intellektueller, 
schrieb in der Los Angeles Times, »alle, die die Appeasementpolitik 
der dreißiger Jahre gegenüber Deutschland verurteilen, sollten lange 
und scharf darüber nachdenken, ob ein Verzicht, heute gegen den Irak 
vorzugehen, nicht eines Tages genauso beurteilt werden wird«.® Was 
das impli: 


erte, war unmissverständlich: Jeder, der sich gegen einen 
Einmarsch im Irak stellen würde - oder, wie wir oben gesehen haben, 
Israel zu Verhandlungen mit den Palästinensern drängen wollte - ist 
ein Appeasementpolitiker wie Neville Chamberlain und wird von zu- 
künftigen Generationen auch so beurteilt werden. Die Jerusalem Post 
schlug sich besonders deutlich auf die Seite der Hardliner und druckte 
häufig Leitartikel und Kommentare, die den Krieg befürworteten, aber 
kaum Beiträge, die dagegen argumentierten.? Sie ging sogar so weit, in 
einem Leitartikel zu schreiben, »der Krieg gegen den Terrorismus stehe 
und falle mit dem Sturz Saddams; ohne diesen könne er unmöglich 
ernsthaft begonnen, geschweige denn gewonnen werden«.' 

Auch andere bekannte Persönlichkeiten in Israel wiederholten, was 
Peres und Scharon zugunsten des Kriegs und gegen ein weiteres diplo- 
matisches Zanken vorgetragen hatten. Der ehemalige Ministerpräsi- 
dent Ehud Barak behauptete in einem Meinungsartikel in der New York 
Times Anfang September 2002, »Saddam Husseins Atomwaffenpro- 
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gramm macht es dringend notwendig, ihn zu beseitigen«. Weiterhin 
warnte er, »die größte Gefahr liegt jetzt darin, nichts zu tun«.*! Sein 
Vorgänger Benjamin Netanjahu veröffentlichte wenige Wochen spä- 
ter einen ähnlichen Beitrag im Wall Street Journal mit dem Titel „The 
Case for Toppling Saddam“. Netanjahu erklärte: »Heute ist nichts 
weniger genug als die Zerschlagung seines Regimes«, und fügte hinzu, 
»ich glaube für die überwiegende Mehrheit der Israelis zu sprechen, 
wenn ich einen Präventivschlag gegen Saddams Regime unterstütze. « 
Dieser, so behauptete er, sei »fieberhaft bemüht, sich Atomwaffen zu 
verschaffen«.* 

Neranjahus Einfluss ging natürlich weit darüber hinaus, Meinungs- 
artikel zu verfassen und im Fernsehen aufzutreten. Da er in den USA 
die Schule und die Universität besucht hat, spricht er fließend Englisch 
und weiß nicht nur, wie das politische System der USA funktioniert, 
sondern bewegt sich auch geschickt darin. Er pflegt enge Beziehungen 
zu Neokonseryativen innerhalb und außerhalb der Regierung Bush, 
und er hat weitreichende Kontakte im Capitol, wo er bei zahlreichen 
Gelegenheiten gesprochen oder als Zeuge ausgesagt hat.*? Auch Barak 
hat gute Verbindungen zu amerikanischen Politikstrategen, Politikern, 
Sicherheitsexperten und Intellektuellen. 

Der Kriegseifer der israelischen Regierung ließ in den Monaten 
vor dem Beginn der Kämpfe nicht nach. Haarerz veröffentlichte etwa 
am 17. Februar 2003 einen Bericht mit dem Titel „Enthusiastic IDF 
|Israel Defense Forces] Awaits War in Iraq“, in dem es hieß, Israels 
»militärische und politische Führung schne sich nach einem Krieg im 
Irak«. Zehn Tage später schrieb James Bennet einen Artikel in der New 
York Times mit dem Titel „Israel Says War on Iraq Would Benefit the 
Region“. Am 7. März 2003 erschien im Forward ein Bericht mit dem 
Titel „Jerusalem Frets as U.S. Battles Iraq War Delays“, der klarmach- 
te, dass die israelische Führung einen Krieg lieber früher als später 
erhoffte. 

Angesichts all dieser Aktivitäten überrascht es nicht, dass Bill Clin- 
ton 2006 berichtete, dass »jeder israelische Politiker, den ich kenne«, 
glaube, Saddam Hussein stelle eine so große Bedrohung dar, dass er 
abgesetzt werden sollte, selbst wenn er keine Massenvernichtungswaf- 
fen hätte.“ Aber der Wunsch nach einem Krieg beschränkte sich nicht 
auf die führenden israelischen Politiker. Abgesehen von Kuwait, das 
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Saddam 1990 besetzt hatte, war Israel das einzige Land außerhalb der 
USA, wo die Mehrheit der Politiker und der Bevölkerung einem Krieg 
begeistert zustimmte. Eine Umfrage von 2002 ergab, dass 58 Prozent 
der israelischen Juden der Meinung waren, »Israel solle die USA zu ei- 
nem Angriff auf den Irak ermutigen «.'‘ Eine weitere Umfrage ergab ein 
Jahr später, im Februar 2003, dass 77,5 Prozent der israelischen Juden 
wollten, dass die USA im Irak einmarschierten.* Selbst in Großbritan- 
nien unter der Führung von Tony Blair zeigte dagegen eine Umfrage 
kurz vor dem Krieg, dass 51 Prozent der Befragten dagegen waren und 
nur 39 Prozent dafür.* 

Durch diese eher ungewöhnliche Situation sah sich Gideon Levy 
von Haaretz veranlasst, zu fragen: »Wie kommt es, dass in England 
50.000 Menschen gegen den Krieg im Irak demonstriert haben und 
in Israel niemand? Wie kommt es, dass es in Israel keine öffentliche 
Debatte über die Notwendigkeit des Kriegs gibt?« Und er fuhr fort: 
»Israel ist das einzige Land im Westen, dessen Führung den Krieg 
uneingeschränkt befürwortet und wo keine andere Meinung geäußert 
wird.«” 

Die Begeisterung Israels für den Krieg ging so weit, dass einige 
seiner amerikanischen Verbündeten schließlich israelische Politiker 
baten, ihre martialische Rhetorik etwas zu drosseln. Sonst sähe es 
aus, als würde der Krieg für Israel ausgefochten.” Im Herbst 2002 
brachte etwa eine Gruppe amerikanischer Politikberater, bekannt als 


„Israel Project“, ein sechsseitiges Memorandum in Umlauf, das an 
Israelis in Schlüsselpositionen und führende Vertreter proisraclischer 
Gruppierungen in den USA gerichtet war. Es trug den Titel „Talking 
about Iraq“ und sollte als Leitfaden bei öffentlichen Stellungnahmen 
zum Krieg dienen. » Wenn Sie einen Regimewechsel anstreben, müssen 
Sie mehr darauf achten, was Sie sagen, sonst könnten Sie eine heftige 
Reaktion auslösen. Sie wollen doch schließlich nicht, dass die Ameri- 
kaner glauben, der Krieg gegen den Irak werde geführt, um Israel zu 
schützen und nicht Amerika.«°! 

Aus derselben Sorge heraus sagte Scharon am Vorabend des Kriegs 
verschiedenen Berichten zufolge zu israelischen Diplomaten und Poli- 
tikern, sie sollten sich im Hinblick auf einen möglichen Krieg im Irak 
mit Stellungnahmen zurückhalten. Vor allem sollten sie nichts sagen, 
was den Eindruck erwecken könne, Israel dränge die Regierung Bush 
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dazu, Saddam zu stürzen. Er war beunruhigt, weil sich mehr und mehr 
die Auffassung verbreitete, Israel trete für eine amerikanische Militär- 
intervention im Irak ein. Das tat Israel natürlich, wollte aber nicht, 
dass seine Position weithin bekannt wurde.” 


Die Israel-Lobby und der Irakkrieg 


Die treibende Kraft hinter dem Irakkrieg war eine kleine Gruppe 
Neokonservativer, die sich seit langem für den entschlossenen Einsatz 
amerikanischer Macht bei der Neuordnung problematischer Gegenden 
der Welt einsetzte. Seit Mitte der 1990er Jahre war sie für den Sturz, 
Saddams eingetreten und glaubte, dieser Schritt würde den USA und 
Israel gleichermaßen nützen.” Zu dieser Gruppe gehörten prominen- 
te Mitglieder der Regierung Bush wie Paul Wolfowitz und Douglas 
Feith, die beiden ranghöchsten Zivilisten im Pentagon nach dem Ver- 
teidigungsminister; Richard Perle, Kenneth Adelman und James Wool- 
sey, Mitglieder des einflussreichen Defense Policy Board; „Scooter“ 
Libby, der Stabschef des Vizepräsidenten; John Bolton, Staatssekre- 
tär im Außenministerium für Rüstungskontrolle und internationale 
Sicherheit, sowie dessen Sonderassistent David Wurmser, aber auch 
iott Abrams, der im Nationalen Sicherheitsrat für die Nahostpolitik 
ständig ist. Auch eine Hand voll sehr bekannter Journalisten wie 
Robert Kagan, Charles Krauthammer, William Kristol und William 
Safıre gehörten dazu. 

Die Berufung mehrerer Neokonseryativer in höchste politische 
Ämter wurde von den Israelis und deren amerikanischen Verbünde- 
ten als schr günstig angesehen. Als Wolfowitz im Januar 2001 zum 
stellvertretenden Verteidigungsminister nominiert wurde, berichtete 
die Jerusalem Post, dass »die jüdischen und proisraelischen Kreise 
vor Freude jubeln«. Im Frühjahr 2002 wies der Forward darauf hin, 
Wolfowitz sei »bekannt als kompromissloseste proisraelische Stimme 
in der amerikanischen Regierung« und wählte ihn im selben Jahr aus 
fünfzig bedeutenden Persönlichkeiten als denjenigen aus, der sich am 
meisten »in einer bewussten Weise für die jüdische Sache eingesetzt« 
habe.‘s Ungefähr zur gleichen Zeit verlich ihm das Jewish Institute for 
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National Security Affairs (JINSA) seinen „Henry M. Jackson Distin- 
guished Service Award“ für sein Eintreten für eine starke Partnerschaft 
zwischen Israel und den USA. Die Jerusalem Post bezeichnete Wolfo- 
witz als »überzeugr proisraelisch« und kürte ihn 2003 zum Mann des 
Jahres.’6 

Feiths Rolle bei der Findung triftiger Kriegsgründe sollte auch im 
Kontext seiner langjährigen Bindung an Israel und seiner früheren Zu- 
sammenarbeit mit Hardlinergruppen dort gesehen werden. Feith hat 
enge Verbindungen zu wichtigen Organisationen innerhalb der Lobby 
wie dem Jewish Institute for National Security Affairs (JINSA) und der 
Zionist Organization of America (ZOA). In den 1990er Jahren schrieb 
er Artikel, in denen er sich für die Siedlungstätigkeit in den besetzten 
Gebieten aussprach und dafür, dass Israel diese Gebiete behalten sol- 
le.” Noch wichtiger ist, dass Feith, wie in Kapitel 4 bereits erwähnt, 
zusammen mit Perle und Wurmser im Juni 1996 den beı 
richt A Clean Break verfasste.’' Dieser entstand auf die Initiative eines 
elischen Thinktanks des rechten Flügels hin für den neuen israeli 
schen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu und empfahl diesem 
unter anderem, er solle »sich darauf konzentrieren, Saddam im Irak 
s Ziel«. 
In dem Bericht wurde Israel auch aufgefordert, Schritte zu unterneh- 
men, um den gesamten Nahen Osten neu zu ordnen. Netanjahu hielt 
sich nicht an die Ratschläge, aber Feith, Perle und Wurmser setzten 
sich bald dafür ein, dass die Regierung Bush jene Ziele verfolgte. Dies 
veranlasste den Haarerz-Kolumnisten Akiva Eldar zu der Warnung, 
Feith und Perle »bewegten sich auf einem schmalen Grat zwischen 
ihrer Loyalität zur jeweiligen amerikanischen Regierung ... und israe- 
lischen Interessen«.'’ Und George Packer bemerkte in The Assassins’ 
Gate: »Für Feith und Wurmser war die Sicherheit Israels vermutlich 
die Haupttriebfeder« für ihre Unterstützung des Kriegs. 

John Bolton und Scooter Libby waren ebenfalls treue Unterstützer 
Israels. Als amerikanischer UNO-Botschafter verteidigte Bolton unun- 
terbrochen und leidenschaftlich die Interessen Israels - sogar so heftig, 
dass der israelische UNO-Botschafter im Mai 2006 Bolton scherzhaft 
als »ein heimliches Mitglied des israelischen Teams bei der UNO« 
bezeichnete. Er sagte weiter, »das Geheimnis ist gelüftet. Wir sind in 
Wirklichkeit nicht bloß fünf Diplomaten. Wir sind mindestens sechs, 
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zu entmachten - für Israel ein für sich wichtiges strategisch. 
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einschließlich John Bolton.«*' Als noch im selben Jahr über die um- 
strittene erneute Nominierung Boltons für diese Position diskutiert 
wurde, traten proisraclische Gruppierungen für ihn ein.“ Zu Libby 
berichtete der Forward im Herbst 2005, als er das Weiße Haus verlie 
»... die israelischen Regierungsvertreter mochten Libby. Sie beschrie- 
ben ihn als wichtige, umgängliche Kontaktperson, ernsthaft interes- 
siert an Themen, die mit Israel zusammenhingen, und mir sehr viel 
Sympathie für ihre Sache.«“* 

Die Neokonservativen, die nicht der Bush-Regierung angehören, 
engagieren sich genauso stark für Israel wie ihre Gesinnungsgenossen 
in der Regierung. Als Beispiele können die Bemerkungen dienen, die 
der Kolumnist Charles Krauthammer am 10. Juni 2002 in Jerusalem 
machte, nachdem ihm von der Bar-Ilan-Universität die Auszeichnung 
„Guardian of Zion“ verliehen worden war.“ Das Thema seines Vor- 
trags war die Teilnahme Israels am Osloer Friedensprozess, die er als 
Beispiel missgeleiteten jüdischen Messianismus bezeichnete. In seinen 
Äußerungen identifizierte Krauthammer sich selbst ausdrücklich mit 
Israel — sogar als Israeli. An einer Stelle bemerkt er, »heute vor 35 
Jahren endete der Sechstagekrieg. Das schien wie eine neue Ära... 
Jerusalem war wieder vereinigt, der Tempelberg gehörte uns, Israel. « 
r sagte weiter: »Meine These heute Abend ist, dass viele der Sorgen, 
die wir heute haben, als ein Volk und als jüdischer Staat, genau dieser 
neuen messianischen Begeisterung entspringen.« Krauthammer war, 
wie praktisch alle anderen neokonservativen Experten, bis zum Ein- 
marsch ein unermüdlicher Verfechter des Kriegs. 

Zwar waren viele der prominenten Neokonservativen jüdische 
Amerikaner mit starken Bindungen zu Israel, aber es waren auch an- 
dere unter den führenden Kriegsbefürwortern. Außer John Bolton ge- 
hörten zu den Unterzeichnern der offenen Briefe an die Präsidenten 
Bush und Clinton, die auf Initiative des Project for the New American 
Century geschrieben worden waren, auch Nichtjuden wie der chema- 
lige Chef der CIA James Woolsey und der chemalige Bildungsminister 
William Bennett. Woolsey war besonders von der Idee besessen, zu 
beweisen, dass Saddam für den 11. September verantwortlich war, und 
er bemühte sich außerordentlich, einen frühen Bericht zu erhärten, 
dem zufolge sich Mohammed Atta, einer der Flugzeugentführer vom 
11. September, mit einem Agenten des irakischen Geheimdienstes in 
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Prag getroffen hatte. Die Geschichte war unwahrscheinlich und wird 
von weiten Kreisen für falsch gehalten, aber Woolsey und auch Vize- 
präsident Dick Cheney beriefen sich darauf und verwendeten sie als 
Argument für einen Krieg. 

Aber die Neokonservativen waren nicht die Einzigen in der Israel- 
Lobby, die auf einen Krieg gegen den Irak drängten. Auch die wich- 
tigsten Vertreter der großen proisraelischen Organisationen sprachen 
sich für den Krieg aus. Natürlich hatten viele der Neokonservativen 
ihrerseits enge Beziehungen zu diesen Organisationen. Mitte Septem- 
ber 2002, als die Regierung gerade erst begann, dem amerikanischen 
Volk den Krieg schmackhaft zu machen, schrieb Michelle Goldberg 
in der Zeitschrift Salon: »Etablierte jüdische Gruppen und deren füh- 
rende Persönlichkeiten gehören jetzt zu den stärksten Befürwortern 
einer amerikanischen Militärintervention in Bagdad.«% Darauf wies 
auch ein Forward-Leitartikel hin, lange nachdem Bagdad gefallen war: 
»Als Präsident Bush versuchte, den Menschen ... den Krieg gegen den 
Irak schmackhaft zu machen, stellten sich die wichtigsten jüdischen 
Organisationen Amerikas geschlossen hinter ihn. In Erklärung auf 
Erklärung betonten deren führende Vertreter die Notwendigkeit, die 
Welt von Saddam Hussein und dessen Massenvernichtungswaffen zu 
befreien. Einige Gruppierungen gingen sogar noch weiter und vertra- 
ten die These, dass seine Beseitigung einen wichtigen Schritt auf dem 
Weg zum Frieden im Nahen Osten bedeuten würde.« In dem Leitarti- 
kel heißt es weiter, dass »die Sorge um Israels Sicherheit mit Recht in 
die Überlegungen der wichtigen jüdischen Gruppen einfloss«.” 

Auch wenn es unter den großen jüdischen Organisationen kaum 
Opposition gegen den Krieg gab, herrschte doch Uneinigkeit darüber, 
wie lautstark man den Krieg befürworten solle. Man befürchtete vor 
allem, wenn man sich allzu offen für eine Militärintervention aus- 


spräche, würde es aussehen, als ob der Krieg um Israels willen ge- 
führt würde.® Dennoch sprachen sich der Jewish Council for Public 
Affairs und die Conference of Presidents of Major American Jewish 
Organizations im Herbst 2002 dafür aus, gegen den Irak Gewalt (»als 
letztes Mittel«) anzuwenden, und einige prominente Persönlichkei- 
ten innerhalb der Lobby gingen noch weiter.” Mortimer Zuckerman, 
Vorsitzender der Conference of Presidents, gehörte zu denen, die ei- 
nen Einmarsch am offensten befürworteten, und gab in der Öffent- 
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lichkeit immer wieder entsprechende Erklärungen ab. Ende August 
2002 schrieb er im U.S. News & World Report, dessen Chefredakteur er 
ist: »Diejenigen, die düstere Konsequenzen voraussehen für den Fall, 
dass wir Saddam entmachten, wollen - anders als es Präsident Bush 
offenkundig tut - einfach nicht verstehen, dass, falls wir uns dafür 
entscheiden, mit diesem Albtraum zu leben, alles nur noch schlimmer 
wird. Viel schlimmer. Mit anderen Worten: Vorbeugung ist in diesem 
Fall die beste Medizin. «”° 

Jack Rosen, Präsident des American Jewish Congress, und Rabbi 
David Saperstein, Leiter des Religious Action Center of Reform Juda- 
ism, waren ebenfalls begeisterte Befürworter des Kriegs. Saperstein, 
der für seine liberalen politischen Ansichten bekannt ist und den die 
Washington Post einmal als »das Urbild des religiösen Lobbyisten im 
Capitol« bezeichnete, sagte im September 2002, »die jüdische Bevöl- 
kerung sähe gern eine energische Entschlossenheit gegenüber der Be- 
drohung, die von Saddam Hussein ausgeht«.”! Die Jewish Weck, eine 
einflussreiche Zeitschrift im Großraum New York, sprach sich eben- 
falls für den Krieg aus. Gary Rosenblatt, ihr Verleger und Redakteur, 
betonte in einem Leitartikel Mitte Dezember 2002, dass »der nahe 
bevorstehende Krieg Washingtons gegen Saddam Hussein nicht nur die 
Chance bietet, die Welt von einem gefährlichen Tyrannen zu befreien, 
der eine ganz besonders schreckliche Bedrohung für Israel darstellt«. 
Er schrieb weiter, »wenn ein Despot seine bösen Absichten ankündigt, 
soll man ihm glauben. Das ist eine der Lehren, die wir aus Hitler und 
dem Holocaust gezogen haben sollten. Und vor allem lehrt auch die 
'Thora: Wenn ein Feind dich töten will, töte ihn zuerst. Selbstverteidi- 
gung ist nicht nur erlaubt, sie ist geboten. «7? Organisationen wie das 
American Israel Public Affairs Committee (AIPAC) und ADL befür- 
worteten ebenfalls den Krieg, aber sie taten es mit einem Minimum 
an Aufhebens. 

Nun, da sich der Krieg zum Fiasko entwickelt hat, vertreten pro- 
israelische Kreise mitunter die Ansicht, das AIPAC, das innerhalb der 
Lobby am meisten wahrgenommen wird, habe den Einmarsch nicht 
befürwortet.” Aber dies widerspricht jeglichem gesunden Menschen- 
verstand, denn das AIPAC unterstützt gewöhnlich das, was Israel will, 
und Israel wollte mit Sicherheit, dass die USA im Irak einmarschierten. 
Nathan Guttman stellte in seinem Bericht auf der Jahreskonferenz des 
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AIPAC im Frühjahr 2003, kurz nach Beginn des Kriegs, genau diese 
Beziehung her: »Das AIPAC pflegt das zu unterstützen, was für Israel 
gut ist. Solange Israel den Krieg befürwortet, tun das auch die Tau- 
sende von AIPAC-Lobbyisten, die in der amerikanischen Hauptstadt 
zusammengekommen sind.«”! Die Erklärung des AIPAC-Vorstands- 
mitglieds Howard Kohr gegenüber der New York Sun im Januar 2003 
ist noch aufschlussreicher. Er bezeichnete »die »stille« Lobbyarbeit im 
Kongress, um dessen Zustimmung zum Einsatz von Gewalt im Irak zu 
erreichen« als einen der »Erfolge des AIPAC im letzten Jahr«.’® Und 
Jeffrey Goldberg berichtete im New Yorker innerhalb eines längeren 
Porträts von Steven J. Rosen, der in der Zeit direkt vor dem Irakkrieg 
Politikchef des AIPAC war, dass das »AIPAC den Kongress zugunsten 
des Irakkriegs beeinflusst hat«.* 

Das AIPAC befürwortete weiterhin entschieden die amerikanische 
Präsenz im Irak. Als die Regierung Bush im Herbst 2003 Schwierig- 
keiten hatte, die Demokraten im Senat zur Bewilligung weiterer Gel 
der für den Krieg zu bewegen, baten die Republikaner im Senat das 


AIPAG, ihre demokratischen Kollegen so zu beeinflussen, dass sie den 
Antrag unterstützten. Vertreter des AIPAC sprachen daraufhin mit 
einigen demokratischen Senatoren, und das Geld wurde bewilligt.’7 
Als Bush im Mai 2004 eine Rede vor dem AIPAC hielt, in der er seine 
Irakpolitik verteidigte, erntete er an 23 Stellen Standing Ovations.”® 
Auf der AIPAC-Tagung 2007, als die öffentliche Meinung zum Krieg 
in Amerika bereits umgeschlagen war, sprach sich Vizepräsident Che- 
ney dafür aus, den Kurs im Irak weiter zu verfolgen. Laut David Ho- 
rovitz von der Jerusalem Post erhielt er »beachtlichen Beifall«.”” Und 
der Oppositionsführer im Repräsentantenhaus, der Republikaner John 
Bochner, erntete Standing Ovations, als er sagte: »Wer glaubt nicht, ein 
Fehlschlag im Irak komme keiner direkten Bedrohung des Staats Israel 
gleich? Die Folgen eines Misserfolgs sind so verhängnisvoll für die 
Vereinigten Staaten, dass man nicht einmal im Ansatz daran denken 
mag. « Im Gegensatz dazu buhten viele Zuhörer, als die Sprecherin des 
Repräsentantenhauses, die Demokratin Nancy Pelosi, die Regierung 
Bush für ihre „surge“-Strategie, also eine Verstärkung der Truppen, 
kritisierte.’ 

Das AIPAC ist nicht die einzige große Gruppe innerhalb der Is- 
rael-Lobby, die im Hinblick auf den Irak zu Bush hielt oder sich zu- 
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indest nicht gegen den Krieg aussprach. Der Forward berichtete im 
März 2007: »Die meisten jüdischen Organisationen lehnten es ab, 
sich gegen den Krieg auszusprechen, und gelegentlich unterstützten sie 
auch die Regierung. «*! Dieses Verhalten ist besonders verwunderlich, 
wenn man die mehrheitliche Meinung amerikanischer Juden zu dem 
Krieg selbst bedenkt. Laut einer Studie, die das Gallup-Institut 2007 
vorlegte und die auf den Ergebnissen von 13 Umfragen seit 2005 
beruht, steht die jüdische Bevölkerung Amerikas mit 77 Prozent dem 
Irakkrieg viel ablehnender gegenüber als die amerikanische Gesamt- 
bevölkerung mit 52 Prozent. In Bezug auf den Irak stimmen die‘ 
größeren und wohlhabenderen proisraelischen Organisationen mit 
der breiten jüdischen Bevölkerung Amerikas durchaus nicht überein. 
ige wenige jüdische Organisationen wie die Tikkun Community 
und die Jewish Voice for Peace waren von Anfang an gegen den Krieg 
und sind es heute noch. Wie in Kapitel 4 bereits erwähnt, sind diese 
Gruppierungen jedoch weder finanziell so gut bestückt noch so ein- 
flussreich wie das AIPAC. 

Diese Kluft zwischen der politischen Position, die wichtige Gruppie- 
rungen innerhalb der Lobby beziehen, und der öffentlich bekundeten 
Meinung der Mehrzahl der amerikanischen Juden unterstreicht eine 
wesentliche Tatsache, die besondere Beachtung verdient: Zwar wollten 
prominente israelische Führungspersönlichkeiten, die Neokonserva- 
tiven und viele maßgebliche Personen innerhalb der Lobby, dass die 
USA im Irak militärisch intervenierten, doch die jüdische Bevölkerung 
Amerikas wollte es in ihrer Mehrzahl nicht.®? Samuel Freedman, Jour- 
nalismusprofessor an der Columbia University, berichtete kurz nach 
Beginn des Kriegs sogar, dass »eine Zusammenstellung landesweiter 
Meinungsumfragen durch das Pew Research Center zeigt, dass die 
jüdische Bevölkerung dem Irakkrieg mit 52 Prozent kritischer gegen- 
übersteht als die Gesamtbevölkerung mit 62 Prozent«.” Es wäre somit 
ein grundlegender Irrtum, den Krieg im Irak dem „Einfluss der Juden“ 
zuzuschreiben oder zu sagen, die Juden hätten Schuld am Krieg. Viel- 
mehr ist der Krieg zu großen Teilen dem Einfluss der Israel-Lobby zu- 
zuschreiben und ganz besonders ihrem neokonservativen Flügel. Wie 
weiter oben bereits betont wurde, steht die Lobby nicht immer für 
die umfassendere Gemeinschaft, in deren Namen sie oft zu sprechen 
vorgibt. 
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Wie man ein skeptisches Amerika für den Krieg begeistert 


Die Neokonservativen begannen lange bevor Bush Präsident wurde, 
mit ihrer Kampagne für einen Sturz Saddams mit Militärgewalt. Sie 
sorgten bereits Anfang 1998 mit zwei Briefen an Präsident Clinton 
für Aufregung, in denen Saddams Entmachtung gefordert wurde. Der 
Brief vom 26. Januar 1998 stand unter der Federführung des Project 
for the New American Century und war unter anderen von Elliott 
Abrams, John Bolton, Robert Kagan, William Kristol, Richard Perle, 
Donald Rumsfeld und Paul Wolfowitz unterzeichnet. Der andere Brief 
vom 19. Februar 1998 wurde unter der Leitung des Committee for 
Peace and Security in the Gulf verfasst, jener Organisation, die 1990 
von Perle Ann Lewis, der ehemaligen Politikchefin des Democratic 
National Committee, und dem ehemaligen Kongressabgeordneten Ste- 
phen J. Solarz, einem Demokraten aus New York, mitgegründet wor- 
den war, um den zweiten Golfkrieg 1991 zu unterstützen. Den zweiten 


Brief unterschrieben außer den Unterzeichnern des ersten Briefs unter 
anderen Douglas Feith, Michael Ledeen, Bernard Lewis, Martin Perez 
und David Wurmser.®° 

Zusätzlich zu diesen beiden Briefen, die in den Medien große Beach- 
tung fanden, arbeiteten die Neokonservativen und ihre Verbündeten 
in der Lobby 1998 eifrig daran, den Kongress zur Verabschiedung 
des Iraq Liberation Act zu bewegen. Dieses Gesetz legte fest, »es solle 
das Ziel der Vereinigten Staaten sein, Anstrengungen zum Sturz des 
irakischen Regimes unter Saddam Hussein zu unterstützen und die 
Einsetzung einer demokratischen Regierung, die dieses Regime ersetzt, 
zu fördern«. Die Neokonservativen waren über dieses Gesetz beson- 
ders begeistert, nicht nur, weil es einen Regimewechsel im Irak legiti- 


mierte, sondern auch, weil es für Gruppierungen, die sich den Sturz 
Saddams auf die Fahnen geschrieben hatten, 97 Millionen Dollar zur 
Verfügung stellte. Die wichtigste Gruppierung, die sie im Sinn hatten, 
war der Iraqi National Congress (INC), dem Ahmed Tschalabi, ein 
enger Verbündeter der Neokonservativen, vorstand. Perle, Wolfowitz 
und Woolsey arbeiteten hart für die Annahme dieser Gesetzesvorlage, 
und das JINSA ebenso. Die Vorlage wurde im Repräsentantenhaus 
mit 360 zu 38 Stimmen angenommen, im Senat einstimmig. Präsident 
Clinton unterzeichnete das Gesetz am 31. Oktober 1998. 


340 


Clinton lag wenig an dem Iraq Liberation Act, aber er konnte es 
sich auch nicht leisten, ein Veto einzulegen, da Zwischenwahlen vor 
der Tür standen und ein Amtsenthebungsverfahren drohte. Weder 
er noch seine wichtigsten Berater hielten viel von Tschalabi, und sie 
taten wenig für die Umsetzung des Gesetzes. Tatsächlich hatte Clinton, 
als er aus dem Amt schied, kaum etwas von dem Geld ausgegeben, 
das für oppositionelle Gruppen wie den INC vorgesehen war. Der 
Präsident legte zwar Lippenbekenntnisse zum Sturz Saddams ab, aber 
er tat wenig, um ihn in die Tat umzusetzen, und er dachte ganz sicher 
nicht daran, den irakischen Diktator unter Einsatz des amerikanischen 
Militärs gewaltsam seines Amtes zu entheben.* Kurz, die Neokonser- 
vativen konnten die Idee eines Kriegs gegen den Irak in den Jahren der 
Präsidentschaft Clintons nicht plausibel machen, auch wenn es ihnen 
ell zu einem Ziel 


gelungen war, einen Regimewechsel in Bagdad offü 
der amerikanischen Regierung erklären zu lassen. 
Auch in den ersten Monaten der Regierung Bush vermochten sie 
keine große Begeisterung für einen Einmarsch im Irak zu erwecken, 
obwohl einige prominente Neokonservative wichtige Positionen in 
der neuen Regierung innehatten und nichts von ihrer Leidenschaft für 
he eingebüßt hatten. Richard Perle sagte später, die Verfechter 
hen Phase bei Diskus- 


die 
eines Sturzes von Saddam hätten in dieser fr 
sionen innerhalb der Regierung immer den Kürzeren gezogen.’ Im 
März 2001 berichtete die New York Times sogar, »einige Republikaner« 
beklagten sich, dass Rumsfeld und Wolfowitz »es nicht fertigbrächten, 
ihren Wahlversprechen entsprechend stärker auf eine Entmachtung 
Präsident Husseins hinzuwirken«. Gleichzeitig brachte die Washington 
Times einen Leitartikel unter der Überschrift „Have Hawks Become 
Doves?“. Der Text, auf den sich dieser Leitartikel bezog, war der Brief 
des PNAC an Präsident Clinton vom 26. Januar 1998.' 

Angesichts des öffentlichen Aufschens und der Kontroversen, die 
zwei im Jahr 2004 erschienene Bücher auslösten - Against All Ene- 
mies von Richard Clarke und The Price of Loyalty von Ron Suskind -, 
könnte man meinen, Bush und Cheney wären bereits fest entschlos- 
sen gewesen, in den Irak einzumarschieren, als sie im Januar 2001 
ihr Amt antraten.?? Diese Interpretation ist jedoch falsch. Sie waren 
sicherlich daran interessiert, Saddam zu stürzen, aber aus ihren öffent- 
lichen Äußerungen lässt sich nicht belegen, dass Bush und Cheney vor 
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dem 11. September ernsthaft über einen Krieg gegen den Irak nach- 
dachten. Bush trat während seines Wahlkampfs 2000 nicht dafür ein, 
mit Gewalt gegen Saddam vorzugehen, und er machte gegenüber Bob 
Woodward deutlich, dass er vor dem 11. September einen Krieg gegen 
Saddam nicht in Erwägung gezogen hatte. Interessanterweise schrieb 
Condoleezza Rice, seine wichtigste außenpolitische Beraterin während 
des Wahlkampfs, Anfang 2000 in einem viel beachteten Artikel in 
Foreign Affairs, die Vereinigten Staaten könnten mit einem Irak, der 
Atomwaffen besitze, durchaus leben. Rice erklärte, Saddams »konven- 
tionelles Potenzial« sei »ernsthaft geschwächt« worden, und es bestehe 
kein Grund zur Panik in Bezug auf sein Regime.” 

Vizepräsident Cheney hielt während der gesamten 1990er Jahre da- 
ran fest, dass eine Eroberung des Iraks strategisch ein grober Fehler sei. 
Er unterschrieb Anfang 1998 keinen der Briefe der Neokonservativen 
an Präsident Clinton, die eine Militärintervention gegen Saddam for- 
derten. Während der Endphase des Wahlkampfs im Jahr 2000 vertei- 
digte er die Entscheidung von 1991, nicht bis Bagdad vorzustoßen - an 
der er als Verteidigungsminister großen Anteil gehabt hatte -, und 
sagte, »wir wollen unsere derzeitige Position gegenüber dem Irak bei- 
behalten «.’ Nichts deutet darauf hin, dass seine Meinung oder die des 
Präsidenten Anfang 2001 eine deutlich andere gewesen wäre.’ Vertei- 
digungsminister Rumsfeld, der 1998 beide Briefe an Präsident Clinton 
unterschrieben hatte, scheint der einzige hochrangige Angehörige der 
Regierung Bush gewesen zu sein, der bei seinem Amtsantritt einen 
Krieg gegen den Irak vielleicht befürwortet hätte. Keine der anderen 
Gruppen, denen gelegentlich die Schuld am Krieg gegeben wird - Öl- 
gesellschaften, Waffenhersteller, christliche Zionisten, Auftragnehmer 
des Verteidigungsministeriums wie Kellogg Brown & Root -, erhoben 
zu jener Zeit ihre Stimme, um einen Einmarsch in den Irak zu fordern. 
Am Anfang standen die Neokonservativen weitgehend allein. 

So wichtig die Neokonservativen als die maßgebenden Architekten 
des Kriegs auch waren, hatten sie es doch nicht geschafft, Clinton oder 
Bush zur Befürwortung eines Einmarschs zu bewegen. Sie brauchten 
Hilfe, um ihr Ziel zu erreichen. Und was half, war der 11. Septem- 
ber. Die tragischen Ereignisse dieses Tages brachten Bush und Cheney 
dazu, ihren Kurs völlig zu ändern und zu entschiedenen Verfechtern 
eines Präventivkriegs zum Sturz Saddams zu werden. Robert Kagan 
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formulierte es in einem Interview mit George Packer treffend: »Der 
11. September ist der Wendepunkt. Nichts anderes. Bush war nicht 
mehr der, der er am 10. September gewesen war.« Die Neokonservati- 
ven - allen voran Scooter Libby, Paul Wolfowitz und Bernard Lewis, 
ein Historiker an der Princeton University - spielten eine entscheiden- 
de Rolle dabei, den Präsidenten und Vizepräsidenten dazu zu bewegen, 
den Krieg nun für richtig zu halten. Für die Neokonservativen war 
der 11. September der neue Kontext, in den sie all ihre alten Ansich- 
ten zur amerikanischen Außenpolitik einbetten konnten. Zu einem 
Zeitpunkt, als der Präsident und der Vizepräsident mit einer beispiel- 
losen Katastrophe umzugehen versuchten, die radikal neue Wege in 
der internationalen Politik zu erfordern schien, hatten sie »eine fertige 
Auffassung von der Welt« parat, wie Kagan es ausdrückte.’*Das war 
möglicherweise ihr größter Trumpf. 

Wolfowitz’ damaliges Verhalten ist besonders aufschlussreich. Bei 
einem entscheidenden Treffen mit Bush in Camp David am 15. Sep- 
tember 2001 sprach sich Wolfowitz dafür aus, den Irak noch vor 
Afghanistan anzugreifen, obwohl es keinen Beweis dafür gab, dass 
Saddam an den Angriffen auf die USA beteiligt gewesen war, und 
Bin Laden sich bekanntermaßen in Afghanistan aufhielt.” Wolfowitz 
drängte so hartnäckig auf die Eroberung des Iraks, dass Cheney ihm 
fünf Tage später sagen musste, er solle »aufhören, für einen Krieg 
gegen Saddam zu agitieren«.'® Laut einem republikanischen Abgeord- 
neten war er »wie ein Papagei, der immer wieder |vom Irak] anfing. Es 
ging dem Präsidenten allmählich auf die Nerven. «'®! Bush folgte Wol- 
fowitz’ Ratschlag nicht und entschied, sich stattdessen Afghanistan 
zuzuwenden. Ein Krieg gegen den Irak wurde ab jetzt jedoch ernsthaft 
als Möglichkeit in Betracht gezogen, und der Präsident beauftragte am 
21. November 2001 amerikanische Planungsoffiziere, konkrete Inva- 
sionspläne zu entwickeln.!% 

Andere Neokonservative waren hinter den Kulissen ebenfalls nicht 
müßig. Noch kennen wir nicht die ganze Geschichte, aber es ist größ- 
tenteils erwiesen, dass Wissenschaftler wie Bernard Lewis und Fouad 
Ajami von der Johns Hopkins University erheblichen Anteil daran 
hatten, Vizepräsident Cheney von der Notwendigkeit eines Kriegs 
gegen den Irak zu überzeugen.’ Jacob Weisberg, Chefredakteur von 
slate.com, beschreibt Lewis als »den im Hinblick auf den Einmarsch 
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in den Irak vielleicht wichtigsten Intellektuellen«.!"* Auch Neokon- 
servative in Cheneys Stab wie Eric Edelman und John Hannah hatten 
erheblichen Einfluss auf dessen Ansichten. Aber den sicherlich wich- 
tigsten Einfluss auf den Vizepräsidenten hatte sein Stabschef Scooter 
Libby, eine der mächtigsten Persönlichkeiten in der Regierung. Dessen 
Meinung zum Irak ähnelte der seines engen Freundes und langjährigen 
Mentors Paul Wolfowitz.'% Kurz nach dem 11. September berichte- 
te die New York Times, »einige höhere Regierungsbeamte, angeführt 
von Paul D. Wolfowitz ... und I. Lewis Libby ... drängten auf einen 
schnellstmöglichen und möglichst breit angelegten Militäreinsatz nicht 
nur gegen das Netzwerk Osama bin Ladens in Afghanistan, sondern 
auch gegen andere im Irak und in der libanesischen Bekaa-Ebene ver- 
mutete Terroristenstützpunkte«.'% Natürlich half der Standpunkt des 
Vizepräsidenten dabei, Präsident Bush Anfang 2002 zu überzeugen, 
dass die Vereinigten Staaten Saddam wahrscheinlich würden ausschal- 
ten müssen. 7 

Zwei andere Punkte machen deutlich, wie außerordentlich wich- 
tig die Neokonservativen in der Regierung für die Durchsetzung des 
Irakkriegs waren. Zum einen kann man ohne Übertreibung sagen, 
dass sie nicht nur fest entschlossen waren; sie waren regelrecht b: 
sen von dem Gedanken, Saddam zu entmachten. Ein höherer Regie- 
rungsbeamter sagte im Januar 2003: »Ich glaube, dass gewisse Leute 
in dieser Sache geradezu theologisch werden. Es ist schon fast eine 
Religion - dass es das Ende unserer Gesellschaft bedeutet, wenn wir 
nicht sofort etwas unternehmen.« Ein Journalist der Washington Post 
schrieb, dass Colin Powell, wenn er im Vorfeld des Irakkriegs aus den 
Sitzungen im Weißen Haus kam, manchmal »die Augen verdreht« und 
gesagt habe: »Meine Güte, was für eine fixe Idee, das mit dem Irak.« 
Bob Woodward berichtet, Kenneth Adelman, ein Mitglied des Defense 
Policy Board, habe gesagt, »als die Zeit immer weiter voranschritt, und 
die Unterstützung nachzulassen schien, habe er sich zu Tode gesorgt, 
dass es keinen Krieg geben würde«.!% 

Zum anderen war man im Außenministerium, in den Geheimdiens- 
ten und beim Militär kaum von dem Plan begeistert, gegen den Irak 
in den Krieg zu ziehen. Auch wenn Außenminister Powell letztendlich 
die Entscheidung des Präsidenten für den Krieg mittrug, glaubte er 
dennoch nicht, dass sie gut und richtig sei. Alles, was in seinem Minis- 
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terium Rang und Namen hatte, teilte seine Skepsis. Zwei wichtige Per- 
sonen im Außenministerium dachten allerdings anders: John Bolton 
und David Wurmser, bekannte Neokonseryative mit besten Verbin- 
dungen ins Weiße Haus. George Tenet, der Chef der CIA, unterstützte 
das Weiße Haus ebenfalls in Bezug auf den Irak, setzte sich aber nicht 
nachdrücklich für einen Krieg ein. Denn in der Tat fanden nur wenige 
Geheimdienstler die Kriegspläne wirklich überzeugend. Deshalb schu- 
fen die Neokonservativen ihre eigenen Geheimdiensteinheiten, wie un- 
ten noch näher ausgeführt werden wird. Beim Militär, besonders bei 
der Army, war man voller Skepsis in Bezug auf die Irakpläne. Eric 
Shinseki, Generalstabschef der US Army, wurde von Wolfowitz und 
später auch von Rumsfeld scharf dafür kritisiert, dass er Bedenken 
gegen den Kriegsplan geäußert hatte. Zudem tat Wolfowitz Shinsekis 
Einschätzung der für eine Beserzung notwendigen Truppenstärke als 
»völlig abwegig« ab.'® Die Hardliner innerhalb der Regierung waren 
größtenteils hohe Zivilbeamte im Weißen Haus und im Pentagon, die 
meisten davon Neokonservative. 

Sie verloren keine Zeit, gute Gründe dafür anzuführen, warum ein 
Einmarsch in den Irak so außerordentlich wichtig für einen Sieg im 
Kampf gegen den Terrorismus sei. Ihre Bemühungen zielten teils da- 
rauf ab, den Druck auf Bush aufrechtzuerhalten, und teils, den Wider- 
stand gegen den Krieg innerhalb und außerhalb der Regierung zu über- 
winden. Am 13. September 2001 gab das JINSA eine Presseerklärung 
mit dem Titel „This Goes Beyond Bin Laden“ heraus, in der es hieß, 
»eine lange Untersuchung, um Osama bin Ladens Schuld zweifelsfrei 
zu beweisen, ist vollkommen unnötig. Er ist schuldig in Wort und 
Tat. Seine Biografie ist der Ursprung seiner Schuld. Dasselbe gilt für 

‚addam Hussein. Was wir in der Vergangenheit getan haben, war mit 
herheit nicht energisch genug, und jetzt müssen wir die Gelegenheit 
ergreifen, diese Passivität zu durchbrechen. «'!" Eine Woche später, am 
20. September, veröffentlichte eine Gruppe prominenter Neokonser- 
vativer und ihrer Mitstreiter einen offenen Brief an Bush. Sie schrieben 
dem Präsidenten, »selbst wenn eine direkte Verbindung des Iraks zu 
den Anschlägen [vom 11. September] nicht bewiesen werden kann, 
muss jede Strategie, die auf die Ausrottung des Terrorismus und seiner 
Hintermänner abzielt, einen entschlossenen Versuch zur Entmachtung 
Saddam Husseins im Irak beinhalten«.!!! Der Brief erinnerte Bush auch 
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daran, »Israel sei und bleibe der treueste Verbündete Amerikas gegen 
den internationalen Terrorismus«. 

Eine gute Woche später, am 28. September, schrieb Charles Kraut- 
hammer in der Washington Post, nachdem man mit Afghanistan fertig 
sei, solle man sich als Nächstes Syrien vornehmen und dann schließlich 
den Iran und den Irak. »Der Krieg gegen den Terrorismus«, behauptete 
er, »werde erst in Bagdad seinen Abschluss finden«, wenn man »das 
gefährlichste terroristische Regime der Welt« erledigt habe. Kurz da- 
rauf forderten Robert Kagan und William Kristol im Weekly Standard 
vom 1. Oktober einen Regierungswechsel im Irak unmittelbar nach 
dem Sieg über die Taliban.''? Andere Experten behaupteten schon be- 
vor sich der Staub des World Trade Center gelegt hatte, dass sich »die 
Beweise häuften, dass der Irak bei den Anschlägen geholfen oder sie 
vielleicht geplant hat«, darunter auch Michael Barone im U.S. News 
& World Report. 

Im Laufe der nächsten 18 Monate unternahmen die Neokonserva- 
tiven eine unermüdliche Werbekampagne, um Unterstützung für einen 
Einmarsch in den Irak zu gewinnen. Am 3. April 2002 sandten sie Bush 
einen weiteren offenen Brief, in dem eine ausdrückliche Verbindung 
zwischen der Sicherheit Israels und einem Krieg zum Sturz Saddams 
hergestellt wird." Zu Beginn des Briefs wird der Präsident für seine 
»kompromisslose Unterstützung der israelischen Regierung bei deren 
aktuellem Kampf gegen den Terrorismus« gelobt. Weiter heißt es, »die 
Vereinigten Staaten und Israel haben den gleichen Feind« und »führen 
denselben Krieg«. Bush wird gedrängt, »die Pläne für die Entmachtung 
Saddam Husseins zu beschleunigen«, da sonst »der Schaden, den un- 
sere israelischen Freunde und wir bisher erlitten haben, eines Tages als 
bloßes Präludium zu viel größeren Schrecken erscheinen könnte«. Der 
Brief schließt mit der folgenden Aussage: »Der Kampf Israels gegen 
den Terrorismus ist unser Kampf. Der Sieg Israels ist ein wichtiger Teil 
unseres Siegs. Aus moralischen wie strategischen Gründen müssen wir 


bei seinem Kampf gegen den Terrorismus zu Israel stehen. « 

Das eigentliche Ziel des Briefs war, Arafat, Bin Laden und Saddam 
als die entscheidenden Verursacher einer heraufziehenden Gefahr hin- 
zustellen, die Israel und die USA gleichermaßen betreffe. Diese Dar- 
stellung einer gemeinsamen und zunehmenden Bedrohung rechtfertigt 
nicht nur enge Beziehungen zwischen Amerika und Israel, sie rechtfer- 
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tigt auch, dass die USA diese drei Personen als Todfeinde betrachten 
und die harte Linie unterstützen, die Israel in Reaktion auf die zweite 
Intifada verfolgt. Wie im vorigen Kapitel erwähnt, war das Verhältnis 
zwischen den Regierungen Bush und Scharon Anfang April 2002, als 
dieser Brief entstand, besonders angespannt. Zu den Unterzeichnern 
gehörten neben andren Kenneth Adelman, William Bennett, Linda 
Chavez, Eliot Cohen, Midge Decter, Frank Gaffney, Reuel Marc Ge- 
recht, Donald Kagan, Robert Kagan, William Kristol, Joshua Murav- 
chik, Martin Peretz, Richard Perle, Daniel Pipes, Norman Podhoretz. 
und James Woolsey. 

Andere proisraelische Experten, die normalerweise nicht als Neo- 
konservative gelten, rührten ebenfalls die Trommel für den Krieg. 
Einen größeren Schub nach vorn erhielt die Sache, als 2002 das unheil- 
voll betitelte Buch The Threatening Storm von Kenneth Pollack erschien. 
Darin wurde die These vertreten, Saddam sei zu risikofreudig und zu 
irrational, um auf Abschreckungen zu reagieren. Daraus wird gefol- 
gert, dass ein Präventivkrieg die einzig realistische Option sei. Pollack 
war Mitglied der Regierung Clinton und hatte die Absetzung Sad- 
dams früher als „rollback fantasy“, als Traum vom Zurückdrehen der 
Zeit, bezeichnet. Daher schien sein Wechsel auf die Seite der Kriegs- 
befürworter umso aussagekräftiger zu sein, auch wenn der Umgang 
des Buchs mit dem Beweismaterial ziemlich tendenziös ist." Pollack 
wechselte in dieser Zeit vom Council on Foreign Relations zum Saban 
Center for Middle East Policy der Brookings Institution. Zusammen 
mit dem Direktor des Saban Center, Martin Indyk, verfasste er in den 
Monaten vor dem Krieg eine Reihe von Meinungsartikeln und Kom- 
mentaren, in denen gewarnt wurde, Saddam sei nicht abzuschrecken, 
UN-Inspektionen seien keine Lösung und Gewalt sei mit an Gewissheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit notwendig, wie bedauerlich das auch 
sein möge.!1° 

Die Neokonservativen und ihre Mitstreiter verwendeten dieselben 
Argumente und fast dieselbe Sprache wie Israel, um für den Krieg zu 
werben. Die Neokonservativen verwiesen immer wieder auf die 1930er 
Jahre und das Münchener Abkommen, verglichen Saddam mit Hitler 
und Kriegsgegner wie Brent Scowcroft und Senator Chuck Hagel mit 
Appeasementpolitikern wie Neville Chamberlain."7 Israel und die 
USA, behaupteten sie, seien mit einem wenig greifbaren gemeinsamen 
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Feind konfrontiert, dem »internationalen Terrorismus«, und der Irak 
sei, um den Kolumnisten der New York Times, William Safıre, zu zitie- 
ren, »das Zentrum des Weltterrors«.''#® Die Hardliner stellten Saddam 
als besonders aggressiven und rücksichtslosen Führer dar, der nicht 
nur Massenvernichtungswaffen gegen die USA und Israel einsetzen, 
sondern diese auch an Terroristen weitergeben würde.'!” Neokonser- 
vative Kommentatoren setzten Diplomatie und Multilateralismus mit 
Schwäche gleich und hatten nichts als Verachtung für die UNO und 
ihre Inspektoren im Irak übrig, ganz zu schweigen von Frankreich. !% 
Sie bemühten sogar das alte israelische Sprichwort, dass Gewalt im 
Nahen Osten äußerst nützlich sei, weil gerade in dieser Region, so 
Krauthammer, »vornehmlich Macht Respekt gebieter«.!?! 

Man mag meinen, dass der Einfluss von offenen Briefen an Prä 
denten, Zeitungskolumnen, Büchern und Meinungsartikeln auf den 
politi 
lesen vergleichsweise wenige Menschen die offenen Briefe, und in den 
amerikanischen Zeitungen wurden auch jede Menge anderer Beiträge, 
Leitartikel und Kommentare gedruckt, die nichts mit dem Irak zu tun 


hen Entscheidungsprozess hier überbewertet wird. Schließlich 


hatten. Diese Sichtweise wäre aber dennoch falsch. Die Unterzeichner 
der diversen Briefe an die Präsidenten Bush und Clinton sind mächtige 
Persönlichkeiten, die Beziehungen und Einfluss 
Entscheidungsträger und Abgeordnete im Capitol haben. Mit einigen 


auf wichtige Politiker, 


haben sie im Laufe ihrer Karriere eng zusammengearbeitet. Mehrere 
der Unterzeichner der oben genannten Briefe an Clinton - dazu gehö- 
ren Rumsfeld, Wolfowitz und Feith - wurden unter Bush sogar selbst 
zu politischen Entscheidungsträgern. Daher verhallten die Briefe an 
Bush zwischen dem 11. September und dem Einmarsch im Irak nicht 
ungehört. Dies gilt auch für Journalisten wie Charles Krauthammer 
und William Safıre, die häufig für zwei der führenden Zeitungen im 
Land, die Washington Post und die New York Times, über den Irak schrie- 
ben. Ihre Ansichten wurden von einflussreichen Leuten innerhalb und 


außerhalb der amerikanischen Regierung ernst genommen, ebenso die 
Artikel, die in neokonservativen Magazinen wie dem Weekly Standard 
erschienen. Diese Aufsätze von Außenstehenden halfen sogar dabei, 
die Argumente von Regierungsmitgliedern zu verstärken, die ihre An- 
sichten über die Notwendigkeit eines Einmarschs in den Irak teilten. 
Der eigentliche Zweck all dieser Bemühungen war es, die Grundrich- 
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tung der Debatte so zu beeinflussen, dass eine positive Entscheidung 
zum Krieg leichter fallen würde. Indem der Krieg als notwendig und 
nützlich hingestellt wurde, indem mögliche Gegner als „weich“ gegen- 
über dem Terror geschildert wurden und indem Amerikas Schicksal 
durch die Wiederholung bekannter moralischer und strategischer Ar- 
gumente mit demjenigen Israels verknüpft wurde, wurden ernsthafte 
Diskussionen über das Für und Wider nicht selten schon im Ansatz 
erstickt. So waren all die Schreiben ein wichtiger Bestandteil einer groß 
angelegten Kampagne für den Krieg.'?? 


Der Irak und die Geheimdienste 


Ein äußerst wichtiger Bestandteil der Werbekampagne für eine Irak- 
invasion war die Manipulierung von Geheimdienstinformationen mit 
dem Ziel, Saddam als unmittelbare Bedrohung erscheinen zu lassen. 
Scooter Libby spielte dabei eine Hauptrolle. Er besuchte die CIA meh- 
rere Male und drängte die Ermittler und Analytiker, Beweise zu finden, 
die einen Krieg begründen könnten. Er war auch Anfang 2003 an der 
Vorbereitung eines detaillierten Briefings zur Bedrohung durch den 
t. Dieses wurde Colin Powell aufgedrängt, als er sich auf 
seinen berüchtigten Vortrag vor dem UN-Sicherheitsrat vorbereitete.!?? 
Laut Bob Woodward war Powells Stellvertreter Richard Armitage 
»entsetzt darüber, er fand es völlig übertrieben und meinte, es gehe zu 
weit. Libby zog immer die schlimmsten Schlüsse, obwohl er nur über 
Bruchstücke und vage Verbindungslinien verfügte.«'?* Auch wenn Po- 
well die abwegigsten Behauptungen Libbys herausnahm, war seine 
Präsentation vor der UNO doch gespickt mit Irrtümern, wie Powell 
heute selbst zugibt.'?° 

An dem Versuch, Geheimdienstinformationen zu manipulieren und 
dann an eine Presse durchsickern zu lassen, die Panik verbreitete und 
den Kriegsgedanken schürte, waren auch zwei Organisationen betei- 
ligt, die nach dem 11. September gegründet worden waren und dem 
Staatssekretär im Verteidigungsministerium, Douglas Feith, direkt un- 
terstanden. 26 Die Policy Counterterrorism Evaluation Group hatte die 
Aufgabe, Verbindungen zwischen Al-Qaida und dem Irak aufzuspü- 
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ren, die dem Geheimdienst angeblich entgangen waren. Die beiden 
wichtigsten Mitglieder waren David Wurmser und Michael Maloof, 
ein Amerikaner libanesischer Abstammung, der enge Verbindungen 
zu Richard Perle pflegte. Der Reporter der New York Times James Ri- 
sen schreibt, »der israelische Geheimdienst sei im Verborgenen daran 
beteiligt gewesen, Wolfowitz davon zu überzeugen, dass er der CIA 
nicht trauen könne«. Diese Unzufriedenheit, dieses Mi 


strauen trug 
mit dazu bei, dass er sich im Hinblick auf geheitmdienstliche Informa- 
tionen auf Ahmed Tschalabi verließ und die Policy Counterterrorism 
Evaluation Group gründete.'?7 

Das Office of Special Plans (OSP) wurde angewiesen, Beweise zu 
finden, die einen Krieg gegen den Irak für die Öffentlichkeit begründen 
halfen. Ihm stand Abram Shulsky vor, ein Neokonservativer, der schon 
lange mit Wolfowitz zusammenarbeitete. Es rekrutierte sich unter an- 
derem aus Angehörigen proisraelischer Thinktanks wie Michael Rubin 
vom American Enterprise Institute, David Schenker vom Washington 
Institute for Near East Policy und Michael Makovsky, der nach sei- 
nem Examen für den damaligen Ministerpräsidenten Schimon Peres 
gearbeitet hatte.'?* Das OSP stützte sich stark auf Informationen von 
Tschalabi und anderen Exil-Irakern und hatte enge Verbindungen zu 
diversen israelischen Quellen. Wie der Guardian berichtete, »baute [es] 
enge Verbindungen zu einer ihm entsprechenden und eigens zu diesem 
Zweck geschaffenen Geheimdienstzelle innerhalb von Ariel Scharons 
Büro in Israel auf, um vor allem den Mossad zu umgehen und die Re- 
gierung Bush mit Berichten über Saddam und den Irak zu versorgen, 
die alarmierender waren als diejenigen, die der Mossad im eigenen 


Namen vorzulegen bereit war«.'?? Der Inspector General des Pentagon 
gab im Februar 2007 einen Bericht heraus, der das OSP kritisierte, 
weil es »anderslautende geheimdienstliche Einschätzungen« verbreitet 
habe, die »nach unserer Meinung ungeeignet waren, da die Einschät- 
zungen geheimdienstliche Resultate waren und nicht deutlich machten, 
dass Abweichungen zum Konsens der Intelligence Community [einer 
Dachorganisation verschiedener US-Geheimdienste] bestanden «.' 
Die Neokonservativen im Pentagon und im Weißen Haus stützten 
sich nicht nur auf die Informationen Tschalabis und anderer Exil-Ira- 
ker, sie sahen ihn auch schon als den zukünftigen irakischen Staatschef 
an. Auf der anderen Seite hielten die CIA und das Außenministerium 
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'Tschalabi für unehrlich und unzuverlässig und hielten ihn auf Ab- 
stand. Dieses harte Urteil wurde später bestätigt. Wir wissen heute, 
dass Tschalabi und der INC den USA Falschinformationen geliefert 
haben. Sein Verhältnis zu den amerikanischen Besatzungstruppen ver- 
schlechterte sich bald. Später wurde Tschalabi beschuldigt, geheime 
Informationen an den Iran weitergegeben zu haben (was er allerdings 
leugnete). Den Hoffnungen der Neokonseryativen, dass er der »George 
Washington des Iraks« werden würde, erging es nicht besser als ihren 
anderen Voraussagen, die sie vor dem Krieg trafen." 

Warum also klammerten sich die Neokonservativen an Tschalabi? 
Der INC-Chef hatte sich sehr bemüht, enge Verbindungen zu Ein- 
zelpersonen und Gruppen innerhalb der Lobby aufzubauen, er hatte 
besonders enge Beziehungen zum JINSA, wo er »seit 1997 bei Ver- 
sammlungen, Symposien und anderen Veranstaltungen häufig zu Gast 
war«.'% Er pflegte außerdem enge Beziehungen zu proisraelischen 
Organisationen wie dem AIPAC, dem American Enterprise Institute 
(AEl), dem Hudson Institute und dem Washington Institute for Near 
East Policy (WINEP). Max Singer, Mitbegründer des Hudson Institute, 
beschrieb Tschalabi als »eine Persönlichkeit, wie man sie nur selten 
finder. Er ist tief verwurzelt in der arabischen Welt und gleichzeitig von 
Grund auf ein Mann des Westens.«'® Als ein kämpferischer Tschalabi 
Anfang November 2005 seine achte Ansprache vor dem AEI hielt, 
stellte ihn der Chef dieses Thinktanks als »außerordentlich großen und 
außerordentlich tapferen irakischen Patrioten, Liberalen und Befreier« 
vor." Auch Bernard Lewis unterstützte Tschalabi sehr und war der 
Meinung, der Chef des INC solle nach dem Fall Bagdads an die Spitze 
des Iraks treten. '° 

Als Gegenleistung für die Unterstützung sicherte Tschalabi der Lob- 
by zu, gute Beziehungen zu Israel zu pflegen, sobald er an die Macht 
gekommen wäre. Laut L. Marc Zell, mit dem Feith als Anwalt zusam- 
mengearbeitet hatte, versprach Tschalabi auch, die Pipeline wiederher- 
zustellen, die früher das israelische Haifa mit Mosul im Irak verbun- 
den hatte.’ Genau das wollten die proisraelischen Befürworter eines 
Regimewechsels hören und unterstützten im Gegenzug Tschalabi. Der 
Journalist Matthew Berger erläuterte den Kernpunkt dieses Geschäfts 
im Jewish Journal folgendermaßen: »Der INC sah in der Verbesserung 
der Beziehungen eine Möglichkeit, den jüdischen Einfluss in Washing- 
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ton und Jerusalem anzuzapfen und größere Unterstützung für seine 
Sache zu erwirken. Die jüdischen Gruppierungen sahen ihrerseits für 
den Fall, dass der INC an einer neuen Regierung im Irak beteiligt 
würde, eine Möglichkeit, den Weg für bessere Beziehungen zwischen 
Israel und dem Irak zu ebnen.«'”” Nathan Guttman berichtet, was 
nicht weiter verwundert, »die jüdische Gemeinschaft Amerikas und 
die irakische Opposition« hätten sich seit Jahren »Mühe gegeben«, 
die Verbindungen zwischen ihnen »zu verbergen «.'3® 

Die Neokonservativen und ihre Verbündeten operierten natürlich 
nicht im luftleeren Raum, und sie führten die USA auch nicht allein 
in den Krieg. Wie schon weiter oben betont wurde, wäre es ohne die 
Anschläge des 11. September wahrscheinlich nicht zum Krieg gekom- 
men. Sie zwangen Präsident Bush und Vizepräsident Cheney, eine 
radikal neue Außenpolitik ins Auge zu fassen. Neokonservative wie 
der stellvertretende Verteidigungsminister Paul Wolfowitz, die bereits 
seit Anfang 1998 auf einen Regimewechsel im Irak drängten, waren 
schnell dabei, Saddam Hussein mit dem 11. September in Verbindung 
zu bringen - auch wenn es keinen Beweis dafür gab - und seinen Sturz. 
als ausschlaggebend für einen Sieg im Kampf gegen den Terror hinzu- 
stellen. Die Aktionen der Lobby waren eine notwendige, aber keine 
hinreichende Bedingung für den Krieg. 

In einer Diskussion über die Rolle der Neokonservativen bei der 
Durchsetzung des Kriegs gegen den Irak sprach Richard Perle genau 
das gegenüber George Packer aus. »Hätte Bush seine Regierung mit 
Leuten besetzt, die von Brent Scoweroft und Jim Baker ausgewählt 
worden wären«, sagte Perle, »was durchaus hätte passieren können, 
dann wäre vielleicht alles anders gekommen, denn sie hätten nicht die 
Ideen hineingetragen, die die Leute einbrachten, die auf den wichtigen 
Positionen landeten. «' Der Kolumnist der New York Times, Thomas L. 
Friedman, schätzte dies im Mai 2003 ähnlich ein, als er zu Ari Shavit 
von Haaretz sagte, der Irak sei »der Krieg, den die Neokonservativen 
wollten ... der Krieg, den die Neokonservativen propagierten ... ich 
könnte Ihnen die Namen von 25 Leuten nennen (die Sie in diesem 
Moment alle im Umkreis von fünf Häuserblocks von diesem Büro [in 


Washington, D.C.] finden) - wenn man diese vor eineinhalb Jahren 
auf eine einsame Insel verbannt hätte, hätte es keinen Irakkrieg gege- 
ben.« Wir schließen uns den Bemerkungen von Perle und Friedman 
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an, sehen aber durchaus auch, dass letztendlich das Zusammentreffen 
bestimmter Persönlichkeiten, Ideen und Umstände zur Entscheidung 
für den Krieg führte.!* 


War der Irakkrieg ein Krieg um Öl? 


Der eine oder andere Leser mag einräumen, dass die Israel-Lobby zwar 
einigen Einfluss auf die Entscheidung zugunsten einer Invasion hatte, 
aber dass ihr Gesamtgewicht während des Entscheidungsfindungspro- 
zesses nur minimal gewesen sei. Stattdessen scheinen viele Beobachter 
in Amerika und im Ausland zu meinen, dass Öl und nicht Israel der 
wahre Grund für den Einmarsch in den Irak 2003 gewesen sei. Eine 
Variante lautet, die Regierung Bush sei fest entschlossen gewesen, die 
riesigen Ölreserven im Nahen Osten unter ihre Kontrolle zu bringen, 
da dies den USA ein enormes geopolitisches Machtmittel gegenüber 
potenziellen Widersachern in die Hand geben würde. Nach dieser Ver- 
sion wäre die Eroberung des Iraks für die amerikanische Regierung ein 
riesiger Schritt in Richtung dieses Ziels gewesen. Eine andere Version 
besagt, dass die Erdöl erzeugenden Länder und besonders die Ölge- 
sellschaften die wahren Schuldigen am Irakkrieg sind, die vor allem 
anderen nach höheren Preisen und größeren Gewinnen streben. Selbst 
Wissenschaftler wie Noam Chomsky, die Israel und der Lobby oft kri- 
tisch gegenüberstehen, unterstützen offensichtlich diese Meinung, die 
der Filmemacher Michael Moore 2004 mit seinem Dokumentarfilm 
Fahrenheit 9/1] populär gemacht hat.!*! 

Die Behauptung, bei der Eroberung des Iraks sei es in erster Linie um 
Öl gegangen, erscheint auf den ersten Blick recht plausibel, vor allem 
wenn man die Bedeutung des Öls für die Weltwirtschaft bedenkt.!*? 
Aber diese Erklärung ist in logischer und empirischer Hinsicht nicht 
schlüssig. Wie in Kapitel 2 erörtert wurde, interessieren sich amerika- 
nische Politiker und Ideologen schon seit Langem dafür, wer das Öl im 
Persischen Golf kontrolliert. Besonderes Augenmerk richten sie auf die 
Gefahr, dass ein einziger Staat das gesamte Öl kontrollieren könnte. 
Die USA standen mit verschiedenen Erdöl erzeugenden Ländern in der 
Golfregion in Verbindung, aber keine amerikanische Regierung, auch 
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nicht die Regierung Bush, erwog ernsthaft, die wichtigen Erdölpro- 
duzenten dieser Region zu erobern, um ein Druckmittel gegen andere 
Länder der Welt in die Hand zu bekommen. Die USA hätten vielleicht 
erwägen können, in einen größeren Erdöl produzierenden Staat ein- 
zumarschieren, falls durch eine Revolution oder ein Embargo das Öl 
aus diesem Land nicht mehr auf den Weltmarkt gelangte. Aber beim 
Irak war das nicht der Fall. Saddam war sehr daran interessiert, sein 
Öl an jeden zu verkaufen, der dafür bezahlte. Außerdem, hätten die 
USA irgendein Land erobern wollen, um die Kontrolle über dessen Öl 
zu erlangen, hätte Saudi-Arabien mit seinen größeren Ölreserven und 
seiner niedrigeren Einwohnerzahl ein viel attraktiveres Ziel abgegeben. 
Noch dazu stammt Bin Laden aus Saudi-Arabien und wuchs dort auf, 
und 15 der 19 Terroristen, die die Anschläge des 11. September verübt 
haben, waren Saudis — keiner kam aus dem Irak. Wäre die Kontrolle 
über das Öl Bushs Hauptziel gewesen, hätte der 11. September einen 
idealen Vorwand zum Angriff geliefert. Saudi-Arabien zu besetzen 
wäre keine leichte Aufgabe, aber fast sicher einfacher gewesen, als 
die zahlreiche, unruhige und gut bewaffnete Bevölkerung des Iraks 
befrieden zu wollen, 

Es gibt auch kaum Hinweise darauf, dass 2002 und 2003 das Inter- 
esse am Öl der entscheidende Faktor für die Regierung Bush gewesen 
wäre, den Irak zu besetzen. In den Jahren 1990 und 1991 dagegen 
drängte eindeutig die saudische Führung die Regierung Bush senior 
dazu, Gewalt anzuwenden und die Irakis aus Kuwait zu vertreiben. Sie 
fürchtete, wie viele amerikanische Entscheidungsträger in jener Zeit 
auch, Saddam könnte als Nächstes Saudi-Arabien besetzen, wodurch 
ein Großteil des Öls am Golf unter seiner Kontrolle gewesen wäre. 
Prinz Bandar, der saudische Botschafter in den Vereinigten Staaten, 
arbeitete eng mit proisraelischen Gruppierungen zusammen, um Un- 


terstützung für die Vertreibung Saddams aus Kuwait zu gewinnen." 
Aber am Vorabend des Irakkriegs 2003 lag die Sache ganz anders: 
Dieses Mal sprach sich Saudi-Arabien öffentlich dagegen aus, dass 
Amerika gegen den Irak Gewalt einsetzte.'** Die saudische Führung 
befürchtete, dass ein Kriegzum Zusammenbruch des Iraks führen und 
den Nahen Osten destabilisieren würde. Und selbst wenn der Irak 
intakt bliebe, kämen vermutlich Schiiten an die Macht, was den in 
Saudi-Arabien herrschenden Sunniten nicht nur aus religiösen Grün- 
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den Sorgen bereitete, sondern auch, weil es den Einfluss des Irans in 
der Region verstärken würde. Zudem sahen sich die Saudis einem 
wachsenden Antiamerikanismus in ihrem Land gegenüber, der im Falle 
eines Präventivkriegs der USA gegen den Irak nur noch schlimmer zu 
werden drohte. 

Und auch die Erdölgesellschaften, die sich gewöhnlich mit den gro- 
en Erdöl fördernden Ländern wie Saddams Irak oder der Islamischen 
Republik Iran gut zu stellen versuchen, spielten keine große Rolle bei 
der Entscheidung für den Einmarsch in den Irak. Sie unterstützten 
den Krieg von 2003, und die meisten von ihnen hielten ihn sogar für 
unklug. Peter Beinart bemerkte in der New Republic im September 
2002: »Nicht für den Kricg hat die amerikanische Erdölindustrie all 
liese Jahre gearbeitet, sondern für das Ende der Sanktionen. «'* Die 
Ölgesellschaften wollten, wie fast immer, Geld verdienen, nicht Krieg 
führen. 


Der Traum von einer regionalen Transformation 


Der Irakkrieg hätte kein kostspieliges Desaster werden sollen. Er war 
cher gedacht als erster Schritt auf dem langen Weg zur Umgestaltung 
des Nahen Ostens, und zwar in einer Weise, die den Interessen der USA 
und Israels auf lange Sicht nützte. Genauer gesagt, die USA wollten 
nicht einfach nur Saddam Hussein abserzen und wieder nach Hause 
fahren. Die Invasion und die Besetzung sollten diesem Traum entspre- 
chend den Irak in kurzer Zeit in eine Demokratie verwandeln, die 
dann als attraktives Modell für die Menschen dienen sollte, die in den 
verschiedenen autoritären Staaten der Region lebten. Der Erfolg im 
Irak sollte wie der Anstoß eines Dominosteinchens eine ganze Kaskade 
demokratischer Entwicklungen auslösen - auch wenn es notwendig 
sein könnte, in dem einen oder anderen nahöstlichen Land Demokratie 
mit dem Schwert zu verbreiten, ähnlich wie im Irak. Aber sobald die 
Demokratie in der ganzen Region Fuß gefasst hätte, wären israel- und 
amerikafreundliche Regierungen die Normalität, der Konflikt zwi- 
schen Israel und den Palästinensern würde »transzendiert« - so heißt 
es in der Studie A Clean Break -, andere regionale Rivalitäten würden 
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gedämpft, und das doppelte Problem des Terrorismus und der Weiter- 
gabe von Atomwaffen würde zum großen Teil verschwinden. 

Vizepräsident Cheney legte seinen ehrgeizigen Plan von einer regio- 
nalen Transformation in einer Rede auf der Versammlung der Vete- 
rans of Foreign War am 26. August 2002 dar und eröffnete damit die 
Kampagne der Regierung für den Irakkrieg. »Wenn die schlimmsten 
Bedrohungen aus der Welt geschafft sind«, sagte er, »dann haben die 
friedliebenden Völker dieser Region die Chance, die Werte zu pfle- 
gen, die dauerhaften Frieden bringen ... Die Extremisten in der Re- 
gion müssten ihre Strategie des Dschihad dann neu überdenken. Die 
Gemäßigten in der ganzen Region würden neuen Mut fassen. Und wir 
könnten den israelisch-palästinensischen Friedensprozess viel besser 
voranbringen.«!*% Cheney wiederholte diese Argumentation in den 
folgenden sechs Monaten bei verschiedenen Gelegenheiten. 

Präsident Bush sprach mit ähnlicher Begeisterung über die regionale 
Transformation, wenn er die Gründe für einen Krieg gegen den Irak 
darlegte. Am 26. Februar 2003 sagte er in einer Rede vor dem AEI, 
das Ziel der USA sei es, »Freiheit und Frieden im Nahen Osten zu 
fördern«. Er betonte, »die Welt habe ein deutliches Interesse an der 
Verbreitung demokratischer Werte, denn stabile und freie Nationen 
bringen keine mörderischen Ideologien hervor. Sie fördern das fried- 
liche Streben nach einem besseren Leben. Und es gibt hoffnungsvolle 
Anzeichen für den Wunsch nach Freiheit im Nahen Osten.« Weiterhin 
machte er geltend, dass »ein Erfolg im Irak auch eine neue Etappe 
für den Frieden im Nahen Osten einläuten und eine Entwicklung hin 
zu einem wirklich demokratischen Frieden mit den Palästinensern an- 
stoßen könnte«.117 


Diese chrgeizigen Pläne gründeten in einem fast schon religiö 
Glauben an die transformierende Kraft der Freiheit, und sie bedeuteten 
eine dramatische Abwendung von der früheren Politik der USA. Vor 
dem 11. September jedoch hatte es mit Sicherheit keinen Hinweis da- 
rauf gegeben, dass Bush oder Cheney diesen Weg einschlagen würden. 
Beide waren, genau wie Sicherheitsberaterin Rice, bis dahin eher dafür 
bekannt, dass sie dieser ehrgeizigen Form des Nation-Buildings, die 
das Herzstück von regionaler Transformation war, ablehnend gegen- 
überstanden. Bush hatte im Wahlkampf 2000 die Regierung Clinton 
sogar scharf für ihre Betonung des Nation-Buildings kritisiert. Was 


356 


also hatte diese Wandlung bewirkt? Nach einem Bericht im Wall Street 
Journal im März 2003 steckten hinter dieser bedeutenden Änderung 
der amerikanischen Nahostpolitik vor allem Israel und die Neokonser- 
vativen in der Lobby. Die Schlagzeile sagt schon alles: „Der Traum des 
Präsidenten: Nicht nur ein Regime, sondern eine ganze Region soll sich 
ändern. Der Wunsch nach einer proamerikanischen, demokratischen 
Weltgegend hat israelische und neokonservative Wurzeln“.1# 

Laut Charles Krauthammer entstand diese große Idee von der 
Verbreitung der Demokratie im Nahen Osten im Kopf Natan Sha- 
ranskys - eines israelischen Politikers, dessen Schriften Präsident Bush 
tief beeindruckt haben sollen.’ In Israel aber war Sharansky sicher 
keine einzelne Stimme. Tatsächlich waren Israelis jeder politischen 
Couleur der Ansicht, ein Sturz Saddams werde den Nahen Osten zu 
Israels Vorteil verändern. Der ehemalige Ministerpräsident Ehud Ba- 
rak schrieb Anfang September 2002 in der New York Times, »ein Ende 
von Saddam Husseins Regime wird die geopolitische Landschaft in der 
arabischen Welt verändern«. Er behauptete, »in einer arabischen Welt 
ohne Saddam Hussein würde es vielen [führenden Persönlichkeiten, 
die im Begriff stehen, an die Macht zu kommen] dieser Generation 
möglich werden, die allmähliche demokratische Öffnung zuzulassen, 
derer sich manche der Golfstaaten und Jordanien bereits erfreuen«. 
Barak meinte auch, ein Sturz Saddams werde »eine Öffnung bewirken, 
durch die man im israelisch-palästinensischen Konflikt weiter voran- 


kommen« könne.'° 

Im August 2002 sagte Yuval Steinitz, Likud-Mitglied und Angehö- 
riger des Außen- und Verteidigungsausschusses der Knesset, gegenüber 
der Tageszeitung Christian Science Monitor: »Wenn der Irak von den 
US-Truppen eingenommen und ein neues Regime eingesetzt ist wie in 
Afghanistan und wenn irakische Stützpunkte zu amerikanischen Stütz- 
punkten geworden sind, wird es ein Leichtes sein, Syrien zu zwingen, 
die Unterstützung terroristischer Organisationen wie der Hisbollah 
und des Islamischen Dschihad zu beenden, es der libanesischen Armee 
zu ermöglichen, die Hisbollah zu zerschlagen, und vielleicht die syri- 
sche Besetzung im Libanon zu beenden. Wenn das passiert, werden wir 
wirklich einen neuen Nahen Osten vor uns sehen.«'°' Entsprechend 
schrieb Aluf Benn im Februar 2003 in Haaretz, »höhere Offiziere der 
israelischen Streitkräfte und Personen aus dem nahen Umfeld von 
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Ministerpräsident Ariel Scharon wie sein Sicherheitsberater Ephraim 
Halevy malen die wunderbare Zukunft, die Israel nach dem Krieg er- 
wartet, in rosigen Farben. Sie erwarten einen Dominoeffekt, bei dem 
der Sturz Saddam Husseins den Fall anderer Feinde Israels nach sich 
zieht: Arafats, Hassan Nasrallahs, Bashar al-Assads, der Ajatollahs im 
Iran und vielleicht sogar Muammar al-Gaddafis. Damit würden dann 
auch Terror und Massenvernichtungswaffen verschwinden. «!52 

Die New York Times berichtete auch, dass Halevy in einer Rede im 
Februar 2003 in München gesagt habe: »Die Druckwelle, die nach 
dem Sturz Saddams von Bagdad ausgeht, könnte weitreichende Aus- 
wirkungen auf Teheran, Damaskus und Ramallah haben.«'? Der 
Autor des Artikels schrieb, Israel »hoffe, dass die Dominosteine um- 
zufallen beginnen, sobald Saddam Hussein weg ist. Dieser Hoffnung 
entsprechend ... würden Gemäßigte und Reformwillige in der ganzen 
Region ermutigt, mehr Druck als bisher auf ihre jeweiligen Regierun- 
gen auszuüben, so auch auf die Palästinensische Autonomiebehörde 
Jassir Arafats.« Der Forward fasste die israelische Perspektive auf die 
regionale Transformation in einem Artikel zusammen, der unmittelbar 
vor dem Krieg erschien: »Die oberen Ränge in Politik, Militär und 
Wirtschaft in Israel sind dazu übergegangen, den bevorstehenden Irak- 
krieg praktisch als deus ex machina zu betrachten, der auf politi 
und wirtschaftlichem Gebiet den Spieß umdreht und Israel aus seinem 
derzeitigen Sumpf zieht. «'s* 

Man könnte dagegensetzen, dass die führenden Politiker Israels zu 
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klug und zu erfahren seien, als dass sie an einen deus ex machina glau- 
ben und solch einen ehrgeizigen Plan unterstützen würden, und dass 
sie mit der Vielschichtigkeit ihrer Region vertraut genug seien, um 
nicht an das Gelingen eines solchen Plans zu glauben. Aber Tatsache 
ist, dass die israelische Führung in einer langen Tradition bemerkens- 
wert chrgeiziger Pläne steht, die Landkarte der Region neu zu zeich- 
nen. Schon der ursprüngliche Traum der Zionisten, einen jüdischen 
Staat dort neu zu etablieren, wo es fast 2000 Jahre lang keinen gege- 
ben hatte, war sehr ehrgeizig. Wie in Kapitel 1 erläutert, hatte David 
Ben Gurion gehofft, im Verlauf der Suezkrise 1956 das gesamte West- 
jordanland, einen Teil des Libanons und Teile Ägyptens besetzen zu 
können. Genauso hatte Ariel Scharon geglaubt, der Einmarsch in den 
Libanon 1982 würde dort zur Schaffung eines proisraelischen christli- 
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‚chen Staats führen, die PLO ein für alle Mal bezwingen und damit die 
israelische Kontrolle über die besetzten Gebiete festigen. Angesichts 
dieser Vorgeschichte überrascht es vielleicht gar nicht einmal so sehr, 
dass viele der politischen Führer Israels die Hoffnung hegten, die Ver- 
einigren Staaten könnten dort erfolgreich sein, wo ihre früheren Pläne 


gescheitert waren. 


Die Rolle der Lobby bei der Neugestaltung des 
Nahen Ostens 


Spätestens 2002 hatten sich auch viele Neokonservative schr mit der 
Idee angefreundet, die USA könnten den Nahen Osten demokratisie- 
ren und damit die Stimmung in der Region gegenüber Amerika und 
Israel verbessern. Zu dieser Einstellung waren sie im Laufe der 1990er 
Jahre gelangt, als ihre Unzufriedenheit mit der amerikanischen Außen- 
politik nach dem Kalten Krieg immer mehr wuchs. 

Proisraelische Gruppen - und nicht nur die Neokonservativen - sind 
seit langem daran interessiert, dass amerikanische Truppen sich im 
Nahen Osten direkt engagieren und damit zum Schutz Israels bei- 
tragen. Sie würden es besonders gern sehen, wenn eine große Anzahl 
amerikanischer Soldaten dauerhaft dort stationiert würde.!° Aber 
ihre Erfolge an dieser Front hielten sich während des Kalten Kriegs in 
Grenzen, da Amerika in der Region als „Offshore-Balancer“ agierte. 
Die Mehrheit der für den Nahen Osten bestimmten amerikanischen 
Truppen, wie zum Beispiel die Rapid Deployment Force, blieben 
»hinter dem Horizont«, also in sicherer Entfernung. Washington hielt 
ein für die USA günstiges Kräftegleichgewicht aufrecht, indem es die 
regionalen Mächte gegeneinander ausspielte. Deshalb unterstützte die 
Regierung Reagan Saddam auch gegen den revolutionären Iran im 
lrak-Iran-Krieg von 1980 bis 1988. 

Das änderte sich nach dem zweiten Golfkrieg 1991, als die Regie- 
rung Clinton eine Strategie des „Dual Containment“ einführte. Anstatt 
sich des Irans und des Iraks so zu bedienen, dass sie sich gegenseitig 
in Schach hielten - wobei die USA die Seiten wechselten, wie sie es für 
notwendig hielten -, sah die neue Strategie vor, eine stattliche Anzahl 
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Soldaten in der Region zu stationieren, um beide Länder gleicherma- 
ßen zu kontrollieren. Der Vater des Dual Containment war Martin 
Indyk, der die Strategie erstmals im Mai 1993 vor dem WINEP dar- 
legte und sie dann als für den Nahen Osten und Südasien zuständiger 
Direktor im Nationalen Sicherheitsrat umsetzte. 5° Wie Kenneth Pol- 
lack, Indyks Kollege bei der Brookings Institution, bemerkte, war das 
Dual Containment hauptsächlich als Antwort auf »Israels Sorge um 
seine Sicherheit« beschlossen worden. Genauer gesagt hatte Israel ge- 
genüber der Regierung Clinton deutlich gemacht, dass es »nur gewillt 
war, den Friedensprozess voranzutreiben, wenn es sich ‚ermaßen 
sicher« vor dem Iran fühlte.'” 

Mitte der 1990er Jahre herrschte bereits beträchtliche Unzufrieden- 
heit mit dem Dual Containment, weil es die USA zum Todfeind zweier 
Länder machte, die sich gegenseitig hassten, und Washington die Last 
tragen musste, beide unter Kontrolle zu halten. Wie in Kapitel 10 
deutlich werden wird, retteren das AIPAC und andere Gruppierun- 
gen innerhalb der Lobby diese Strategie nicht nur, sie veranlassten 
den Kongress und Clinton sogar, dabei noch härter vorzugehen. Und 
die Neokonservativen gingen noch weiter. Sie waren mehr und mehr 
davon überzeugt, dass das Dual Containment nicht funktionierte und 
dass Saddam Hussein seines Amtes enthoben und durch eine demo- 
kratische Regierung ersetzt werden müsse. Ihr Denken spiegelt sich in 
den beiden offenen Briefen wider, die sie Anfang 1998 an Präsident 
Clinton adressierten, und ebenso in ihrer Befürwortung des Iraq Li- 
beration Act. 

Ungefähr zur selben Zeit begann die Ansicht, eine Verbreitung der 
Demokratie im Nahen Osten werde die gesamte Region befrieden, in 
neokonservativen Kreisen Fuß zu fassen. Ein paar Neokonservative 
hatten schon im Zuge des Kalten Kriegs mit dieser Idee geliebäugelt, 
aber bis in die zweite Hälfte der 1990er Jahre war sie kaum verbrei- 
tet.!5® Dieses neue Denken wurde natürlich in der Studie A Clean Break, 
die eine Gruppe Neokonservativer 1996 für Netanjahu verfasste, 
offenkundig. 2002, als der Einmarsch im Irak längst zum zentralen 
Thema geworden war, war die regionale Transformation zum Credo 
der Neokonservativen geworden. Und diese trugen wiederum dazu 
bei, dass sie zum Kern der amerikanischen Außenpolitik wurde.!? So 
sahen alle - die israelische Führung, die Neokonservativen und die Re- 
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gierung Bush - den Krieg als ersten Schritt einer ehrgeizigen Kampagne 
zur Neugestaltung des Nahen Ostens an. 


Schlussbemerkung 


Die Pläne der Regierung Bush für den Irak und die ganze Region sind 
in jeder Beziehung fehlgeschlagen. Die amerikanischen Truppen sitzen 
nicht nur in einem aussichtslosen Krieg fest, sondern es besteht auch 
kaum noch Aussicht auf eine Demokratisierung des Nahen Ostens 
in nächster Zeit. Hauptsächlicher Nutznießer dieses schlecht durch- 
dachten Abenteuers ist der Iran, und er scheint entschlossener denn je, 
sich Atomwaffen zu verschaffen. Das Verhältnis Syriens wie Irans zu 
Washington ist weiterhin gespannt, und beide Staaten haben ein star- 
kes Interesse daran, dass die amerikanischen Truppen auch weiterhin 
im irakischen Sumpf feststecken. Die Hamas beherrscht nun Gaza, und 
die Palästinensische Autonomiebehörde ist gespalten - damit ist ein 
Frieden mit Israel in noch weitere Ferne gerückt -, und die Hisbollah 
ist im Libanon stärker denn je, nachdem sie im Krieg von 2006 Israel 
die Stirn geboten hat. Es mag sein, dass wir Zeugen der »Geburtswe- 
ben eines neuen Nahen Ostens« sind, um die bedauerliche Formulie- 
rung von Außenministerin Rice zu verwenden, aber es ist so gut wie 
sicher, dass dieser instabiler und gefährlicher sein wird, als es der alte 
Nahe Osten vor dem Einmarsch der USA in den Irak war.!®” 

Der Krieg im Irak war auch für Israel nicht gut, besonders da er den 
Einfluss des Irans in der Region gestärkt hat. Der Forward berichte- 
te Anfang 2007, dass es einen »anschwellenden Chor« von Stimmen 
in Israel gebe, die sagen, der jüdische Staat »befinde sich womöglich 
in größerer Gefahr«, seit Saddam abgesetzt ist.!*' Amatzia Baram, 
ein israelischer Irakexperte, der sich vor dem Krieg in Interviews des 
AIPAC-Mitteilungsblatts Near East Report für den Sturz Saddams aus- 
gesprochen hatte, sagt nun: »Wenn ich damals gewusst hätte, was ich 
heute [Januar 2007] weiß, hätte ich nicht empfohlen, diesen Krieg zu 
führen, denn Saddam war weitaus weniger gefährlich, als ich dachte. « 
Er räumte auch ein, dass die Invasion »viel, viel mehr [Terrorismus], 
als ich erwartet hatte« hervorgebracht habe. Yuval Diskin, Chef des 


361 


israelischen Inlandsgeheimdienstes Schin Bet, sagte im Februar 2006: 
»Ich bin mir nicht sicher, ob wir Saddam nicht vermissen werden. «'#2 

Während die USA nach Auswegen aus diesem Desaster suchen, 
wächst der Druck auf die Regierung Bush, mit dem Iran und Syrien 
Gespräche aufzunehmen und gemeinsam einen Versuch zur Beilegung 
des israelisch-palästinensischen Konflikts zu unternehmen. Die Neo- 
konservativen und die Israelis glaubten natürlich, der Weg nach Je- 
rusalem werde über Bagdad führen. Sobald die USA im Irak gesiegt 
hätten, so meinten sie, hätten die Palästinenser zu den Bedingungen 
Israels Frieden geschlossen. Aber die parteiübergreifende Baker-Kom- 
mission, der ehemalige britische Premierminister Tony Blair und viele 
andere sind vom Gegenteil überzeugt: Der Weg nach Bagdad führt 
über Jerusalem.’ Mit anderen Worten: die Schaffung eines lebensfä- 
higen palästinensischen Staats würde den USA helfen, mit dem Irak 
und anderen Problemen in der Region fertig zu werden. Israel und 
die Lobby lehnen diese Argumentation energisch ab und beharren 
darauf, dass die Probleme der USA im Irak nichts mit den Palästinen- 
sern zu tun hätten. Und so berichtete Haarerz Ende November 2006, 
kurz vor der Veröffentlichung des Berichts der Baker-Kommission, 
Ministerpräsident Ehud Olmert »hoffe, die jüdische Lobby könne eine 
demokratische Mehrheit im neuen Kongress dazu bewegen, jeglicher 


Änderung des Status quo bezüglich der Palästinenser Widerstand zu 
leisten «.'% Ähnlich meint eine Reihe proisraelischer Gruppierungen 
immer noch, dass die Vereinigten Staaten Gespräche mit dem Iran und 
mit Syrien ablehnen sollten, solange diese Staaten nicht allen Forde- 
rungen Washingtons zustimmen. 'e° 

Die Regierung Bush sieht sich wachsendem Druck ausgesetzt, aus 
dem Irak abzuziehen. Aber die israelische Führung ermuntert sie, zu 
bleiben und die Sache zu Ende zu bringen. Warum? Weil sie glaubt, 
dass mit einem Rückzug der USA die Sicherheit Israels gefährdet sei. 
Außenministerin Tzipi Livni und Ministerpräsident Olmert machten 
das auf der Jahrestagung des AIPAC im März 2007 deutlich. Livni 
sagte, »in einer Region, wo der Eindruck zählt, muss ein Land vor- 
sichtig sein und darf keine Schwäche zeigen oder gegenüber Extremis- 
ten klein beigeben«.!% Olmert sprach noch offener: »Diejenigen, die 
sich um Israels Sicherheit sorgen [und] um die Stabilität des gesamten 
Nahen Ostens, sollten die Notwendigkeit erkennen, dass Amerika im 
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Irak Erfolg hat und sich dann erst verantwortungsvoll zurückzieht.« 
Zum Schluss sagte er, »wenn Amerika im Irak erfolgreich ist, ist Is- 
rael sicherer. Die Freunde Israels wissen das. Die Freunde, die sich 
um Israel sorgen, wissen das. «'% Kritiker griffen Olmert wegen dieser 
Äußerungen vehement an, hauptsächlich weil seine Worte einen zu- 
sätzlichen Beleg dafür lieferten, dass Israel den Einmarsch der USA im 
Irak unterstützt hatte. Bradley Burston, der für Haarerz schreibt, war 
besonders verärgert über Olmert, weil dieser es gewagt hatte, sich in 
die amerikanische Irakdebatte einzumischen. Seine Empfehlung für 
den Ministerpräsidenten war schr einfach: »Halten Sie sich zum Teufel 
da raus.«!* 

Olmert hatte sich sogar während eines Besuchs im Weißen Haus 
im November 2006 für eine fortgesetzte Präsenz der Amerikaner im 
Irak ausgesprochen. Dort sagte er: »Wir sind sehr beeindruckt und 
fühlen uns ermutigt durch die Stabilität, die die großartige Operation 
Amerikas im Irak dem Nahen Osten gebracht hat.«'% Selbst einige 
treue Freunde Israels fühlten sich von Olmerts positiven Äußerungen 
zum Krieg vor den Kopf gestoßen. Der Kongressabgeordnete Gary 
Ackerman sagte: »Ich bin schockiert. Diese Einschätzung war sehr 
unrealistisch. Die meisten von uns hier sehen ein, dass unsere Politik 
zu einer gründlichen und vollständigen Katastrophe für die USA ge- 
führt hat.«'" 

Wenn man bedenkt, dass viele Amerikaner heute die Ansicht Acker- 
mans über den Krieg teilen, überrascht es nicht, dass manche Israelis 
und ihre amerikanischen Verbündeten versucht haben, die Geschichte 
umzuschreiben, um Israel von jedweder Verantwortung für das Irak- 
debakel freizusprechen. Im März 2007 schrieb der Chefredakteur der 
Jerusalem Post, David Horovitz, über »die falsche Vorstellung, dass 
Israel die USA zum Irakkrieg ermuntert hätte«.'”! Ähnlich sagte im 
Sommer 2006 Shai Feldman, der ehemalige Chef des Jaffee Center for 
Strategic Studies und heutige Direktor des Crown Center for Middle 
East Studies an der Brandeis University, im Gespräch mit Glenn 
Frankel von der Washington Post: »Sehen Sie, Israel hat niemanden 
wegen des Iraks dienstverpflichtet, und Israel bei diesem Thema mit 
den Neokonservativen in Verbindung zu bringen ist absurd. Israel sah 
den Irak nicht als Gefahr an, und was noch wichtiger ist, es hatte kein 
Interesse daran, den Demokratisierungsplan der Regierung Bush zu 
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propagieren.«!72 Das spiegelt zweifellos die Auffassung Feldmans von 
Israels Interessen und der Rangfolge der Bedrohungen seines Landes 
wider. Aber wie oben gezeigt wurde, ist es das Gegenteil von dem, 
was die israelische Führung kurz vor dem Krieg wirklich gesagt und 
getan hat. 

Dahinter steht Martin Kramer, Research Fellow am WINEBP, nicht 
zurück. Er behauptet, jeder Versuch, Israel und die Lobby mit dem 
Irakkrieg in Verbindung zu bringen, sei »schlicht und einfach zum 
Scheitern verurteilt«, und argumentiert: »Im Jahr vor dem Krieg ist 
Israel immer und immer wieder mit den USA uneins gewesen und 
hat versucht, sie zu überzeugen, dass der Iran die größere Bedrohung 
darstelle. «7? Wie oben gezeigt wurde, führten Israels Sorgen den Iran 
betreffend nie dazu, dass es ernsthaft versucht hätte, den Krieg auf- 
zuhalten, Im Gegenteil, die höchsten israelischen Regierungsvertreter 
taten alles, was in ihrer Macht stand, damit die Vereinigten Staaten 
auch wirklich Saddam zu entmachten versuchten und nicht noch im 
letzten Moment einen Rückzieher machten. Sie sahen den Irak als ernst 
zu nehmende Bedrohung an und waren überzeugt, Bush werde sich um 
den Iran kümmern, wenn er mit dem Irak fertig wäre. Vielleicht wäre 
es ihnen lieber gewesen, wenn Amerika sich erst auf den Iran konzen- 
triert hätte und dann auf den Irak, aber wie Kramer selbst eingesteht, 
»vergossen« die Israelis »wegen Saddams Ende keine Träne«. Viel- 
mehr bedienten sich die führenden Politiker Israels des amerikanischen 
Rundfunks, schrieben Meinungsartikel, sagten vor dem Kongress aus 
und arbeiteten eng mit den Neokonservativen im Pentagon und im 
Büro des Vizepräsidenten zusammen, um die Geheimdienstinforma- 
tionen über den Irak auszugestalten und die Kampagne für den Krieg 
zu koordinieren. 

Yossi Alpher, ein israelischer Mitarbeiter am Jaffee Center for Stra- 
tegic Studies, behauptet jetzt, der ehemalige Ministerpräsident Scharon 
habe ernsthafte Bedenken wegen eines Einmarschs im Irak gehabt und 
Bush unter vier Augen davor gewarnt. Alpher deutet sogar an, Scharon 
hätte den Krieg verhindern können, wenn er seine Bedenken klar und 
deutlich ausgesprochen hätte. Er schreibt: »Hätte Scharon seine Kritik 
öffentlich gemacht und die Gefährdungen für die israelischen Interes- 
sen beim Namen genannt, hätte das an der Debatte vor dem Krieg in 
den USA und in der Welt etwas geändert? «!”* Das ist ein bequemes 
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Alibi, nun, da es nach der Besetzung des Iraks immer weiter bergab 
geht. Aus seinen öffentlichen Äußerungen lässt sich jedoch nicht be- 
legen, dass Scharon Bush jemals geraten hätte, den Irak nicht anzu- 
greifen. Es gibt im Gegenteil einige Beweise dafür, dass der israelische 
Regierungschef und seine wichtigsten Berater den Krieg ausdrücklich 
billigten und Bush ermutigten, ihn lieber früher als später zu beginnen. 
Wenn Scharon glaubte, dass der Krieg ein Fehler wäre, warum betonte 
dann sein eigener Sprecher wiederholt die Gefaht, die von den Mas- 
senvernichtungswaffen des Iraks ausginge? Und warum warnte dann 
Scharon selbst die Regierung Bush, ein Aufschub des Angriffs »würde 
das Umfeld für zukünftiges Handeln nicht angenehmer machen «?'7 

Es ist durchaus möglich, dass Scharon hinter verschlossenen Türen 
andere Gedanken vortrug als in der Öffentlichkeit. Aber es ist un- 
wahrscheinlich. Denn es wäre sicher noch vor dem Krieg nach außen 
gedrungen oder zumindest in den ersten ein, zwei Jahren nach dem 
Fall Bagdads, wenn Scharon sich gegen den Krieg ausgesprochen hätte. 
Scharon hielt mit seiner Meinung selten hinter dem Berg - selbst wenn 
das zu Unstimmigkeiten mit den USA führte -, und es fällt schwer zu 
glauben, dass er in der Öffentlichkeit geschwiegen hätte, wenn er ge- 
meint hätte, ein Einmarsch im Irak würde Israel schaden. Kurz gesagt, 
weder Fakten noch Logik stützen Alphers Behauptung. 

»Der Sieg hat tausend Väter, die Niederlage aber ist ein Waisen- 
kind.« Während nun die verschiedenen Urheber der Katastrophe im 
Irak ihre Vaterschaft abzustreiten versuchen, trifft die reumütige Be- 
merkung von Präsident John FE Kennedy mehr denn je den Kern. Der 
Irakkrieg war ja nicht immer offensichtlich der grobe Fehler, als der 
er sich schließlich herausstellte. Im Frühjahr 2003 schien es ein paar 
kurze Monate lang, als hätten die USA einen überwältigenden Sieg 
errungen. Da bestand für die Unterstützer Israels keine Notwendigkeit, 
die Verantwortung für den Krieg zu leugnen. Dieses schmale Zeitfens- 
ter war die Gelegenheit für die israelische Führung und ihre amerika- 
nischen Verbündeten, die Regierung Bush unter Druck zu setzen, auch 
Syrien und den Iran die amerikanische Macht spüren zu lassen - in der 
Hoffnung, diese beiden Schurkenstaaten würden dasselbe Schicksal 
erleiden wie Saddam Husseins Regime. Im Folgenden soll betrachtet 
werden, wie Israel und die Lobby die Politik der USA gegenüber Syrien 
beeinflussten, und danach wenden wir uns dem Iran zu. 
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Kapitel 9 


Zielscheibe Syrien 


Die USA haben seit fast 50 Jahren ein gespanntes Verhältnis zu Syrien. 
ährend des Kalten Kriegs war das Land im Nahen Osten ein wich- 
tiger Verbündeter der Sowjetunion. Außerdem hat das autoritäre Re- 
gime der in Damaskus regierenden Baath-Partei in der Vergangenheit 
immer wieder auf gravierende Art und Weise die Menschenrechte ver- 
letzt und verweigert dem syrischen Volk nach wie vor grundlegende 
Freiheiten. Zwar rechnet Präsident Bush Syrien nicht zu seiner be- 
rüchtigten „Achse des Bösen“, doch wird das Land oft als „Schur- 
kenstaat“ dargestellt, der wichtige US-Interessen bedrohe. Seit dem 
11. September 2001 verschärfte sich die Syrien-Politik Washingtons, 
und nach der Eroberung Bagdads im April 2003 spekulierte man, ob 
es die USA wohl auch auf Damaskus abgesehen hätten. Angesichts der 
zunehmenden Probleme im Irak ist davon derzeit keine Rede mehr, 


doch verbessert hat sich die Beziehung zu Damaskus darum nicht. So 
bleiben Auseinanders 


tzungen weiterhin an der Tagesordnung. 
Wenn man aber Syrien und seine Politik ganz unvoreingenommen 
betrachtet, ist nicht klar zu erkennen, warum die USA ein nationales 
Interesse an einer grundsätzlichen Feindschaft mit diesem arabischen 
Land haben sollten. Trotz der wenig herzlichen Beziehungen haben 
Washington und Damaskus schon zum beiderseitigen Nutzen zusam- 
mengearbeitet. Zudem stellt Syriens bescheidene Streitmacht keine 
ernsthafte Bedrohung wichtiger amerikanischer Interessen dar. In der 
derzeitigen Situation ist nur schwer zu verstehen, warum Syrien als ide- 
aler Kandidat für einen Regimewechsel gilt, während die USA ebenso 
abscheuliche Diktaturen im Nahen Osten und anderswo protegieren. 
In Wahrheit ist die ständige Feindseligkeit der Regierung Bush ge- 
genüber Syrien strategisch sogar unklug. Im Grunde schadet sie der 
Stellung der USA in der arabischen und islamischen Welt und behindert 
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die Bemühungen Washingtons gegen die Verbreitung von Kernwaffen. 
Außerdem erschwert das angespannte Verhältnis die Stabilisierung des 
Iraks und verschlimmert das Terrorproblem in Amerika, statt es zu ver- 
bessern. Es überrascht daher kaum, dass inzwischen viele Stimmen in 
den USA Präsident Bush aufgefordert haben, umzudenken und sich um 
einen Modus Vivendi in den Beziehungen zu Damaskus zu bemühen. 
Die Baker-Kommission beispielsweise empfahl der Regierung Bush im 
Dezember 2006, »aktiv« den »bedingungslosen diplomatischen Dia- 
log« mit Syrien zu suchen.! Noch im selben Monat reisten vier US-Se- 
natoren zu Unterredungen mit dem syrischen Präsidenten Bashar al- 
Assad nach Damaskus. Später, im April 2007, traf sich eine Delegation 
von sechs Abgeordneten der Republikaner und Demokraten unter der 
Führung von Nancy Pelosi, der Sprecherin des Repräsentantenhauses, 
zu Gesprächen mit Assad über die Förderung des Friedensprozesses. 
Unter diesen Abgeordneten befanden sich auch Tom Lantos und Henry 
Waxman, deren israelfreundliche Haltung wohlbekannt ist.? 

Doch Israel und die Israel-Lobby üben massiv Druck auf die Regie- 
rung Bush aus, damit diese trotz aller Bedenken einen zunehmend pro- 
vokativen Kurs gegenüber Syrien einschlägt. Die USA sollen Damaskus 
bedrängen und international isolieren, auch wenn dies die Zusammen- 
arbeit der beiden Staaten in wichtigen Punkten gefährdet. Ohne diesen 
Druck sähe die Beziehung zwischen Washington und Syrien ganz an- 
ders aus und würde wahrscheinlich auch eher mit den nationalen In- 
teressen der USA übereinstimmen. Die Vereinigten Staaten und Syrien 
wären sicher keine Verbündete, doch ein pragmatisches und beiden 
Seiten nutzbringendes Verhältnis wäre sehr viel eher denkbar. 


Die syrische Bedrohung 


Syrien stellt weder für die USA noch für Israel eine ernsthafte militä- 
rische Bedrohung dar. Sein Verteidigungsetat beträgt weniger als ein 
Fünftel von dem Israels. Heer und Luftwaffe sind so bescheiden, dass 
die israelischen Streitkräfte sie ohne weiteres besiegen könnten, sollte 
es je zum Kampf kommen.? Im Jahr 1982 hatte das israelische Militär 
jedenfalls keine Mühe, bei seiner Invasion des Libanons die Truppen 
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Syriens zu vertreiben, obwohl Syrien zu dem Zeitpunkt noch von der 
Sowjetunion unterstützt wurde. Seit dem Zusammenbruch der UdSSR 
aber muss Damaskus allein zurechtkommen, während Israel weiterhin 
Jahr für Jahr erhebliche US-Mittel erhält. Im Kriegsfall wäre Syrien 
Israel hoffnungslos unterlegen, und deshalb gibt sich Syriens Führung 
auch große Mühe, seinen Nachbarstaat nicht zu provozieren. 

Die US-Armee hätte noch viel weniger Mühe, Syrien in einem Krieg 
zu besiegen. Syriens Streitkräfte sind viel schwächer als die des Irans 
oder des Iraks unter Saddam Hussein. Seit seiner Niederlage gegen 
Israel 1982 hat sich das Land gegen keinen ernstzunehmenden Feind 
mehr erhoben, Anders als der heutige Iran oder der Irak unter Saddam 
Hussein ist Syrien weder bevölkerungsstark noch wohlhabend genug, 
um sich in der Region als Hegemonialmacht hervorzutun. Es kann den 
USA und Israel zwar das Leben schwermachen, verfügt jedoch nicht 
über die Mittel, um diese Länder ernsthaft zu bedrohen. 

Außerdem hat Syrien kein Kernwaffenprogramm, und es gibt auch 
keine Anhaltspunkte dafür, dass das Land in absehbarer Zukunft Pläne 
für ein solches Programm verfolgt. Allerdings be Syrien cher 
sche Waffen, die es ursprünglich 1973 von Ägypten gekauft hatte, und 
entwickelt möglicherweise auch biologische Waffen.* Syrien verfügt 
zudem über ein großes Arsenal an ballistischen Raketen und hat damit 
die Möglichkeit, seine chemischen Waffen gegen Israel und andere 
Länder der Region einzusetzen, nicht aber gegen die USA. Aber diese 
Bedrohung bereitet den Israelis kaum Kopfzerbrechen, da sie selbst 
über chemische, biologische und nukleare Waffen verfügen. So könnte 
Israel Syrien weitaus größeren Schaden zufügen als umgekehrt und 
besitzt damit eine wirksame Abschreckung gegenüber Syrien.s 

Syriens Potenzial, für Unfrieden zu sorgen, liegt hauptsächlich in 


der Unterstützung diverser terroristischer Organisationen, besonders 
der Hisbollah, aber auch der Hamas und des Islamischen Dschihad. 
Der Führer der Hamas, Khaled Meshal, lebt sogar in Damaskus. Alle 
diese Gruppen bedrohen Israel, doch im Gegensatz zu Al-Qaida be- 
droht keine direkt die USA, nicht einmal die Hisbollah. Syrienexperte 
Moshe Maoz von der Hebräischen Universität meint dazu: »Syrien ist 
kein Heiliger, das ist allseits bekannt. Doch die Hisbollah gefährdet 
in erster Linie Israel.«° Außerdem sind Syrien und Al-Qaida erbitterte 
Feinde. Der Hauptgrund hierfür ist die Tatsache, dass Osama bin 
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Laden Sunnit und ein islamischer Fundamentalist ist, Assad dagegen 
Schiit und das Oberhaupt eines laizistischen Staats. Man geht davon 
aus, dass Al-Qaida Verbindungen zur syrischen Muslimbrüderschaft 
unterhält — einer islamischen Terrorgruppe, die seit über 20 Jahren 
die Regierung der weltlich ausgerichteten Baath-Partei in Syrien be- 
kämpft.” Da Damaskus und Washington mit Al-Qaida einen gemein- 
samen Gegner haben, verwundert es auch nicht, dass die Syrer nach 
dem 11. September 2001 der Regierung Bush wichtige Geheimdienst- 
informationen über Osama bin Ladens Organisation geliefert haben. 
Die Befürworter des globalen Kriegs gegen den Terror haben unrecht, 
wenn sie Syrien unterstellen, es fördere den „internationalen Terroris- 
mus“, also ein globales Netzwerk terroristischer Gruppierungen und 
Staaten, das Amerika und Israel gleichermaßen im Visier hat. Vielmehr 
unterstützt Syrien nur ganz bestimmte Terrororganisationen, die es vor 
allem auf den Staat Israel abgesehen haben. 

Es wird auch behauptet, Syrien sei eine ernsthafte Bedrohung für 
die USA, weil es den Aufstand im Irak unterstützte, doch dafür gibt es 
kaum hieb- und stichfeste Beweise. Darum erhebt die Regierung Bush 
diesen Vorwurf wohl auch in erster Linie gegen den Iran und nicht 
gegen Syrien. Es stimmt vermutlich, dass die Syrer zum Teil absichtlich 
wegschauen, wenn Kämpfer oder Waffen über ihre Grenzen in den 
Irak gelangen. Aber man darf auch nicht vergessen, dass Washington 
seit dem 11. September eine sehr konfrontative Politik gegenüber Da- 
maskus verfolgt, sodass den Syrern nur daran gelegen sein kann, dass 
die US-Streitkräfte im Irak gebunden bleiben. Doch letztlich ist Syrien 
nicht Ursache für die Probleme der Amerikaner im Irak. Damaskus 
hätte auch kein Interesse daran, die Besatzung des Iraks durch die Ame- 
rikaner zu untergraben, solange Präsident Bush und sein Stab nicht die 
Regierung Assad bedrohen. Fakt ist und bleibt, dass Syrien keine ernst- 
hafte Gefahr für die USA darstellt und es wohl kaum auf einen Streit 
mit dem mächtigsten Staat der Erde ankommen lassen würde. 

Tatsächlich war in der jüngeren Vergangenheit das Verhältnis zwi- 
schen Damaskus und Washington in verschiedenen Bereichen sogar 
recht gut. Im Zweiten Golfkrieg 1991 kämpfte Syrien aufseiten der 
USA, und als sich die Amerikaner in den 1990er Jahren für einen 
Friedensvertrag zwischen Damaskus und Jerusalem einsetzten, un- 
terhielten die beiden Länder zurückbaltend-freundschaftliche Bezie- 
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hungen.* Im Oktober 1994 traf sich Präsident Clinton sogar mit dem 
damaligen syrischen Präsidenten Hafez al-Assad in Damaskus. Es war 
der erste Syrien-Besuch eines US-Präsidenten nach 20 Jahren. Clinton 
sagte anschließend: »Ich bin hingefahren, weil ich überzeugt war, dass 
wir die Gespräche energischer vorantreiben mussten, und ich bin jetzt 
überzeugt, dass uns das gelungen ist.«” Als nichtständiges Mitglied im 
Weltsicherheitsrat stimmte Syrien im Herbst 2002 für die UN-Resolu- 
tion 1441, in der die Rückkehr der UN-Waffeninspektoren in den Irak 
Saddam Husseins gefordert wurde. Und obwohl die Regierung Bush 
2005 eine Schlüsselrolle bei der Vertreibung der syrischen Truppen aus 
dem Libanon spielte, hatten die Vereinigten Staaten zuvor jahrelang 
darauf gezählt, dass Syrien den Bürgerkrieg im Libanon (1976-1989) 
beenden und für Frieden sorgen würde.!® 

Syriens Präsident Bashar al-Assad legt es sicher nicht auf eine Feind- 
schaft mit Amerika an. Flynt Leverett, ein früherer Angehöriger der 
Regierung Bush und einer der versiertesten Syrienkenner im Westen, 
meint: »Bashar hat wiederholt betont, dass ihm an einem besseren 
Verhältnis zu den Vereinigten Staaten liegt. Dieser Wunsch steht voll 
und ganz im Einklang mit dem Konzept seines Vaters Hafez sowie je- 
der realistischen Einschätzung der strategischen Bedürfnisse Syriens.« 
Leverett sieht eine bessere Beziehung zudem als »wesentlichen Faktor 
für die langfristig von ihm [Assad] angestrebten inneren Reformen.«.!! 
Der amerikanische Journalist Seymour Hersh, der 2003 in Damaskus 
mit Assad zusammentraf, erlebte den Präsidenten als ausgesprochen 
gesprächsbereit, weil »er sein eigenes Image und das seines Landes 
verändern möchte«.'? 

Syrien versucht zudem seit den frühen 1990er Jahren, mit Israel ei- 
nen Friedensvertrag auszuhandeln. Anfang 2000 wäre es fast zu einer 
Einigung gekommen, doch der damalige israelische Ministerpräsident 
Ehud Barak machte im letzten Moment einen Rückzieher, sodass es 
doch nicht zu einem Friedensschluss kam. Seither haben die Syrer di- 
verse Anläufe unternommen, um die Verhandlungen wieder in Gang 
zu setzen und Differenzen auszuräumen. Doch Baraks Nachfolger 
Ariel Scharon und Ehud Olmert weigerten sich, die Gespräche wie- 
der aufzunehmen. Stattdessen gingen sie auf Konfrontationskurs zu 
Syrien. Dies sind dieselben israelischen Politiker, die die USA drängen, 
Damaskus als gefährlichen Widersacher einzustufen. 
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Israel und die Golanhöhen 


Um das komplexe Hin und Her zwischen Washington, Jerusalem und 
Damaskus und die Rolle der Israel-Lobby in alldem nachvollziehen zu 
können, muss man zunächst untersuchen, warum Israel im Jahr 2000 
beinahe einen Friedensvertrag mit Syrien geschlossen hätte, seitdem 
aber zu keinen Gesprächen mit Assad mehr bereit ist.!? 

Dreh- und Angelpunkt des derzeitigen Konflikts zwischen dem Staat 
Israel und Syrien sind die Golanhöhen. Israel eroberte dieses Gebiet 
1967 im Sechstagekrieg und vertrieb 80.000 Syrer aus ihren Dörfern. 
Seit 1981 gilt auf den Golanhöhen israelisches Recht, was einer De- 
Facto-Annexion gleichkommt.'' Heute siedeln dort rund 18.000 Juden 
in 32 Ortschaften und einer Stadt.'° Syrien will dieses Gebiet unbe- 
dingt zurückhaben und unterstützt zu diesem Zweck terroristische 
Vereinigungen wie die Hamas und die Hisbollah. Da die syrischen 
Streitkräfte zu schwach sind, um eine Bedrohung für Israel darzustel- 
len, kann Syrien nur mithilfe dieser Gruppen Druck auf Israel aus- 
üben. Ministerpräsident Jitzchak Rabin stimmte 1994 grundsätzlich 
zu, Syrien die gesamten Golanhöhen im Austausch gegen eine völlige 
Normalisierung der Beziehungen zurückzugeben. Die sogenannte Ra- 
bin-Zusage wurde allgemein als Zusicherung verstanden, dass Israel 
sich hinter die Grenze vom 4. Juni 1967 zurückziehen und Syrien im 
Gegenzug jede Unterstützung von Hisbollah, Hamas und Islamischem 
Dschihad einstellen würde.'° 

Rabin wurde im Jahr darauf ermordet, doch seine Nachfolger 
Schimon Peres und Benjamin Netanjahu hielten im Prinzip an dem 
Rückzug hinter die Grenze vom 4. Juni 1967 fest. Peres war jedoch 
nicht lange genug im Amt, um eine Einigung herbeizuführen, und für 
Netanjahu hatte die Sache aus verschiedenen Gründen keine Priorität, 
Netanjahus Nachfolger Ehud Barak war ebenfalls bereit, praktisch 
die gesamten Golanhöhen an Syrien zurückzugeben, konnte sich aber 
nicht zu einem Rückzug hinter die Grenze von 1967 durchringen.'? 

Während der Einigungsbemühungen in der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre war das Verhältnis zwischen Israel und Syrien gar nicht 
so schlecht. Die Regierung Clinton war eng in die Verhandlungen ein- 
gebunden, und ähnlich wie Präsident Jimmy Carter bei den Verhand- 
lungen zwischen Israel und Ägypten 1979 in Camp David war auch 
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Clinton darauf bedacht, einen Vertrag zustande zu bringen. Daher 
war auch die Beziehung zwischen Syrien und den Vereinigten Staaten 
in dieser Zeit verhältnismäßig gut, obwohl Syrien eine Einparteien- 
Diktatur war und die Regierung Clinton sich offiziell die „Ausbrei- 
tung der Demokratie“ auf die Fahne geschrieben hatte. Israel begrüßte 
seinerzeit sogar das freundschaftliche Klima zwischen Damaskus und 
Washington, weil es sich von den USA Unterstützung bei der Beile- 
gung der alten Fehde mit Syrien erhoffte. Nach dem Besuch Clintons 
in Damaskus im Oktober 1994 lautere dann auch eine Schlagzeile der 
New York Times: »Israelis erwarten von Clintons Besuch Fortschritte 
in Syrien-Verhandlungen. «'* 

Im Herbst 1999 glaubte Clinton, es zeichne sich endlich der Durch- 
bruch für einen israelisch-syrischen Vertrag ab. Auf Baraks Drängen 
hin lud der amerikanische Präsident beide Seiten Anfang Januar 2000 
nach Shepherdstown in West Virginia ein. Barak wurde jedoch plötz- 
lich klar, dass die öffentliche Meinung in Israel gegen eine Rückgabe 
der Golanhöhen an Syrien war. Er schaltete auf stur und wollte durch 
seine Verzögerungstaktik als harter Verhandlungspartner erscheinen. 
Die Gespräche scheiterten. Clintons Nahost-Verhandlungsführer Den- 
nis Ross meinte später: »Hätte Barak nicht kalte Füße bekommen, 
wäre im Januar 2000 vielleicht ein Vertrag zustande gekommen. «' 
Auch ein weiteres Treffen zwischen Assad und Clinton zwei Monate 
später in Genf verlief im Sande, vor allem deshalb, weil der syrische 
Staatschef Barak nicht mehr traute. Für den Abbruch der Verhandlun- 
gen machte Clinton eindeutig Israel, nicht Syrien verantwortlich.” 

Im Februar 2001 löste Ariel Scharon Barak als Ministerpräsident 
ab. Dadurch verschlechterten sich die israelisch-syrischen Beziehun- 
gen, was wiederum auch das Verhältnis zwischen Syrien und den USA 
belastete. Im Gegensatz zu seinen vier Vorgängern kam für Scharon 
eine Rückgabe der Golanhöhen nicht infrage. » Was damals angeboten 
wurde«, sagte er, »wäre mir im Traum nicht eingefallen. «2! Scharons 
Nachfolger Ehud Olmert stellte ebenfalls klar, dass »die Golanhöhen 
für immer in unserer Hand bleiben werden«.?? 


Vor allem die israelischen Rechten verteidigen den Anspruch auf 
die Golanhöhen. Als der Generalsekretär des EU-Ministerrats, Javier 
Solana, im März 2007 sagte, er würde Syrien gern dabei unterstützen, 
das 1967 verlorene Gebiet zurückzuerlangen, erwiderte Yisrael Katz, 
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Knesset-Abgeordneter und Likud-Mitglied: »Israel wird sich niemals 
von den Golanhöhen zurückziehen; das Gebiet ist integraler Teil Isra- 
els und von entscheidender Bedeutung für seine Sicherheit und seinen 
Schutz.«?? Auch Benjamin Netanjahu ist heute offenbar überzeugt, 
dass Israel die Golanhöhen halten muss." Die öffentliche Meinung 
in Israel ist eindeutig dafür, dass sie israelisch bleiben. Bei einer Um- 
frage im Dezember 2006 waren 64 Prozent der Befragten gegen einen 
Abzug, selbst wenn er zum Friedensschluss mit Syrien führen würde. 
Nur 19 Prozent sprachen sich dafür aus. Schon Anfang Oktober 2006 
war eine Erhebung zu ähnlichen Zahlen gekommen: 70 Prozent waren 
gegen einen bedingungslosen Abzug im Austausch für Frieden und nur 
16 Prozent dafür.’ 

Allem hartnäckigen Widerstand gegen einen Abzug zum Trotz gibt 
es in israelischen Regierungskreisen durchaus Befürworter einer Ver- 
einbarung mit Syrien, vor allem bei den Militärs. Der israelische Ge- 
neralstabschef sagte 2004, Israel sei auch ohne die Golanhöhen in der 
Lage, sich zu verteidigen. Zudem wäre Israel sicherer, wenn es einen 
Friedensvertrag mit Syrien schlösse.?° Dann könnte es nicht nur nor- 
male Beziehungen zu einem langjährigen Feind unterhalten, sondern 
Syrien würde auch Hisbollah, Hamas und den Islamischen Dschihad 
nicht mehr unterstützen. Für den Iran wäre es ohne syrische Hilfe 
erheblich schwerer, die Hisbollah weiterhin mit Waffen zu versorgen, 
und obendrein könnte Syrien seinen erheblichen Einfluss im Libanon 
nutzen, um die Hisbollah in Schach zu halten. Noch dringlicher wur- 
de diese Argumentation nach dem Libanonkrieg 2006, in dem die 
Hisbollah die israelischen Streitkräfte immerhin zum Waffenstillstand 
zwingen konnte. Vor diesem Hintergrund riefen mehrere einflussreiche 
Israelis, darunter ein früherer Generalstabschef und ein ehemaliger 
Leiter des Inlandsgeheimdienstes Shin Bet, das „Forum der Friedens- 
initiative mit Syrien“ins Leben, das die israelische Regierung zu einer 
Reaktion auf die syrischen Friedensangebote drängt, damit es endlich 
zu einem Abkommen zwischen Damaskus und Jerusalem kommt.?? 
Auch die Zeitung Haaretz setzt sich für Verhandlungen mit Syrien ein, 
ebenso wie Olmerts ehemaliger Verteidigungsminister Amir Peretz.?® 
Doch Scharon und Olmert widersetzen sich dem vehement. 

Da die derzeitige Regierung Israels nicht die Absicht hat, Syrien die 
Golanhöhen zurückzugeben, ist sie auch nicht an einer Wiederauf- 
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nahme der Friedensgespräche mit Damaskus interessiert? Worüber 
sollte man auch sprechen? Um ihre Unnachgiebigkeit zu rechtfertigen, 
versucht die israelische Führung, Syrien als Schurkenstaat hinzustellen, 
dem nicht zu trauen sei und der nur die Sprache der Gewalt verstünde. 
Der syrische Botschafter in Washington sagte Anfang 2004 folgerich- 
tig: »Je mehr wir über Frieden sprechen, desto mehr werden wir an- 
gegriffen. «° Nicht Kooperation, sondern Konfrontation ist die beste 
Politik gegenüber Syrien, jedenfalls nach Ansicht der gegenwärtigen 
israelischen Führungsriege. Natürlich ist ihnen daran gelegen, dass 
auch die Regierung Bush Syrien im gleichen Licht sieht. Anders als 
Ende der 1990er Jahre, als man noch eine Zusammenarbeit mit Syrien 
anstrebte, halten Israel sowie diverse seiner amerikanischen Fürspre- 
cher die US-Regierung seit 2001 an, Syrien wie einen feindseligen, 
gefährlichen Widersacher zu behandeln. 

Syrien hofft noch immer darauf, die Golanhöhen zurückzuerhalten. 
Es hat mehrfach versucht, die Gespräche mit Israel wieder aufzuneh- 


men und einen Friedensvertrag nach den Maßgaben der sogenannten 
Rabin-Zusage zu schließen.’' Die israelische Führung verweigert je- 
doch jeglichen Dialog mit Syrien. Nach einem syrischen Friedensan- 
gebot Anfang Dezember 2003 schrieb der erfahrene Militärberichter- 
statter Ze’ev Schiff in Haarerz: »Das Erstaunlichste am Vorschlag des 
syrischen Präsidenten, die Gespräche mit Israel wieder aufzunehmen, 
ist die offizielle Reaktion Israels ... Ministerpräsident Ariel Scharon 
bleibt stumm. Kein Wort ist von ihm zu hören ... Früher hofften wir 
immer auf derartige Vorschläge. «32 

Mitte Dezember 2006 rief Präsident Assad den israelischen Minis- 
terpräsidenten Olmert in einem Interview mit der italienischen Tages- 
zeitung La Repubblica auf, mit ihm zu verhandeln: »Sprechen Sie mit 
Syrien. Wie viele Israelis sagen: »Selbst wenn Sie glauben, es sei alles 
nur Bluff, haben Sie nichts zu verlieren.<«°° Der syrische Außenminis- 
ter erklärte zur gleichen Zeit gegenüber der Washington Post, Syrien 
sei bereit, ohne Vorbedingungen Gespräche mit Israel aufzunehmen. 
Dies signalisiert einen auffallenden Wandel in Syriens Verhandlungs- 
position.” Olmert lehnte die Wiederaufnahme der Gespräche ab, 
machte dafür aber US-Präsident Bush verantwortlich, der ihm seiner 
Darstellung zufolge verboten habe, mit Syrien zu verhandeln. Diese 
Äußerung des Ministerpräsidenten, die von vielen anderen Israelis auf- 
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gegriffen wurde, impliziert, dass er mit Assad sprechen würde, wäre er 
nicht Bush gegenüber zur Loyalität verpflichtet. 

Dieses Argument ist nicht überzeugend. Zum einen bestritt der 
US-Botschafter in Israel, dass Washington Israel von Verhandlunen 
abgehalten hätte, und zum anderen nimmt Israel auch sonst keine Wei- 
sungen der US-Regierung entgegen, wenn seine elementaren Interessen 
auf dem Spiel stehen.“ Vor allem aber spricht kaum etwas dafür, dass 
Olmert ein aufrichtiges Interesse an Friedensgesprächen mit Syrien 
hat. Wie Aluf Benn in Haaretz berichtete, hatte ein hoher israelischer 
Regierungsbeamter ihm gegenüber erklärt, Israel habe »die USA gar 
nicht um Erlaubnis für Verhandlungen mit Syrien gebeten, weil es sich 
noch nicht entschieden hat, ob es überhaupt welche führen will«.” Die 
Weigerung Olmerts überrascht nicht, denn ein Friedensvertrag wür- 
de »seinen Preis kosten«, wie Verteidigungsminister Peretz erklärte, 
nämlich den Abzug von den Golanhöhen, und hierzu ist Olmert nicht 
bereit. So nutzte Olmert den von Bush gelieferten » Vorwand«, schrieb 
Haaretz-Reporter Gideon Samet, »weil er den wahren Grund nicht 
zugeben will: Er will nicht von den Golanhöhen abziehen. «%* 

Einen weiteren Beleg für Syriens Friedensbereitschaft und Israels 
Verweigerungshaltung lieferte die israelische Presse im Januar 2007. 
Sie berichtete, da h Israelis und Syrer zwischen September 2004 
und Juli 2006 in Europa heimlich zu Gesprächen über einen Vertrags- 
entwurf getroffen hatten. Diese Treffen fanden inoffiziell und ohne 
politische Entscheidungsträger beider Länder statt, doch waren beide 
Regierungen über den Fortgang der Gespräche im Bilde. Haaretz be- 
richtete dazu: »Der europäische Vermittler und der Vertreter Syriens 
in den Gesprächen trafen sich achtmal mit hohen syrischen Beamten, 
darunter Vizepräsident Farouk Shara, Außenminister Walid Muallem 
und einem syrischen Geheimdienstoffizier im Rang eines Generals. «° 
Beide Seiten einigten sich darauf, dass sich Israel hinter die Grenzen 
vom 4. Juni 1967 zurückziehen solle. Im Gegenzug würde Syrien die 
Unterstützung von Hamas und Hisbollah einstellen und sich sogar 
»vom Iran distanzieren«. Die Gespräche endeten, als die Syrer die Ver- 
handlungen von einem »akademischen« auf ein »offizielles Niveau« 
verlagern wollten, die Regierung Olmert dies aber ablehnte. 

Als die Sprecherin des US-Repräsentantenhauses Pelosi im April 
2007 Präsident Assad in Damaskus besuchte, teilte sie ihm mit, Olmert, 
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den sie kurz zuvor in Israel getroffen hatte, sei »bereit, die Verhand- 
lungen und Friedensgespräche wieder aufzunehmen«.* Pelosi hatte 
Olmerts Haltung allerdings missverstanden. Die israelische Regierung 
ließ sie in aller Deutlichkeit wissen, dass Olmert an Gesprächen mit 
Syrien nicht interessiert sei. In der offiziellen Erklärung wurde Syrien 
als eine »zur Achse des Bösen gehörige Macht, die den Terror im ge- 
samten Nahen Osten fördert«, bezeichnet.*! 

Olmerts Haltung in Bezug auf die Golanhöhen kann sich selbstver- 
ständlich immer noch ändern. Tatsächlich gab es Anfang Juni 2007 
Presseberichte, wonach er bereit sein könnte, die Verhandlungen mit 
den Syrern wieder aufzunehmen. Der stellvertretende Ministerpräsi- 
dent Schimon Peres blockte diese Idee jedoch mit der Aussage ab, 
Syrien sei für ernsthafte Gespräche noch nicht bereit.* Es ist auch 
möglich, dass ein zukünftiger israclischer Regierungschef ebenso wie 
Jitzchak Rabin bereit sein könnte, das umstrittene Gebiet im Aus- 
tausch gegen Frieden zurückzugeben. Wir behaupten nicht, dass sich 
Israel auf ewig weigern wird, die Golanhöhen aufzugeben. Stattdessen 
wollen wir deutlich machen, dass die israelische Haltung Damaskus 
gegenüber — wie auch immer sie gerade aussieht - die amerikanische 
Syrien-Politik bestimmt und nicht umgekehrt. 

Angesichts des starken israelischen Widerstands gegen Verhandlun- 
gen mit Syrien seit dem Amtsantritt von Ariel Scharon im Februar 
2001 verwundert es nicht weiter, dass die einen Monat zuvor an die 
Macht gekommene Regierung Bush im selben Zeitraum alles Erdenk- 
liche unternommen hat, um Damaskus zu isolieren und unter Druck 
zu setzen. Man könnte argumentieren, diese Sichtweise ignoriere, dass 
Syrien weiterhin mit Terrororganisationen wie Hamas und Hisbollah 
in Verbindung steht und deshalb von Präsident Bush völlig zu Recht als 
Schurkenstaat behandelt wird. Doch sollte man dabei nicht vergessen, 
dass keine dieser Terrorgruppen elementare US-Interessen bedroht und 
Damaskus sie vor allem nur deshalb unterstützt, weil sie das einzige 
Druckmittel gegen Israel im Streit um die Golanhöhen darstellen. Nur 
wenn sich Israel auf einen Frieden mit Syrien einlässt, könnte es Syriens 
Verflechtungen mit Hamas und Hisbollah unterbinden. Dies war ja 
genau der Grund, weshalb israelische Spitzenpolitiker in den 1990er 
Jahren mit Syrien verhandelt haben, obwohl Damaskus diese Terror- 
gruppen damals genauso unterstützt hat wie heute. 
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Wie beschrieben, gibt es auch innerhalb der US-Regierung zum Teil 
erheblichen Widerstand dagegen, Syrien als einen unerbittlichen Geg- 
ner zu sehen. Vor allem CIA und Außenministerium lassen keinen 
Zweifel daran, dass sie eine Konfrontation mit Damaskus für strate- 
gisch unklug halten. Israel und die Israel-Lobby sehen die Dinge jedoch 
ganz anders und haben Präsident Bush letztlich auf ihre Seite gezogen. 
Schauen wir uns die Entwicklung der US-amerikanischen Politik ge- 
genüber Syrien seit dem 11. September einmal genauer an. 


Jerusalem und Damaskus nach dem II. September 


Von Anfang an machten der israelische Ministerpräsident Ariel Scha- 
ron und sein Stab gegenüber der Regierung Bush keinen Hehl daraus, 
dass sie Syrien als eine große Gefahr sowohl für die USA als auch für 
den Staat Israel ansahen.* Wenn sie Washington bis März 2003 noch 
nicht drängten, Syrien als primäres Ziel zu sehen, dann vor allem des- 
halb, weil ihnen der Iran mehr Sorgen bereitete. Zudem wollten sie den 
Krieg gegen den Irak vorantreiben und vermeiden, dass Washington 
sich von anderen Problemen ablenken ließ. Sobald aber Bagdad Mitte 
April 2003 gefallen war, rief die israelische Führungsspitze die USA 
auf, sich nun ganz auf Syrien zu konzentrieren und ihre konkurrenz- 
lose Macht einzusetzen, um das Regime in Damaskus zum Einlenken 
zu bewegen oder möglichst gleich ganz abzulösen.*' 
Ministerpräsident Scharon erläuterte seine Forderungen am 
15. April 2003 in einem viel beachteten Interview. In der Tageszei- 
tung Yedioth Ahronoth sagte er, Syriens Präsident »ist gefährlich. Sein 
Urteilsvermögen ist eingeschränkt«, und behauptete, Assad habe Sad- 
dam Hussein erlaubt, unmittelbar vor dem Ausbruch des Irakkriegs 
Waffen und Ausrüstung nach Syrien zu schaffen. Scharon forderte 
die Vereinigten Staaten auf, »massiven Druck « auf Syrien auszuüben, 
um Assad zu zwingen, der Hamas und dem Islamischen Dschihad die 
Unterstützung zu entziehen. Außerdem sollten die Syrer die Iranische 
Revolutionsgarde aus der Bekaa-Ebene im Libanon ausweisen, die 
Kooperation mit dem Iran einstellen, die Hisbollah aus dem israe- 
lisch-libanesischen Grenzgebiet vertreiben und durch die libanesische 
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Armee ersetzen sowie die gegen Israel gerichteten Hisbollah-Raketen 
abbauen.* Angesichts dieser erstaunlich kühnen Forderungen warnte 
ein israelischer Top-Diplomat Scharon, er sollte sich mit Ratschlägen 
für die Beziehungen zwischen Damaskus und Washington etwas zu- 
rückhalten.'° 

Doch Scharon war nicht der einzige israelische Spitzenpolitiker, der 
die Regierung Bush zu einem harten Kurs gegenüber Syrien anhielt. 
Verteidigungsminister Shaul Mofaz erklärte am 14. April gegenüber 
der Tageszeitung Maariv: »Wir haben eine lange Liste von Forderun- 
gen, die unserer Meinung nach an die Syrer zu stellen sind, und es ist 
angebracht, dass dies durch die Amerikaner geschieht.«*” Er meinte 
dabei insbesondere die Einstellung jeglicher Unterstützung für die Ha- 
mas und den Islamischen Dschihad und die Auflösung der Hisbollah 
durch Syrien. Zwei Wochen später reiste Scharons Nationaler Sicher- 
heitsberater Ephraim Halevy nach Washington und ermunterte Vertre- 
ter der US-Regierung im Hinblick auf Syrien zu »einschneidenden Ak- 
tionen«, wie es der Forward-Reporter Ori Nir nannte. Halevy warnte 
vor Syriens Massenvernichtungswaffen und schilderte Assad Berichten 
zufolge als »verantwortungslos« und »frech«.'$ Auf einer Konferenz 
des Washington Institute for Near East Policy (WINEP) sagte er am 
3. Mai, A: 
nicht zulassen, dass er »mit seinen alten Tricks weitermacht«. Stattdes- 
sen, so betonte Halevy, gebe es »auch ohne Krieg viele Maßnahmen, 
mit denen man dem jungen, arroganten, unerfahrenen syrischen Prä- 
sidenten die Krallen stutzen kann«.* 


d sei »anfällig für schlechten Einfluss« und man dürfe 


Nach Saddam Husseins Entmachtung versuchte Israel, der Regie- 
rung Bush einzureden, Syrien sei mindestens ebenso gefährlich wie der 
Irak, wenn nicht noch schlimmer. Dass diese Behauptung absurd ist, 
zeigt schon ein kurzer Blick auf Syriens Möglichkeiten - schließlich 
hat das Land weniger als 19 Millionen Einwohner und einen Vertei- 
digungsetat, der ein Dreihundertstel des US-amerikanischen beträgt. 
Der israelische Strategieexperte Yossi Alpher mahnte dennoch, aus der 
Perspektive Israels könne »Syrien eine Menge Schaden anrichten, weit 
mehr als der Irak«. Nach einem Bericht der Washington Post von Mitte 
April 2003 heizten Scharon und Mofaz die Kampagne gegen Syrien 
an, indem sie die USA mit Geheimdienstberichten über die Aktivitäten 
Assads versorgten.’" 
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Um Syrien zu dämonisieren und die Vereinigten Staaten zu einem 
schärferen Kurs zu bewegen, warf Israel Damaskus vor, es gewähre ira- 
kischen Spitzenpolitikern aus Saddam Husseins Regime Unterschlupf 
und verstecke obendrein die irakischen Massenvernichtungswaffen.' 
Als ein Selbstmordattentäter im August 2003 mit einen Lastwagen 
voller Sprengstoff das UN-Hauptquartier in Bagdad in die Luft jagte, 
sorgte der israelische Botschafter bei den Vereinten Nationen für diplo- 
matische Verstimmung, als er behauptete, Syrien habe den Lastwagen 
zur Verfügung gestellt, und damit indirekt Syrien für den Anschlag 
mitverantwortlich machte.‘? Ebenso erklärte auch der frühere Bot- 
schafter Israels in den Vereinigten Staaten, Itamar Rabinovich, gegen- 
über Seymour Hersh, er hätte sich »gefragt ... ob die Syrer angesichts 
der Qualität ihrer Quellen nicht vorab Kenntnis von den Plänen zum 
11. September hatten - und es versäumten, die USA zu warnen «.° Für 
diese beunruhigenden Vorwürfe gab es so gut wie keine Anhaltspunk- 
te. Israels Bereitschaft, sie zu erheben, zeigt aber, wie eifrig man sich 
bemühte, die USA in einen Konflikt mit einem weiteren arabischen 
Regime zu treiben. 


Die Lobby und Damaskus nach dem II. September 


Finige bedeutende Vertreter der Israel-Lobby hatten Syrien schon lan- 
ge vor dem Anschlag auf das World Trade Center im Visier. Im Jahr 
1996 verfasste eine Hand voll US-amerikanischer Neokonservativer 
für den frisch eingesetzten israelischen Ministerpräsidenten Benjamin 
Netanjahu die Studie A Clean Break, die sich hauptsächlich mit Da- 
maskus beschäftigt. Außerdem forderten Daniel Pipes und der Leiter 
des U.S. Committee for a Free Lebanon (USCFL), Ziad Abdelnour, 
die Vereinigten Staaten im Mai 2000 in einem gemeinsamen Bericht 
zur Androhung militärischer Sanktionen auf. Damit sollte Syrien ge- 
zwungen werden, seine Truppen aus dem Libanon abzuzichen, seine 
Massenvernichtungswaffen abzuschaffen und die Unterstützung des 
"Terrorismus einzustellen.” Das USCFL ist eng mit der Israel-Lobby 
verknüpft; zu seinen wichtigsten Aktivisten und Förderern gehören 
zahlreiche Neokonservative, darunter Elliott Abrams, Douglas Feith, 
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Richard Perle und David Wurmser. Sie alle unterzeichneten den Bericht 
aus dem Jahr 2000, ebenso wie der proisraelische New Yorker Kon- 
gressabgeordnete Eliot Engel (Demokraten), der ebenfalls das UCSFL 
nach Kräften unterstützt.’ 

Empfehlungen wie diese fanden im Washington der Ära Clinton 
kaum Widerhall, denn in dieser Zeit setzte sich auch Israel für Frie- 
densverhandlungen mit den Syrern ein. So hatten - abgesehen von den 
oben erwähnten Hardlinern - die meisten Gruppierungen der Lobby 
wenig Anlass, Clintons Haltung zu Syrien anzugreifen, denn sie spie- 
gelte im Wesentlichen die damalige israelische Syrienpolitik wieder. 
Die Amtsübernahme von Ariel Scharon im Jahr 2001 führte zu einem 
drastischen Wandel in der Syrienpolitik Israels. Angesichts dieses Rich- 
tungswechsels begannen auch diverse Gruppen der Lobby, auf eine 
aggressivere Politik gegenüber Syrien zu drängen. 

Als im Frühjahr 2002 der Irak in den Mittelpunkt des Interesses 
rückte, setzte sich das American Israel Public Affairs Committee 
(AIPAC) unter anderem für ein Gesetz ein, das Syrien offiziell als zur 
„Achse des Bösen“ gehörig brandmarken sollte. Der Kongressabge- 
ordnete Engel brachte prompt den Entwurf für den Syria Accountability 
Act ein.’6 Das Gesetz sollte Syrien mit Sanktionen drohen, sofern es 
sich nicht aus dem Libanon zurückziche, seine Massenvernichtungs- 
waffen abschaffe und die Unterstützung des Terrorismus einstelle.’ 
Zudem forderte der Gesetzentwurf Syrien und den Libanon auf, kon- 
krete Schritte für einem Friedensschluss mit Israel zu unternehmen. 
Die Initiative Engels fand bei diversen Gruppen der Lobby, allen voran 
dem AIPAG, starken Rückhalt; »ausgearbeitet« wurde er nach Aus- 
sage der Jewish Telegraphic Agency »von einigen der besten Freunde 
Israels im Kongress«. Dieselbe Presseagentur berichtete auch, der »eif- 
rigste Befürworter in der Regierung« sei Elliott Abrams, der — wie wir 
gesehen haben - häufig Kontakt zu Olmerts Stab hat.’® 

Die Regierung Bush lehnte den Syria Accountability Act im Frühjahr 
2002 ab - teilweise, weil sie befürchtete, das Gesetz könne die Recht- 
fertigung des Irakkriegs unterlaufen, und teilweise, weil Damaskus 
unter diesen Umständen Washington möglicherweise nicht mehr mit 
wertvollen Geheimdiensterkenntnissen über Al-Qaida versorgt hätte. 
Der amerikanische Kongress stimmte zu, den Gesetzentwurf zurückzu- 
stellen, bis die Angelegenheit mit Saddam Hussein geregelt sei. 
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Unmittelbar nach der Eroberung Bagdads im April 2003 nahm die 
Lobby ihren Feldzug gegen Syrien wieder auf. Ermutigt durch den 
scheinbar entscheidenden Sieg im Irak, ging es manchen Israel-Befür- 
wortern nun nicht mehr allein darum, Syrien zu einer Verhaltensän- 
derung zu zwingen. Stattdessen wollten sie das Baath-Regime selbst 
stürzen. Paul Wolfowitz erklärte: »Es muss einen Regierungswechsel 
in Syrien geben«, und Richard Perle sagte einem Journalisten: » Wir 
könnten [andere feindliche Regime im Nahen Osten] kurz und knapp 
wissen lassen: »Ihr seid als Nächste dran!««‘” Einen harten Kurs ge- 
genüber Syrien empfahl auch das von Perle geleitete militante Defense 
Policy Board, dem unter anderem Kenneth Adelman, Eliot Cohen und 
James Woolsey angehörten.‘ 

Die andere Schlüsselfigur im Drängen um einen Machtwechsel in 
Syrien neben Abrams, Perle und Wolfowitz war der Assistant Secretary 
of State (und spätere UN-Botschafter) John Bolton. Einen Monat vor 
dem Irakkrieg hatte er der israelischen Führungsspitze erklärt, Prä- 
sident Bush werde unmittelbar nach dem Sieg über Saddam Hussein 
Syrien, den Iran und Nordkorea in Angriff nehmen.‘' Um das voran- 
zutreiben, wollte Bolton offenbar dem Kongress Mitte Juli mitteilen, 
Syriens Programm für Massenvernichtungswaffen habe ein Stadium 
erreicht, in dem es die Stabilität im Nahen Osten ernsthaft gefährde 
und so bald wie möglich zerschlagen werden müsse. Die CIA und 
andere US-Behörden wandten jedoch dagegen ein, Bolton übertreibe 
die Gefahr. Dementsprechend erlaubte die Regierung Bolton zu diesem 
Zeitpunkt nicht, seine Erklärung zum Thema Syrien abzugeben. Bol- 
ton ließ sich allerdings nicht lange den Mund verbieten. Im September 
2003 beschrieb er Syrien vor dem Kongress als wachsende Bedrohung 
für die US-Interessen im Nahen Osten.‘ 

Anfang April 2003 veröffentlichte das WINEP einen parteiübergrei- 
fenden Bericht, in dem es hieß, Syrien müsse »sich darüber klar sein, 
dass Länder, die Saddams rücksichtslose, unverantwortliche und trot- 
zige Haltung teilen, letztlich dasselbe Schicksal erwarte wie ihn«.* Am 
15. April veröffentlichte der israelisch-amerikanische Journalist Yossi 
Klein Halevi einen Artikel in der Los Angeles Times mit dem Titel „Als 
Nächstes sollten Syrien die Daumenschrauben angelegt werden“, und 
am selben Tag schrieb der neokonservative Leiter des Center for Secu- 
rity Policy, Frank Gaffney, in der Washington Times, die Regierung Bush 
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solle »sämtliche Mittel und Wege einschließlich militärischer Gewalt 
[einsetzen], die erforderlich sind, um eine Verhaltensänderung und/ 
oder einen Regierungswechsel in Damaskus herbeizuführen«.°° Am 
folgenden Tag erschien in der New York Daily News ein Artikel des is- 
raelisch-amerikanischen Journalisten und ehemaligen Leiters des israe- 
lischen Regierungspresseamts, Zev Chafets, unter dem Titel „Auch das 
terrorfreundliche Syrien muss sich ändern“. Lawrence Kaplan wollte 
dem nicht nachstehen und schrieb in der New Republic vom 21. April, 
der syrische Staatspräsident Assad stelle eine ernstzunehmende Bedro- 
hung für Amerika dar.‘ 

Die gegen Syrien erhobenen Vorwürfe waren denen, die zuvor gegen 
Saddam Hussein laut wurden, bemerkenswert ähnlich. In der National 
Review Online behauptete der konservative Kommentator Jed Babbin, 
Assads Armee sei zwar nur ein Papiertiger, er selbst jedoch »ein über 
alle Maßen gefährlicher Mann«. Zum Beweis berief er sich auf eine 
»israelische Quelle«, der zufolge »das israelische Militär und der Ge- 
heimdienst überzeugt sind, dass Assad Risiken einzugehen bereit ist, 
die kein besonnener Staatschef einginge«, und deshalb stelle »allein 
schon Assads Unberechenbarkeit eine große Gefahr dar«.‘ Der frü- 
here US-Botschafter in Marokko, Marc Ginsberg, warnte vor »Syriens 
heimlicher Produktion von Massenvernichtungswaffen und Stationie- 
rung von Raketenbatterien und Flugkörpern«.‘* Ebenso wie die Is- 
raelis behaupten auch die Israel-Sympathisanten in den USA, Syrien 
verstecke Saddam Husseins Massenvernichtungswaffen. »Es würde 
mich nicht wundern«, sagte der Kongressabgeordnete Engel, »wenn 
die Massenvernichtungswaffen, die wir im Irak nicht finden können, 
auftauchen und sich heute in Syrien befinden.«” 

Am 12. April legte Engel den Syria Accountability Act erneut im 
Kongress vor.” Drei Tage später rief Richard Perle den Kongress auf, 
dem Entwurf zuzustimmen.”! Die Regierung Bush war aber nach wie 
vor wenig davon begeistert und konnte ihn wieder blockieren. Mitte 


August reiste Engel mit einer Gruppe von Politikern und jüdischen 
Führungspersönlichkeiten aus New York nach Israel und traf sich mit 
Ariel Scharon zu einer 90-minütigen Unterredung in dessen Jerusa- 
lemer Büro. Der israelische Ministerpräsident beklagte sich seinen Gä- 
sten gegenüber, die Vereinigten Staaten übten nicht genügend Druck 


auf Syrien aus. Dabei bedankte er sich jedoch ausdrücklich bei Engel 
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dafür, dass dieser den Syria Accountability Act vorantreibe, und ließ 
keinen Zweifel daran, dass er weitere Anstrengungen für eine Verab- 
schiedung dieses Gesetzes sehr begrüße.” Einen Monat später erklärte 
lingel, er habe »die Winkelzüge der Regierung in Bezug auf Syrien 
satt«, und brachte den Gesetzentwurf erneut in den Kongress ein. Mit 
voller Unterstützung des AIPAC begab sich Engel auf Stimmenfang im 
Capitol.” Angesichts dieser geballten Unterstützung durch die Israel- 
Lobby hatte Präsident Bush keine Handhabe im Kongress mehr, und 
das Syriengesetz wurde mit großer Mehrheit — 398 zu 4 Stimmen im 
Repräsentantenhaus und 89 zu 4 Stimmen im Senat — verabschiedet. 
Bush unterzeichnete das Gesetz am 12. Dezember 2003.7* 


Warum zögerte Bush? 


Obwohl der Kongress mit überwältigender Mehrheit zugestimmt 
hatte, Syrien die Daumenschrauben anzuziehen, war die Regierung 
Bush zutiefst uneins, ob diese Politik überhaupt klug sei. Während 
Neokonservative wie Perle, Bolton und Wolfowitz auf eine Konfron- 
tation mit Damaskus abzielten, regte sich in Außenministerium und 
CIA breiter Widerstand.” Dass sich selbst der Präsident nicht recht für 
eine direkte Auseinandersetzung mit Syrien erwärmen konnte, zeigt die 
Schilderung der Unterzeichnung des Syria Accountability Act durch die 
Jewish Telegraphic Agency: »Bush unterzeichnete das Gesetz an einem 
Freitagabend, den die Regierung üblicherweise Angelegenheiten vorbe- 
hält, die sie nicht allzu publik machen will, und die Verlautbarung des 
Weißen Hauses zu diesem Thema kam einem »Mir bleibt wohl nichts 
anderes übrig« schr nahe.«”‘ Selbst nach der Unterzeichnung betonte 
Bush, er werde bei der Umsetzung keinerlei Eile an den Tag legen.” 
Bush hatte gute Gründe für seine Bedenken. Wie schon erwähnt, lie- 
ferte die syrische Regierung den USA nach dem 11. September wichtige 
Geheimdienstinformationen über Al-Qaida und warnte Washington 
auch vor einem geplanten Anschlag am Persischen Golf.”* Außerdem 
ermöglichte Syrien CIA-Beamten die Vernehmung von Mohammed 
Zammar, der einige der Flugzeugentführer vom 11. September an- 
geworben haben soll. Flynt Leverett, der zu dieser Zeit für Bush im 
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Weißen Haus tätig war, schreibt, der Präsident habe »in seinen schrift- 
lichen und telefonischen Äußerungen gegenüber Bashar immer wie- 
der Syriens Kooperation mit den USA gegen Al-Qaida gelobt«.”” Eine 
feindliche Haltung gegenüber Assads Regime hätte diese nützlichen 
Beziehungen gefährdet und den Feldzug gegen den internationalen Ter- 
rorismus im Allgemeinen und Al-Qaida im Besonderen untergraben. 
Bush erkannte, dass eine offensive Politik gegenüber Syrien Amerika 
gefährden würde. 

Bush begriff auch, dass Syrien keine Bedrohung für die USA dar- 
stellte, selbst wenn man seine mögliche Rolle bei der Unterstützung 
des Aufstands im Irak in Betracht zog. Im Gegenteil, Assad war schr 
an einer Kooperation mit Washington gelegen; Seymour Hersh zufol- 
ge erklärte Assads Militärgeheimdienstchef der US-Regierung, Syrien 
sei sogar bereit, über inoffizielle diplomatische Kanäle eine mögliche 
Einschränkung der mi schen und politischen Aktivitäten der His- 
bollah zu diskutieren.# Eine Verschärfung des Kurses gegenüber Assad 
würde die USA als einen Tyrann erscheinen lassen, der jede Gelegenheit 
wahrnimmt, auf arabische Länder einzudreschen. Und stünde Syrien 
auf der Abschussliste der Amerikaner, hätte Damaskus allen Grund, 
im Irak Unruhe zu stiften und dafür zu sorgen, dass die US-Streitkräfte 
dort so beschäftigt wären, dass sie für Syrien keine Hand mehr frei 
hätten. Selbst wenn der Präsident Druck auf Syrien ausüben wollte, 
war es sinnvoller, zuerst die Angelegenheiten im Irak zu regeln. 


Die neokonservativen Mitglieder der amerikanischen Regierung 
waren natürlich gegen eine Kooperation mit Syrien. Selbst die Geheim- 
dienstkanäle, die Washington mit wichtigen Informationen über Al- 
Qaida versorgten, waren ihnen ein Dorn im Auge. »Neokonservative 
Stabsmitglieder des Verteidigungsministers und des Vizepräsidenten«, 
schreibt Leverett, »waren dagegen, von Syrien Hilfe anzunehmen, 
weil sich die USA gegenüber Damaskus womöglich verpflichtet füh- 
len könnte und dies eine angemessene Reaktion Amerikas gegenüber 
einem terrorfreundlichen Staat verhindern würde.«*' Präsident Bush 
zeigte jedoch sehr wenig Interesse an einer solchen »angemessenen 
Reaktion«. Mitte April 2003, als die USA gerade einen scheinbar ent- 
scheidenden Sieg im Irak errungen hatten und die Rufe nach einem 
Angriff auf Syrien immer lauter wurden, wies er das Pentagon so- 
gar an, keine Kriegspläne gegen Syrien zu schmieden.® Angesichts 
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der Entwicklungen im Irak nach der anfänglichen Euphorie hat Bush 
seine Haltung in diesem Punkt sicher nicht geändert. Wie er schon 
bei der Unterzeichnung angekündigt hatte, ließ sich der Präsident bei 
der Umsetzung des Syriengesetzes reichlich Zeit, schr zum Ärger der 
proisraelischen Hardliner in den USA. Im Frühjahr 2004 waren der 
Kongressabgeordnete Engel und einige seiner Kollegen derart frustriert 
über Bushs Verzögerungstaktik, dass sie mit einem neuen, verschärften 
Entwurf des Syria Accountability Act drohten.# 

Entgegen Olmerts Behauptungen gab es in den letzten Jahren ver- 
einzelte Medienberichte, wonach die Regierung Bush möglicherweise 
positiv reagieren würde, falls Israel das Angebot Assads zur Wieder- 
aufnahme der Friedensgespräche akzeptiere. Ze’ev Schiff beispiels- 
weise schrieb im Dezember 2003, »nach Ansicht von amerikanischen 
Quellen, die mit der Haltung der Regierung vertraut sind, hätte sie 
eine Annahme von Assads Vorschlag durch Israel begrüßt. Die Verei- 
nigten Staaten legen es im Prinzip nicht auf eine militärische Ausein- 
ng mit Damaskus an und sind bereit, Assad Gelegenheit zu 
geben, sich zu bessern.«®' Einen Monat später schrieb Aluf Benn in 
Haaretz, »führende US-Beamte« hätten den Israelis mitgeteilt, die Ver- 
einigten Staaten würden »keine Einwände erheben, sollte Israel sich 
entscheiden, das Angebot des syrischen Präsidenten Bashar Assad zu 
einer Wiederaufnahme der Verhandlungen anzunehmen«. Benn setzte 
jedoch hinzu, Israel habe »von weniger hochrangigen Vertretern der 
US-Regierung anderslautende Auskünfte erhalten «.*° Andere Berichte 
sprechen davon, dass Washington Unterredungen zwischen Israel und 
Syrien ablehne.® Angesichts des ständigen Tauziehens zwischen den 
Entscheidungsträgern über den richtigen Umgang mit Damaskus und 
die Abwägung rivalisierender Interessen ist es schwer zu sagen, was 


die Regierung Bush wirklich denkt. 

Präsident Bush unternahm zwar keine ernsthaften Schritte, um As- 
sad zu stürzen, doch immerhin drängte ihn die Israel-Lobby zu einem 
offensiveren Syrienkurs, als er vermutlich von sich aus eingeschla- 
‚gen hätte.” Der US-Präsident und seine engsten Berater verwendeten 
durchweg harte Worte oder verdeckte Drohungen in Bezug auf Da- 
maskus. Wiederholt beschuldigten sie Syrien, die Aufstände im Irak 
zu fördern. Wenn es Probleme im Libanon gab, machten sie ohne viel 
Federlesens Syrien dafür verantwortlich, und Bush bemühte sich auch 
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nicht, ein pragmatisches Verhältnis zu Syrien aufzubauen oder alte 
Unstimmigkeiten auszuräumen. Neokonservative Stimmen innerhalb 
und außerhalb der US-Regierung forderten weiterhin ein militärisches 
Vorgehen gegen das Assad-Regime in Syrien. Besonders laut wurden 
solche Rufe während des Libanonkriegs im Sommer 2006.%% Meyrav 
Wurmser, Leiterin des zum Hudson Institute gehörenden Center for 
Middle East Policy, berichtete nach dem Ende des Libanonkriegs, ihre 
neokonservativen Kollegen seien sehr verärgert über Israel »aufgrund 
der Tatsache, dass Israel die Syrer nicht angegriffen hatte. Anstatt ge- 
gen die Hisbollah zu kämpfen, meinen viele in der US-Regierung, hätte 
Israel lieber gegen seinen wahren Feind vorgehen sollen, und das sei 
nicht die Hisbollah, sondern Syrien.«° 


Schlussbemerkung 


Washingtons Konfrontationskurs gegenüber Damaskus hat den Ver- 
einigten Staaten leider nichts als negative Konsequenzen eingebracht 
und zudem auch Israels langfristigen Interessen geschadet. Zunächst 
einmal hat Syrien aufgehört, Washington Geheimdiensterkenntnisse 
über Al-Qaida zu liefern.” Assad hat nicht viel unternommen, um die 
USA im Irak zu unterstützen, und versucht möglicherweise sogar, seine 
eigene Position zu festigen, indem er die Unruhen aktiv fördert.”' Denn 
solange die Amerikaner in Bagdad festsitzen, haben sie wohl kaum die 
Kapazitäten, um sich auch noch gegen Syrien zu wenden. Damaskus 
unterstützt auch weiterhin die Hisbollah im Libanon und hat sich still- 
schweigend mit dem Iran verbündet, womit es noch schwieriger wird, 
im Libanon Frieden zu wahren und den Iran von seinen Atomwaffen- 
plänen abzubringen. Obwohl diese Entwicklungen ungünstig für die 
USA sind, pochen die Hardliner der Israel-L,obby weiterhin auf eine 


Konfrontationspolitik und kr 
Kurs empfiehlt. 
Im Zuge des Debakels, das Israel im letzten Sommer im Libanon 


ieren prompt jeden, der einen anderen 


erlebte, und vor allem angesichts der katastrophalen Position der Ver- 
einigten Staaten im Irak ist Präsident Bush inzwischen erheblichem 
Druck ausgesetzt, sich Syrien gegenüber versöhnlich zu zeigen.” 
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Man hofft, dass Damaskus bei der Stabilisierung der Lage im Irak 
behilflich sein und dort eine gewisse Ordnung schaffen könnte, da- 
mit die US-Truppen endlich abziehen können. Möglicherweise könnte 
Syrien sogar aus seiner Allianz mit dem Iran gelöst und damit auch 
die Hisbollah geschwächt werden. Wie schon erwähnt, widersetzten 
sich mehrere Senatoren und Abgeordnete einschließlich der Spreche- 
rin des Repräsentantenhauses, Nancy Pelosi, der Regierung Bush und 
trafen sich in Damaskus mit Präsident Assad. Ihr Ziel ist die von der 
parteiübergreifenden Baker-Kommission empfohlene Entspannung der 
Beziehungen zwischen Syrien und den USA. Auf diese Weise könnte 
ragen in der Region viel leichter angehen. 


man diverse Sicherhei 

Die israelische Führungsspitze scheint jedoch entschlossen zu sein, an 
den Golanhöhen festzuhalten, und hat kein Interesse an einer Koope- 
ration zwischen den USA und Syrien.” Die einflussreichsten Gruppen 
der Israel-Lobby vertreten den israelischen Standpunkt und bemühen 
sich nachhaltig und bisher auch erfolgreich, die Regierung Bush von 
einer engeren Zusammenarbeit mit dem Assad-Regime abzubringen. 
Die Vereinigten Staaten verfolgen daher weiterhin eine Syrienpolitik, 
die unter strategischen Gesichtspunkten unsinnig ist. Daran wird sich 
wahrscheinlich auch nichts ändern, bis es in Israel wieder einen Mini- 
sterpräsidenten wie Jitzchak Rabin gibt, der begreift, dass sich Israels 
strategische Position durch einen Austausch der Golanhöhen gegen 
den Frieden mit Syrien letztlich erheblich verbessern würde. 

Es ist eigentlich ganz einfach: Ohne den Einfluss der Israel-Lobby 
gäbe es keinen Syria Accountability Act, und die Syrienpolitik der USA 
entspräche cher ihren eigenen nationalen Interessen. Man könnte hin- 
zufügen, dass mit einer anderen US-Politik inzwischen vielleicht sogar 
ein Friedensvertrag zwischen Syrien und Israel zustande gekommen 
wäre; ein solcher Vertrag hätte Israels Legitimität und regionale Vor- 
machtstellung bekräftigt und die internationale Unterstützung für sei- 
ne zielstrebigsten, starrsinnigsten und brutalsten Feinde eingedämmt: 
Hamas, Hisbollah und Islamischer Dschihad. 

Die fehlgeleitete Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber Syrien 
ist nicht der einzige Fall, in dem die Israel-Lobby auf eine unfruchtbare 
Konfrontationspolitik pocht, die den USA und Israel gleichermaßen 
schadet. Fast genau das Gleiche ist seit kurzem in der Iranpolitik der 
USA zu beobachten, um die es im nächsten Kapitel geht. 
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Kapitel 10 


Der Iran im Fadenkreuz 


Die Vereinigten Staaten und der Iran stehen sich feindlich gegenüber, 
seit 1979 aus der Islamischen Revolution die Islamische Republik her- 
vorging, In Anbetracht der US-Interventionen im Iran - namentlich 
des Staatsstreichs 1953, der zur Wiedereinsetzung von Schah Reza 
Pahlavi führte - und der Unterstützung diverser radikaler Gruppen 
durch das neue Regime ist es nur verständlich, dass beide Staaten ein 
tiefes Misstrauen gegeneinander hegen. Nur gelegentlich kommt es in 
begrenztem Umfang zur Zusammenarbeit. 

Für die USA und Israel stellt der Iran eine ernster zu nehmende stra- 
tegische Bedrohung dar als Syrien. Sowohl Damaskus als auch Teheran 
unterstützen die Hisbollah, die Hamas und den Islamischen Dschihad, 
und beide sind Gegner von Al-Qaida. Beide besitzen chemische und 
möglicherweise biologische Waffen, wobei die Belege für Letztere nicht 
beweiskräftig sind. Es gibt aber drei grundlegende Unterschiede zwi- 
schen dem Iran und Syrien. 

Erstens arbeitet der Iran daran, den kompletten nuklearen Brenn- 
stoffkreislauf zu beherrschen, was es ihm möglich machen würde, 
nach Belieben Kernwaffen zu bauen. Zudem entwickelt er Raketen, 
die er mit atomaren Sprengköpfen versehen und gegen Nachbarstaaten 
richten könnte, darunter auch Israel.! Aus diesem Grund bezeichnen 
Israelis den Iran oft als „existenzielle*“ Bedrohung. Der Iran wird in 
näherer Zukunft nicht in der Lage sein, Amerika selbst mit Aromrake- 
ten anzugreifen, könnte jedoch möglicherweise entwickelte Kernwaf- 
fen gegen die im Nahen Osten stationierten US-Truppen oder Europa 
einsetzen. 

Zweitens machten mehrere iranische Spitzenpolitiker, allen voran 
Präsident Mahmud Ahmadinedschad, zutiefst beunruhigende Bemer- 
kungen, die sowohl den Holocaust als auch Israels Existenzrecht in 
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Frage stellen. Zwar wird Ahmadinedschads Forderung, Israel müsse 
»vom Blatt der Zeit verschwinden« (oder »von den Seiten der Ge- 
schichte getilgt werden«), oft als Aufruf zur physischen Vernichtung 
Israels (im Sinne von „Israel von der Landkarte verschwinden“ lassen) 
falsch übersetzt, doch seine Äußerung war in jedem Fall eine unerhör- 
te Provokation, die Israelis und andere zutiefst treffen musste.? Die 
vom Iran organisierte „Holocaustkonferenz“ im Dezember 2006, an 
der prominente Holocaustleugner und andere berüchtigte Extremisten 
teilnahmen, verstärkte die weltweite Besorgnis über die Absichten des 
Irans. 

Drittens ist der Iran der mächtigste islamische Staat am Persischen 
Golf und besitzt das Potenzial, die Region mit ihren reichen Ölvor- 
kommen zu dominieren. Das gilt vor allem angesichts der Gescheh- 
nisse im Irak seit dem Einmarsch der US-Truppen im März 2003: Der 
größte Konkurrent des Irans in der Region ist heute eine gespaltene, 
vom Krieg zerrüttete Gesellschaft und nicht im Mindesten fähig, den 
Iran einzudämmen. Der Iran unterhält Verbindungen zu mehreren der 
dominierenden schütischen Splittergruppen im Irak und übt damit 
mehr Einfluss auf dessen Entwicklung aus als zu Zeiten Saddam Hus- 
seins. Diese drastische Verschiebung des regionalen Machtgefüges er- 
klärt, warum manche den Iran für den »offensichtlichen Gewinner des 
Irakkriegs« halten.* Sein Machtvorsprung gegenüber seinen Nachbarn 
wäre natürlich noch bedeutender, wenn er Kernwaffen besäße. 

Die zunehmende Macht des Irans ist ungünstig für die USA, die seit 
langem zu verhindern versuchen, dass irgendein Land die Hegemonie 
am Persischen Golf erringt. Dieses Prinzip erklärt auch, warum die 
Regierung Reagan Saddam in den 1980er Jahren unterstützte, als es 
so aussah, als könnte der Iran als Sieger aus dem brutalen Krieg mit 
dem Irak hervorgehen. Die Vereinigten Staaten haben zudem ein mas- 
sives Interesse daran, dass der Iran nicht über Atomwaffen verfügt. 
Israel ist ebenso gegen eine Dominanz des Irans am Golf, da von einer 
regionalen Großmacht dieser Art eine langfristige strategische Bedro- 
hung ausginge. Für die israelische Regierung wäre ein mit Atomwaffen 
ausgerüsteter Iran der ultimative Albtraum. 

Israel macht sich jedoch nicht als einziges Land im Nahen Osten 
Sorgen wegen des Irans. Auch viele arabische Nachbarn sind über 
die Atompolitik des Irans ebenso beunruhigt wie über seinen zuneh- 
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menden Einfluss in der Region. Sie fürchten, ein übermächtiger Iran 
könnte sie eines Tages bedrängen oder sogar überfallen, wie Saddam 
im August 1990 Kuwait überfiel. Sie sind außerdem misstrauisch, weil 
der Iran mehr ein persischer, also kein arabischer Staat ist. Auch sind 
sie an einer Machtbalance innerhalb des Islam zwischen Schiiten und 
Sunniten interessiert. Die iranische Regierung ist zutiefst der Schia 
verpflichtet, was die Führer der sunnitisch dominierten Staaten wie 
Saudi-Arabien, Kuwait and der Vereinigten Arabischen Emirate ange- 
sichts des wachsenden schiitischen Einflusses in der arabischen Welt 
beunruhigt. Zum ersten Mal regieren Schiiten den Irak, und seit dem 
Krieg gegen Israel 2006 hat die schiitische Hisbollah im Libanon an 
Einfluss gewonnen. Zu allem Überfluss unterhält Teheran enge Bin- 


dungen zu einigen Mitgliedern der irakischen Führung und unterstützt 
seit langem die Hisbollah. 

Die USA, Israel und die arabischen Nachbarn des Irans, inklusive 
vieler Verbündeter der USA am Golf, haben jeder für sich ein Interesse 
daran, dass der Iran nicht über Kernwaffen verfügt und auch nicht zur 
regionalen Vormacht aufsteigt. Washington wäre daran gelegen, den 
Iran in Schach zu halten, selbst wenn es Israel nicht gäbe, einfach, um 
eine Eroberung oder Einschüchterung der übrigen Golfstaaten durch 
Teheran zu verhindern. Die uneingeschränkte Unterstützung der ara- 
bischen Länder würde es den USA erleichtern, das Machtgleichgewicht 
am Golf aufrechtzuerhalten. Um sie zu gewinnen, bedarf es einer wirk- 
samen Strategie. 

Seit 15 Jahren drängen Israel und die Lobby die Vereinigten Staaten 
zu einer strategisch unklugen Politik gegenüber dem Iran. Vor allem 
sind sie heute die treibende Kraft hinter all dem Gerede im Weißen 
Haus und im Capitol über den Einsatz militärischer Mittel, um ira- 
nische Kernwaffenanlagen z rstören. Leider macht es eine solche 
Rhetorik schwerer und nicht leichter, den Iran von seiner Atompoli- 


tik abzubringen. In den 1990er Jahren ermunterten Israel und seine 
amerikanischen Förderer die Regierung Clinton, gegenüber dem Iran 
auf Konfrontationskurs zu gehen, obwohl der Iran an einer Verbesse- 
rung der Beziehungen zwischen beiden Ländern interessiert war. Die- 
ses Muster wiederholte sich in den ersten Jahren der Regierung Bush 
und nochmals im Dezember 2006. Damals unternahmen Israel und 
die Lobby gemeinsame Anstrengungen, die Empfehlung der Baker- 
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Kommission, Bush solle Verhandlungen mit dem Iran aufnehmen, zu 
unterminieren. Ohne die Lobby hätten die USA höchstwahrscheinlich 
eine andere, wirkungsvollere Iranpolitik eingeschlagen. 

Die amerikanischen Bemühungen, mit dem Iran zu verhandeln, 
wurden zusätzlich durch Israels Unterdrückungspolitik in den besetz- 
ten Gebieten behindert, die die Kooperationsbereitschaft arabischer 
Länder gegenüber den USA minderte. Einer der Hauptgründe dafür, 
dass Außenministerin Condoleezza Rice 2006 schließlich begann, 
den arabisch-israelischen Friedensprozess voranzutreiben, war das 
Beharren Saudi-Arabiens darauf, dass es keine sinnvolle Iranpolitik 
mit Washington aushandeln könne, solange in der arabischen Welt 
wegen der Palästinafrage so viel Unmut gegen die Vereinigten Staaten 
herrsche. Wie schon in Kapitel 7 diskutiert, werden Rices Bemühungen 
vermutlich scheitern, weil Israels derzeitige Führung die Gründung 
eines lebensfähigen Palästinenserstaats ablehnt. Und die Lobby wird 
es Bush oder jedem anderen Präsidenten sehr schwer machen, Israel in 
diesem Punkt zum Umdenken zu bewegen. Kurz gesagt: Es ist zu einem 
großen Teil Israel und seinen amerikanischen Fürsprechern zu verdan- 
ken, dass die Vereinigten Staaten seit Anfang der 1990er Jahre eine 
kontraproduktive Iranpolitik verfolgen und nur mit Mühe Unterstüt- 
zung von Staaten erhalten, die eigentlich Grund hätten, Washington 
bei Verhandlungen mit dem Iran zu unterstützen, und dies andernfalls 
wohl auch tun würden. 


Konfrontation oder Annäherung? 


Von 1953 bis 1979 war das Verhältnis zwischen den USA und dem 
Iran hervorragend, bis der von Amerika unterstützte Schah gestürzt 
wurde und Ajatollah Chomeini seine islamische Theokratie errichtete. 
Seither sind die Beziehungen zwischen den beiden Ländern fast durch- 
gehend feindselig. Und auch Israel ist seit dem Sturz des Schahs mit 
Teheran verfeindet. In den 1980er Jahren stellte der Iran aber weder 
für die USA noch für Israel eine ernsthafte Gefahr dar, vor allem, weil 
er in einen langwierigen Krieg gegen den Irak verwickelt war, der ihn 
niederhielt und an seinen Kräften zehrte. Um das Machtgefüge in der 
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Region zu erhalten, mussten die USA nur dafür zu sorgen, dass der 
Krieg in ein Patt mündete. Dies erreichten sie schlicht dadurch, dass 
sie Saddam Husseins Streitkräften halfen, die iranische Armee auf dem 
Schlachtfeld aufzureiben. Bei Kriegsende 1988 war der Iran ausgelaugt 
und auf Jahre hinaus nicht in der Lage, Unruhe in der Region zu stif- 
ten. Außerdem wurde das iranische Atomprogramm in den 1980er 
Jahren - vermutlich wegen des Kriegs - auf Eis gelegt. 

Israels Bild vom Iran wandelte sich Anfang der 1990er Jahre dras- 
tisch, als sich die Hinweise auf Teherans atomare Ambitionen häuften. 
1993 begann die israelische Regierung, Washington zu warnen, dass 
der Iran nicht nur für Israel, sondern auch für die USA eine ernste Ge- 
fahr darstelle. Bis heute hat diese schwarzseherische, aggressive Rhe- 
torik nicht nachgelassen, vor allem da der Iran an der nuklearen Front 
weiter vorrückt, Viele Experten gehen heute davon aus, dass der Iran 
irgendwann Atombomben bauen wird, wenn nichts unternommen 
wird, um das klerikale Regime zu stürzen, es zu einer Kursänderung 
zu zwingen oder ihm die Möglichkeiten zu nehmen. Die Lobby folgte 
Israels Vorbild und wiederholte dessen Warnungen davor, den Iran zur 
Atommacht werden zu lassen. 

Israel und die Lobby sind zudem besorgt über die Unterstützung der 
Hisbollah und der Palästinenser durch den Iran sowie über seine Wei- 
gerung, die Existenz Israels anzuerkennen. Es ist nicht nötig zu sagen, 
dass Äußerungen wie die Präsident Ahmadinedschads diese Ängste 
verstärken. Israel und seine Unterstützer neigen dazu, die iranische 
Politik als Spiegel einer tiefen ideologischen Aversion gegen den jüdi- 
schen Staat anzusehen. Richtiger wäre es jedoch, sie als taktische Maß- 
nahmen zu betrachten, durch die der Iran seine Position in der Region 
insgesamt ausbauen will. Vor allem die Unterstützung der palästinen- 
sischen Interessen (und Gruppen wie etwa der Hisbollah) verschafft 
dem Iran Sympathien in den arabischen Ländern und beugt einer ara- 
bischen Allianz gegen den persischen Iran vor. Wie der Iranexperte 
Trita Parsi überzeugend zeigt, schwankt das iranische Engagement für 
die Hisbollah und die Palästinenser erheblich, meist als Reaktion auf 
die allgemeine Bedrohungssituation. Die Beziehungen zwischen dem 
klerikalen Regime im Iran und der weitgehend säkularen PLO waren 
in den 1980er Jahren alles andere als herzlich, und erst nach seinem 
Ausschluss von der Madrider Konferenz 1991 und dem Beginn des 
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Osloer Friedensprozesses fing der Iran an, palästinensische Hardliner- 
Gruppierungen wie den Islamischen Dschihad zu fördern. Diese Er- 
eignisse führten dazu, dass Teheran sich dem Verhalten Washingtons, 
das es zu Recht als breit angelegten Versuch verstand, den Iran zu 
isolieren und ihm seine besondere Rolle in der Region abzusprechen, 
widersetzte. Es tat dies durch die Unterstützung extremistischer, eben- 
falls gegen Oslo gerichteter Gruppen. Martin Indyk, der damals eine 
Schlüsselrolle in der US-Politik innehatte, erinnerte sich später, der Iran 
habe »ein Motiv [gehabt], uns im Friedensprozess niederzumachen, 
um unsere Politik der Eingrenzung und Isolation zu unterlaufen. Und 
deshalb attackierten sie den Friedensprozess. «° 

Es gibt zwei große Alternativen, mit dem Atomprogramm und den 
regionalen Ambitionen des Irans umzugehen. Ein Ansatz, der von der 
israelischen Regierung und ihren wichtigsten US-Förderern bevorzugt 
wird, geht davon aus, dass sich der Iran nicht mehr bändigen ließe, 
wenn er Atomwaffen besäße. Teheran würde dieser Sichtweise zufolge 
seine Kernwaffen vermutlich gegen Israel einsetzen, weil die iranische 
Führung aufgrund ihrer apokalyptischen Geschichtsauffassung einen 
Gegenschlag Israels nicht fürchte.° Sie könnte Terroristen mit Atom- 
waffen versorgen oder selbst solche Waffen gegen die USA richten, 
auch wenn darauf automatisch massive Vergeltungsschläge folgen 
würden. Deshalb dürfe man nicht zulassen, dass der Iran ein Kern- 
waffenarsenal aufbaue. Israel würde es gern schen, dass Washington 
dieses Problem löst, schließt jedoch auch nicht aus, dass seine eigenen 
Streitkräfte diese Aufgabe übernehmen würden, sollten die Amerika- 
ner kalte Füße bekommen. 

Dieser Ansatz setzt auch voraus, dass der Iran weder durch diplo- 
matische Schlichtungsversuche noch durch positive Anreize zu bewe- 
gen ist, sein Atomprogramm aufzugeben. Das bedeutet konkret, dass 
die USA Sanktionen über den Iran verhängen müssten - und vielleicht 
sogar einen Präventionskrieg führen -, falls er an der Nukleartechnik 
festhalte. Um nachhaltigen Druck auf den Iran ausüben zu können, 
sollen die USA nach dem Willen der Israelis und der Lobby eine um- 
fangreiche militärische Präsenz im Nahen Osten aufrechterhalten, im 
Gegensatz zu der bis 1990 verfolgten Strategie des „Offshore Balan- 
eing“, bei der sie von außen für ein Machtgleichgewicht sorgten und 
ihre Streitkräfte außer Sichtweite hielten. 
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Seit 15 Jahren steht diese Konfrontationsstrategie in Konkurrenz 
zu einem zweiten Ansatz, der den nationalen Interessen der USA eher 
entgegenkommt. Diesem zufolge wäre es für die Vereinigten Staaten 
zwar besser, wenn der Iran keine Kernwaffen besäße, doch könne man 
ihn auch als Atommacht im Zaum halten und abschrecken — genau 
wie die Sowjetunion während des Kalten Kriegs.’ Dieser Ansatz geht 
auch davon aus, dass man den Iran am ehesten von der Atomwaf- 
fenentwicklung abhalten könne, indem man auf diplomatischem Weg 
versuche, seine Beziehungen zu den USA zu normalisieren. Dies setzt 
jedoch voraus, dass ein Präventionskrieg vom Tisch ist, da die Andro- 
hung eines Regimewechsels der iranischen Führungsspitze erst recht 
Gründe dafür gäbe, selbst über eine nukleare Abschreckung verfügen 
zu wollen. Genau wie die Amerikaner und Israe 


wissen auch die 
Iraneı, dass Kernwaffen der beste Schutz für einen Staat sind, der auf 
der Abschussliste eines anderen Staates steht. Der Iranexperte Ray Ta- 
keyh vom Couneil on Foreign Relations schrieb: »Die Atompläne des 
Irans beruhen nicht auf einer irrationalen Ideologie, sondern auf dem 
wohlüberlegten Bemühen um eine praktikable Abschreckung gegen 
eine wachsende Zahl von Bedrohungen ... Die iranische Führung sieht 
sich eindeutig im Fadenkreuz Washingtons, und genau dieser Eindruck 
treibt das Atomprogramm voran. «* 

Das Argument für den Dialog wird unterstützt durch die Tatsache, 
dass ein Präventionskrieg keine wirklich attraktive Alternative dar- 
stellt. Selbst wenn die Vereinigten Staaten die Kernwaffenanlagen im 
Iran eliminieren könnten, würde Teheran sie fast sicher wieder auf- 
bauen. Und diesmal würden die Iraner um vieles mehr darauf ach- 
ten, die Anlagen zu verteilen, zu verbergen und gegen einen Angriff 


abzusichern.” Außerdem, wenn Washington einen Präventionsschlag 
gegen den Iran führen würde, würde dieser gar nicht anders können, 
als Vergeltung zu üben, wo und wann es ihm möglich ist. Dazu wür- 
de auch gehören, dass er Öltransporte im Persischen Golf gefährden 
und seinen erheblichen Einfluss dazu nutzen könnte, die Situation der 
USA im Irak zusätzlich zu erschweren. Darüber hinaus würde der Iran 
vermutlich eine engere Anbindung an China und Russland suchen, an 
der Amerika nicht gelegen ist. Würden die USA hingegen die Kriegs- 
drohung zurücknehmen und das Gespräch mit dem Iran suchen, wäre 
Teheran eher bereit, Washington bei der Bekämpfung von Al-Qaida, 
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der Niederschlagung des Bürgerkriegs im Irak und der Stabilisierung 
‚Afghanistans zu helfen. Auch eine Annäherung an China und Russland 
wäre dann weniger wahrscheinlich.! 

Angesichts des seit langem vergifteten Klimas zwischen den USA 
und dem Iran gibt es keine Garantie dafür, dass Verhandlungen zum 
Durchbruch führen und das iranische Atomprogramm stoppen wür- 
den. Zudem bestehen kaum Chancen, dass Israel auf seine eigenen 
Atomwaffen verzichtet, und die iranische Regierung könnte meinen, 
wenn Israel über eine atomare Abschreckung verfüge, müsse der Iran 
das auch. Dennoch dürften Verhandlungen eher etwas bewirken als 
die Androhung eines Präventionskriegs. Und falls nicht, könnten die 
Vereinigten Staaten immer noch auf Abschreckung zurückgreifen. 

Man sollte erwarten, dass die Vereinigten Staaten inzwischen eine 
andere Form der Strategie akzeptiert hätten, vor allem, da die Kon- 
frontationstaktik in den letzten 15 Jahren nichts eingebracht hat. Es 
sind in erster Linie die CIA, das Außenministerium und sogar das 
US-Militär selbst — das wenig Begeisterung für eine Bombardierung 
der Kernwaffenanlagen im Iran zeigt —, die Verhandlungen befürwor- 
ten. Die Londoner Sunday Times berichtete Ende Februar 2007, dass 
»laut Quellen aus höchsten Verteidigungs- und Geheimdienstkreisen 
hsten militärischen Befehlshaber zurücktreten wer- 
‚chlag gegen den Iran anord- 


einige der ranghö 
den, sollte das Weiße Haus einen Militä 
nen«." Tatsächlich hat der Iran mehrfach Interesse an Verhandlungen 
signalisiert. Seine Führung hat sich im Laufe der letzten 15 Jahre bei 
verschiedenen Gelegenheiten an die USA gewandt, in der Hoffnung, 
das Klima zwischen beiden Ländern zu verbessern. Bemerkenswerter- 
weise bot der Iran sogar an, sein Atomprogramm zum Gegenstand 
von Verhandlungen zu machen und obendrein einen Modus Vivendi 
mit Israel zu erarbeiten. 

Trotz dieser viel versprechenden Chancen arbeiteten Israel und die 
Lobby Tag und Nacht, um sowohl die Regierung Clinton als auch die 
Regierung Bush von Verhandlungen mit dem Iran abzuhalten, und sie 
setzten sich in fast allen Fällen durch. Wie vorauszusehen war, hatte 
diese harte Linie nicht den angekündigten Erfolg, und die Vereinigten 
Staaten stehen nun schlechter da, als wenn sie eine Verhandlungsstra- 
tegie verfolgt hätten. Als Reaktion auf diesen Fehlschlag fordern im- 
mer mehr Stimmen in Washington und anderswo eine neue Offenheit 
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gegenüber dem Iran. Wiederum wenig überraschend versuchen Israel 
und die Lobby, die USA von einem Kurswechsel und einer Annäherung 
an Teheran abzubringen. Sie propagieren stattdessen weiterhin eine 
zunehmend provokative und kontraproduktive Politik. 


Die Regierung Clinton und das „Dual Containment“ 


Als die Regierung Clinton Anfang 1993 an die Macht kam, begannen 
der israelische Ministerpräsident Jitzchak Rabin und sein Außenminis- 
ter Schimon Peres zu behaupten, der Iran stelle sowohl für Israel als 
auch für die Vereinigten Staaten eine wachsende Bedrohung dar. Die 
israelische Führung stellte den Iran zum Teil deswegen als gefährli- 
chen Gegner dar, um dadurch die Beziehung zwischen Jerusalem und 
Washington nach dem Wegfall der sowjetischen Bedrohung enger zu 
gestalten. Ihre Hoffnung war, dass die USA Israel nun als Bollwerk 
gegen die iranischen Expansions 


trebungen ansehen würden, so wie 
es zuvor als Bollwerk gegen den sowjetischen Einfluss im Nahen Osten 
fungiert hatte. Israel war zudem verständlicherweise besorgt über das 
neuerliche Interesse des Irans an der Entwicklung eines ausgeklügel- 
ten Atomprogramms.' Die Washington Post schrieb Mitte März 1993, 
» quer durch das politische Spektrum Israels herrscht die Überzeugung, 
dass man der öffentlichen Meinung und der politischen Führung der 
USA noch weiter die Notwendigkeit bewusst machen müsse, den Iran 
in seine Schranken zu verweisen, und dass die USA als einzige Welt- 
macht dazu in der Lage sind." 

Die Regierung Clinton reagierte auf Israels Drängen mit der Politik 
des „Dual Containment“, die wir bereits ausgeführt haben. Nicht nur, 
dass das Konzept zuerst von Martin Indyk am Washington Institute for 
Near East Policy (WINEP) publik gemacht wurde, Robert Pelletreau, 
damals im US-Außenministerium für Nahostfragen zuständig, erklärte 
dem Iranexperten Trita Parsi zudem, die Strategie sei im Wesentlichen 
die Kopie eines israelischen Vorschlags.'* Kenneth Pollack vom Sa- 


ban Center der Brookings Institution merkt dazu an, dass » Jerusalem 
einer der wenigen Orte auf der Welt war, wo man Dual Containment 
nicht ständig missverstand«.' Der neuen Strategie zufolge sollten die 
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USA ihre bisherige Rolle als „Offshore balancer“ am Persischen Golf 
aufgeben und stattdessen große Truppenkontingente in Kuwait und 
Saudi-Arabien stationieren, um sowohl den Iran als auch den Irak zu 
kontrollieren. Tatsächlich sollte die Politik mehr bewirken, als den 
Iran nur zu kontrollieren: Sie sollte auch »drastische Veränderungen 
im Verhalten des Irans« herbeiführen. Zu ihren Zielen gehörte es, den 
Iran zu zwingen, keine Terrorgruppen mehr zu unterstützen und sein 
Atomprogramm einzustellen.!‘ 

Abgesehen von den israelischen Bedenken gab es für die USA Anfang 
der 1990er Jahre keinen Grund, dem Iran gegenüber einen schärferen 
Ton anzuschlagen. Wenn überhaupt, war das Gegenteil der Fall. Akbar 
Haschemi Rafsandschani, ab 1989 iranischer Präsident, bemühte sich 
um eine Verbesserung des Verhältnisses zu Washington. Und der Iran, 
der noch unter den Folgen des verheerenden Kriegs gegen den Irak litt, 
stellte keine ernst zu nehmende militärische Bedrohung für die USA 
dar. Anfang der 1990er Jahre machte sich die US-Führung tatsäch- 
lich viel mehr Sorgen um Saddam Hussein, gegen den die USA gerade 
erst Krieg geführt hatten.'” Zudem hatte das iranische Atomprojekt 
1993 gerade erst das Licht der Welt erblickt. Bevor Israel begann, 
lautstark eine aggressivere Politik zu fordern, verlangten nur wenige 
in Washington einen härteren Kurs gegenüber dem Iran, und auch das 
Dual Containment wurde zunächst breit kritisiert.'® 
s Mitte der 1990er Jahre wuchs der Unmut über die „zweifache 
Eindämmung“, da sie die USA zwang, feindliche Beziehungen zu zwei 
Ländern zu unterhalten, die sich gegenseitig nicht leiden konnten. Was- 
hington stand damit allein vor der schwierigen Aufgabe, beide unter 
Kontrolle zu halten. In den Vereinigten Staaten wurde die Forderung 
laut, den Konfrontationskurs aufzugeben und stattdessen Verhand- 
lungen mit dem Iran aufzunehmen." Zugleich stand Rabin jedoch in 
Israel unter Druck, die Regierung Clinton zu einer Verschärfung ihrer 
Politik zu bewegen.?° Rabins Kritiker meinten, das Dual Containment 
greife nicht, weil es den umfangreichen Handelsverkehr zwischen dem 
Iran und den Vereinigten Staaten nicht wirksam unterbinde. Israel und 
die Lobby, insbesondere das American Israel Public Affairs Committee 
(AIPAC), setzten sich dafür ein, die Dual-Containment-Politik auf- 
rechtzuerhalten und die Schlupflöcher zu schließen, die es US-ameri- 
kanischen Firmen ermöglichten, weiterhin mit dem Iran Geschäfte zu 
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machen und dort zu investieren. Mitte 1994 berichtete Parsi: »Auf 
Geheiß der israelischen Regierung wurde ein 74-seitiges Papier vom 
AIPAC erstellt und in Washington in Umlauf gebracht, in dem es hieß, 
der Iran bedrohe nicht nur Israel, sondern auch die USA und die west- 
liche Welt. «2! Pollack zufolge »riefen alle - die Rechte, das AIPAC, die 
Israelis - nach neuen Sanktionen [gegen den Iran]«.”” Die Regierung 
Clinton war bereit mitzugehen, vor allem, weil sie sich auf den Osloer 
Friedensprozess konzentrierte und gewährleisten wollte, dass Israel 
sich sicher fühlte und der Iran, ein potentieller Spielverderber, den 
Prozess nicht torpedierte. 

Seine Grundstrategie legte das AIPAC im April 1995 in einem Be- 
richt mit dem Titel „Comprehensive U.S. Sanctions Against Iran: A 
Plan for Action“ dar. * Zu diesem Zeitpunkt hatte man jedoch bereits 
Schritte unternommen, die wirtschaftliche Schlinge um den Hals des 
Irans immer weiter zuzuziehen. Der republikanische Senator Alfonse 
D’Amato aus New York brachte — Pollack zufolge mit »einiger Hil- 
fe von den Israelis« - im Januar 1995 einen Gesetzentwurf ein, um 
sämtliche Wirtschaftsbeziehungen zwischen den USA und dem Iran 
schlagartig zu beenden.?* Die Clinton-Regierung lehnte das Gesetz 
zunächst ab, und im Kongress wurde es blockiert. 

Zwei Monate später erzielten Lobby-Gruppen allerdings einen ers- 
ten Erfolg, als der Iran die Erschließung der Ölfelder vor der Insel 
$irri an den US-amerikanischen Ölkonzern Conoco vergab. Unter 
mehreren ausländischen Bewerbern entschied sich der Iran bewusst 
für Conoco, um so sein Intere: 


an engeren Beziehungen zu den USA 
zu signalisieren. Diese freundliche Geste ging jedoch ins Leere, weil 
Clinton das Geschäft am 14. März platzen ließ. Einen Tag später erließ 
er eine Verordnung, die es US-Unternehmen untersagte, den Iran bei 
der Erschließung seiner Ölfelder zu unterstützen. Clinton erzählte spä- 
ter, »einer der schlagkräftigsten Gegner« des Conoco-Deals sei Edgar 
Bronfman sen., der einflussreiche frühere Präsident des Jüdischen 
Weltkongresses, gewesen.?* Auch das AIPAC spielte eine entscheiden- 
de Rolle beim Platzen des Vertrags.?? 

Am 6. Mai unterband Clinton mit einer zweiten Verordnung jegliche 
Finanzinvestionen sowie jeglichen Handel mit dem Iran, den er als »un- 
gewöhnliche, außerordentliche Bedrohung der nationalen Sicherheit, 
Außenpolitik und Wirtschaft der Vereinigten Staaten« bezeichnete. 
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Angekündigt hatte Clinton diesen Schritt bereits in der Woche zuvor 
in einer Rede vor dem Jüdischen Weltkongress.” Seine Entscheidung, 
das Conoco-Geschäft zu stoppen und die beiden Verordnungen zu 
erlassen, war Pollack zufolge »eine deutliche Demonstration unserer 
Unterstützung für Israel«.” Obwohl Israel hinter der US-Entscheidung 
stand, die Wirtschaftsbeziehungen zum Iran abzubrechen, erließ es 
paradoxerweise selbst keinerlei Gesetze, die den israelisch-iranischen 
Handel untersagten. Und die Israelis kauften über Dritte weiterhin 
iranische Waren! 

Doch auch die beiden Verfügungen des Präsidenten reichten der 
Lobby nicht, weil Clinton sie jederzeit zurücknehmen konnte, wenn 
er seine Meinung änderte. A. M. Rosenthal, ein entschiedener Für- 
sprecher Israels, wies darauf in der New York Times hin, wo er den 
Conoco-Deal kritisierte: »Das einzige Problem [an Verfügungen des 
Präsidenten] ist, dass der Präsident sie jederzeit wieder aufheben 
kann.« Als Reaktion auf dieses potenzielle Problem, so Trita Parsi, 
»überarbeitete das AIPAC« den von Senator D’Amato im Januar 1995 
vorgelegten Gesetzentwurf »und veranlasste den New Yorker Senator, 
ihn 1996 erneut einzubringen - einschließlich der vom AIPAC vorge- 
schlagenen Änderungen«.” Der neue Entwurf (der spätere /ran-Libya 
Sanctions Act) verhängte Sanktionen über jedes ausländische Unter- 
nehmen, das mehr als 40 Millionen US-Dollar in die Erschließung 
der Erdölvorkommen im Iran oder in Libyen investierte. Obwohl der 
Gesetzentwurf die europäischen Verbündeten der USA verärgerte, ver- 
abschiedete das Repräsentantenhaus ihn am 19. Juni 1996 mit 415 
Ja- und keinen Neinstimmen, und der Senat nahm ihn einen Monat 
später ebenfalls einstimmig an. Clinton unterzeichnete das Gesetz am 
5. August, obwohl sich quer durch seine Regierung erheblicher Wider- 
stand regte. Kenneth Pollack schrieb, dass »ein Großteil der Exekutive 
das D’Amato-Gesetz hasste - für viele war »hassen« sogar noch ein zu 
schwacher Ausdruck«. Andererseits »hätten viele von Clintons innen- 
politischen Beratern es für eine große Dummheit gehalten, hätte das 
Weiße Haus den Gesetzentwurf nicht gebilligt«.’* 

Da Clintons Wiederwahl drei Monate später anstand, hatten sie 
damit vermutlich Recht. Wie Haarerz-Militärkorrespondent Ze’ev 
Schiff damals schrieb, war »Israel nur ein Mosaiksteinchen im großen 
Gefüge, doch heißt das noch lange nicht, dass es in Washingtoner Re- 
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gierungskreisen kein Gewicht hätte«.°® Auch James Schlesinger, der in 
mehreren Regierungen verschiedene Kabinettsposten innehatte, sagte 
in Bezug auf die Sanktionen: »Der Einfluss der Parteigänger Israels auf 
unsere Nahostpolitik lässt sich kaum überschätzen.«%* 

Der Fall Conoco weckt weitere Zweifel an der häufig geäußerten 
Behauptung, die „Öl-Lobby“ sei die wahre treibende Kraft hinter der 
Nahostpolitik der USA. In diesem Fall waren ein US-Ölkonzern und 


der Iran gleichermaßen daran interessiert, miteinander ins Geschäft 


zu kommen. Die Ölindustrie war gegen die Rücknahme des Conoco- 
Deals und gegen gesetzlich verhängte Sanktionen gegen den Iran.” 
Wie in Kapitel 4 ausgeführt, sprach sich Vizepräsident Dick Cheney, 
der den Konfrontationskurs gegenüber dem Iran heute vehement be- 
fürwortet, in den 1990er Jahren als Vorstandsvorsitzender des Öl- 
konzerns Halliburton öffentlich gegen die Sanktionen aus. Doch das 
AIPAC walzte die Interessen der Erdölindustrie bei jeder Entscheidung 
nieder. Diese Ergebnisse beweisen aufs Neue, wie gering der Einfluss 
der Ölkonzerne auf die Nahostpolitik der USA im Vergleich zu dem 
Is 


acls und seiner Lobby in Wirklichkeit ist. 

Die Haltung Amerikas verhärtete sich weiter, obwohl sich neue Ge- 
legenheiten zu Verhandlungen boten. Am 23. Mai 1997 wurde Mo- 
hammad Chatami zum P: 


denten des Iran gewählt. Noch eifriger als 
sein Vorgänger bemühte er sich um eine Verbesserung der Beziehungen 
zum Westen und zu den USA insbesondere. In seiner Antrittsrede am 
4. August und seiner ersten Pressekonferenz am 14. Dezember machte 


er vei 


söhnliche Bemerkungen. Und in einem längeren CNN-Interview 
am 7. Januar 1998 äußerte er mit Nachdruck seine Bewunderung für 
»das großartige amerikanische Volk« und »seine großartige Kultur«. 
Er machte deutlich, dass der Iran es nicht »darauf anlege ... die US- 
Regierung zu vernichten oder zu untergraben«, und das er die schreck- 
liche Besetzung der US-Botschaft 1979 bedauere. In Bezug auf die Un- 
stimmigkeiten zwischen Teheran und Washington forderte er »einen 
Riss in dieser Mauer des Misstrauens, um einen Wandel einzuläuten 
und eine Gelegenheit zu schaffen, die neue Situation zu prüfen«.* 
Chatami schloss weiterhin die Möglichkeit eines israelischen Staats 
im historischen Palästina nicht aus und erklärte, dass » Terrorismus 
in all seinen Formen verdammt werden sollte«. Terrorakte gegen Is- 
rael verurteilte er, fügte jedoch hinzu: »Die Unterstützung von Völ- 


400 


kern, die für die Befreiung ihres Landes kämpfen, ist in meinen Augen 
nicht dasselbe wie die Unterstützung des Terrorismus.« Trotz dieses 
Vorbehalts ließen Chatamis Äußerungen einen deutlichen Wandel des 
iranischen Standpunkts erkennen, und schon bald signalisierten auch 
andere Sprecher des Irans die Bereitschaft, Israel anzuerkennen, sofern 
es eine Einigung mit den Palästinensern erziele.’ 

Auf Chatamis versöhnliche Äußerungen hin entschloss sich die Re- 
gierung Clinton - nach Rücksprache mit Israel und Schlüsselfiguren im 
Kongress - zu einigen kleinen Gesten, die das Verhältnis zwischen dem 
Iran und den Vereinigten Staaten entschärfen sollten.” Clinton und 
Außenministerin Madeleine Albright äußerten sich bedauernd über 
das bisherige Verhalten der westlichen Länder, und die USA lockerten 
die Visa-Beschränkungen für Reisen zwischen beiden Ländern. Selbst 
Martin Indyk, geistiger Vater des Dual Containment und inzwischen 
US-Botschafter in Israel, sagte vor Reportern, »die Vereinigten Staaten 
haben wiederholt erklärt, dass wir nichts gegen eine islamische Re- 
gierung im Iran haben ... Wir sind dialogbereit.«*' Dennoch blieben 
die Handelsbeschränkungen in Kraft, und Clinton behielt die Dual- 
Containment-Politik bis zum Ende seiner zweiten Amtszeit bei. Dass 
ein Kurswechsel ausblieb, lag zum Teil an Hardlinern im Iran, die 


Chatamis Pläne, mit dem »großen Satan« zu verhandeln, strikt ab- 
lehnten.'? Doch auch Israel und seine Unterstützer in den USA hatten 
erheblichen Anteil daran, dass es nicht zu einer Annäherung zwischen 
Amerika und dem Iran kam. 

Die Lobby war in hohem Maße verantwortlich für die Einfüh- 
rung und Aufrechterhaltung des Dual Containment in den Jahren vor 
Chatamis Amtsantritt 1997. Diese Politik half natürlich, das Klima 
zwischen Teheran und Washington zu vergiften, was wiederum den 
politischen Einfluss der iranischen Hardliner stärkte, die ihren neuen, 
gemäßigteren Staatschef ablehnten. Weiterhin, als sich Mitte Dezember 
1997 abzeichnete, dass Chatami engere Beziehungen zu den USA suchte, 
begannen israelische Regierungsvertreter sofort, diese Bemühungen zu 
unterminieren. Haaretz berichtete, dass »Israel Washington gegenüber 
Besorgnis über einen angeblich bevorstehenden Kurswechsel der USA 
im Hinblick auf den Iran äußerte«, und fügte hinzu, Ministerpräsident 
Netanjahu habe »das AIPAC aufgefordert, ... massiv auf den Kongress 
einzuwirken, um einen solchen Kurswechsel zu verhindern«.** 
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Das AIPAC tat, wie Netanjahu ihm geheißen. Gary Sick, einer der 
führenden amerikanischen Iranexperten, meinte dazu: »Die allmähli- 
che Verbesserung des Klimas zwischen den USA und dem Iran nach 
der Wahl Chatamis änderte nichts an der Haltung des AIPAC. Anfang 
1999 hielten nur noch das AIPAC, die iranischen Exilmonarchisten 
und die terroristischen Volksmudschaheddin unerbittlich daran fest, 
im Iran hätte sich wenig oder gar nichts verändert. «*' Selbst nachdem 
der israelische Botschafter in den USA im Frühjahr 2000 geäußert 
hatte, es sei durchaus akzeptabel, wenn die Regierung Clinton den 
Export bestimmter Nahrungsmittel und medizinischer Hilfsgüter in 
den Iran zulasse, kämpfte das AIPAC weiter gegen den Gesetzentwurf. 
Das AIPAC erhob keinen Widerspruch, als Clinton das Embargo für 
Kaviar, Perserteppiche und Pistazien aus dem Iran aufhob, dafür aber 
die Anti-Defamation League und die Conference of Presidents of Ma- 
jor American Jewish Organizations.*° Clinton setzte sich letztlich in 
beiden Fällen durch, vor allem, weil es beide Male nur um ein geringes 
Handelsvolumen ging und der Widerstand schwach blieb. Die USA 
bemühten sich jedoch nicht wirklich, die von Chatami zaghaft ausge- 
streckte Hand zu ergreifen, 

Eis war für die Vereinigten Staaten in den 1990er Jahren sehr sinn- 
voll, das Gespräch mit dem Iran zu suchen und das Klima zwischen 
den beiden Ländern zu entschärfen. Dual Containment war nach 
Einschätzung Brent Scowerofts »eine Schnapsidee«.* Die israelische 
Führung glaubte dennoch, dass es in Israels Interesse wäre, Clinton 
von Verhandlungen abzuhalten, auch wenn diese aggressivere Politik 
nicht im nationalen Interesse der USA lag. Ephraim Sneh, einer der 
führenden israelischen Hardliner in Bezug auf den Iran, räumte dies 
ohne Umschweife ein: »Wir waren dagegen [gegen den Dialog zwi- 
schen USA und Iran], ... weil die Interessen der USA nicht mit unseren 
übereinstimmten.«* Die Lobby folgte Israels Vorbild. 


Die Regierung Bush und der Regimewechsel 


Wie in Kapitel 8 diskutiert, veranlassten die Anschläge vom 11. Sep- 
tember 2001 Präsident Bush, das Dual-Containment-Konzept aufzu- 
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geben und stattdessen eine noch ehrgeizigere Strategie der regionalen 
Transformation zu verfolgen. Das US-Militär sollte nun eingesetzt 
werden, um feindliche Regierungen im ganzen Nahen Osten zu stür- 
zen. Aus israelischer Sicht gehörte der Iran idealerweise auf Platz eins 
von Bushs Hitliste der möglichen Ziele. Seit Anfang der 1990er Jahre 
stellt die israelische Führung den Iran als ihren gefährlichsten Gegner 
dar, weil er sich von allen am ehesten Atomwaffen verschaffen könnte. 
Der israelische Verteidigungsminister Benjamin Ben Eliezer sagte ein 
Jahr vor dem Irakkrieg: »Der Irak ist ein Problem ... Aber Sie müssen 
das verstehen - meiner Meinung nach ist der Iran heute gefährlicher 
als der Irak.«** 

Dennoch akzeptierten Scharon und sein Stab Anfang 2002 den Ent- 
schluss der Vereinigten Staaten, zunächst den Irak anzugreifen und sich 
dem Iran erst zuzuwenden, wenn Saddam gestürzt wäre. Sie erhoben 
keine ernsthaften Einwände gegen diese Reihenfolge, erinnerten aber 
die Regierung Bush beständig daran, dass sie die Iranfrage angehen 
müsse, sobald sie ihre Aufgabe in Bagdad erledigt hätte. Im November 
2002 begann Scharon in einem Interview mit der Londoner Times, die 
USA öffentlich zur Offensive gegen den Iran zu drängen. Er bezeich- 
nete darin den Iran als »Zentrum des Weltterrors«, das eifrig an der 
Entwicklung von Atomwaffen arbeite, und erklärte, Bush müsse »am 
Tag nach« der Eroberung des Iraks mit eiserner Hand gegen den Iran 
vorgehen. 

Ende April 2003, also nach dem Fall Bagdads, berichtete Haarerz, 
dass der israelische Botschafter in Washington nun einen Regime- 
wechsel im Iran fordere. Der Sturz Saddam Husseins, bemerkte er, 
sei »nicht genug«. Amerika müsse »die Angelegenheit zu Ende brin- 
gen. Wir sind nach wie vor Gefahren ähnlichen Ausmaßes von Sy- 
rien und dem Iran ausgesetzt. «"° Zehn Tage später berichtete die New 
York Times, in Washington wachse die Besorgnis über die iranischen 
Atomwaffenambitionen; zudem »bläuen die Israelis uns ständig ein, 
wir müssten das Problem ernst nehmen«.’! Auf der Meinungsseite 
des Wall Street Journal erschien am 25. Juni ein Gastkommentar von 
Schimon Peres mit dem Titel „We Must Unite to Prevent an Ayatollah 
Nuke“. Seine Schilderung der iranischen Bedrohnung darin klingt 
exakt wie seine frühere Beschreibung der Bedrohung durch Sad- 
dam. Sogar sein ritueller Verweis auf die Lektionen, die man aus der 
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Appeasementpolitik in den 1930er Jahren gelernt habe, fehlt nicht. 
Man müsse, so betont er, dem Iran unmissverständlich klarmachen, 
dass die Vereinigten Staaten und Israel es nicht zulassen werden, dass 
er zur Atommacht wird.’? 

Auch die Neokonservativen verloren keine Zeit, sich für einen 
Machtwechsel in Teheran einzusetzen. Ende Mai 2003 berichtete die 
Nachrichtenagentur Inter Press Service, dass »die Anstrengungen der 
Neokonservativen, das Augenmerk der USA auf einen »Regimewech- 
sel« im Iran zu lenken, seit Anfang Mai erheblich zugenommen und 
bereits Früchte getragen [haben] «.°? Anfang Juni hieß es im Forward: 
»Neokonservative innerhalb und außerhalb der Administration drän- 
gen auf aktive Bemühungen für einen Regimewechsel in Teheran. Seit 
einigen Wochen tauchen Berichte von möglichen verdeckten Aktionen 
auf.« 

Wie üblich erschienen gleich reihenweise Artikel von prominenten 
Neokonservativen - im Wesentlichen denselben Leuten, die den Irak- 
krieg befürwortet hatten -, die nun gegen den Iran mobil machten. 
William Kristol schrieb am 12. Mai im Weekly Standard, dass »die Be- 
freiung des Iraks die erste große Schlacht um die Zukunft des Nahen 
Ostens war ... In der nächsten wird es, wenn auch hoffentlich nicht 
mit Waffengewalt, um den Iran gehen.«'‘ Michael Ledeen, einer der 
führenden Hardliner in der Auseinandersetzung mit dem Iran, schrieb 
am 4. April in der National Review Online: »Wir haben keine Zeit für 
diplomatische »Lösungen« Wir müssen uns die Förderer des Terrors 
vornehmen, hier und jetzt. Der Iran bietet uns zumindest Gelegenheit 
für einen denkwürdigen Sieg, weil das iranische Volk sein Regime ver- 
abscheut und es mit Freuden bekämpfen wird, sollten die Vereinigten 
Staaten es in seinem gerechten Kampf unterstützen. «5° 

Ähnliche Meinungen vertraten zu der Zeit Experten wie Daniel 
Pipes vom Middle East Forum und Patrick Clawson vom WINEB, der 
am 20. Mai einen Beitrag in der Jerusalem Post mit dem Titel „Turn up 
the Pressure on Iran“ veröffentlichte. Sie riefen die Regierung Bush zur 
Unterstützung der Volksmudschaheddin auf, die vom Irak aus die Re- 
gierung in Teheran zu stürzen versuchen, von der US-Regierung aber 
als Terrororganisation eingestuft werden. Lawrence Kaplan vertrat am 
9. Juni in der New Republic die Ansicht, die Vereinigten Staaten müss- 
ten gegenüber dem Iran wegen seines Atomprogamms mehr Härte 
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zeigen. Er befürchtete, dass dieses weiter fortgeschritten sei, als die 
meisten US-Politikern ahnten.” 

Am 6. Mai veranstaltete das American Enterprise Institute (AEI) 
gemeinsam mit zwei weiteren proisraelischen Organisationen - der 
Foundation for the Defense of Democracies und dem Hudson Institute 
— eine ganztägige Konferenz über die Zukunft des Irans.* Die Refe- 
renten waren durchweg eifrige Befürworter Israels, darunter Bernard 
Lewis, Senator Sam Brownback, Uri Lubrani (Chefberater der israe- 
lischen Streitkräfte und vormals Südlibanon-Koordinator der israeli- 
schen Regierung), der frühere AIPAC-Geschäftsführer Morris Amitay 
vom Jewish Institute for National Security Affairs (JINSA), Michael 
Ledeen, Reuel Marc Gerecht vom AEI sowie Meyrav Wurmser vom 
Hudson Institute. Wie zu erwarten, lautete die wichtigste Frage: » Was 
können die Vereinigten Staaten unternehmen, um die Demokratisie- 
rung und den Regimewechsel im Iran voranzutreiben?« Die Antwort 
war ebenfalls vorhersehbar: Jeder der Referenten forderte die USA auf, 
viel mehr dafür zu tun, dass die islamische Republik endlich durch 
einen demokratischen Staat abgelöst wird. 

Zu diesem Zweck hat die Lobby Kontakt zu Reza Pahlavi aufge- 
nommen, dem Sohn des letzten Schahs von Persien. Es heißt, er habe 
sich sowohl mit Scharon als auch Netanjahu getroffen und unter- 
halte enge Beziehungen zu proisraelischen Gruppen und Personen in 
den USA. Diese Kontakte erinnern an jene zwischen einflussreichen 
Gruppen innerhalb der Lobby und dem im Exil lebenden irakischen 
Politiker Ahmed Tschalabi. Scheinbar ohne zu wissen, dass Pahlavi 
(ebenso wie Tschalabi} in seiner Heimat kaum rechtmäßige Ansprüche 
hat, unterstützen proisraelische Gruppen sein Anliegen. Im Gegenzug 
verspricht er, im Falle einer Machtübernahme für freundschaftliche 
Beziehungen zwischen seinem Land und Israel zu sorgen.°? 

Am 19. Mai 2003 kündigte Senator Sam Brownback an, er werde 
einen Gesetzentwurf einbringen, um oppositionelle Gruppen im Iran fi- 
nanziell zu unterstützen und die Demokratisierung voranzutreiben. Den 
sogenannten Iran Democracy Act befürworteten nicht nur Exiliraner, 
sondern auch das AIPAC, das JINSA und die Coalition for Democra- 
cy in Iran (CDI), zu deren Gründern Morris Amitay vom JINSA und 
Michael Ledeen vom AEI gehörten. Eingebracht wurde der Entwurf 
schließlich von dem demokratischen Kongressabgeordneten Brad Sher- 


405 


man aus Kalifornien, einem ebenfalls engagierten Förderer Israels. Ende 
Juli wurde er in beiden Kammern des Kongresses verabschiedet, wenn 
auch ohne die ursprünglich vorgesehene finanzielle Unterstützung. 

Die Gruppen, die die Gesetzesvorlage befürworteten, betonten, dass 
der Iran eine große Gefahr sei, weil er Terroristen unterstütze und 
kurz davorstehe, Atommacht zu werden. Sie versuchten aber auch, 
den Iran für andere Probleme verantwortlich zu machen, mit denen 
die USA seit der Eroberung Bagdads konfrontiert werden. Die Neo- 
konservativen im Pentagon behaupteten, der Iran gewähre einigen 
der Al-Qaida-Mitglieder, die am 12. Mai 2003 US-amerikanische und 
andere Einrichtungen im saudi-arabischen Riad angegriffen hatten, 
Unterschlupf. Die Iraner streiten das ab, und sowohl die CIA als auch 
das Außenministerium betrachten diese Vorwürfe sehr skeptisch.s' Die 
Neokonservativen gehören auch zu den energischsten Vertretern der 
Behauptung, der Iran unterstütze Angriffe auf US-Truppen im Irak. 
Michael Ledeen schrieb im April 2004: »Es kann keinen Frieden und 
keine Sicherheit im Irak geben, solange Teheran seine Terrortrupps 
über die Grenzen schickt.«*? 

Falls der Iran irakische Milizen unterstützt, beweist das kaum, dass 
die Interessen der USA und des Irans unvereinbar sind. Der Iran ist 
nicht die Hauptursache der amerikanischen Probleme im Irak, und die 
USA hätten dort auch völlig ohne Zutun des Irans gewaltige Schwic- 
rigkeiten. Andererseits würde es nicht verwundern, wenn der Iran so 
handelte. Schließlich ist das mächtigste Land der Welt in zwei seiner 
Nachbarländer einmarschiert und zählt Teheran obendrein zur „Achse 
des Bösen“. Der amerikanische Kongress hat ein Gesetz verabschiedet, 


das einen Regimewechsel im Iran fordert. Zudem finanziert die Bush- 
Regierung iranische Exilgruppen und hat mehrfach die Möglichkeit 
einer militärischen Intervention im Iran angedeutet. Würde nicht jedes 
Land angesichts solcher Drohungen alles tun, um sich zu schützen, 
und dazu auch seinen Einfluss auf diverse irakische Splittergruppen 
nutzen und ihnen möglicherweise Hilfe unterschiedlicher Form zu- 
kommen lassen? Wenn eine feindliche Macht Kanada oder Mexiko 
eroberte und dort ein ihr genehmes Regime einsetzen wollte, würden 
dann die Vereinigten Staaten nicht auch versuchen, diese Bemühun- 
gen zu torpedieren und die Entwicklungen in ihrem Sinne zu lenken? 
Die Amerikaner haben allen Grund, den iranischen Einfluss im Irak 
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zu fürchten, aber sie sollten sich darüber nicht wundern oder darin 
den Beweis für unabänderliche Feindschaft sehen. Man sollte auch 
bedenken, dass selbst tiefe Antipathie die US-Regierung während des 
Kalten Kriegs nicht davon abhielt, mit der sowjetischen Führung zu 
verhandeln - sogar als Moskau Millionen von US-Dollar in Form von 
Militärhilfen nach Nordvietnam pumpte, wo sie letztlich Tausende 
amerikanischer Soldaten das Leben kosteten. 


Die Verteidiger Israels 


Israel und die Lobby haben mit erstaunlichem Erfolg Bush und andere 
führende US-Politiker davon überzeugt, dass der Iran als Atommacht 
eine nicht hinnehmbare Bedrohung für Israel darstellen würde und 
die Vereinigten Staaten verpflichtet seien, zu verhindern, dass diese 
Bedrohung wächst. Tatsächlich gibt es Hinweise darauf, dass einige 
Mitglieder der Lobby meinen, sie hätten sogar mehr Erfolg gehabt, 
als Israel gut tue. 

Die derzeitige Rhetorik des amerikanischen Präsidenten spiegelt 
eindeutig das von Israel bevorzugte Iranbild. Das wird etwa in seiner 
Rede vom 20. März 2006 in Cleveland deutlich: »Die vom Iran aus- 
gehende Gefahr«, sagte er dort, »besteht natürlich in seiner erklärten 
Absicht, unseren starken Verbündeten Israel zu vernichten. Das ist 
eine Drohung, eine ernstzunehmende Drohung ... Ich habe bereits 
klar gesagt und bekräftige es jetzt nochmals: Wir werden unseren Ver- 
bündeten Israel mit unserer Militärmacht beschützen. «“ Dies passt 
auch zu Bushs früheren Äußerungen. Einen Monat zuvor hatte er in 
einem Interview mit Reuters erklärt, dass »wir Israel verteidigen wer- 
den, wenn das nötig ist«.°* Im Übrigen scheinen die meisten Präsident- 
schaftskandidaten für die Wahlen 2008, sowohl Demokraten als auch 
Republikaner, in diesem Punkt mit Bush übereinzustimmen. Im April 
2007 erklärte beispielsweise Senator John McCain ausdrücklich, er sei 
wie Bush der Meinung, dass die Vereinigten Staaten verpflichtet seien, 
Israel vor dem Iran zu beschützen und sicherzustellen, dass der Iran 
keine Atomwaffen entwickle, mit denen er Israel bedrohen könnte.°% 
Er wiederholte dies im Mai 2007 in einem Interview mit der Jerusa- 


407 


lem Post, und seine Mitkandidaten Barack Obama, Mitt Romney, Bill 
Richardson und Sam Brownback gaben ähnliche Statements ab. 

Bushs Begeisterung, den Iran als tödliche Gefahr für Israel, nicht 
aber für die Vereinigten Staaten hinzustellen, zusammen mit seiner 
erklärten Absicht, für Israel in den Krieg gegen den Iran zu ziehen, 
ließ bei verschiedenen Vertretern der Lobby die Alarmglocken läuten. 
Im Frühjahr 2006 berichtete der Forward: »Führende Mitglieder der 
jüdischen Gemeinde bitten das Weiße Haus inständig, von öffentli- 
chen Äußerungen Abstand zu nehmen, die USA würden Israel gegen 
potenzielle Angriffe des Irans verteidigen.« Der Punkt ist nicht, dass 
sie dagegen sind, die amerikanische Macht zum Schutz Israel zu nut- 
zen. Vielmehr befürchten sie, Bushs öffentliche Äußerungen könnten 
»den Eindruck erwecken, die Vereinigten Staaten zögen Israel zuliebe 
einen Militärschlag gegen den Iran in Erwägung - und das wiederum 
könnte dazu führen, dass man die amerikanischen Juden für etwaige 
negative Konsequenzen eines US-Angriffs auf den Iran verantwortlich 
macht«.‘7 Malcolm Hoenlein, stellvertretender Vorsitzender der Con- 
ference of Presidents, formulierte dies im April 2006 so: »So sehr wir 
das auch begrüßen, stellt sich doch die Frage, ob es günstig ist, es mit 
Israel zu verknüpfen. «* 

Die Israelis teilen diese Besorgnis. So sagte Ministerpräsident Olmert 
etwas später im Frühjahr 2006, er hoffe, die proisraelischen Gruppen 
würden sich bezüglich des Irans bedeckter halten. »Wir wollen nicht, 
dass es dabei um Israel geht«, erklärte er, was genau das Gegenteil der 
Äußerungen Bushs darstellte.‘ 

Abgesehen von der Rhetorik arbeitet die Regierung Bush eifrig da- 
ran, das iranische Atomprogramm zu stoppen, und hat generell eine 
aggressivere Haltung eingenommen: Sie hat dem Iran wirtschaftliche 
Sanktionen auferlegt und droht mit Militärschlägen, falls er die nu- 
kleare Entwicklung weiter fortsetze. »Derzeit ist alles offen«, sind 
amerikanische Spitzenpolitiker beflissen zu erklären.”® Unabhängig 
voneinander schilderten James Bamford und Seymour Hersh, dass die 
Pentagonpläne für einen Militärschlag gegen den Iran großenteils von 
genau denselben Leuten entworfen würden, die schon den Irakkrieg 
planten. Douglas Feith etwa, der bis August 2005 als Staatssekretär im 
Pentagon zuständig für Politikplanung war, spielte eine zentrale Rolle 
bei der Ausarbeitung der Angriffspläne auf den Iran. »Es gibt auch 
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eine enge, weitgehend inoffizielle Zusammenarbeit mit Israel«, schrieb 
Hersh Anfang 2005. »Unter der Leitung von Douglas Feith arbeiten 
zivile Mitarbeiter des Verteidigungsministeriums gemeinsam mit isra- 
elischen Planern und Beratern potenzielle Ziele für den Einsatz von 
Atom- und Chemiewaffen sowie Raketen im Iran aus.« Das Pentagon 
sammele zudem Geheimdienstinformationen im Iran und habe seine 
»Krisenpläne für eine groß angelegte Invasion im Iran« aktualisiert.”! 

Im Januar 2007 verstärkte die Regierung Bush den militärischen 
Druck auf den Iran gleich in mehrerlei Hinsicht. Im irakischen Arbil 
verhafteten die USA fünf iranische Beamte in einem Gebäude, das 
nach Ansicht der dort lebenden Kurden und Iraner eine Konsulats- 
einrichtung war. Anschließend kündigte Bush an, er werde einen wei- 
teren Flugzeugträgerverband sowie Patriot-Raketenabwehrsysteme 
zum Schutz der im Golf-Kooperationsrat vertretenen Staaten an den 
Persischen Golf verlegen. Zur gleichen Zeit behaupteten hohe US- 
Militärs in Bagdad, der Iran schaffe Schlüsselkomponenten äußerst 
brutaler Straßenbomben in den Irak, wo sie gegen US-Soldaten ein- 
gesetzt würden. Sowohl Bushs Sicherheitsberater Stephen Hadley als 
auch Außenministerin Condoleezza Rice machten deutlich, die US- 
Regierung schließe nicht aus, dass US-Truppen den Schmuggel von 
Straßenbomben oder anderen Waffen bis in iranisches Gebiet hinein 
verfolgen würden.”? 

Trotz dieser offensiven Schritte hatte Cheneys Nahost-Berater Da- 
vid Wurmser offenbar den Eindruck, Rice und Hadley seien allzu sehr 
an Verhandlungen mit dem Iran interessiert - auch wenn die Diplo- 
matie durch Drohungen unterstützt wurde - und nicht genug der mi- 
litärische Option verpflichtet. Im Frühjahr 2007 erklärte Wurmser in 
einigen Vorträgen vor dem American Enterprise Institute und anderen 
konservativen Washingtoner Thinktanks, der Vizepräsident sei unzu- 
frieden mit der Außenministerin - und dem Präsidenten -, weil sie den 
diplomatischen Weg überhaupt erwogen; Cheney sei dagegen daran in- 
teressiert, mit Israel zusammen eine Militärstrategie zur Ausschaltung 
des iranischen Atomprogramms zu erarbeiten, die er dem Präsidenten 
verkaufen könne. Als Wurmsers Aktivitäten öffentlich bekannt wur- 
den, stritt Rice ab, dass es innerhalb der Regierung Differenzen zum 
Thema Iran gebe, und betonte ausdrücklich, dass der Vizepräsident die 
Politik des Präsidenten voll und ganz unterstütze.7° 
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Während Washington dem Iran gegenüber auf Drohungen statt Ver- 
handlungen setzt, geht die Europäische Union den entgegengesetzten 
Weg und bemüht sich um eine diplomatische Beilegung der Krise. Die 
EU-3 (Großbritannien, Frankreich und Deutschland) nahmen Anfang 
August 2003 Verhandlungen mit Teheran auf. Am 21. Oktober stimmte 
der Iran zu, seine Anreicherungs- und Wiederaufbereitungsprogramme 
auszusetzen und die Internationale Atomenergieorganisation (IAEO) 
eingehende Inspektionen durchführen zu lassen. Ein Jahr später, am 
15. November 2004, erklärte sich der Iran bereit, »die vorübergehende 
Einstellung fortzusetzen und auf sämtliche Aktivitäten im Zusammen- 
hang mit Anreicherung und Wiederaufbereitung auszuweiten« sowie 
»Verhandlungen mit dem Ziel einer wechselseitig akzeptablen Ver- 
einbarung über das langfristige Vorgehen aufzunehmen«.’? Die Be- 
mühungen um eine solche Vereinbarung schlugen allerdings fehl, und 
im August 2005 kündigte der Iran an, er werde die Urananreicherung 
wieder aufnehmen. Die EU-3 setzen die Gespräche mit dem Iran fort, 
jedoch mit wenig Erfolg. 

Die USA ließen es zwar zu, dass die EU-3 sich auf dem Verhand- 
lungsweg um einen Stopp des iranischen Atomprogramms bemühten, 
zeigten aber kaum Interesse am Verlauf der Gespräche und trugen 
wenig zu deren Gelingen bei.” Indem sie dem Iran ständig drohten und 
die europäischen Unterhändler drängten, gegenüber den Iranern so 
viel Härte wie möglich zu zeigen, stellte die Regierung Bush praktisch 
sicher, dass die Verhandlungen zu nichts führten. Um mit Diplomatie 
überhaupt etwas erreichen zu können, hätte zunächst die Drohung 
einer militärischen Intervention vom Tisch gemusst. 

Nachdem mit Drohungen gekoppelte Diplomatie das Problem nicht 
hatte lösen können, bedrängte die Regierung Bush ab Herbst 2005 
den UN-Sicherheitsrat, Sanktionen gegen den Iran zu verhängen. Das 
gelang ihr schließlich Ende Dezember 2006, als China und Russland 
nach langem Zaudern einem eingeschränkten Sanktionenpaket zu- 
stimmten.’* Ende März 2007 beschloss der Sicherheitsrat aufgrund 
der Weigerung des Irans, seine Urananreicherungsanlagen stillzulegen, 
ein zweites Paket von Sanktionen, ebenfalls mit beschränkter Reich- 
weite. Es umfasst eine Sperre für iranische Waffenexporte, Reisebe- 
schränkungen für Personen, die mit dem iranischen Atomprojekt zu 
tun haben, sowie die Einfrierung von Vermögen einiger Personen und 
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Organisationen, die vom ersten UN-Maßnahmenpaket nicht betroffen 
gewesen waren.” Nur wenige Fachleute glauben, dass der Iran ange- 
sichts dieser Maßnahmen sein Atomprogramm aufgeben wird, und 
kaum jemand geht davon aus, dass die USA den Sicherheitsrat dazu 
bewegen können, empfindliche Sanktionen zu verhängen, die Wirkung 
zeigen. Wenn aber UN-Sanktionen nicht die Lösung sind, was dann? 


Die Alternativen 


Der Regierung Bush stehen noch drei Optionen offen, um das irani- 
sche Atomprogramm zu stoppen: Sie kann versuchen, Teheran dazu 
zu zwingen, indem sie den Druck erheblich steigert, und zwar mit mili- 
tärischen Mitteln bis kurz vor einem Krieg, schärferen US-Sanktionen 
und einer Anti-Iran-Koalition, zu der auch Israel und die arabischen 
Länder gehören. Sie kann versuchen, die Atomanlagen mit militäri- 
scher Gewalt zu vernichten, oder sie kann sich ernsthaft für ein um- 
fassendes Abkommen einsetzen, das den Iran von der Entwicklung von 
Atomwaffen abhält. Israel und die meisten Schlüsselorganisationen 
der Lobby, allen voran die Neokonservativen, bevorzugen die zweite 
Option. Die israelische Führung und ihre amerikanischen Unterstützer 
sind sich jedoch schr wohl bewusst, dass es innerhalb und außerhalb 
der US-Regierung sowie international erheblichen Widerstand gegen 
einen Angriff auf den Iran gibt, vor allem angesichts der katastropha- 
len Zustände im Irak. Außerdem ist klar, dass Bush entgegen seiner 
Rhetorik kein gesteigertes Interesse an der militärischen Option hat, 
was jedoch nicht heißt, dass er den Iran niemals angreifen würde. 
Bushs Plan für 2007 scheint zu sein, den Druck auf den Iran zu 
verstärken - in der Hoffnung, dass er den US-Forderungen Folge leis- 
ten und seine Urananreicherung stoppen wird.’® Wie schon erwähnt, 
unternahm die amerikanische Regierung im Januar eine Reihe offen- 
siver militärischer Schritte, die sich direkt gegen den Iran richteten. 
Der Präsident und seine Außenministerin Rice geben sich zudem alle 
Mühe, die arabischen Länder im Nahen Osten als Verbündete der USA 
und Israels gegen den Iran zu rekrutieren. Schlüsselgruppen innerhalb 
der Lobby, die bisher mit Bushs Politik übereinstimmten, machen nun 
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angesichts dieser Entwicklung mobil. Der Forward meldete am Vor- 
abend der AIPAC-Konferenz im März 2007, dass »die proisraelische 
Lobby im Kongress einen neuen Gesetzentwurf unterstützt, der die 
Sanktionen gegen den Iran verschärfen und es ausländischen Organi- 
sationen verbieten würde, Geschäfte mit der Islamischen Republik zu 
machen«.” 

Bisher ist diese Strategie ohne Ergebnisse geblieben. Viele Iraker 
und selbst Kurden kritisierten die Verhaftung der fünf Iraner durch die 
USA aufs Schärfste. Im März drehten die Iraner dann den Spieß um 
und nahmen im Persischen Golf 15 britische Marinesoldaten gefangen 
und warfen ihnen vor, sie seien unbefugt in iranische Gewässer einge- 
drungen.® Währenddessen arbeitet der Iran weiter an der Entwicklung 
seines Atomprogramms und unterstützt schiitische Gruppierungen im 
Irak. Nichts deutet darauf hin, dass die Entsendung weiterer Flug- 
zeugträgerverbände in die Golfregion einen Einfluss auf das Verhalten 
Teherans hat. Der Kongress kann zwar die Sanktionen verschärfen, 
doch die Regierung würde diesen Weg nur ungern einschlagen, weil er 
auch amerikanische Verbündete träfe, die mit dem Iran Handel trei- 
ben. Mit Sicherheit würde diese Politik das Verhältnis zwischen den 
USA und den betroffenen Verbündeten belasten, soda: jese unter 
Umständen nicht bereit wären, Washington weiterhin zu helfen, den 
Iran unter Druck zu setzen.S' 

Die Bemühungen der Regierung Bush um eine enge Zusammenar- 
beit mit arabischen Ländern machen kaum Fortschritte, größtenteils 
wegen Amerikas fortgesetzter Unterstützung Israels gegen die Paläs- 
tinenser. Im März lud König Abdullah von Saudi-Arabien nicht nur 
den iranischen Präsidenten Ahmadinedschad nach Riad ein, sondern 
sagte gleichzeitig seinen Besuch im Weißen Haus ab und verurteilte 


die US-Besetzung des Iraks als »illegal«. Der Leiter des Zentrums für 
Strategische Studien an der Universität von Jordanien erklärte, der 
König sage »den USA, dass sie auf ihre Verbündeten hören müssen, 
anstatt ihnen Entscheidungen aufzunötigen und stets für Israel Partei 
zu ergreifen«. Wie in Kapitel 7 erörtert, drängte Saudi-Arabien zu die- 


ser Zeit die Arabische Liga, ihre Friedensinitiative aus dem Jahr 2002 
wieder aufzugreifen, um den israelisch-palästinensischen Konflikt bei- 
zulegen. Die Vereinigten Staaten hingegen setzten Saudi-Arabien unter 
Druck, den Vorschlag zu ändern, weil Israel damit nicht zufrieden war. 
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Außenministerin Rice ermahnte die arabischen Länder herablassend, 
»Israel endlich die Hand [zu] reichen«. Dieser Aufruf verärgerte die 
Saudis, allen voran König Abdullah, der daraufhin die amerikanische 
Präsenz im Irak geißelte.®? 

Zwang wird die Haltung Teherans voraussichtlich kaum ändern. 
Das wissen auch die israelische Führung und ihre Verbündeten in den 
USA, von denen die meisten eine Atommacht Iran als tödliche Gefahr 
für Israel einschätzen. Deshalb setzen sich viele nicht nur unablässig 
dafür ein, die militärische Option offenzuhalten, sondern behaupten 
außerdem, der Iran sei so gefährlich, dass man Gewalt anwenden müs- 
hingtons nicht füge. Bemer- 


se, wenn er sich den Forderungen Wa 
kenswert ist, was der israelische Ministerpräsident bei einer Sitzung 
des amerikanischen Kongresses am 24. Mai 2006 sagte. Olmert ver- 
glich darin eine Atommacht Iran mit »dem Terror der Sklaverei, den 
Schrecken des Zweiten Weltkriegs, den Gulags des kommunistischen 
Ostblocks« und betonte, ein mit Atomwaffen ausgerüsteter Iran sei 
nicht nur für Israel eine Bedrohung, sondern würde »die Sicherheit 
der ganzen Welt ... gefährden«. Er machte klar, dass seiner Meinung 
nach den Vereinigten Staaten die Schlüsselrolle dabei zukäme, zu ver- 
hüten, dass dieser »sich zusammenbrauende düstere Sturm die Welt 
überschattet«.' 

Im November 2006 erklärte Olmert in einem Interview mit News- 
week, er glaube nicht, dass der Iran einen »Kompromiss eingehen 
[werde], es sei denn, er habe guten Grund, die Konsequenzen zu fürch- 
ten, wenn es zu keinem Kompromiss käme. Mit anderen Worten: Der 
Iran muss anfangen, sich zu fürchten.«*' Im Frühjahr 2007 intensi- 
vierte Olmert seinen Einsatz für die militärische Option. Ende April 
erklärte er gegenüber dem deutschen Magazin Focus, es sei »vielleicht 
unmöglich, das gesamte Atomprogramm zu vernichten, aber man kön- 
ne es so beschädigen, dass es um Jahre zurückfiele«. Olmert schätzte, 
»es würden dazu zehn Tage und der Abschuss von 1.000 Tomahawk- 
Marschflugkörpern erforderlich sein«.® Ein israelischer General stell- 
te hingegen infrage, ob Bush genügend »politische Macht [besitze], 
um den Iran anzugreifen«. Er schlug vor, stattdessen solle Israel »ihm 
durch Einflussnahme auf die Demokratische Partei ... und die Heraus- 
geber der amerikanischen Zeitungen ... helfen, damit beide Parteien in 
der Iranfrage übereinsti 8% 
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Israelische Regierungsvertreter warnen zudem, sie würden selbst 
Präventivmaßnahmen ergreifen, sollte der Iran sein Atomprogramm 
fortsetzen. Diese Drohungen richten sich nicht nur an die Adresse des 
Irans, sondern setzen auch Washington unter Druck, die Angelegen- 
heit zu klären, wenn die USA nicht wollen, dass Israel allein handelt. 
Schon Ende 2005 warnte der damalige Ministerpräsident Scharon: 
»Israel - und nicht nur Israel - kann keine Atommacht Iran dulden. 
Wir sind in der Lage, damit fertig zu werden, und wir tun alles, um auf 
eine solche Situation vorbereitet zu sein.« Die Londoner Sunday Times 
berichtete im Januar 2007, israelische Piloten trainierten einen takti- 
schen Atomangriff auf die iranischen Anlagen. Auch wenn Israel den 
Bericht offiziell dementierte, diente er doch als Erinnerung, welchen 
großen Stellenwert Israel der Sache beimisst. 
digungsanalyst erklärte gegenüber Associated Press, es sei »denkbar, 
da: 


israelischer Vertei- 


; man diese Information absichtlich als Abschreckung durchsickern 
ließ, um zu signalisieren: »Jemand sollte uns lieber zurückhalten, be- 
vor wir etwas Verrücktes tun««. Für den Fall, dass diese Botschaft 
nicht ankomme, sagte der stellvertretende Ministerpräsident Avigdor 
Lieberman im Februar 2007 gegenüber dem Spiegel, falls die inter- 
nationale Gemeinschaft das Problem nicht löse, müsse »Israel dies 
icherweise im Alleingang tun«.® 

Einige Mitglieder der Lobby begnügen sich inzwischen nicht mehr 


mit vagen Aufrufen zu einem „Regimewechsel“, sondern verkün- 
den, ein mit Atomwaffen ausgerüsteter Iran sei unannehmbar und 
die Vereinigten Staaten müssten bereit sein, Gewalt anzuwenden.’ 
Vor allem neokonservative Experten halten sich nicht damit zurück, 
die vom Iran ausgehende Gefahr zu schildern und darauf zu pochen, 
man müsse ihn mit tatsächlicher oder angedrohter Waffengewalt zur 
Räson bringen. Der Titel eines Kommentars von Michael Rubin vom 
AEI auf der Meinungsseite der New York Daily News am 3. Oktober 
2006 bringt diese Perspektive auf den Punkt: „To End Iran Standoff, 
Plan for War“. Joshua Muravchik, ebenfalls vom AEI, erklärte einen 
Monat später: »Präsident Bush wird die iranischen Nuklearanlagen 


vor dem Ende seiner Amtszeit bombardieren müssen. Es ist so gut 
wie undenkbar, dass der Iran aufgrund irgendwelcher friedlicher 
Anreize die Arbeit an der Atombombe einstellen wird.«” Richard 
Perle äußerte sich im Januar 2007 in ähnlicher Weise: »Falls Präsident 
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Bush in Erfahrung bringt, dass dem Iran während seiner Amtszeit 
Nuklearwaffen zur Verfügung stehen, so zweifle ich nicht daran, dass 
er unverzüglich einen Angriff befehlen wird.«”' Norman Podhoretz 
schließlich veröffentlichte am 30. Mai 2007 in der Online-Ausgabe 
des Wall Street Journal einen viel diskutierten Artikel mit dem Titel 
„The Case for Bombing Iran: I Hope and Pray That Bush Will Do 
I“, 

Auch das AIPAC propagiert eifrig die Bedrohung durch den Iran 
und drängt auf eine militärische Lösung. Bei seinen letzten beiden 
Jahresversammlungen ging es vorrangig um die Iranfrage und ins- 
besondere um die Notwendigkeit, das iranische Atomprogramm zu 
stoppen.” Zur Konferenz im Jahr 2007 lud man den Vorsitzenden von 
Christians United for Israel (CUFI), John Hagee, als Referenten ein. 
Hagee hatte 2006 der Jerusalem Post gegenüber erklärt: »Ich wünsch- 
te, die Vereinigten Staaten würden sich Israel bei einem militärischen 
Präventivschlag anschließen, um dem Iran zur Rettung der westlichen 
Zivilisation seine Nukleartechnologie zu nehmen.«” Er enttäuschte 
die Teilnehmer der Konferenz im März 2007 nicht: »Wir schreiben 
das Jahr 1938; der Iran ist Deutschland und Ahmadinedschad ist 
der neue Hitler. Wir müssen die vom Iran ausgehende nukleare Ge- 
fahr bannen und Israel mutig zur Seite stehen.« Seine Rede wurde 
mehrfach mit Standing Ovations quittiert.”* Berichten der New York 
Posı zufolge »murrte« das Publikum hingegen, als Senatorin Hillary 
Clinton vor Mitgliedern des AIPAC einen Monat zuvor vorschlug, es 
sei sinnvoller, mit dem Iran zu verhandeln, bevor man härtere Maß- 


nahmen ergreife.” 

Am deutlichsten zeigte sich der Einfluss des AIPAC auf die Iran- 
politik der USA vielleicht Mitte März 2007: Der Kongress wollte einer 
Gesetzesvorlage zum Verteidigungsetat eine Klausel hinzufügen, die 
Bush zwingen sollte, vor einem Angriff auf den Iran die Zustimmung 
des Parlaments einzuholen. In Anbetracht der Geschehnisse im Irak- 
krieg war dieser Zusatz im Capitol populär, und eine Verabschiedung 
war wahrscheinlich. Auch stimmte er mit den verfassungsmäßigen 
Befugnissen des Kongresses überein. Das AIPAC war jedoch strikt 
dagegen, denn in seinen Augen hätte ein solches Gesetz einen Mili- 
tärschlag gegen den Iran von vornherein ausgeschlossen. Es begann 
im Kongress hinter den Kulissen zu arbeiten, und mit Hilfe einiger 
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proisraelischer Abgeordneter - Gary Ackerman, Eliot Engel und der 
Demokratin Shelley Berkley aus Nevada - wurde der Zusatz wieder 
aus dem Gesetzentwurf gestrichen.” Als der demokratische Abgeord- 
nete Michael Capuano aus Massachusetts einen Monat später gefragt 
wurde, warum die Klausel zum Iran weggefallen sei, antwortete er 
mit einem Wort: »AIPAC.« Der gleichen Meinung war auch Dennis 
Kucinich aus Ohio, ebenfalls Demokrat.?? 

Obwohl Israel und ein Teil der Lobby großes Interesse daran haben, 
die militärische Lösung durchzudrücken, ist man sich weitgehend ei- 
nig, dass die Androhung von Gewalt gegen den Iran kontraproduktiv 
ist und ein tatsächlicher Angriff auf seine Atomanlagen katastrophale 
Folgen hätte.’ Er würde die Stabilität im Nahen Osten weiter beein- 
trächtigen und den Iran zum Gegenschlag gegen die Vereinigten Staa- 
ten und ihre Verbündeten veranlassen. Das Letzte, was Washington 
derzeit braucht, ist ein weiterer Krieg mit einem islamischen Land. Die 
US-Truppen stecken schon in Bagdad in Schwierigkeiten, und der Iran 
besitzt erheblich mehr Land und Einwohner als der Irak. Außerdem 
würde der Iran mit ziemlicher Sicherheit sein Atomprogramm nicht 
aufgeben, sondern es mit doppelter Kraft wieder aufbauen, so wie es 
der Irak nach der Zerstörung seiner allerersten Atomanlagen durch Is- 
rael 1981 tat. Es überrascht wenig, dass Charles Kupchan, Fachmann 
für europäische Sicherheitsfragen, bemerkt: »Ich kenne keinen europä- 
ischen Entscheidungsträger, der einen Krieg für erstrebenswerter hält 
als eine Atommacht Iran.«” 

Israel ist in der Tat das einzige Land der Welt, in dem eine beacht- 
liche Anzahl von Menschen eine Militäraktion gegen den Iran befür- 
wortet — einer Umfrage von Mai 2007 zufolge bis zu 71 Prozent der 
israelischen Bevölkerung.'® Ebenso befürworten die Kernorganisatio- 
nen der Lobby als einzige wichtige Gruppierungen in den USA einen 
Krieg gegen die Islamische Republik. Als Anfang 2007 General a. D. 
Wesley Clark gefragt wurde, warum die Bush-Regierung es offensicht- 
lich auf einen Irankrieg anlege, erwiderte er: »Dazu brauchen Sie nur 
die israelische Presse zu lesen. Die jüdische Gemeinschaft ist geteilt, 
aber die reichen New Yorker Juden üben eine Menge Druck auf die 
lintscheidungsträger aus.« Clark wurde wegen seiner Behauptung, 
Israel und einige wenige amerikanische Juden drängten die USA in 
einen Krieg gegen den Iran, umgehend als antisemitisch gebrandmarkt. 
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Der Journalist Matthew Yglesias erklärte jedoch: »Was Clark sagte, 
stimmt. Und jeder weiß, dass es stimmt.«'%' Noch deutlicher drückte es 
der ehemalige UN-Waffeninspektor Scott Ritter 2006 in seinem Buch 
Target Iran aus: »Machen wir uns nichts vor: Falls die USA Krieg gegen 
den Iran führen, dann hat er seine Wurzeln in Israel und nirgendwo 
anders. «!® Kurz gesagt: Würden Israel und die Lobby die Sache nicht 
vorantreiben, dächte man in Washington und anderswo wohl kaum 
ernsthaft darüber nach, den Iran anzugreifen. 


Das kleinste Übel 


Wie bereits beschrieben, ist es die beste Option für die Regierung 
Bush, die Gewaltdrohungen zu unterlassen und sich stattdessen um 
eine umfassende Einigung mit dem Iran zu bemühen.!® Ob diese Stra- 
tegie fruchten würde, ist schwer zu sagen, aber zumindest ist stark zu 
vermuten, dass sie in der Vergangenheit Erfolg gehabt hätte und es 
auch in Zukunft noch könnte. Seit dem 11. September hat der Iran 
bei zwei verschiedenen Gelegenheiten signalisiert, dass ihm an einer 
friedlichen Einigung mit den USA gelegen sei.'% Im Herbst 2001 half 
der Iran den USA beim Sturz der Taliban, indem er Informationen 
über Angriffsziele in Afghanistan lieferte, die Kooperation der USA mit 
der Nordallianz vermittelte und sich an Such- und Rettungsmissionen 
beteiligte. Nach dem Krieg war Teheran Washington dabei behilflich, 
in Kabul eine US-freundliche Regierung einzusetzen. Zur gleichen Zeit 
stellte der iranische Präsident Chatami nochmals klar, dass er an einer 
Verbesserung des Klimas zwischen seinem Land und den USA inter- 
essiert sei und die Ereignisse in Afghanistan als wichtigen Schritt in 
diese Richtung ansehe. 

Wie schon in den 1990er Jahren sprachen sich CIA und Außenmi- 
nisterium großenteils dafür aus, Chatami beim Wort zu nehmen und 
sich um eine Normalisierung der Beziehungen zu Teheran zu bemühen. 
Die Neokonservativen innerhalb und außerhalb der Regierung jedoch 
widersetzten sich diesem Plan vehement. Sie favorisierten eine harte 
Linie gegenüber Teheran und schafften es, Bush und Cheney auf ihre 
Seite zu ziehen. In seiner Rede zur Lage der Nation Ende Januar 2002 
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dankte der Präsident dem Iran seine Kooperation in Afghanistan, in- 
dem er ihn zur berüchtigten „Achse des Bösen“ zählte. Zudem ließ 
Bush in den folgenden Monaten keinen Zweifel daran, dass er zwar 
derzeit mit dem Regimewechsel im Irak beschäftigt sei, sich aber dann 
dem Iran zuwenden und auch dort versuchen wolle, die Regierung zu 
stürzen, 

Trotz Amerikas Feindseligkeit versuchte der Iran im Frühjahr 2003, 
ähnlich wie 1997 gegenüber der Regierung Clinton, den USA die Hand 
zu reichen, Chatami erklärte sich zu Verhandlungen über das i 


ni- 
sche Atomprogramm bereit, damit klar würde, dass »der Iran nichts 
unternehme, um Massenvernichtungswaffen zu entwickeln oder zu 
besitzen«. In Bezug auf den Terrorismus sagte er, der Iran werde »jede 


materielle Unterstützung palästinensischer Oppositionsgruppen (Ha- 
mas, Dschihad etc.) einstellen« und »Druck auf diese Organisati 


ausüben, keine Gewaltakte gegen Zivilpersonen [innerhalb der israe- 


lischen Grenzen von 1967] zu verüben«. Der Iran werde sich zudem 
bemühen, die Hisbollah zu »einer rein politischen Organisation im 
Libanon« zu machen. Chatami signalisierte auch »Akzeptanz« der 
saudi-arabischen Friedensinitiative von 2002 und schloss darin aus- 
drücklich die Anerkennung einer Zweistaatenlösung ein. Außerdem 
wolle sich der Iran für eine Stabilisierung des Iraks einsetzen. Im Ge- 
genzug forderte Chatami die USA auf, den Iran von der „Achse des 
Bösen“ auszunehmen und seinem Land nicht mehr mit militärischen 
Maßnahmen zu drohen. Auch sollten die Sanktionen aufgehoben wer- 
den. Zudem verlangte der Iran »vollen Zugang zu einer friedlichen 
Nukleartechnologie«. Damit wies die von Chatami vorgeschlagene 
Lösung alle Bestandteile einer umfassenden Vereinbarung auf.!" 

Das iranische Angebot erfolgte im Mai 2003, nachdem die USA 
einen überwältigenden Sieg im Irak errungen zu haben schienen - kurz, 


nach dem scheinbar ebenso überwältigenden Sieg in Afghanistan. Zu 
diesem Zeitpunkt glaubten viele, die USA seien tatsächlich in der Lage, 
den gesamten Nahen Osten neu zu ordnen. Dies war in der Tat der 
ideale Zeitpunkt für Teheran, auf eine Einigung zu drängen: Prestige 
und Einfluss der USA hatten ihren Höhepunkt erreicht, und der Iran 
war sich seiner Verwundbarkeit nur allzu bewusst. Unglücklicherweise 
ließ diese hervorragende Position Bush eher zu Vorschriften als zu 
Verhandlungen neigen. Obendrein bedrängten ihn zur gleichen Zeit 
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nicht nur die Israelis, sondern auch die Neokonservativen und an- 
dere Lobbymitglieder, endlich den Iran ins Visier zu nehmen. Bush 
schenkte deshalb Chatamis Angebot, über ein umfassendes Abkom- 
men zwischen dem Iran und den Vereinigten Staaten zu verhandeln, 
kaum Aufmerksamkeit, und US-Amtsträger wurden angewiesen, die 
Sache nicht weiter zu verfolgen. 

Ob es zu einer umfassenden Einigung gekommen wäre, wenn die 
Regierung Bush diese Gelegenheit wahrgenommen hätte, lässt sich 
nicht mit Sicherheit sagen. Schließlich gab es auch zahlreiche irani- 
sche Hardliner, die sich gegen jegliche Vereinbarung mit dem »großen 
Satan« gesperrt hätten. Dennoch war es unklug von Bush, nicht wenigs- 
tens zu versuchen, mit Chatami zu einer Einigung zu gelangen - und 
sei es nur, weil dies das kleinste Übel darstellte. Verhandlungen hätten 
möglicherweise die Wahl Ahmadinedschads verhindert, dessen un- 
verantwortliche Äußerungen und Säbelrasseln die ohnehin schwieri- 
ge Situation zusätzlich belasten. Und falls Verhandlungen nichts ge- 
bracht und der Iran letztlich doch Atomwaffen gebaut hätte, wäre 
es immer noch möglich gewesen, die Abschreckungsstrategie wieder 


aufzugreifen. 

Vielleicht ist es noch nicht zu spät, ein Abkommen mit dem Iran 
auszuhandeln. Doch die Chancen stehen heute dafür schlechter als 
2001 oder 2003. Zum einen ist die Verhandlungsposition der USA 
durch die Entwicklung im Irak geschwächt, zum anderen hat die ira- 
nische Regierung mehr Grund denn je, Bush zu misstrauen. Zudem hat 
Mahmud Ahmadinedschad inzwischen Chatami als Präsident abgelöst 
und zeigt wenig Neigung, Bush die Hand zu reichen. Dennoch gibt es 
noch immer gute Gründe, sich weiter für eine Einigung einzusetzen. 
Dies ist nicht nur nach wie vor die beste Strategie, um den Iran am 
Aufbau eines Atomwaffenarsenals zu hindern, die USA sind auch auf 
iranische Hilfe angewiesen, um die Situation in Afghanistan und im 
Irak zu retten. Deshalb empfahl die Baker-Kommission Bush im De- 
zember 2006, dem Iran gegenüber lieber auf Verhandlungen als auf 
Konfrontation zu setzen.!" Die Mitglieder der Kommission waren der 
Meinung, dass eine offensive Haltung - wie sie die Regierung Bush 
bisher eingenommen hat - dem Iran einen wichtigen Anreiz gäbe, sich 
in Afghanistan und im Irak einzumischen, was definitiv nicht im In- 
teresse Amerikas liegt.!” 
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Es gibt in den Vereinigten Staaten durchaus Befürworter ernsthafter 
Verhandlungen mit dem Iran.'® Wie schon erwähnt, würden viele in 
der CIA, dem Außenministerium und der Armee diese Option unter- 
stützen. Im November 2006, kurz bevor der Bericht der Baker-Kom- 
mission erschien, waren einer Umfrage zufolge 75 Prozent der US- 
Amerikaner der Überzeugung, die USA »sollten im Umgang mit der 
iranischen Regierung in erster Linie eine Entspannung anstreben«. Nur 
22 Prozent waren dafür, ihn »mit versteckten Drohungen, die USA 
könnten militärische Gewalt anwenden, unter Druck zu setzen«.!% 
Der Rat der Baker-Kommission, die sich aus prominenten Vertretern 
beider Parteien zusammensetzt, mit dem Iran zu verhandeln, ist ein 
weiterer Indikator für eine breite Unterstützung dieses Vorschlags. 
Selbst Thomas L. Friedman von der New York Times, sonst eher pro- 
israelisch, bemerkte Anfang 2007, der Iran sei ein »natürlicher Ver- 
bündeter« der Vereinigten Staaten.!!0 

Obwohl eine umfassende Einigung mit dem Iran für die USA strate- 
gisch ausgesprochen sinnvoll wäre und diese Strategie auch innerhalb 
und außerhalb von Amerika reichlich Unterstützung fände, wird es 
in naher Zukunft wohl nicht dazu kommen. Israel und die Lobby 
werden mit ziemlicher Sicherheit versuchen, jeglichen Vorstoß in diese 
Richtung im Keim zu ersticken, so wie sie es seit 1993 konsequent tun. 
Tatsächlich bemüht sich die Lobby nach Kräften, die Verhandlungs- 
empfehlung der Baker-Kommission zu untergraben. Laut 
löste die Veröffentlichung des Berichts »eine Protestwelle bei jüdischen 
Gruppen aus, die gegen dessen Rat zu Gesprächen mit dem Iran, Sy- 
tien und den Palästinensern sind«, Allerdings: » Insider behaupten, die 
wahre Zielscheibe der Israelis seien weder Syrien noch die Palästinen- 
ser, sondern der Iran und sein Atomprogramm.«!"! 


ward 


Die Lobby wird zudem wahrscheinlich darauf hinarbeiten, dass die 
USA dem Iran weiterhin mit Militärschlägen drohen, falls er seine 
Urananreicherung nicht einstellt. Da diese Drohungen in der Vergan- 
genheit nichts bewirkt haben und damit auch in Zukunft kaum zu 
rechnen ist, werden einige von Israels amerikanischen Unterstützern, 
allen voran die Neokonservativen, weiterhin von der Regierung for- 
dern, die Drohungen auch wahr zu machen. Es besteht zwar die Mög- 
lichkeit, dass Bush noch während seiner Amtszeit einen Angriff auf 
den Irak beschließt, aber sicher lässt sich das nicht sagen. Angesichts 
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der unerbittlichen Rhetorik der Präsidentschaftskandidaten könnte es 
ebenso gut sein, dass sein Nachfolger dies tun wird, vor allem dann, 
wenn die Waffenentwicklung des Irans Fortschritte macht und dort 
weiterhin Hardliner die Politik bestimmen. Falls die USA tatsächlich 
angreifen sollten, würden sie das zum Teil im Namen Israels tun, und 
die Lobby wäre in erheblichem Maße mitverantwortlich, weil sie diese 
gefährliche Politik - gegen die Interessen Amerikas - vorangetrieben 
hat. 


Schlussbemerkung 


Genau wie die US-amerikanische Palästinenserpolitik, der tragische 
Beschluss, in den Irak einzumarschieren, und das provokative Ver- 
halten Syrien gegenüber schadet der Einfluss der Israel-Lobby auf die 
US-Politik auch in der Iranfrage den nationalen Interessen der USA. 
Mit ihrem Widerstand gegen jegliche Entspannung zwischen beiden 
Ländern — ganz zu schweigen von einer Zusammenarbeit - spielt die 
Lobby zudem den iranischen Hardlinern in die Hände und verschlim- 
mert damit Israels Sicherheitsprobleme noch mehr. Doch die negativen 
Auswirkungen reichen noch weiter. Auch während des Libanonkriegs 
2006 fügte der Einfluss der Lobby sowohl den USA als auch Israel 
erheblichen Schaden zu, wie das nächste Kapitel zeigen wird. 
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Kapitel I1 


Die Lobby und der zweite 
Libanonkrieg 


Im Sommer 2006 führte Israel einen 34-tägigen Krieg gegen den 
Libanon. Die Hisbollah, die schiitische Organisation, die den Süd- 
libanon kontrolliert, schickte am 12. Juli einen Stoßtrupp über die 
israelische Grenze, der mehrere israelische Soldaten tötete und einige 
weitere gefangen nahm. Daraufhin flogen die israelischen Streitkräfte 
massive Luftangriffe auf den Libanon. Über 1.100 Libanesen, über- 
wiegend Zivilisten und davon etwa ein Drittel Kinder, wurden getö- 
tet. Außerdem fügten sie Libanons Infrastruktur - Straßen, Brücken, 
Bürogebäuden, Wohnblocks, Treibstofflagern, Fabriken, Wasser- 
werken, Flughafenlandebahnen, Häusern und Supermärkten - er- 
hebliche Schäden zu.' Auch wenn praktisch niemand Israels Recht 
infrage stellte, auf den Überfall zu reagieren oder sich zu verteidigen, 
stieß diese überzogene Reaktion in weiten Teilen der Welt auf scharfe 


otz massiver Unterstützung durch die Vereinigten Staaten gelang 
es Israel nicht, seine militärischen oder politischen Ziele zu erreichen. 
Und so ging die Hisbollah aus diesem Krieg mit einem beträchtlichen 
Zuwachs an Popularität und Prestige hervor. Einige Monate später 
trat der israelische Generalstabschef, Generalleutnant Dan Halutz, 
zurück, und ein offizieller Untersuchungsausschuss der israelischen 
Regierung unter dem Vorsitz des ehemaligen Richters am Obersten 
Gerichtshof, Eliyahu Winograd, fällte ein vernichtendes Urteil über 
Israels Planung und Durchführung des Kriegs. Im Einzelnen stellte 
die Winograd-Kommission fest, Israels Führung habe es unterlassen, 
»die gesamte Bandbreite der Optionen in Betracht zu ziehen«, »die 
militärische Vorgehensweise und ihre Ziele an die Realität vor Ort 
anzupassen«, und sie habe Ziele verfolgt, die »nicht eindeutig waren 
und sich nicht erreichen ließen «.? 
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Auch für die Vereinigten Staaten bedeutete der Krieg einen be- 
trächtlichen Rückschlag. Er schwächte die Regierung Fuad Sinioras 
in Beirut, dessen Wahlsieg nach der »Zedernrevolution« 2005 zu den 
wenigen Erfolgen der Bush-Regierung in der Nahostpolitik gehörte. 
Zudem stärkte der Krieg die inoffizielle Allianz zwischen Hisbollah, 
Syrien und dem Iran und förderte die antiamerikanische Stimmung in 
der gesamten Region. Dadurch beeinträchtigte er den Krieg gegen den 
Terror und erschwerte US-Bemühungen um einen regionalen Konsens 
hinsichtlich Irak und Iran. 

Wie kam es dazu? Zwar liegt die Verantwortung für die falsche 
Handhabung des Kriegs primär bei der israelischen Führung. Doch 
die USA ermutigten sie zu ihrem Fehler, indem sie ihr vor und wäh- 
rend des Kriegs uneingeschränkte Unterstützung boten. Israel hatte die 
Bush-Regierung lange vor Kriegsbeginn über seine Pläne informiert, 
gegen die Hisbollah vorzugehen, und hatte dafür stillschweigend grü- 
nes Licht von Washington bekommen. Anders als der Rest der Welt, 
einschließlich praktisch aller großen Demokratien, kritisierten die USA 
Israels Vorgehen während des Kriegs nicht, sondern gaben ihm wert- 
volle diplomatische und militärische Rückendeckung. Während des 
Kriegs setzte sich die Israel-Lobby durchgängig dafür ein, dass die 
Vereinigten Staaten sich weiter auf Israels Seite stellten. 

Es gab für die Bush-Regierung weder strategisch sinnvolle noch mo- 
ralisch zwingende Gründe, die unverhältnismäßige Reaktion Israels 
auf die Provokationen der Hisbollah zu unterstützen. Amerikas un- 
kritische Rückendeckung lag auch nicht in Israels Interesse. Wie der 
Winograd-Bericht andeutet, wäre es für Israel besser gewesen, wenn 
seine Führung »die gesamte Bandbreite der Optionen « überprüft hätte. 
Anders ausgedrückt: Die Vereinigten Staaten hätten sich als bessere 
Verbündete erwiesen, wenn sie gleich am Anfang auf einen anderen 
Kurs gedrängt hätten, als Israel seine Angriffspläne gegen den Libanon 
darlegte. Dadurch wäre Israel gezwungen gewesen, sich eine klügere 
Reaktion zu überlegen, und hätte so vielleicht das Debakel vermieden, 
das es im Libanon erlebte. 

Israelis und viele ihrer amerikanischen Fürsprecher wollen nicht zu- 
geben, dass die Lobby vor und während des zweiten Libanonkriegs er- 
heblichen Einfluss auf die US-Politik nahm; sie bringen einige alternati- 
ve Erklärungen vor, die diesen Vorwurf widerlegen sollen. Wie auch in 
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anderen Kontexten behaupten einige von ihnen, die uneingeschränkte 
Unterstützung des israelischen Angriffs durch die US-Regierung spie- 
gele die tiefe Verbundenheit der amerikanischen Öffentlichkeit mit 
dem jüdischen Staat wider. Demnach wollte das amerikanische Volk, 
dass die US-Führung Israel voll und ganz unterstützt, und Präsident 
Bush und der Kongress beugten sich lediglich dem Willen des Volks. 
Andere argumentieren, Israel habe in seinem Krieg gegen die Hisbollah 
als Vasallenstaat Amerikas gehandelt. Nach dieser Version stand die 
Bush-Regierung als treibende Kraft hinter dem Krieg und brachte ihren 
treuen israelischen Vasallen dazu, zu tun, was sie wollte. Manchen 
Beobachtern mögen diese alternativen Erklärungen intuitiv plausibel 
erscheinen, aber keine von beiden lässt sich durch verfügbare Belege 
bestätigen. 


Vorkriegsplanung 


Israel führte in den vergangenen 40 Jahren gegen den Libanon eine 
Reihe größerer Militärschläge, aber nur einen echten Krieg auf liba- 
nesischem Territorium. Unter Ministerpräsident Menachem Begin und 
Verteidigungsminister Ariel Scharon marschierte Israel im Juni 1982 in 
den Libanon ein. Es dauerte 18 Jahre, bis die israelischen Streitkräfte 
wieder aus dem Libanon abzogen - und es war die Hisbollah, die sie 
aus dem Land trieb. Auch nach dem israelischen Rückzug blieben 
Israel und die Hisbollah erbitterte Feinde, und immer wieder kam es 
an der israelisch-libanesischen Grenze zu Scharmützeln. Eben solch 
ein Scharmützel am 12. Juli 2006 brachte Israels zweiten Krieg im 
Libanon zum Ausbruch. 

Besorgt über den riesigen Raketenvorrat, mit dem die Hisbollah 
von Syrien und vor allem vom Iran ausgestattet worden war, hatte 
Israel schon Monate vor den Entführungen vom 12. Juli einen Schlag 
gegen die Hisbollah geplant. Gerald Steinberg, ein israelischer Strate- 
ge mit guten Verbindungen, erklärte während des Kriegs: » Von allen 
Kriegen Israels seit 1948 war Israel auf diesen am besten vorbereitet. 
In gewissem Sinne begann die Vorbereitung schon im Mai 2000, un- 
mittelbar nach dem israelischen Rückzug, als sich abzeichnete, dass die 
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internationale Gemeinschaft die Hisbollah nicht daran hindern würde, 
Raketen zu horten und Israel anzugreifen. Bis 2004 war die auf etwa 
drei Wochen angelegte Militärkampagne, die wir jetzt erleben, bereits 
geplant und wurde in den letzten ein oder zwei Jahren simuliert und 
geübt. «* 

Auch Seymour Hersh berichtete: »Mehrere gegenwärtige und che- 
malige Regierungsvertreter, die mit dem Nahen Osten zu tun haben, 
sagten mir, dass Israel die Entführung der Soldaten als günstige Gele- 
genheit ansah, seine geplante Militärkampagne gegen die Hisbollah zu 
starten. »Mit der Regelmäßigkeit eines Uhrwerks zettelte die Hisbollah 
alle ein bis zwei Monate kleinere Überfälle an«, sagte der US-Regie- 
rungsberater mit Verbindungen zu Israel.«* 

"Tatsächlich erklärte der israelische Ministerpräsident Ehud Olmert 
der Winograd-Kommission, dass »seine Entscheidung, auf die Entfüh- 
rung von Soldaten mit einem breit angelegten Militäreinsatz zu reagie- 
ren, bereits im März 2006 fiel«, also vier Monate vor Beginn des Kon- 
flikts. Damals verlangte er, die bestehenden »Einsatzpläne« für einen 
Krieg mit dem Libanon zu sehen, weil er »im Fall einer Entführung 
keine Blitzentscheidung treffen wollte«. Nach Olmerts Angaben hatte 
sein Vorgänger, Ariel Scharon, nach einem fehlgeschlagenen Versuch 
der Hisbollah, in einem Grenzdorf israelische Soldaten gefangen zu 
nehmen, im November 2005 »die Armee angewiesen, eine >Liste von 
Zielen« für eine militärische Antwort im Libanon vorzubereiten«. Vier 
Tage nachdem Olmert Anfang Januar 2006 die Amtsgeschäfte für den 
erkrankten Ministerpräsidenten Scharon übernommen hatte, berief er 
die erste Beratung zum Libanon ein, und von da an »hielt er mehr 
Sitzungen zur Lage im Libanon ab als jeder seiner Vorgänger «.° 

Berichten zufolge informierten Vertreter Israels wichtige Personen 
innerhalb und außerhalb der Bush-Regierung bereits lange vor dem 
12. Juli über ihre Absichten. Hersh schreibt: »Laut einem Nahost- 
experten, der die gegenwärtige Denkweise sowohl der israelischen als 
auch der US-Regierung kennt, hatte Israel lange vor den Entführungen 
vom 12. Juli einen Plan für einen Angriff gegen die Hisbollah entwi- 
ckelt und Vertretern der Regierung Bush mitgeteilt.« Matthew Kalman 
berichtet ganz ähnlich im San Francisco Chronicle: »Vor über einem 
Jahr begann ein leitender israelischer Offizier, US-amerikanischen und 
anderen Diplomaten, Journalisten und Thinktanks in inoffiziellen 
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Powerpoint-Präsentationen die Planung für die gegenwärtige Ope- 
ration in aufschlussreicher Detailgenauigkeit darzulegen. Nach den 
Grundregeln der Briefings war der Offizier nicht zu identifizieren. «* 

Die verfügbaren Belege deuten darauf hin, dass die Regierung Bush 
Israels Pläne für einen Libanonkrieg unterstützte. Hersh schrieb: » Wie 
der US-Regierungsberater erklärte, statteten nacheinander mehrere 
israelische Vertreter im Frühsommer - vor den Hisbollah-Entführun- 
gen — Washington Besuche ab, um »grünes Licht für den Bombenein- 
satz zu bekommen und herauszufinden, wie viel die Vereinigten Staa- 
ten dulden würden«. Der Berater fügte hinzu: »Israel fing mit Cheney 
an. Es wollte sichergehen, dass es Unterstützung von ihm, seinem Büro 
und der Nahostabteilung des Nationalen Sicherheitsrats bekam.« Da- 
nach »war es gar kein Problem, Bush zu überzeugen, und Condi Rice 
war mit an Bords, erklärte der Berater. «? 


Öffentlich ist nicht viel über den Entscheidungsprozess bekannt, 
der Präsident Bush dazu brachte, Olmerts Plan, den Libanon zu ei- 
nem günstigen Zeitpunkt anzugreifen, zu unterstützen. Aber es gibt 
Grund zur Annahme, dass die Neokonservativen eine Schlüsselrolle in 
diesem Prozess spielten. Zum einen waren sie seit dem 11. September 
darauf aus, die Hisbollah zu zerschlagen.* Zum anderen waren in den 
Monaten vor und während des Libanonkriegs die beiden einflussreichs- 
ten Nahostberater des Weißen Hauses engagierte Befürworter Israels 
und seiner harten Linie gegenüber seinen Gegnern, einschließlich der 
Hisbollah. Elliott Abrams war im Nationalen Sicherheitsrat der ent- 
scheidende Mann, der sich mit Nahostpolitik befasste. Während des 
Kriegs berichtete die New York Times, dass er »die Regierung drängte, 
sich hinter Israel zu stellen«.? 

Die andere Schlüsselfigur war David Wurmser, Vizepräsident Che- 
neys Berater in Nahostangelegenheiten.!® Er gehörte 1996 zu den 
Autoren der Studie „Clean Break“. Diese trat dafür ein, dass der isra- 
elische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu den Oslo-Friedens- 
prozess beenden und die politische Landschaft des Nahen Ostens 
mit Militärgewalt verändern solle. Insbesondere empfahl die Studie, 
Israels Nordgrenze durch »militärisches Vorgehen gegen Hisbollah, 
Syrien und den Iran als hauptsächliche Verursacher der Aggression 
im Libanon« zu »sichern«.!! Wie Adam Schatz lange vor dem zweiten 
Libanonkrieg in der New York Review of Books schrieb, war Wurmser 
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»offener Befürworter eines Präventivkriegs gegen Syrien und die His- 
bollah, eine Position, die Neokonservative in der Bush-Regierung und 
in ihrem Umfeld favorisieren«.'? Als Seymour Hersh, wie oben zitiert, 
schrieb, dass Israel an der Unterstützung durch Cheneys »Büro und die 
Nahostabteilung des Nationalen Sicherheitsrats« interessiert war, hieß 
das im Grunde, dass Olmert Unterstützung von Abrams und Wurmser 
wollte, die er sicher auch bekam. Abgesehen von dieser Tatsache, die 
weder überraschend noch strittig ist, weiß man wenig über den Anteil, 
den die Bush-Regierung in den Monaten vor dem zweiten Libanon- 
krieg an der Planung hatte. 

Nach den vorliegenden Erkenntnissen deutet nichts darauf hin, dass 
es in Israel oder den Vereinigten Staaten eine Verschwörung gab, um 
einen Krieg im Libanon zu provozieren. Angesichts der schwelenden 
Spannungen an der Grenze und Israels berechtigter Sorge über die 
Raketen der Hisbollah war es durchaus sinnvoll, dass die israelischen 
Streitkräfte Pläne für den Umgang mit dieser Bedrohung erarbeiteten. 
Jede kompetente Militärführung plant für Eventualitäten, die vielleicht 
nie eintreten. Es war auch durchaus sinnvoll, dass Israel seine ameri- 
kanische Schutzmacht zu diesen Plänen konsultierte, um sicherzuge- 
hen, dass es sich nicht auf einen Kurs vorbereitete, den Washington 
ablehnte. 


»Das mächtige Gebäude der Unterstützung«'’ 


Als Israel nach Kriegsbeginn scharfe Kritik aus allen Teilen der Welt 
einstecken musste, leistete die Bush-Regierung Israel erhebliche diplo- 
matische Schützenhilfe. Der amerikanische UN-Botschafter John Bol- 
ton, den der israelische UN-Botschafter einmal scherzhaft als sechstes 
Mitglied der israelischen Delegation bezeichnete, blockierte mit seinem 
Veto eine israelkritische Resolution des UN-Sicherheitsrats. Damit Is- 
rael versuchen konnte, den Einsatz gegen die Hisbollah zu Ende zu 
bringen, verhinderte er außerdem einen Monat lang, dass die Verein- 
ten Nationen eine Waffenruhe verlangten.'* Außenministerin Condo- 
leezza Rice spielte den Krieg bei einer Pressekonferenz herunter und 
tat ihn einmal als »Geburtswehen eines neuen Nahen Ostens« ab." 
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Erst als offensichtlich wurde, dass die israelischen Streitkräfte keinen 
entscheidenden Sieg erringen würden, erkannte die Bush-Regierung 
- und Israel - die Notwendigkeit einer Waffenruhe an. In den folgen- 
den Verhandlungen um die UN-Resolution 1701 setzten die Vereinig- 
ten Staaten sich massiv für den Schutz israelischer Interessen ein. Als 
die Resolution am 11. August verabschiedet wurde, rief der israelische 
Ministerpräsident Ehud Olmert Präsident Bush an und dankte ihm für 
die »Wahrung der Interessen Israels im Sicherheitsrat«.'° 

Bush verteidigte Israels Vorgehen in der Öffentlichkeit immer wieder 
und äußerte nie ein Wort der Kritik. UN-Botschafter Bolton erklärte 
dem Sicherheitsrat, die Hisbollah sei bestrebt, » bewusst auf unschul- 
dige Zivilisten zu zielen, um ihren Tod herbeizuführen«, dagegen sei 
die unverhältnismäßig hohe Zahl libanesischer Zivilisten, die durch 
Israel getötet wurden, »die traurige und äußerst bedauerliche Folge 
der Selbstverteidigung«.'” Außer dieser diplomatischen Unterstützung 
erhielt Israel von der US-Regierung während des Konflikts auch Hilfe 
bei der militärischen Aufklärung. Und als Israel die Präzisionslenk- 
waffen ausgingen, erklärte der US-Präsident sich umgehend bereit, 
Nachschub zu schicken.'® Auf dem Höhepunkt des Kriegs setzten die 
Vereinigten Staaten die Türkei und den Irak erfolgreich unter Druck, 
einem Flugzeug mit einer Ladung Raketenwaffen für die Hisbollah 
auf dem Weg vom Iran nach Damaskus keine Überfluggenehmigung 
zu erteilen.” In den letzten Stadien des Kriegs erklärte der israelische 
Wissenschaftler Shai Feldman: »Der Präsident findet hier sehr, sehr 
viel Anerkennung. «?" 

Bereits in anderen Zusammenhängen haben wir beobachten kön- 
nen, dass Israel gewöhnlich die größte Unterstützung im US-Kongress 
findet. Und dessen Verhalten während des Libanonkonflikts bestätigte 
diese Tendenz uneingeschränkt. Demokraten und Republikaner wett- 
eiferten darin, zu demonstrieren, dass ihre eigene, nicht die gegnerische 
Partei Isracls bester Freund ist. Ein jüdischer Aktivist erklärte: »Es ist 
gut, Kongressabgeordnete zu haben, die sich gegenseitig darin über- 
treffen, zu zeigen, dass ihre proisraelischen Referenzen besser sind als 
die ihrer Kollegen. «?! Letzten Endes bestand in der Haltung zu Israels 
Vorgehen im Libanon praktisch keinerlei Unterschied zwischen den 
beiden Parteien. Dies ist recht erstaunlich, wenn man die scharfen 
Differenzen zwischen Demokraten und Republikanern zu den meisten 


428 


außenpolitischen Fragen bedenkt, beispielsweise zum Irak. Das mach- 
te Abraham Foxman, der Vorsitzende der Anti-Defamation League 
{ADL), deutlich, als er erklärte: »Die Demokraten, die in 99 Prozent 
der Fragen gegen den Präsidenten sind, üben in Bezug auf Israel den 
Schulterschluss mit ihm.«?? 

Dieser Konsens der beiden Parteien spiegelte sich am 20. Juli 2006 
in einer Resolution des Repräsentantenhauses wider, die in scharfen 
Worten die Hisbollah verurteilte und die israelische Libanonpolitik 
unterstützte. Sie wurde mit 410 zu 8 Stimmen verabschiedet. Der Senat 
schloss sich mit einer ähnlichen Resolution an, die von 62 Senatoren, 
einschließlich der beiden Fraktionsführer, eingebracht wurde. Eine 
Reihe prominenter Demokraten, darunter die beiden Fraktionsfüh- 
rer in Repräsentantenhaus und Senat, versuchten eine Rede des iraki- 
schen Ministerpräsidenten Nuri al-Maliki im Kongress zu verhindern, 
da er die israelische Libanonpolitik kritisiert hatte. Howard Dean, 
der Vorsitzende der Demokratischen Partei, der zu einem früheren 
Zeitpunkt unter Beschuss der Lobby geraten war, ging sogar so weit, 
den irakischen Ministerpräsidenten als Antisemiten zu bezeichnen.’ 
Die Unterstützung für Israel im Kongress war so überwältigend, dass 
führende arabisch-amerikanische Politiker verblüfft waren. Nick J. 
Rahall, ein demokratischer Kongressabgeordneter libanesischer Ab- 
stammung, erklärte, die Resolution des Repräsentantenhauses mache 
ihm »gelinde gesagt Bauchschmerzen «. James Zogby, Leiter des Arab 
American Institute, sagte: »Das ist verheerend. Ich dachte, wir wären 
weiter gekommen. «?' 

Potenzielle Präsidentschaftskandidaten für 2008 wie Senatorin 
Hillary Clinton, John McCain und Joe Bidden sowie der ehemalige 
Sprecher des Weißen Hauses, Newt Gingrich, gaben sich besondere 
Mühe, ihre Unterstützung für Israel deutlich zu machen.*° Die einzige 
Ausnahme bildete Senator Chuck Hagel (Republikaner, Nebraska), 
der leise Bedenken an Israels Reaktion und Amerikas Unterstützung 
äußerte. Hagels Kommentare, die sicher nicht zur Förderung seiner 
eigenen Präsidentschaftsambitionen beitrugen,?” wurden von seinen 
Kongresskollegen wie auch von der Lobby weitgehend ignoriert. 

Auch die Mainstream-Medien standen fest hinter Israel. Die hervor- 
ragende Zeitschrift Editor & Publisher, die über die Presselandschaft 
berichtet, überprüfte etwa eine Woche nach Kriegsbeginn Dutzende 
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Zeitungen und stellte fest, dass »fast keine von ihnen den israelischen 
Angriff auf zivile Gebiete und die Infrastruktur des Libanon verurteilt 
hat«.® Die Nachrichtensender stellten den jüdischen Staat in zahlrei- 
chen Berichten und Kommentaren als belagerten Kombattanten dar, 
der kein Unrecht begehen könne. 

Auf den Titelseiten der Zeitungen und in den reinen Nachrichten- 
sendungen kam Israel nicht so gut weg. Eine Harvard-Studie behaup- 
tet: »Auf den Titelseiten der New York Times und der Washington Post 
war Israel in den Schlagzeilen fast zweimal so oft als Aggressor darge- 
stellt und in den Fotos genau dreimal so oft.«?” Diese Berichterstattung 
war relativ unvermeidlich, weil Israel im Libanon wesentlich mehr 
Zerstörungen anrichtete als die Hisbollah in Nordisrael. Bis zum Ende 
der Kampfhandlungen tötete die Hisbollah 43 israelische Zivilisten 
und traf etwa 300 Gebäude in Israel. Die israelischen Streitkräfte tö- 
teten dagegen 750 libanesische Zivilisten und beschädigten oder zer- 
störten etwa 1600 libanesische Gebäude.” Angesichts dieser Zahlen 
entwickelte sich die Kamera sehr bald zum Feind Israels. Die Medien- 
berichte waren zudem von der Tatsache geprägt, dass die Hisbollah 
und die Siniora-Regierung in Beirut sich fast von Beginn der Kampf- 
handlungen an für eine Waffenruhe aussprachen, während Israel den 
Krieg in die Länge zu ziehen versuchte, bis seine Führung schließlich 
erkannte, dass ihre Kriegsziele nicht erreichbar waren. 

Die Kommentare in den amerikanischen Medien blieben dagegen 
während des gesamten Konflikts durchgängig proisraelisch; diese 
Haltung beeinflusste oft auch die reine Berichterstattung und sorgte 
dafür, dass die Gesamtdarstellung Israels durchweg positiv war. Ein 
Artikel in der britischen Tageszeitung The Independent fasste die Lage 
in den Mainstream-Medien gut zusammen: »Jeder Konflikt hat zwei 


Seiten — es sei denn, man bezieht seine Informationen über den Kampf 
im Libanon ausschließlich aus US-Medien. Zuschauer werden hier mit 
einer parteiischen Berichterstattung gefüttert, die Israel als den Guten 
und seinen Hisbollah-Feind als Inkarnation des Bösen behandelt ... Es 
findet nicht nur so gut wie keine Debatte statt, sondern jede Debatte 
gilt an sich schon als überflüssig und suspekt.«'! 

Was die Haltung der USA so bemerkenswert macht, ist die Tatsa- 
che, dass sie als einziges Land Israels Vorgehen im Libanon begeistert 
unterstützten. Fast alle anderen Staaten der Welt sowie die UN-Füh- 
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rung kritisierten Israels Reaktion und Washingtons unerschütterliche 
Unterstützung. Es drängt sich daher die Frage auf: Warum waren die 
Vereinigten Staaten so wenig in Einklang mit dem Rest der Welt? 


Strategische Torheit 


Eine denkbare Antwort wäre, dass es für die USA wichtige strategi- 
sche Gründe gab, Israel zu unterstützen. Das ist aber nicht der Fall. 
Israels Strategie für diesen Krieg war zum Scheitern verurteilt. Denn 
die ‚ograd-Kommission stellte fest: »Die Annahmen und Erwar- 
tungen in Bezug, auf Israels Vorgehen waren nicht realistisch. « Israels 
Reaktion zeugte von »Schwäche in den strategischen Überlegungen«. 
Somit unterstützte die Regierung Bush von Anfang eine aussichtlose 
Strategie.” 

Israels Hauptziel im zweiten Libanonkrieg war es, der Kampf- 
kraft der Hisbollah einen massiven Schlag zu versetzen, Insbeson- 
dere waren die Israelis entschlossen, die vielen Tausend Raketen zu 
eliminieren, die Nordisrael angreifen konnten. Diesen Punkt hob der 
israelische Ministerpräsident Ehud Olmert hervor, als er sagte: »Die 
Bedrohung wird nicht mehr so sein wie vorher. Nie wieder werden 
sie in der Lage sein, dieses Volk zu bedrohen, das sie mit Raketen be- 
schossen haben.«°° Ganz ähnlich erklärte der israelische Botschafter 
in Washington: »Wir werden nicht auf halbem Weg stehen bleiben 
und uns noch einmal als Geiseln nehmen lassen. Wir müssen aufs 
Ganze gehen: Neutralisierung der Hisbollah.«* Der ehemalige israc- 
lische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu schrieb im Wall Street 
Journal, Israel habe ein klares Ziel: »Die Raketen beseitigen. Oder sie 
zerstören. «* 

Israel verfolgte zwei unterschiedliche, sich ergänzende Strategien, 
um die Raketen der Hisbollah zu neutralisieren. Zum einen vertraute 
die israelische Führung darauf, diese Waffen aus der Luft direkt an- 
greifen und fast alle vernichten zu können. Zum anderen versuchte 
sie, das Problem auf indirektere Weise zu lösen. Das hieß genauer: Sie 
plante eine klassische Strafaktion. Die israelischen Streitkräfte soll- 
ten der libanesischen Zivilbevölkerung massives Leid zufügen, indem 
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sie Wohnhäuser und Infrastruktur zerstörten und Hunderttausende 
zur Flucht zwangen. Eine solche Offensive würde unweigerlich eine 
beträchtliche Zahl ziviler Todesopfer fordern. Das machte Olmert bei 
einer Pressekonferenz unmittelbar nach den Entführungen deutlich, als 
er eine »sehr schmerzliche und weitreichende Antwort« versprach.” 
Mit dieser Strafaktion wollte er der libanesischen Führung vermitteln, 
dass sie letztlich für die Aktionen der Hisbollah verantwortlich sei 
und das ganze Land deshalb für jeden Angriff der Hisbollah auf Israel 
einen hohen Preis zahlen werde. Auch in diesem Punkt drückte der 
Ministerpräsident sich klar und deutlich aus: »Die libanesische Regie- 
rung, der die Hisbollah angehört, versucht die Stabilität der Region zu 
untergraben. Der Libanon ist dafür verantwortlich, und der Libanon 
wird die Konsequenzen seiner Handlungen tragen. «’* 

Beide Strategien waren von Anfang an zum Scheitern verurteilt. Die 
Hisbollah aus der Luft zu entwaffnen war schlichtweg nicht machbar; 
selbst mit einem ausreichenden Vorrat an intelligenten Bomben war 
es für die israelische Luftwaffe unmöglich, die 10.000 bis 16.000 Ra- 
keten der Hisbollah zu eliminieren.’ Die meisten dieser Waffen waren 
breit gestreut in Höhlen, Wohnhäusern, Moscheen und anderen Verste- 
cken gelagert. Und selbst wenn es gelungen wäre, den Waffenbestand 
der Hisbollah zu großen Teilen zu zerstören, hätten Iran und Syrien 
Nachschub geschickt. Bald zeigte sich denn auch, dass Luftangriffe 
nicht die angekündigte Wirkung hatten, da weiterhin ich Raketen 
Nordisrael erreichten. Tatsächlich schoss die Hisbollah am 13. August, 
einen Tag vor Inkrafttreten der Waffenruhe, mehr Raketenwaffen auf 
Israel ab als an jedem anderen Tag des Kriegs." 

Ende Juli beschloss die Regierung Olmert, dem Problem mit der 
Entsendung starker Bodentruppen in den Libanon zu begegnen. Sie 


erklärte, Israel benötige noch einige Wochen, um die Hisbollah ein 
für alle Mal zu besiegen." Aber auch dies war ein Irrtum. Immerhin 
hatten die israclischen Streitkräfte von 1982 bis 2000 im Libanon 
gekämpft, und die Hisbollah hatte nicht nur überlebt, sondern Israel 
schließlich zum Rückzug gezwungen. Wie sollte Israel nun innerhalb 
einiger Wochen erreichen, was es in 18 Jahren nicht geschafft hatte? 
Die Bodenoffensive brachte keine entscheidenden Ergebnisse, und 
Israel blieb keine andere Wahl, als am 14. August in eine Waffenruhe 
einzuwilligen.'? Am zweitletzten Tag vor Inkrafttreten der Waffenruhe 
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forderten die Kämpfe von Israel mehr Opfer als an jedem anderen 
Tag zuvor. 

Die zweite israelische Strategie - der Versuch, den Libanon zu be- 
strafen, weil er der Hisbollah freie Hand ließ - war ebenfalls zum 
Scheitern verurteilt. Wie eine Fülle historischer Erfahrungen und wis- 
senschaftlicher Untersuchungen zeigt, veranlassen Leiden, die man der 
Zivilbevölkerung eines Gegners zufügt, die gegnerische Regierung nur 
selten, zu kapitulieren und den Forderungen des Angreifers nachzuge- 
ben.* Im Gegenteil, gewöhnlich richtet sich die Wut der Opfer gegen 
den Angreifer, und sie unterstützen ihre eigene Regierung allenfalls 
noch stärker. Israel hatte früher bereits zweimal Bombenangriffe gro- 
Ben Stils gegen den Libanon geflogen - 1993 Operation Accountability 
und 1996 Operation Grapes of Wrath -, und beide Male war es nicht 
gelungen, der Hisbollah nennenswerten Schaden zuzufügen oder ihre 
Unterstützung in der Bevölkerung zu untergraben.*' 

Die Geschichte wiederholte sich 2006: Nach Israels Strafaktion 
stieg die Popularität der Hisbollah im Libanon (und in der arabischen 
und islamischen Welt) sprunghaft an, und die meisten Libanesen rich- 
teten ihre Wut gegen Israel und die USA, statt gegen die Hisbollah 
oder die Regierung in Beirut.’ Selbst wenn der außergewöhnliche Fall 
eingetreten wäre, dass Israels Bomben die libanesische Führung davon 
überzeugt hätten, dass es an der Zeit sei, die Hisbollah zu entwaffnen, 
wäre sie dazu gar nicht imstande gewesen. Dazu war die Hisbollah zu 
stark und die Regierung zu schwach. 

Als die Hisbollah nach etwa zweiwöchigen Kämpfen immer noch 
Raketen auf Nordisrael abschoss und die Strafaktion nach hinten los- 
ging, definierte Israel die Kriterien für einen Sieg nach und nach um. 
Regierungspolitiker rückten Ziele in den Vordergrund: etwa die vorge- 
schobenen Stellungen der Hisbollah zu eliminieren und eine internatio- 
nale Schutztruppe zu entsenden, die Israel vor Angriffen der Hisbollah 


schützen sollte.*” In den Vereinigten Staaten meldete Forward: »Wie 
Quellen aus dem engen Umfeld des Weißen Hauses und des Pentagon 
erklärten, äußerten sich Falken innerhalb der Regierung enttäuscht 
und frustriert über Israels Unfähigkeit, der Hisbollah einen schnellen, 
entscheidenden Schlag zu versetzen.« Einige der Hardliner unter den 
Befürwortern Israels sprachen bereits offen aus, dass Israel Gefahr 
liefe, den Krieg zu verlieren, und ein paar fragten sogar, ob Israel für 
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die Vereinigten Staaten überhaupt noch strategischen Nutzen habe. 
Charles Krauthammer schrieb am 4. August in der Washington Post, 
der Krieg biete Israel »eine außergewöhnliche Gelegenheit«, einen 
»wichtigen Beitrag zu Amerikas Krieg gegen den Terror zu leisten«. 
Die Vereinigten Staaten seien allerdings »enttäuscht« über Israels Lei- 
stung, die »nicht nur den Libanoneinsatz, sondern auch Amerikas Ver- 
trauen in Israel gefährdet habe«.** 

Als der Krieg am 14. August schließlich endete, erklärten sich beide 
Seiten zu Siegern.” Den meisten unabhängigen Experten war jedoch 
klar, dass die Hisbollah aus den Kämpfen mit einem gewissen Vor- 
sprung hervorgegangen war.’ In praktisch jeder Hinsicht hatte sie 
sich gut geschlagen und stand gut da, als die Kampfhandlungen be- 
endet wurden. Zudem besaß sie noch immer Tausende Raketen, und 
ihre politische Position im Libanon und in der islamischen Welt hatte 
sich durch den Krieg erheblich verbessert. Dagegen war es Israel nicht 
gelungen, seine zu Anfang gesetzten Ziele zu erreichen, und die israe- 
lischen Streitkräfte hatten sich mit dem Angriff auf die Hisbollah arg 
übernommen. Im Laufe der Zeit wurde deutlich - vor allem in Israel 
-, dass die Hisbollah der Sieger und Israel der Verlierer war. In Israel 
setzte man »aufgrund eines ausgeprägten Krisengefühls und tiefer Ent- 
täuschung über die Folgen des Feldzugs und die Art, wie er geführt 
wurde«, die Winograd-Kommission ein.‘' Deren wichtigste Ergebnisse 
stellen eine eindeutige Anklage gegen die drei Hauptarchitekten des 
Kriegs dar: Ministerpräsident Olmert, Verteidigungsminister Amir 
Peretz und Generalleutnant Dan Halutz, den Generalstabschef der 
israelischen Streitkräfte. 


Schaden für US-Interessen 


Völlig abgesehen von der Frage, ob Israel oder die Hisbollah den zwei- 
ten Libanonkrieg gewonnen hat, steht außer Zweifel, dass die uneinge- 
schränkte Unterstützung des israelischen Vorgehens den US-Interessen 
geschadet hat. Wir haben bereits klargemacht, dass die Vereinigten 
Staaten gegenwärtig in dieser Region mit drei Hauptproblemen kon- 
frontiert sind. Das erste ist der Terrorismus, bei dem es hauptsächlich 
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darum geht, Al-Qaida zu besiegen, wobei die USA auch Hamas und 
Hisbollah ausschalten wollen. Das zweite Problem sind die verbleiben- 
den Schurkenstaaten der Region, Iran und Syrien. Beide unterstützen 
den Terrorismus, und der Iran ist offenbar entschlossen, den vollstän- 
digen nuklearen Zyklus inklusive Urananreicherung zu betreiben, von 
wo es nur ein kleiner Schritt zu Atomwaffen ist. Das dritte Problem 
ist der Irakkrieg, in dem den USA ernstlich eine Niederlage droht. 
Die unerschütterliche Unterstützung, die die Regierung Bush Israel 
im zweiten Libanonkrieg gewährte, hat Washington den Umgang mit 
jedem dieser Probleme erschwert. 

Der Libanonkonflikt verschärfte Amerikas Terrorismusproblem in 
zweifacher Hinsicht. Er stärkte den Antiamerikanismus in der arabi- 
schen und islamischen Welt; so erklärte der Hisbollah-Führer Hassan 
Nasrallah während der Kämpfe, Israel sei »mit amerikanischer Ent- 
schlossenheit, amerikanischen Waffen und amerikanischen Raketen 
gerüstet«.”2 Diese Sicht wird Al-Qaida und anderen terroristischen 
Organisationen sicher helfen, neue Rekruten zu finden, die die Ver- 
einigten Staaten oder ihre Verbündeten angreifen wollen. In einer 
Umfrage, die kurz nach Beendigung der Kämpfe Ende August 2006 
im Libanon durchgeführt wurde, erklärten 69 Prozent der Befragten, 
sie hielten Amerika für einen »Feind des Libanon«. Knapp ein Jahr 
zuvor, im September 2005, waren es nur 26 Prozent.°* In einer ande- 
ren Umfrage, die ebenfalls Ende August im Libanon gemacht wurde, 
antworteten 64 Prozent der Befragten, ihre Meinung über die Verei- 
nigten Staaten sei nach den Kämpfen schlechter als vorher. Nahezu 
die Hälfte der Befragten erklärte, sie härte nach dem Krieg eine »viel 
schlechtere« Meinung über Amerika.‘ Das Meinungsforschungsinsti- 
tut Zogby International führte im Herbst 2006 eine Umfrage in Sau- 
di-Arabien, Ägypten, Marokko, Jordanien und dem Libanon durch 
und stellte fest, dass sich »in allen fünf Ländern die Einstellung zu 
den USA im Laufe des vorangegangenen Jahres verschlechtert hat«. 
Die US-Politik im Libanon trug zwar zu diesem negativen Einstel- 
lungswandel bei, aber wichtigere Faktoren waren der Irakkrieg und 
die Washingtoner Politik gegenüber den Palästinensern.® Die feind- 
seligere Haltung gegenüber den Vereinigten Staaten wird im Nahen 
Osten und anderswo voraussichtlich zu einer breiteren Unterstützung 
von Terroristen führen. 
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Darüber hinaus stärkte der Konflikt den Einfluss der Hisbollah im 
Libanon. Bin Grund war ihr beeindruckender Kampf gegen die isra- 
elischen Streitkräfte, die ihre arabischen Gegner früher vernichtend 
geschlagen hatten, nun aber scheiterten. Israels Bombenangriffe trugen 
ebenfalls erheblich dazu bei, dass die Popularität der Hisbollah sprung- 
haft anstieg. Bei Kriegsbeginn waren viele Libanesen wütend, dass die 
Hisbollah den Konflikt ausgelöst hatte, zumal gerade »im Libanon ... 
eine hervorragende Tourismussaison in Gang war«.'% Zudem herrschte 
in der libanesischen Bevölkerung zu Beginn des Konflikts eine weitge- 
hend positive Stimmung gegenüber den USA, weil die Regierung Bush 
entscheidend dazu beigetragen hatte, Syrien 2005 aus dem Libanon 
zu drängen. Dieses Wohlwollen schlug jedoch in Empörung um, als 
Washington sich hinter Israels Offensive stellte. Und entsprechend dra- 
matisch stieg das Ansehen der Hisbollah im Libanon. 

Laut einer Umfrage, die nach dem Krieg im Libanon durchgeführt 
wurde, stuften 79 Prozent der Befragten die Leistung des Hisbollah- 
Führers Nasrallah als »gut« oder »sehr gut« ein; eine andere Umfrage 
ergab, dass 40 Prozent der Libanesen nach dem Krieg eine positivere 
Einstellung zur Hisbollah hatten, während nur knapp unter 30 Pro- 
zent sie negativer sahen.‘ Die Hisbollah ist zwar keine unmittelbare 
Bedrohung für die Vereinigten Staaten, wohl aber für Israel. Außerdem 
will sie die Zedernrevolution rückgängig machen, die Präsident Bush 
unterstützt hatte und die er als einen erfolgreichen Fall von Demokra- 
tieförderung anpreist. Im Spätherbst 2006 ließ die Hisbollah ihre ge- 
stärkten Muskeln spielen und drohte, die proamerikanische Regierung 
in Beirut unter Fuad Siniora zu stürzen.®* Noch besorgniserregender 
ist die reale Gefahr, dass die Hisbollah den Libanon in einen weite- 
ren Bürgerkrieg stürzt. Die Vereinigten Staaten und ihre Verbündeten 
haben sich bislang erfolgreich bemüht, eine solche Entwicklung zu 
verhindern. Aber wahrscheinlich wäre dieses Problem gar nicht erst 
entstanden, wenn sich die Hisbollah durch ihren Erfolg und ihre breite 
Unterstützung nicht bestärkt gefühlt hätte. 

Der Libanonkonflikt hat auch den Umgang mit dem Iran und Sy- 
rien erschwert. Es steht außer Frage, dass beide Länder die Hisbollah 
unterstützen. Und die Vereinigten Staaten haben ein starkes Interesse 
daran, diese Verbindungen sowie die Verbindungen zwischen Damas- 
kus und Teheran zu schwächen oder zu kappen.” Einen Keil zwischen 
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den Iran und Syrien zu treiben dürfte nicht schwierig sein, da sie keine 
natürlichen Verbündeten sind: Der Iran ist ein theokratischer Staat mit 
persischer Bevölkerung, Syrien dagegen ist säkular und arabisch. Aber 
die Regierung Bush unterstützte während des Kriegs blindlings Israel 
und behandelte Hisbollah, Iran und Syrien als Teile eines Netzwerks 
des Bösen, was sie nur noch enger zusammenschweißte. 

Obendrein forderten viele Neokonservative mitten in diesem Kon- 
flikt Israel oder die USA auf, Syrien und den Iran anzugreifen.‘ Meyrav 
Wurmser vom Hudson Institute erklärte nach dem Krieg, »weite Teile 
der amerikanischen Regierung« - wozu sicher auch ihr Mann David 
Wurmser und Elliott Abrams gehörten - seien zutiefst verstimmt, dass 
Israel außer der Hisbollah nicht auch Syrien angegriffen habe.” Und 
das Ergebnis? Diese Politik lieferte dem Iran noch mehr Gründe, sich 
als Abschreckung gegen einen israelischen oder amerikanischen An- 
griff mit Atomwaffen zu rüsten. Auch unterstützen und bewaffnen 
der Iran und Syrien weiterhin die Hisbollah und sorgen dafür, dass 
die USA im Irak feststecken, damit sie beide Länder nicht angreifen 
können.‘* 

Im Irak gab es noch einen anderen Bumerang-Effekt: Was im Liba- 
non passierte, brachte auch die Iraker auf, vor allem die irakischen 
Schiiten, die sich der (ebenfalls schiitischen) Hisbollah locker verbun- 
den fühlen. Die schiitische Demonstration für die Hisbollah, die am 
4. August in Bagdad stattfand, war Berichten zufolge die größte dieser 
Art im Nahen Osten.‘ Nach dem Libanonkrieg gab es sogar Meldun- 
gen, dass die Hisbollah die irakische Miliz von Moktada al-Sadr trai- 
niert, der ein erbitterter Gegner der USA ist.‘ Die Vereinigten Staaten 
haben im Irak erhebliche Schwierigkeiten und können es sich nicht 
leisten, sich die einheimische Bevölkerung noch mehr zu entfremden. 

Um diese drei Probleme - Terrorismus, Schurkenstaaten und 
Irak — effektiv anzugehen, braucht Washington die breite Unterstüt- 
zung befreundeter Regierungen in der Region wie Ägypten, Jordanien 
und Saudi-Arabien. Diese Regierungen hegen keine Sympathien für 
die Hisbollah und hätten die USA (und stillschweigend auch Israel} 
vielleicht unterstützt, wenn die amerikanische und israelische Reak- 
tion maßvoller ausgefallen wäre. In den ersten Tagen des Konflikts 
kritisierten die Führungen dieser Länder die Hisbollah, weil sie ihn 
provoziert habe. Aber sobald Israels unverhältnismäßiges Vorgehen 
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ersichtlich wurde und die Bush-Regierung sie ohne Wenn und Aber 
unterstützte, begannen diese Regierungen Washington zu kritisieren 
und Israel zu verurteilen. Der Hauptgrund für ihre Kritik an den USA 
und an Israel war, dass sie sich vor der aufgebrachten Öffentlichkeit in 
ihren Ländern schützen wollten. Die amerikanische Politik verärgerte 
die Verbündeten in Europa ebenso wie die im Nahen Osten, isolier- 
te die Vereinigten Staaten (und Israel), minderte ihren Einfluss und 
ließ Zweifel daran aufkommen, ob Präsident Bush ein zuverlässiger 
Verbündeter im Umgang mit der terroristischen Bedrohung und der 
Gefahr der Ausbreitung von Atomwaffen sei. 

Man könnte glauben, die tiefe Kluft, die sich während des Libanon- 
kriegs zwischen den Führern der arabischen Staaten und ihrer Bevölke- 
rung auftat, habe sich nach der Waffenruhe schnell wieder geschlossen 
und daher keine schwerwiegenden langfristigen Auswirkungen gehabt. 
Diese Annahme wäre jedoch falsch. Die allgemeine Stimmung in den 
arabischen Staaten ist weiterhin zutiefst antiamerikanisch, was es den 
dortigen Regierungen schwermacht, die Regierung Bush bei der Ein- 
dämmung der iranischen Ambitionen zu unterstützen. Die Wurzel des 
Problems ist, dass die sogenannte arabische Straße mehr Angst vor 
den USA hat als vor dem Iran. Eine im Februar 2007 veröffentlichte 
Zogby-Umfrage stellte fest, dass 72 Prozent der Befragten in sechs 
arabischen Ländern die USA als größte Bedrohung ansahen, aber nur 
11 Prozent den Iran. Darüber hinaus erklärten 61 Prozent der Befrag- 
ten, der Iran habe das Recht, Atomtechnik zu entwickeln, obwohl 
über die H 


älfte von ihnen glaubte, dass er wahrscheinlich auch den 
nächsten Schritt tun und Atomwaffen bauen werde. 

Bleibt noch anzumerken, dass die israelischen Streitkräfte ange- 
sichts ihrer mangelhaften Leitung im Libanon keinen großen Wert für 
die Vereinigten Staaten haben, wenn es darum geht, mit der Bedro- 
hungslage fertig zu werden, an der sie selbst mitgewirkt haben. Wie 
bereits in Kapitel 2 ausgeführt, fördert und inspiriert Israel einerseits 
mit seiner Politik terroristische Gruppen und erschwert US-Bemühun- 
gen, mit Schurkenstaaten wie Syrien und dem Iran fertig zu werden, 
kann aber andererseits nicht nennenswert dazu beitragen, sie in Schach 
zu halten. 


Israels Strategie im Libanonkrieg zu unterstützen lag also nicht in 
Amerikas strategischem Interesse. Es fällt schwer, dem ehemaligen Mit- 
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arbeiter des US-Außenministeriums, Aaron Miller, nicht zuzustimmen, 
der mitten in diesem Konflikt erklärte: »Es liegt eine gewisse Gefahr 
in einer Politik, in der keinerlei Differenzen zwischen der Regierung 
Israels und der Regierung der Vereinigten Staaten bestehen. «” 


Verstöße gegen die Gesetze des Kriegs 


Aber wie steht es mit der moralischen Dimension? Man kann ein- 
räumen, dass die Unterstützung Israels den USA vor allem Schaden 
gebracht hat, aber ebenso einwenden, die Vereinigten Staaten seien 
moralisch verpflichtet gewesen, Israel bei seinem Bemühen, sich zu 
verteidigen, zu helfen. Israel wurde angegriffen und reagierte in ei- 
ner Weise, die den Gesetzen und Regeln des Kriegs folgte - so lautet 
die Argumentation. Manche Befürworter Israels behaupten sogar, das 
schlechte Abschneiden Israels im Libanon sei hauptsächlich auf die 
strikte Einhaltung dieser rechtlichen und moralischen Prinzipien zu- 
rückzuführen. So vertritt Thomas Neumann, der Leiter des Jewish 
Institute for National Security Affairs: »Es war weniger die Hisbollah, 
die Israel gebunden hat, als vielmehr Israels eigenes Moralgefühl.«” 
Bei genauerem Hinsehen ist diese Argumentation jedoch nicht über- 
zeugend. Israel hat eindeutig das Recht, sich zu verteidigen, und das 
beinhaltet auch das Recht, mit Militärgewalt gegen die Hisbollah zu- 
rückzuschlagen. Kaum jemand bestreitet diesen Punkt, und viele Re- 
gierungen und Einzelpersonen, die Israels Verhalten kritisiert haben, 
haben nie sein Recht in Frage gestellt, auf den Überfall der Hisbollah 
zu reagieren. Aber das Recht auf Selbstverteidigung bedeutet nicht, 
dass alle Mittel legal oder moralisch erlaubt sind. Die entscheidende 
Frage ist, ob Israels Vorgehen im Libanon im Sommer 2006 den Geset- 
zen und Regeln des Kriegs und den geltenden moralischen Standards 


entsprach. 

Israels Strategie zielte explizit und bewusst darauf ab, die libanesi- 
sche Zivilbevölkerung zu bestrafen. Man könnte nun leicht den Ein- 
druck bekommen, dass Israel diese Strafaktion als Reaktion auf die 
Raketenangriffe der Hisbollah auf israelische Zivilisten unternahm. 
Das stimmt jedoch nicht mit der tatsächlichen Entwicklung überein, 
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die zu diesem Krieg führte, Diese begann am 12. Juli, als Hisbollah- 
kämpfer auf israelisches Territorium vordrangen, drei israelische Sol- 
daten töteten und zwei weitere entführten. Im Zuge dieser Operation 
schoss die Hisbollah einige Raketen auf israelische Städte ab, um die 
Aufmerksamkeit der israelischen Streitkräfte vom Ort der Entführung 
abzulenken. Bei diesen Ablenkungsangriffen wurde kein israelischer 
Zivilist getötet.”' Nasrallah erklärte unmittelbar danach bei einer Pres- 


»konferer 


in Beirut: »Wir wollen keine Eskalation im Süden, keinen 
Krieg. «”? Der Hisbollah-Überfall war zwar nicht zu rechtfertigen, stell- 
te aber keine ungewöhnliche Provokation dar, weil sowohl Israel als 
auch die Hisbollah gewaltsame - und gelegentlich tödliche - Einfälle 
Mai 
lah hatte so- 


Israel sich 


auf gegnerisches Gebiet unternommen hatten, se 


2000 aus dem Südlibanon zurückgezogen hatte.’ N 
gar schon Monate zuvor klargemacht, dass er entschlossen war, 
israelische Soldaten zu entführen.” 


inige 


Dennoch reagierte Israel auf die Entführungen mit einem massiven 


Bombenangriff auf den Libanon, der wiederum die Hisbollah veranl; 


te, Städte und Gemeinden in ganz Nordisrael mit Raketen zu beschie- 
Ben. So griffen die israelischen Streitkräfte am 13. Juli, dem Tag nach 
dem Hisbollah-Überfall, unter anderem den Internationalen Flughafen 
von Beirut an. Am 14. Juli flogen sie weitere Bombenangriffe auf den 
Libanon, die auf Brücken und Straßen sowie auf Nasrallahs Büro in 
Beirut zielten. Zu diesem Zeitpunkt, als es bereit: 
nesische Todesopfer gab und die Schäden an der Infrastruktur des Li- 


ber 50 zivile liba- 


banon immer weiter zunahmen, kündigte Nasrallah »offenen Krieg« 
gegen Israel an, was massive Raketenangriffe gegen den jüdischen Staat 
bedeutete.”° Obwohl also die Hisbollah eindeutig den Krieg auslöste, 
indem sie am 12, Juni israclische Soldaten tötete beziehungsweise ent- 


el aus. 


führte, gingen die massiven Angriffe auf Zivilisten von Isra 

Von Anfang an betonte die israelische Führung, dass der ganze Li- 
banon in diesem Krieg einen hohen Preis zahlen und es sich bei dieser 
Strafe um das Ergebnis einer gezielten israelischen Politik und nicht 
nur um »Kollateralschäden« handeln würde. Der israelische General- 
stabschef Halutz erklärte zu Beginn des Konflikts, er habe die Absicht, 
»im Libanon die Uhr um 20 Jahre zurückzudrehen«.’”* An anderer 
Stelle sagte er, im Libanon »ist nichts sicher «.’”7 Er hielt Wort. Ein Be- 
richt, den Amnesty International kurz nach Beendigung der Kämpfe 
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veröffentlichte, enthält eine gründliche Einschätzung der Schäden, die 
die israelischen Streitkräfte im Libanon anrichteten. Sie ist es wert, hier 
ausführlich zitiert zu werden: 


»In über vierwöchigen Bombardements vom Boden und aus der Luft durch die 
israelischen Streitkräfte erlitt die Infrastruktur des Libanon Zerstörungen ka- 
tascrophalen Ausmaßes. Israelische Truppen machten Gebäude dem Erdboden 
gleich, legten ganze Viertel in Schutt und Asche und verwandelten Dörfer und 
Ortschaften in Geisterstädte, da ihre Einwohner vor den Bombardierungen 
flüchteten. Hauptstraßen, Brücken und Tankstellen wurden in Stücke gerissen. 
Ganze Familien starben bei Luftangriffen auf ihre Häuser oder in ihren Fahr- 
zeugen, während sie vor den Bombenangriffen in ihre Dörfer flohen.Viele lagen 
wochenlang unter dem Schutt ihrer Häuser begraben, während fortgesetzte 
israelische Angriffe das Rote Kreuz und andere Rettungskräfte hinderten, diese 
Gebiete zu betreten. Die Hunderttausende Libanesen, die vor den Bombardie- 
rungen flüchteten, sind nun der Gefahr von Blindgängern ausgesetzt, wenn sie 
nach Hause zurückkehren. 

Die israelische Luftwaffe flog zwischen dem 12. Juli und dem 14. August 
über 7.000 Luftangriffe auf 7.000 Ziele im Libanon, die Marine führte weitere 
2.500 Bombardierungen durch. Die Angriffe erfolgten zwar weit gestreut, kon- 
zentrierten sich aber auf bestimmte Gebiete. Zusätzlich zum menschlichen 
Tribut — geschätzte 1.183 Todesopfer, davon etwa ein Drittel Kinder, 4.054 
Verwundete und 970.000 vertriebene Libanesen — gab es schwere Schäden 
an der zivilen Infrastruktur. Die libanesische Regierung schätzt, dass 31 »le- 
benswichtige Punkte« (wie Flughäfen, Häfen, Wasserwerke, Klä 
Elektrizitätswerke) vollständig oder teilweise zerstört wurden, außerdem noch 
etwa 80 Brücken und 94 Straßen. Mehr als 25 Treibstofflager und etwa 900 
Betriebe wurden getroffen. Die Zahl der völlig zerstörten Wohnhäuser, Büros 
und Geschäfte beträgt über 30.000. Zwei staatliche Krankenhäuser — in Bint 
Jbeil und Meis al-Jebel - wurden durch israelische Angriffe vollständig zerstört, 
drei weitere schwer beschädigt. 

In einem Land mit weniger als vier Millionen Einwohnern stehen über 
25 Prozent als Flüchtlinge und Vertriebene auf der Straße. Schätzungsweise 
500.000 Menschen suchten allein in Beirut Zuflucht, viele von ihnen in Parks 
und öffentlichen Räumen ohne Wasser und sanitäre Anlagen. 

Delegierte von Amnesty International im Südlibanon berichteten, dass sie 
in einem Dorf nach dem anderen das immer gleiche Muster vorfanden: Die 
Straßen, vor allem die Hauptstraßen, waren auf der gesamten Länge von Deto- 
nationskratern zerfurcht.In einigen Fällen waren Einschläge von Streubomben 
zu erkennen. Einzelne Häuser wurden mit Präzisionslenkwaffen angegriffen 
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und als Folge davon ganz oder teilweise zerstört. Geschäfte wie Supermärkte, 
Lebensmittelläden, Autowerkstätten und Tankstellen wurden häufig mit Präzi- 
sionslenkwaffen und Granaten beschossen, die Brände verursachten und den 
Warenbestand zerstörten. Da die Stromversorgung unterbrochen war und 
Nahrungsmittel und andere Versorgungsgüter nicht in die Dörfer gelangten, war 
die Zerstörung der Supermärkte und Tankstellen ein entscheidender Faktor, 
der die Einheimischen zur Flucht zwang. Der Treibstoffmangel brachte auch 
die Wasserversorgung der Einwohner zum Erliegen, da Wasserpumpen Strom 
oder dieselgetriebene Generatoren benötigen.«’® 


Amnesty International steht nicht allein mit seiner Einschätzung der 
Schäden, die die israelischen Streitkräfte im Libanon anrichteten. Wil- 
liam Arkin, ein amerikanischer Militärexperte und erklärter »Luft- 
waffenfan«, schrieb in seinem Weblog der Washington Post: »Bei der 
Durchführung seines Straffeldzugs hinterließ Israel ein schockierendes 
Maß an Zerstörungen : 


ıßerhalb der unmittelbaren Kampfzone. Ich 


zögere, das Wort »Verwüstung« und »Mondlandschaft« zu benutzen, 
um den Zustand libanesischer Städte zu beschreiben, weil mit solchen 
Worten in Verbindung mit US-Luftangriffen oft wahllos herumgewor- 


fen wird, Aber was Israel angerichtet hat, ist weitaus verheerender als 


alles, was das US-Militär - besonders die US Air Force - im Zeitalter 


der Präzisionskriege getan hat.«”” 
Eine der verheerenden Taktiken dieser israelischen Strafaktionen 
war der Binsatz von Streubomben, die große Mengen sogen; 


nter 
Bomblets über ein großes Gebiet streuen. Diese Bomblets sind nicht 
nur äußerst ungenau, sondern detonieren zu einem großen Teil nicht 
sofort. Die Blindgänger werden dann zu tödlichen Landminen, die 
noch lange nach Beendigung der Kampfhandlungen Gefahr bergen. 
Angesichts der tödlichen Wirkung, die diese Waffen beim Einsatz in 
zivilen Gebieten haben können, haben die USA immer darauf bestan- 
den, dass Israel sie ausschlicßlich gegen klar definierte militärische 
Ziele einsetzt.’ Die Reagan-Regierung verbot in den 1980er Jahren 


für sechs Jahre den Verkauf von Streubomben an Israel, nachdem sie 


ahren hatte, dass die israelischen Streitkräfte sie bei ihrer Invasion 
im Libanon 1982 in zivilen Gebieten eingesetzt hatten.®' 

In den letzten drei Tagen des letzten Libanonkriegs, als bereits be- 
kannt war, dass eine Waffenruhe unmittelbar bevorstand, schossen die 
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israelischen Streitkräfte über eine Million Bomblets in den Südlibanon, 
in dem 650.000 Menschen leben. Ziel war es, das Gebiet mit dieser 
kleinen, tödlichen Streumunition »zu sättigen«. Ein israelischer Soldat 
eines Artilleriebataillons erklärte: »In den letzten 72 Stunden feuerten 
wir die ganze Munition ab, die wir hatten, alle auf dieselbe Stelle. Wir 
brauchten nicht mal die Richtung des Geschützes zu ändern. Batail- 
lonskameraden erzählten mir, dass sie ebenfalls alles in den letzten drei 
Tagen abfeuerten— normale Granaten, Streubomben, was sie hatten.«® 
Während des gesamten Kriegs schossen die israelischen Streitkräfte 
schätzungsweise vier Millionen Streubomben auf den Libanon ab. Als 
die Kämpfe Mitte August endeten, schätzten UN-Vertreter die Zahl 
der Blindgänger im Libanon auf etwa eine Million. Wie Vertreter von 
Human Rights Watch erklärten, war »die Dichte der Streubomben im 
Südlibanon höher als an jedem anderen Ort, den sie gesehen hatten «.’* 
Ein israelischer Soldat, der geholfen hatte, das Gebiet mit Streubom- 
ben zu »überschwemmen«, erzählte: »Was wir machten, war krank 
und grauenhaft, wir übersäten ganze Städte mit Streubomben.«*° Jan 
Egeland, der UN-Vizegeneralsekretär für Humanitäre Angelegenhei- 
ten, bezeichnete Israels Vorgehen als »schockierend« und »durch und 
durch unmoralisch«. In den ersten acht Monaten nach dem Krieg 
wurden 29 Libanesen durch Streumunition getötet und weitere 215 
verwundet, darunter 90 Kinder.” 

Intuitiv scheint es offensichtlich, dass Israels Vernichtungsfeldzug 
im Libanon gegen die Gesetze und Regeln des Kriegs verstieß. Aber das 
genügt nicht; es ist wichtig, zu verstehen, wie diese Gesetze aussehen 


und wie Israel genau dagegen verstieß. 

Die Gesetze des Kriegs - und die moderne Theorie des gerechten 
Kriegs - basieren auf der grundlegenden Unterscheidung zwischen zi- 
vilen und militärischen Zielen.* Es steht außer Frage, dass Staaten das 
Recht haben, sich zu verteidigen, indem sie militärische Anlagen des 
Gegners angreifen. Ziele in einem anderen Land dürfen jedoch nur 
angegriffen werden, wenn sie im Laufe des Kriegs zu militärischen 
Zielen werden. Besetzen Soldaten während eines Kampfs etwa eine 
Schule oder eine Kirche und benutzen sie als Operationsbasis, ist es zu- 
lässig, sie dort anzugreifen. Bei Angriffen auf gegnerische Militärziele 
müssen Staaten sich außerdem entschieden bemühen, Kollateralschä- 
den zu minimieren. An dieser Stelle kommt der berühmte Begriff der 
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Verhältnismäßigkeit ins Spiel. Bei Angriffen auf militärische Ziele ist 
zu gewährleisten, dass Kollateralschäden, gemessen am spezifischen 
Wert dieser Ziele, nicht übermäßig hoch sind. Kurz: Staaten sollen 
nicht absichtlich oder wahllos gegnerische zivile Ziele angreifen und 
müssen beim Angriff auf m 


sche Ziele sorgfältig darauf achten, 
Kollateralschäden zu vermeiden. 
Diese beiden Regeln beachtete Israel im zweiten Libanonkrieg nicht. 


Es steht außer Frage, dass Israel bewusst eine Fülle ziviler Ziele im 


Libanon angriff, wie General Halutz 


:s angekündigt hatte. Das zeigen 
die Verwüstungen, die der Amnesty-International-Bericht beschreibt. 
Dort heißt es, wie oben zitiert, dass »die Infrastruktur des Libanon 
Zerstörungen katastrophalen Ausmaßes« erlitt. An anderer Stelle ist 
von »schweren Schäden an der zivilen Infrastruktur« die Rede. Im 
November 2006 gab Amnesty International einen weiteren Bericht 
heraus, der den Augustbericht bestätigte. Er stellte unter anderem fest, 
dass »im Südlibanon etwa 7.500 Wohnhäuser zerstört und 20.000 be- 
schädigt wurden« und »nichts darauf hindeutet, dass die Gebäude von 


Hisbollah-Kämpfern als Verstecke oder Waffenlager benutzt wurden«. 


Vielmehr ließen die ist 


nuster er- 
schen Streitkräfte 
auf Objekte zielten, die für das Überleben der Zivilbevölkerung un- 
verzichtbar sind«.®° Eine Studie von Human Rights Watch (HRW) zu 
Israels Libanonoffensive zieht die $ 


aelischen Angriffe »ein Zerstörungs 


kennen, das darauf schließen lässt, dass die isr; 


hlussfolgerung: »Israel hat eines 

der grundlegendsten Gebote der Kriegsregeln verletzt: die Verpflich- 

tung, ausschließlich militä 
h 


achtete, bei Angriffen auf Ziele, die es für militärische hielt, Kollate- 


sche Ziele anzugreifen. «” 


darüber hinaus klar, d 


sis 


s Israel nicht sorgfältig genug darauf 


ralschäden zu vermeiden. Nach Ansicht von HRW lag entgegen der 
Behauptung Israels, es ergreife »alle möglichen Maßnahmen, um zivile 
Schäden zu minimi 


n«,in Wirklichkeit »ein systematisches Versagen 
isten zu 
ich nur vor Augen führen, was im 
Südlibanon geschah: Die Israelis erklärten ihn effektiv zu einer »freien 


der israelischen Streitkräfte, zwischen Kombattanten und Zivil 


unterscheiden«,?! vor. Man muss 


Feuerzone«, in der alle verbliebenen Personen als legitime Ziele gal- 
ten. Nachdem sie alle Einwohner aufgefordert hatten, das Gebiet zu 
verlassen, verkündete Justizminister Chaim Ramon — der auch gesagt 
hatte: » Wir müssen die Orte im Süden in Schutt und Asche legen« - am 
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27. Juli: »Alle, die sich jetzt noch im Südlibanon befinden, sind Terro- 
risten, die mit der Hisbollah in Verbindung stehen. «°* Es gab jedoch 
viele Einwohner, die nicht die Flucht ergriffen hatten, aber weder Kom- 
battanten noch Mitglieder der Hisbollah waren. Nach Schätzungen 
von Amnesty International blieben etwa 120.000 Einwohner während 
des gesamten Konflikts in diesem Gebiet, darunter viele Zivilisten. Am 
7. August warfen die israelischen Streitkräfte Flugblätter über dem 
Südlibanon ab, in denen sie warnten: »Fahrzeuge jeglicher Art, die 
südlich vom Litani fahren, werden auf den Verdacht hin bombardiert, 
dass sie Raketen, Militärgerät und Terroristen transportieren. <” 
Angesichts dieses Vorgehens kam Amnesty International im No- 
vemberbericht zu dem Schluss, dass »israelische Truppen schwere 
Verstöße gegen internationale Menschenrechte und humanitäre Re- 
geln, einschließlich Kriegsverbrechen, begingen. Insbesondere stellte 
Amnesty International fest, dass die israelischen Streitkräfte wahllose 
und unverhältnismäßige Angriffe großen Stils durchführten.«”' Der 
Bericht von Human Rights Watch hob ebenfalls hervor: »Die israeli- 
schen Streitkräfte nahmen durchgängig ein hohes Maß an zivilen Op- 
fern für fragwürdigen militärischen Nutzen in Kauf. «”* Zumindest ein 
Vertreter Israels machte keinen Hehl aus der Tatsache, dass sein Land 
das Prinzip der Verhältnismäßigkeit verletzte. Der israelische UN-Bot- 
schafter Dan Gillerman erklärte eine Woche nach Kriegsbeginn: »Den 
Staaten, die behaupten, dass wir unverhältnismäßig viel Gewalt ein- 
setzen, habe ich nur eins zu sagen: Sie haben verdammt Recht. Denn 
wenn Ihre Städte so beschossen würden wie unsere, wenn Ihre Bürger 
so terrorisiert würden wie unsere, würden Sie wesentlich mehr Gewalt 


einsetzen, als wir es tun.«” 

Gillermans vielsagendes Eingeständnis war allerdings eine Aus- 
nahme. Die meisten Israelis und ihre amerikanischen Unterstützer 
antworten auf den Vorwurf, Israel habe unverhältnismäßige Angriffe 
getätigt, mit dem Einwand, Israel habe nur deshalb viele unschuldige 
Libanesen getötet, weil die Hisbollah sie als menschliche Schutzschilde 
benutzt habe.’ Die Belege im Novemberbericht von Amnesty Inter- 
national und in der Studie von Human Rights Watch widersprechen 
diesem Argument. Die Verteidigung Israels stützt sich zum Teil auf 
die Behauptung, die Hisbollah habe Zivilisten daran gehindert, den 
Südlibanon zu verlassen, weil sie sich hinter ihnen verstecken wollte. 
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Amnesty International hat diesen Punkt untersucht und festgestellt, 
dass alle verfügbaren Indizien »die Behauptung nicht bestätigen, die 
Hisbollah habe Zivilisten an der Flucht gehindert, und in mehreren 
Fällen auf das Gegenteil hindeuten «.® Es gibt zudem guten Grund zu 
der Annahme, dass die Hisbollah-Kämpfer bewusst den Kontakt mit 
Zivilisten mieden, aus Angst, dass »sie früher oder später von Kolla- 
borateuren verraten würden «.” 

Noch wichtiger aber ist, was die HRW-Studie sagt: Es gibt keine In- 
dizien dafür, dass Israel eine große Zahl von Zivilisten tötete, weil die 
Hisbollah die im Südlibanon verbliebenen Zivilisten als Schutzschilde 
benutzt hätte. Human Rights Watch räumt allerdings ein, dass die 
»Hisbollah gelegentlich tatsächlich Waffen in oder in der Nähe von 
zivilen Häusern lagerte und Kämpfer Raketenwerfer in besiedelten 
Gebieten oder in der Nähe von UN-Beobachtern stationierten«, und 
beides sind »schwere Verstöße gegen die Gesetze des Kriegs«.'® Es 
gibt also einige Belege, dass die Hisbollah Zivilisten benutzte, um ihre 
Kämpfer und Waffen zu schützen. Doch diese Fälle bildeten eindeutig 
die Ausnahme, nicht die Regel. »Bei der überwiegenden Mehrheit der 
Getöteten handelte es sich um Zivilisten ohne Hisbollah-Militärpräsenz 
in der Nähe«, erklärte Kenneth Roth, der Präsident von Human Rights 
Watch.'®' Die Organisation untersuchte eingehend 24 Fälle, die etwa 
ein Drittel der zivilen Todesopfer forderten, die es zum Zeitpunkt des 
Berichts im Libanon gegeben hatte.'% In keinem dieser Fälle fand sie 
Belege, d isbollah Zivilisten gezielt als Schutzschilde benutz- 
te, um sich vor israelischen Vergeltungsangriffen zu schützen «.!® 

Auch wenn man diese Feststellungen akzeptiert, ließe sich zur Ver- 
teidigung Israels vorbringen, dass die Hisbollah Zivilisten vielleicht 
nicht gezielt als Schutzschilde einsetzte, aber doch von dicht besiedel- 
ten Gebieten aus kämpfte, besonders wenn die Kämpfer ihre Heimat- 
orte verteidigten. Demnach hätte die Hisbollah nicht gegen die Gesetze 
des Kriegs verstoßen, indem sie sich »hinter Zivilisten versteckte«, 
sondern lediglich ihr eigenes Territorium verteidigt. Manche mögen 
argumentieren, in diesem Fall habe Israel gar nicht umhin gekonnt, bei 
Angriffen auf die Hisbollah auch Zivilisten zu töten. Aber auch diese 
Argumentation ist nicht stichhaltig, obwohl die Hisbollah häufig in 
und um Ortschaften kämpfte. In nur einem der 24 Fälle, die Human 
Rights Watch untersuchte, »gibt es Hinweise, dass sich in oder in der 
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Nähe des Gebiets, das die israelischen Streitkräfte angriffen, während 
oder kurz vor dem Angriff Hisbollah-Streitkräfte oder -Waffen befan- 
den«.!% Also sowohl der Novemberbericht von Amnesty International 
als auch die Studie von Human Rights Watch enthalten eindeutige 
Fakten, die Israels Behauptung über die Hisbollah und ihre menschli- 
chen Schutzschilde widerlegen. 

Weiterhin unterließen es die israelischen Streitkräfte eindeutig, zwi- 
schen zivilen und militärischen Zielen zu unterscheiden, als sie den Süd- 
libanon kurz vor Inkrafttreten der Waffenruhe mit einem Teppich von 
Streubomben bedeckten. Ein Artillerieschütze erzählte: »Wir schossen 
wie die Verrückten.«'!% Dieses besonders grausame Vorgehen - bei 
dem es schwerfällt, es nicht als langfristige Rache zu verstehen - ist 
durch keines der beiden oben angeführten Argumente zu entschuldi- 
gen. Es lässt sich auch nicht mit der Begründung rechtfertigen, dass die 
Hisbollah ebenfalls Kriegsverbrechen beging, als sie unterschiedslos 
Raketen auf Nordisrael abschoss und israelische Zivilisten tötete. 

Angesichts dieser überwältigend vielen Belege lässt sich unmöglich 
die Meinung vertreten, die USA hätten Israel während des zweiten 
Libanonkriegs unterstützt, weil es die moralisch korrekte Politik ge- 
wesen sei. Wäre es um Moral gegangen, hätte die Bush-Regierung von 
Anfang an das Vorgehen Israels im Libanon ebenso verurteilen müssen 
wie das der Hisbollah. 


Lobbyarbeit auf Hochtouren 


Vom Beginn bis zum Ende des Libanonkriegs arbeiteten das American 
Israel Public Affairs Committee (AIPAC) und andere proisraelische 
Organisationen auf Hochtouren, um sicherzustellen, dass die USA 
Israel voll und ganz unterstützten. Vier Tage nach Kriegsbeginn schrieb 
Nathan Guttman in der Jerusalem Post; »Die amerikanische jüdische 
Gemeinde hat geschlossen ihre Unterstützung für das an zwei Fronten 
kämpfende Israel demonstriert.«!% Die Lobby sammelte Geld für den 
jüdischen Staat, schaltete Anzeigen in Zeitungen, verfolgte aufmerk- 
sam die Medien und führte Gespräche mit Kongressabgeordneten und 
-mitarbeitern, politischen Entscheidungsträgern in der Bush-Regierung 
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sowie einflussreichen Medienvertretern. Seit Beendigung der Kämpfe 
arbeiten die proisraelischen Organisationen außerdem eifrig daran, 
mit den Auswirkungen des Kriegs fertig zu werden. Der Einfluss der 
Lobby lässt sich an folgenden sechs Fällen aufzeigen. 

Erstens: Zu Beginn des Kriegs gab es Bestrebungen in beiden großen 
Parteien, den Beschluss des Repräsentantenhauses zur Unterstützung 
Israels durch einen Passus abzuschwächen, der »alle Seiten« drängte, 
»ziviles Leben und Infrastruktur zu schützen«. Neben anderen begrüß- 
ten Kongressabgeordnete Nancy Pelosi (damals Oppositionsführerin 
im Repräsentantenhaus) und Senator John Warner (Republikaner, 
Virginia, damals Vorsitzender des Senate Armed Services Committee), 
diese Abänderung des Beschlusses in Hinblick auf die moralischen 
Fragen, die auf dem Spiel standen. Man sollte annehmen, eine solche 


Formulierung sei gänzlich unbedenklich, wenn nicht gar willkommen. 
Aber das AIPAC, das die ursprüngliche Resolution verfasst hatte und 
als treibende Kraft dahinterstand, lehnte diesen Passus strikt ab. Der 
Vorsitzende der Mehrhei 
Bochner, nahm die vorge: 


aktion im Repräsentantenhaus, John 


chlagene Änderung nicht in die Resolution 
auf. Sie wurde dennoch mit 410 zu 8 Stimmen angenommen.!"7 
Zweitens: Der Kongressabgeordnete Christopher Van Hollen (De- 


mokrat, Maryland) schrieb am 30. Juli einen Brief an Außenministerin 


Condoleezza Rice, in dem er sie drängte, »eine sofortige Waffenruhe 
zu fordern, gefolgt von der raschen Entsendung einer internationalen 
"Truppe in den Südlibanon«. Weiter schrieb er: 


»Die israelische Reaktion ... geht inzwischen über die Zerstörung militärischer 
‚Anlagen der Hisbollah hinaus. Sie hat gewaltigen Schaden an der Infrastruktur 
des Libanon angerichtet, viele zivile Todesopfer gefordert und über 750.000 
Flüchtlinge produziert. Die Hisbollah ist unbestreitbar die Schuldige, aber zu- 
nehmend ist die libanesische Bevölkerung - nicht die Hisbollah - Opfer der 
Gewalt. Infolgedessen bewirken die von den Vereinigten Staaten unterstützten 
israelischen Bombenangriffe, dass die Wut der Libanesen auf die Hisbollah in 
wachsende Feindseligkeit gegenüber Israel und den USA umschlägt. Das Ergeb- 
nis ist eine zunehmende politische Stärke und Popularität der Hisbollah und 
ihres Führers, Hassan Nasrallah, und eine Schwächung der ohnehin schwachen 
libanesischen Regierung ...Wir haben eine Chance vertan, die Hisbollah zu 
isolieren und unsere Glaubwürdigkeit und Verhandlungskraft in der Region zu 
stärken.«'"® 
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Obwohl Van Hollens Brief sich überwiegend auf US-Interessen kon- 
zentrierte und Israels Recht auf Selbstverteidigung unterstrich, war 
die Lobby darüber verärgert, dass er es wagte, Israel zu kritisieren. 
Sie machte umgehend klar, dass er diesen Brief nie hätte schreiben 
sollen.'® Van Hollen traf sich mit verschiedenen Vertretern größerer 
jüdischer Organisationen, darunter AIPAC, und entschuldigte sich so- 
fort: »Es tut mir leid, wenn meine scharfe Kritik an den Fehlern der 
Regierung Bush als Kritik am Verhalten Israels in der gegenwärtigen 
Krise aufgefasst wurde. Das war gewiss nicht meine Absicht.«'! Er 
betonte, er werde sich auch weiterhin entschieden für Israel einsetzen, 
und brach kurz darauf zu einer fünftägigen Israelreise auf (gesponsert 
von der American Israel Education Foundation, einem Ableger des 
AIPAC), auf der ihn drei proisraelische Aktivisten aus seinem Wahl- 
bezirk und ein Mitarbeiter des AIPAC begleiteten. 

Trotz dieser Entschuldigung erklärte der Vorsitzende des Jewish 
Community Relations Council of Greater Washington einem Reporter, 
Van Hollen müsse »weiter auf die jüdische Gemeinde zugehen ... die 
jüdische Gemeinde vergewissern, dass er [für Israel] da sein« werde. 
Der Regionaldirektor der Anti-Defamation League für Washington 
erklärte, soweit es ihn betreffe, mache Van Hollens Reaktion »den 
Schaden des ersten Briefs nicht wieder gut«.'!' Selbstverständlich ging 
es ihm nicht nur darum, Van Hollen zu tadeln. Er wollte auch alle 
anderen Mitglieder des Kongresses daran erinnern, was es sie kosten 
würde, in dieser Frage aus der Reihe zu tanzen. 

Drittens: In der Anfangszeit des Kriegs mahnte Präsident Bush be- 
hutsam, Israel solle darauf achten, die demokratisch gewählte Regie- 
rung des Libanon nicht zu stürzen, der er an die Macht verholfen 
hatte: »Es besteht die Sorge, dass Israels Maßnahmen, sich zu schüt- 
zen, die [libanesische] Regierung schwächen oder stürzen werden «.'!? 
Bush machte deutlich, dass er und seine Mitarbeiter der israelischen 
Führung ihre Ansichten übermittelt hatten. 

Die Lobby war damit nicht einverstanden und machte Bush klar, 
dass seine Position inakzeptabel sei. Am 14. Juli schrieb der Forward: 
»Manche Vertreter Israels und der jüdischen Gemeinde kritisieren die 
Bush-Regierung, weil sie Jerusalem aufgefordert hat, die demokratisch 
gewählte libanesische Regierung nicht zu untergraben.« Abraham 
Foxnam von der ADL erklärte: »Die [US-]Regierung und westliche 
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Länder wollen die libanesische Regierung stützen, aber das ist eine 
falsche Politik, und das gilt auch für Abu Mazen [Mahmud Abbas] 
... Sie haben den Eindruck, es sei besser als ein Machtvakuum, aber 
man sollte etwas Bedeutungsloses nicht unterstützen. Und wir wussten 
vom ersten Tag an, dass Abu Mazen nichts zustande bringen und die 
libanesische Regierung ineffizient sein würde.«''? Nach dieser Kritik 
hörte Bush auf, Israel zu warnen, es müsse die amerikanisch gestützte 
Regierung in Beirut schützen. 

Viertens: Tom Ricks, der bekannte Journalist der Washington Post, 
erklärte während des Kriegs im Fernsehsender CNN, ein »US-Mili- 
täranalyst« habe ihm gesagt, dass »Israel absichtlich im Libanon His- 
bollah-Raketennester übrig gelassen habe, weil sie, solange sie mit 
Raketen be: sen würden, eine Art moralischer Äquivalenz in ih- 
ren Operationen im Libanon aufrechterhalten könnten «.!!* Das Com- 
mittee for Accuracy in Middle East Reporting in America verurteilte 
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Ricks Äußerungen, und Ed Koch, der ehemalige Bürgermeister von 
New York City, beschwerte sich in einem Brief an den Chefredakteur 
der Washington Post, Leonard Downie Jr., Ricks Bemerkungen seien 
»vergleichbar mit den uralten Blutbeschuldigungen, mit denen Anti- 
semiten in Europa zu Pogromen anstachelten«. Downie antwortete 
Koch: »Ich habe Tom Ricks klargemacht, dass er diese Äußerungen 
nicht hätte machen sollen. «''' Warum, das sagte Downie nicht. Ricks 
erklärte seinerseits: »Die Äußerungen waren korrekt: Ich gab wieder, 
ht ge- 
macht, und ich habe die Absicht, von jetzt an meinen Mund darüber 
zu halten. «''6 

Fünftens: Proisraelische Gruppen führten eine groß angelegte Ver- 


dass Leute mir das gesagt hatten. Ich wünschte, ich hätte sie ni 


leumdungskampagne gegen Amnesty International und Human Rights 
Watch, weil sie kritisch über Israels Bombenkrieg berichteten. Alan 
Dershowitz erklärte: »Praktisch alle Teile der organisierten jüdischen 
Gemeinde, von säkular bis religiös, liberal bis konservativ, haben die 
einseitige Haltung von Human Rights Watch verurteilt.«” Beiden 
Menschenrechtsorganisationen wurde zu Unrecht vorgeworfen, sie 
richteten ihr Augenmerk ausschließlich auf Israel, während sie die 
Hisbollah weitgehend ignorierten, und sie stellten wesentliche Aspek- 
te der Vorgänge im Libanon falsch dar. Gleichzeitig gab das AIPAC 
Presseerklärungen heraus, die vermitteln sollten, dass die israelischen 


450 


Streitkräfte chirurgische Angriffe gegen Terroristen durchführten und 
Zivilisten schonten.!!® 

Schon bald richteten sich Antisemitisinusvorwürfe gegen beide Men- 
schenrechtsgruppen. Kenneth Roth, der Direktor von Human Rights 
Watch, wurde am stärksten angegriffen, obwohl er selbst Jude ist und 
sein Vater vor den Nazis aus Deutschland flüchten musste. So schrieb 
Gerald Steinberg in der Jerusalem Post einen Leitartikel mit der Über- 
schrift „Ken Roths Blutbeschuldigung“. Die New York Sun behauptete 
in einem Kommentar, Roth beteilige sich an der »Delegitimierung des 
Judentums«, weil er die Strategie der israelischen Streitkräfte im Liba- 
non kritisiert habe: als »Auge um Auge - oder in diesem Fall genauer 
ein Auge um 20 Augen — [was] der Moral einer primitiveren Zeit 
entsprochen haben mag«. Abraham Foxman reagierte ganz ähnlich 
auf Roths Äußerungen und warf ihm vor, er verwende »ein klassisches 
antisemitisches Klischee über Juden«.!” 

Rosa Brooks, Juraprofessorin in Georgetown und Kolumnistin, rea- 
gierte auf diese Vorwürfe nur leicht überzogen, als sie in der Los Angeles 
Times schrieb: » Jeder, der Human Rights Watch - oder Roth - kennt, 
weiß, dass das verrückt ist. Human Rights Watch ist unparteiisch und 
ergreift in Konflikten nicht »Partei für eine Seite«. Und die Vorstellung, 
dass Roth antisemitisch ist, grenzt an Irrsinn«. Brooks führte weiter 
aus: »Aber das Beunruhigendste an dem Gift, das gegen Roth und 
seine Organisation verspritzt wird, ist nicht die Tatsache, dass es bös- 
artig, unbegründet und aus der Luft gegriffen ist. Das Beunruhigendste 
ist, dass es typisch ist. Typisch für das, womit jeder rechnen kann, der 
unvorsichtig genug ist, Israel zu kritisieren. Heutzutage ist es in den 
Vereinigten Staaten einfach nicht möglich, eine zivile Debatte über 


Israel zu führen, weil jede ernsthafte Kritik an seiner Politik sofort mit 
120 


Antisemitismusvorwürfen abgewehrt wird.« 

Sechstens: Die Israel-Lobby bemühte sich, den Schaden der Kontro- 
verse über die Streubomben zu begrenzen. Am 31. August schickte die 
jüdische Organisation B’nai B’rith International dem UN-Vizegeneral- 
sekretär Jan Egeland, der Israels Einsatz von Streubomben kritisiert 
hatte, einen Brief, in dem sie ihm vorwarf, er mache sich »zum selbst 
ernannten moralischen Schiedsrichter über strittige, unbewiesene Fak- 
ten vor Ort und die Auslegung des humanitären Völkerrechts«.'?! Eine 
Woche später debattierte der US-Senat über ein Gesetz, das den Einsatz 
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von Streubomben in zivilen Gebieten ächten und die Ausfuhr dieser 
tödlichen Waffen an Länder verbieten sollte, die sich weigerten, diese 
Ächtung zu akzeptieren. Das AIPAC betrieb intensive Lobby-Arbeit 
gegen dieses Gesetz, das mit 70 zu 30 Stimmen durchfiel.!?? 
Schlüsselorganisationen der Lobby sprachen offen und unverhohlen 
über ihren Einfluss auf die Libanonpolitik der USA. So schrieb AIPAC- 
ident Howard Friedman am 30. Juli in einem Brief an Freunde und 
Förderer seiner Organisation: »Sehen Sie, was Sie geschafft haben!« 
Weiter erklärte er: »Nur EINE Nation der Welt ist aufgestanden und 
hat rundheraus erklärt: Lasst Israel die Sache zu Ende bringen. Diese 
Nation sind die Vereinigten Staaten von Amerika - und der Grund 
dafür, da 


‚ie eine so klare, eindeutige Sicht der Lage hatten, sind SIE 
st daher kaum über- 
raschend, dass der israelische Ministerpräsident Olmert während des 
Kriegs erklärte: »Gott sei Dank haben wir AIPAC, den größten Für- 
sprecher und Freund, den wir in der ganzen Welt besitzen. «'?* 


und die übrigen amerikanischen Juden.«'> E. 


Organisationen wie AIPAC und ADL waren nicht die einzigen der 
l,obby, die während des jüngsten Konflikts auf Hochtouren arbeiteten. 
Journalisten wie Charles Krauthammer und William Kristol vertraten 
die Ansicht, Israels Krieg sei »auch unser Krieg«, wie Kristol es formu- 
lierte.'?5 Viele christliche Zionisten stellten sich ebenfalls geschlossen 
hinter Israel. So besuchte der Fernsehevangelist Pat Robertson Israel 
während des Kriegs für drei Tage, um »ein Land zu unterstützen, des- 
sen Existenz nach seiner Überzeugung von der Hisbollah bedroht sei«, 
wie die Jerusalem Post schrieb. Robertson erklärte dieser Zeitung: »Die 
Juden sind Gottes auserwähltes Volk. Israel ist eine besondere Nation, 
die in Gottes Herzen einen besonderen Platz einnimmt. Er wird diese 
Nation verteidigen. Deshalb stehen evangelikale Christen zu Israel. 
Das ist einer der Gründe, weshalb ich hier bin. «'?% Die Organisation 
des bekannten Predigers John Hagee, Christians United for Israel, hielt 
Mitte Juli einen zweitägigen Washington/Israel-Gipfel in der amerika- 
nischen Hauptstadt ab, der 3.500 Besucher anlockte. Die Teilnehmer 
wurden aufgefordert, ihren Abgeordneten in Senat und Repräsentan- 
tenhaus ihre Unterstützung für Israel deutlich zu zeigen.'?” Der Vorsit- 
zende der Christian Friends of Israel äußerte eine recht unchristliche 
Ansicht: »Das war sicher ein nicht provozierter Angriff, und Israel hat 


jedes Recht, hinzugehen und sie zu zermalmen.«!® 
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Tatsächlich ging Israel hin und » zermalmte sie«, und zwar mit un- 
eingeschränkter Unterstützung der US-Regierung und weiter Teile der 
Lobby. 


Die US-amerikanische Öffentlichkeit und der Libanon 


War Washingtons standhafte Unterstützung für Israels Vorgehen im 
Libanon auf den Einfluss der Lobby zurückzuführen oder demonstrier- 
te sie lediglich die tiefe Verbundenheit des amerikanischen Volks mit 
Israel? Vielleicht erhielt Israel ja uneingeschränkte Unterstützung, weil 
die US-amerikanische Öffentlichkeit es verlangte. Jennifer Cannata, 
eine AIPAC-Sprecherin, brachte dieses altbekannte Argument wäh- 
rend des Libanonkriegs vor. Nachdem sie jeglichen Einfluss der Lobby 
abgestritten hatte, behauptete sie: »Die überwältigende Mehrheit des 
amerikanischen Volks unterstützt Israels Krieg gegen den Terrorismus 
und begreift, dass wir in dieser Krisenzeit zu unserem engsten Verbün- 
deten stehen müssen. «'?? 

Diese Argumentation ist nicht überzeugend. 

Was im Libanonkrieg passierte, gleicht dem Muster, das wir bereits 
an anderer Stelle erlebt haben: Die US-Politik spiegelte nicht die An- 
sichten der amerikanischen Öffentlichkeit wider. 

Dieser Punkt zeigt sich deutlich in zahlreichen Umfrageergebnis- 
sen zu sechs wesentlichen Fragen, die den Libanon betrafen, In einer 
Umfrage, die ABC News und Washington Post vom 3. bis 6. August 
2006 durchführten, erklärten 46 Prozent der Befragten auf die Frage, 
wer den Konflikt angefangen habe, Israel und die Hisbollah seien glei- 
chermaßen schuld daran.'” Weitere 7 Prozent gaben allein Israel die 
Schuld. Auch eine Umfrage von CBS News und New York Times vom 
21. bis 25. Juli 2006 ergab, dass 46 Prozent der Befragten die Schuld 
»beiden Seiten gleichermaßen« und 5 Prozent »vor allem Israel« ga- 
ben. 

In einer Umfrage von USA Today und Gallup vom 21. bis 23. Juli 
2006 antworteten 38 Prozent der Befragten auf die Frage, ob Isra- 
el in seinen Angriffen zu weit gegangen sei, sie »missbilligten Israels 
Vorgehen im Libanon«. In der ABC-News/Washington Post-Umfrage 
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fanden 32 Prozent der Befragten, Israel wende »zu viel Gewalt« an, 
und 48 Prozent gaben an, Israel habe »nicht das Recht, Hisbollah- 
Ziele in Gebieten zu bombardieren, in denen Zivilisten getötet oder 
verwundet werden können «. Israel »solle mehr tun«, um zivile Opfer 
zu vermeiden, fanden 54 Prozent der Befragten. 

In der Frage, ob die Vereinigten Staaten Israel in diesem Konflikt 
unterstützen oder neutral bleiben sollten, fanden 65 Prozent der Be- 
fragten in der Umfrage von USA Today und Gallup, die USA sollten 
für »keine der beiden Seiten« Partei ergreifen. In einer Zogby-Umfra- 
ge vom 11. bis 15. August 2006 erklärten 52 Prozent der Befragten, 
die Vereinigten Staaten sollten in dem Konflikt neutral bleiben.'*' Die 
Umfrage von CBS News und New York Times ergab, dass 40 Prozent 
der Befragten der Meinung waren, die USA sollten weder Israel noch 
die Hisbollah öffentlich unterstützen und besser »nichts sagen oder 
tun«. 7 Prozent sprachen sich dafür aus, Israel zu kritisieren, und 
14 Prozent waren unsicher, was zu tun sei. Eine Unterstützung Israels 
befürworteten 39 Prozent. In einer Umfrage, die NBC News und Wall 
Street Journal vom 21. bis 24. Juli durchführten, waren 40 Prozent der 
Befragten gegen ein »militärisches US-Engagement zur Unterstützung 
Israels«, falls der Libanonkrieg sich so ausweiten sollte, dass »Israel 
gegen mehre 


ndere Nationen der Region kämpfen« würde. 

Auf die Frage, ob die Vereinigten Staaten und Israel einer sofortigen 
Waffenruhe zustimmen sollten, antworteten 43 Prozent der Befragten 
in einer CNN-Umfrage am 19. Juli, »Israel sollte so schnell wie mög- 
lich einer Waffenruhe zustimmen«. In der Umfrage von ABC News 
und Washington Post äußerten 35 Prozent der Befragten die Ansicht, 
»Israel sollte einer sofortigen, bedingungslosen Waffenruhe im Liba- 
non zustimmen«. 

Zu den Folgen des Libanonkriegs für die Terrorismusprobleme Ame- 
rikas erklärten 44 Prozent der Befragten in der Umfrage von USA Today 
und Gallup, sie seien »sehr besorgt«, dass die Ereignisse im Libanon 
»die Wahrscheinlichkeit von Terrorismus gegen die Vereinigten Staa- 
ten erhöhen würden«, und 31 Prozent waren »etwas besorgt«, dass der 
Libanonkrieg Amerikas Problem mit dem Terrorismus verschlimmern 
würde. In der Umfrage von ABC News und Washington Post waren 
35 Prozent der Befragten der Meinung, dass der Libanonkrieg »der 
Situation der Vereinigten Staaten im Irak schaden« würde. 
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Es bestand also, kurz gesagt, eine erhebliche Kluft zwischen der 
Meinung, die in der amerikanischen Bevölkerung über Israel und den 
Libanonkrieg herrschte, und dem, was ihre Führung in Washington 
während des Konflikts äußerte und tat. Die breite öffentliche Meinung 
bietet also keine Erklärung dafür, wieso die Bush-Regierung und der 
Kongress sich im Sommer 2006 so verhielten, wie sie es taten. 


Auf Geheiß der USA? 


Ein anderes Argument, das die Lobby von der Verantwortung für die 
US-Politik im Libanon freisprechen soll, lautet, in Wahrheit wären die 
USA die treibende Kraft in diesem Krieg gewesen und Israel habe ledig- 
lich als gehorsamer Vasallenstaat gehandelt. Demnach hätte Israel als 
loyaler Verbündeter gehandelt und den Interessen der Regierung Bush 
im Nahen Osten gedient. Der israelische Journalist Uri Avnery schrieb: 
»Viele halten den zweiten Libanonkrieg für einen »Stellvertreterkrieg«. 
Das hieße: Die Hisbollah ist der Dobermann des Iran und wir sind 
die Rottweiler Amerikas. Die Hisbollah bekommt Geld, Raketen und 
Unterstützung von der islamischen Republik, wir bekommen Geld, 
Streubomben und Unterstützung von den Vereinigten Staaten von 
Amerika.«'? Offenbar ist auch der Hisbollah-Führer Hassan Nasral- 
lah dieser Ansicht, denn er erklärte einem iranischen Fernsehsender, 
»die Vereinigten Staaten befahlen dem zionistischen Regime, in den 
Libanon einzumarschieren«, und Israel habe dies getan, um »ameri- 
kanischen Ambitionen im Nahen Osten zu dienen «.'" 

Obwohl viele US-Regierungsvertreter die Hisbollah als Feind an- 
sehen und Israels Vorgehen keineswegs bedauerten, gibt es vier gute 
Gründe, zu bezweifeln, dass Israel lediglich auf Washingtons Geheiß 
den Konflikt mit der Hisbollah eskalieren ließ. Hätte Israel im Auftrag 
der USA gehandelt, hätte es den Bombenkrieg auf den Südlibanon 
begrenzt und sicher gut darauf geachtet, die libanesische Regierung zu 
schützen und zu stärken. Denn schließlich hatte Präsident Bush zu Be- 
ginn der Krise deutlich gemacht, dass er die Regierung in Beirut nicht 
gefährden wolle, nachdem er so hart für ihre Rinsetzung gearbeitet hat- 
te. Ganz allgemein hätten die USA sicher kein Interesse daran gehabt 
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»die Uhren im Libanon um zwanzig Jahre zurückzudrehen«, wie der 
Generalstabschef der israelischen Streitkräfte es ankündigte. 

Es spricht auch kaum etwas dafür, dass die Regierung Bush die 
Offensive plante und Israel drängte, sie durchzuführen. Wie oben er- 
örtert, deuten die Erkenntnisse über den Planungsprozess darauf hin, 
dass Israel den Libanonfeldzug in den Monaten vor dem 12. Juli plante 
und die Entführung als Vorwand nutzte, um ihn zu starten. Ohne 
Zweifel informierte Israel die USA über seinen Plan und erhielt dafür 
die Zustimmung der Regierung Bush. Aber Israel grünes Licht zu ge- 
ben ist nicht das Gleiche, wie Israel als Vasallenstaat zu benutzen und 
ihm zu sagen, was es zu tun habe. 

Zuweilen ist das Argument zu hören, die Regierung Bush habe Israel 
ermuntert, den Libanon zu bombardieren: Dies wäre eine Gelegenheit 
gewesen, Waffen und Strategien zu testen, die das US-Militär bei einem 
Luftkrieg gegen iranische Atomeinrichtungen einsetzen könnte. Ein 
US-Regierungsberater erklärte Seymour Hersh: »Warum sollten wir 
dagegen sein? Wir können Raketen, Tunnel und Bunker aus der Luft 
aufspüren und bombardieren. Es wäre eine Demo für den Iran.«"* 
Abgeschen von der Tatsache, dass es ein Unterschied ist, Israels Plan 
nicht zu kritisieren oder Israel zu einem Angriff auf die Hisbollah zu 
drängen, ergibt die Behauptung wenig Sinn, Entscheidungsträger der 
amerikanischen Politik hätten im Libanonkrieg eine Trockenübung für 
den Iran gesehen. Die zu bewältigenden Aufgaben in beiden Szenarien 
haben zu wenig gemeinsam. Kleine Guerillagruppen anzugreifen, die 
sich mit Raketen in ländlichen Gebieten des Libanon verstecken, ist 
eine grundlegend andere Aufgabe, als eine Handvoll idenüfizierba- 
rer, fest stationierter Atomanlagen im Iran zu bombardieren. Es ist 
nicht ersichtlich, welche Lehren man aus einem Luftkrieg gegen die 
Hisbollah hätte ziehen können, die eine US-Offensive gegen den Iran 
effektiver gemacht hätten. 

Außerdem gibt es Hinweise, dass Israel im Frühjahr 2003, erwa 
um die Zeit des Sturzs von Saddam Hussein, die Vereinigten Staaten 
drängte, die Hisbollah anzugreifen, nicht umgekehrt. Laut einer Mel- 
dung des Forward warnten die Israelis amerikanische Politiker, dass 
»die militante schiitische Organisation die Stabilität des Nahen Ostens 
und die Sicherheit der Vereinigten Staaten weltweit bedrohe«.'?° Da- 
gegen gibt es keinerlei Hinweise - zumindest keine öffentlichen -, dass 
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die Regierung Bush versucht gewesen wäre, gegen die Hisbollah vor- 
zugehen, oder Israel ermuntert hätte, diese Aufgabe selbst in die Hand 
zu nehmen. 

Israel als braven Vasallenstaat eines anderen Landes, einschließlich 
der Vereinigten Staaten, darzustellen passt letzten Endes auch nicht 
zu seiner Geschichte. Israel war auf der internationalen Bühne immer 
ein zäher, auf seine Interessen bedachter Akteur, was angesichts der 
regionalen Herausforderungen, vor denen das Land seit seiner Unab- 
hängigkeit steht, durchaus auch sinnvoll ist. Shabtai Shavit, der von 
1989 bis 1996 den israelischen Auslandsgeheimdienst Mossad leitete, 
erklärte nachdrücklich: »Wir tun, was wir für das Beste für uns hal- 
ten, und wenn es zufällig Amerikas Bedürfnissen entspricht, so ist das 
lediglich Teil der Beziehungen zwischen zwei Freunden. « In Bezug auf 
den Libanonkrieg fügte er hinzu: »Die Hisbollah ist bis an die Zähne 
bewaffnet und in der modernsten Technik der Guerillakriegführung 
ausgebildet. Es war nur eine Frage der Zeit. Wir mussten es ange- 
hen.«' Das sind keine Äußerungen eines willfährigen Vasallen. Oder 
wie Mosche Dajan einmal sagte: »Unsere amerikanischen Freunde 
geben uns Geld, Waffen und Ratschläge. Wir nehmen das Geld, wir 
nehmen die Waffen, und die Ratschläge lehnen wir ab.«'” 


Schlussbemerkung 


Letztlich kann keine der unterschiedlichen Erklärungen die amerikani- 
sche Politik während des zweiten Libanonkriegs hinlänglich begründen. 
Es lassen sich auch keine zwingenden strategischen oder moralischen 
Gründe finden, die erklären, weshalb die Vereinigten Staaten Israel 
hartnäckig unterstützten, während der Rest der Welt das israelische 
Vorgehen scharf kritisierte. Tatsächlich war die Lobby entscheidend 
daran bereiligt, die Vereinigten Staaten während des Konflikts fest an 
der Seite Israels zu halten, ungeachtet der strategischen Schäden und 
der fragwürdigen moralischen Position, die das nach sich zog. 

Der Libanonkrieg war eine Katastrophe für das libanesische Volk 
und ein schwerer Rückschlag für die Vereinigten Staaten und für Israel. 
Die Lobby ermöglichte Israels kontraproduktive Reaktion, indem sie 
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die Regierung Bush davon abbrachte, vor oder während des Kriegs 
eine unabhängige Beurteilung vorzunehmen und entsprechenden Ein- 
Aluss auszuüben. In diesem wie in vielen anderen Fällen schadete der 
Einfluss der Lobby den Interessen der USA und Israels. 

Solange die Lobby nicht anfängt, ihr Herangehen zu ändern, oder 
ihr Einfluss sich nicht abschwächt, werden der amerikanischen Poli- 
tik in der Region weiterhin zum Nachteil aller Beteiligten die Hände 
gebunden bleiben. Das letzte Kapitel befasst sich damit, wie die US- 
Politik aussehen sollte und wie der negative Einfluss der Lobby sich 
verringern oder modifizieren ließe. 
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Schluss: Was ist zu tun? 


Wie in Teil I dargelegt, können strategische und moralische Erwä- 
gungen das gegenwärtige Maß an US-Unterstützung für Israel weder 
erklären noch rechtfertigen. Sie können auch nicht erklären, dass diese 
Unterstützung weitgehend bedingungslos erfolgt oder dass die USA be- 
reit sind, ihre Außenpolitik auf den Schutz Israels auszurichten. Diese 
anomale Situation lässt sich unserer Ansicht nach in erster Linie durch 
den Einfluss der Israel-Lobby erklären. Wie andere Interessengruppen 
betreiben die Personen und Organisationen, die diese Lobby bilden, ei- 
ne Reihe legitimer politischer Aktivitäten. In ihrem Fall zielen diese dar- 
auf ab, die US-Außenpolitik in eine proisraelische Richtung zu drängen. 
Manche Teile der Lobby wenden auch fragwürdigere Methoden an. Sie 
versuchen etwa, alle zum Schweigen zu bringen oder zu verunglimpfen, 
die ihren Einfluss hinterfragen oder Israels Vorgehen kritisieren. Auch 
wenn die Lobby nicht alles erreicht, was sie will, hat sie doch ihre 
grundlegenden Ziele erstaunlich erfolgreich durchgesetzt. 

In Teil II haben wir die Auswirkungen dieser Lobbyarbeit auf die 
US-Nahostpolitik untersucht und argumentiert, dass ihr Einfluss so- 
wohl den Vereinigten Staaten als auch Israel unbeabsichtigt geschadet 
hat. Washingtons reflexartige Unterstützung Israels hat in der gesam- 
ten arabischen und islamischen Welt Antiamerikanismus geschürt und 
das Image der USA auch in vielen anderen Ländern erschüttert. Die 
Lobby macht es US-Politikern schwer, Druck auf Israel auszuüben, 
und verlängert damit den israelisch-palästinensischen Konflikt. Diese 
Situation gibt muslimischen Terroristen ein starkes Instrument zur Re- 
krutierung neuer Anhänger in die Hand und trägt zur Ausbreitung des 
islamischen Radikalismus bei. Die Tatsache, dass die USA die Augen 
vor Israels Atomprogrammen und Menschenrechtsverletzungen ver- 
schließen, lässt es heuchlerisch wirken, wenn sie andere Länder aus 
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diesen Gründen kritisieren, und untergräbt amerikanische Bemühun- 
gen um politische Reformen in der arabischen und islamischen Welt. 

Der Einfluss der Lobby hat dazu beigetragen, die USA im Irak in 
einen katastrophalen Krieg zu führen, und hat Bemühungen vereitelt, 
mit Syrien und dem Iran zu verhandeln. Außerdem hat sie die USA er- 
muntert, Israels irregeleiteten Angriff auf den Libanon zu unterstützen, 
einen Feldzug, der die Hisbollah gestärkt, Syrien und den Iran enger 
zusammengeschlossen und das internationale Image der USA weiter 
r Entwicklungen, die dem Wohl der Ver- 
einigten Staaten nicht gedient haben, trägt die Lobby eine beträchtli- 


geschädigt hat. Für jede die: 


che, wenn auch nicht die alleinige Verantwortung. Man kommt kaum 
umhin, folgende Bilanz zu ziehen: Wenn die Lobby weniger Einfluss 
besäße, würden die Probleme der USA im Nahen Osten zwar nicht 
hwinden, aber für führende US-Politiker wäre es einfacher, alter- 


ve 
native Lösungsan: 
dass sie eine Politik verfolgten, die den US-Interessen besser diente. 
Auch Israel hat der Einfluss der Lobby nicht geholfen, vor allem in 
den letzten Jahren nicht. Das Land hat seine anhaltenden, kostspi 


ze zu entwickeln, und es wäre wahrscheinlicher, 


gen Bemühungen, die besetzten Gebiete zu kolonisieren, indirekt m 


US-Hilfsgeldern finanziert, und die Lobby hat es Washington unmög- 


lich gemacht, Israel zur Aufgabe dieser kontraproduktiven Politik zu 
drängen. Da die Lobby Washington bewegen konnte, Israels Expan- 
sionspolitik zu unterstützen, sah sich Jerusalem nicht genötigt, Chan- 
cen zu nutzen - etwa einen Friedensvertrag mit Syrien zu schließen 
oder die Oslo-Vereinbarungen vollständig und prompt umzusetzen —, 
die Israelis das Leben gerettet, Israels Gegner gespalten und die Reihen 
palästinensischer Extremisten reduziert hätten. Es Israel zu ermög- 


lichen, den Palästinensern die Anerkennung legitimer Bestrebungen 
zu verweigern, hat das Land nicht sicherer gemacht. Die langjähri- 
ge Kampagne, eine Generation palästinensischer Führer zu töten, zu 


inhaftieren oder zu marginalisieren, hat dazu beigetragen, Gruppen 


wie Hamas an die Macht zu bringen und die Zahl palästinensischer 
Führer zu reduzieren, die eine Verhandlungslösung begrüßen würden 
und imstande wären, sie erfolgreich umzusetzen. Die US-Invasion im 
Irak — die von Israel und der Lobby unterstützt wurde — hat sich als 
erheblicher Vorteil für den Iran erwiesen, also für das Land, das viele 
Israclis am meisten fürchten. Und als Gruppen wie das American Israel 
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Public Affairs Committee, Christians United for Israel, Anti-Defama- 
tion League und Conference of Presidents of Major American Jewish 
Organizations US-Politiker drängten, Israels Angriff auf den Libanon 
zu unterstützen, schadeten sie dem Land, das sie zu beschützen mein- 
ten, noch mehr. In allen diesen Fällen hat das Verhalten der Lobby 
Israel unmittelbar geschadet. 

Was ist zu tun? Um den Schaden zu beheben, den die US-Politik der 
letzten Jahre angerichtet hat, bedarf es einer neuen Strategie. Eine solche 
zu entwickeln und umzusetzen erfordert aber neue Wege, mit der Macht 
der Lobby umzugehen. Für eine Kursänderung ist es daher notwendig, 


«die US-Interessen im Nahen und Mittleren Osten zu erkennen; 
* eine Strategie zur Wahrung dieser Interessen zu skizzieren; 

* ein neues Verhältnis zu Israel zu entwickeln; 

den Israel-Palästina-Konflikt durch eine Zweistaatenlösung zu 
beenden; 

die Lobby in eine konstruktive Kraft zu verwandeln. 


Betrachten wir nacheinander jeden dieser Schritte: 


Was sind US-Interessen? 


Das übergeordnete Ziel der US-Außenpolitik besteht darin, die Sicher- 
heit und den Wohlstand des amerikanischen Volks zu gewährleisten. 
Bei der Verfolgung dieses Ziels haben die Vereinigten Staaten der $i- 
cherheit der westlichen Hemisphäre immer besondere Bedeutung bei- 
gemessen. In den letzten Jahrzehnten haben politische Entscheidungs- 
träger strategische Interessen in drei weiteren Regionen der Welt für 
wichtig genug gehalten, um dafür zu kämpfen und zu sterben: Europa, 
Nordostasien und den Persischen Golf.! Diese Regionen sind wichtig, 
weil sie entweder Machtkonzentrationen aufweisen oder wichtige na- 
türliche Ressourcen besitzen und die Kontrolle darüber große Auswir- 
kungen auf die globalen Machtverhältnisse („balance of power“) hat. 
Im Nahen Osten haben die Vereinigten Staaten drei verschiedene 
strategische Interessen. Da sich in dieser Region ein großer Prozent- 
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satz der globalen Energievorräte befindet, ist das wichtigste Interesse 
die Sicherung des Zugangs zu den Erdöl- und Erdgasvorkommen am 
Persischen Golf. Zu diesem Zweck müssen die USA die Region nicht 
unbedingt selbst kontrollieren, sondern lediglich sicherstellen, dass 
kein anderes Land Erdöllieferungen aus dem Mittleren Osten an den 
Weltmarkt verhindern kann. Aus diesem Grund waren die USA lange 
bestrebt, in der Golfregion jegliche Hegemonialstellung einer lokalen 
Macht sowie eine Kontrolle überregionaler Mächte zu verhindern. 
Ein zweites strategisches Interesse der USA ist es, die Staaten des 
Nahen Ostens am Erwerb von Massenvernichtungswaffen zu hindern. 
Wie in Kapitel 2 erörtert, besteht das Risiko hier nicht in der entfernten 
Möglichkeit eines gezielten Atomangriffs, einer atomaren Erpressung 
oder einer absichtlichen »Weitergabe von Atomwaffen« an Terrori- 
sten; solche Bedrohungen sind angesichts des eigenen nuklearen Ab- 
schreekungspotenzials der USA unwahrscheinlich. Vielmehr sind die 
Vereinigten Staaten gegen eine Ausbreitung von Massenvernichtungs- 
waffen in der Region, weil diese eine Machtprojektion in die Region 


erschweren würden und die US-Bemühungen um eine ungehinderte 


Erdölversorgung aus dem Nahen Osten komplizierter gestalten könn- 
ten. Außerdem erhöht eine Ausbreitung von Massenvernichtungswaf- 
fen die Gefahr eines versehentlichen oder unautorisierten Atomwaf- 
feneinsatzes. Angesichts der potenziellen Instabilität einiger Länder der 
Region wäre auch das Risiko größer, dass Atomwaffen oder andere 
Massenvernichtungswaffen im Fall eines Putschs oder einer Revolte in 


die falschen Hände geraten würden oder von Terroristen aus schlecht 
bewachten Anlagen gestohlen werden könnten. Aus allen diesen Grün- 
den ist es ein wichtiges Ziel der USA, eine Ausbreitung von Massen- 


vernichtungswaffen in der Region zu verhindern. 


Ein drittes, offenkundiges Interesse der Vereinigten Staaten ist es, 
den antiamerikanischen Terrorismus zu reduzieren. Zu diesem Zweck 
ist es notwendig, bestehende Terrornetzwerke, die die USA bedrohen, 
zu zerschlagen und die Entstehung neuer Terrorgruppen zu verhindern. 
Beide Ziele lassen sich durch umfangreiche, effektive Kooperation mit 
den Ländern der Region fördern, vor allem durch Zusammenarbeit 
im Bereich der Geheimdienste und anderer Strafverfolgungsbehörden. 
Außerdem müssen die Vereinigten Staaten mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln verhindern, dass Gruppen wie Al-Qaida sich Mas- 
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senvernichtungswaffen beschaffen. Mit solchen Waffen ausgerüsteren 
Terroristen wäre mit Abschreckung schwerer beizukommen als Staa- 
ten, und sie würden diese Waffen wahrscheinlich gegen die USA oder 
ihre Verbündeten einsetzen. Politische Reformen und die Entstehung 
demokratischer Strukturen zu fördern kann diesem Ziel ebenfalls nüt- 
zen - was wiederum gute Beziehungen zu wichtigen Regionalmächten 
erfordert —, allerdings sollten die Vereinigten Staaten sich vor über- 
stürztem Wandel hüten und auf keinen Fall versuchen, Demokratie 
mit Waffengewalt durchzusetzen. 

Auch wenn wir überzeugt sind, dass die USA für die Existenz Israels 
eintreten sollten, ist Israels Sicherheit letztlich nicht von entscheiden- 
der strategischer Bedeutung für die Vereinigten Staaten.? Sollte Israel 
erobert werden — was angesichts seiner beträchtlichen Militärmacht 
und robusten atomaren Abschreckung extrem unwahrscheinlich ist -, 
wären weder die territoriale Integrität, die Militärmacht oder der wirt- 
schaftliche Wohlstand noch die politischen Grundwerte der USA ge- 
fährdet. Würden dagegen die Ölexporte aus dem Persischen Golf dra- 
stisch reduziert, hätte das tief greifende Auswirkungen auf das Wohl 
der Vereinigten Staaten. Die USA unterstützen Israels Existenz nicht, 
weil es den US-Amerikanern mehr Sicherheit verschafft, sondern weil 
sie die lange Geschichte des jüdischen Leids anerkennen und überzeugt 
sind, dass ein eigener jüdischer Staat wünschenswert ist. Wie wir be- 
reits mehrfach angemerkt haben, gibt es starke moralische Gründe, 
Israels Existenz zu unterstützen, und wir meinen, dass die Vereinigten 
Staaten auch weiterhin verpflichtet sein sollten, Israel zu helfen, wenn 
das Überleben des Staats gefährdet ist. Aber diese Verpflichtung sollten 
sie eingehen, weil sie es für moralisch angebracht halten, nicht weil sie 
es als wichtig für ihre eigene Sicherheit erachten. 


Eine andere Strategie: Argumente für ein „Offshore 
Balancing“ 


Seit dem 11. September 2001 verfolgen die Vereinigten Staaten im 
Nahen Osten eine Politik der regionalen Transformation. Im Rahmen 
dieser ausgesprochen ehrgeizigen Strategie hat die Regierung Bush 
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ständig starke amerikanische Truppenverbände in der Region statio- 
niert, was die USA während des Kalten Kriegs nie taten. Diese irre- 
geleitete Politik hat das Terrorismusproblem der Vereinigten Staaten 
verschärft und zu dem anhaltenden Debakel im Irak geführt. Darüber 
hinaus hat sie das Ansehen der Vereinigten Staaten in der Welt, unter 
anderem auch bei ihren europäischen und arabischen Verbündeten, 
schwer beschädigt. 

Den USA wäre am meisten damit gedient, wenn sie 


ie regiona- 
le Transformation aufgeben und einen Kurs des Offshore Balaneing 
einschlagen würden. Diese Strategie wäre zwar, was ihre Reichweite 
angeht, weniger ambitioniert, aber dafür wesentlich effektiver bei der 
Wahrung von US-Interessen im Nahen Osten. Die Vereinigten Staaten 
würden ihre Militärmacht - vor allem ihre Bodentruppen - nur dann 


im Ausland einsetzen, wenn lebenswichtige US-Interessen unmittelbar 
bedroht wären und lokale Akteure mit diesen Bedrohungen allein nicht 
fe: z würde Washington sich 
weiter diplomatisch engagieren und Luftwaffe und Marine dazu ein- 


setzen, das fortgesetzte Engagement in der Region zu signalisieren und 


ig werden könnten.’ Nach diesem Ar 


auf unerwartete Bedrohungen schnell reagieren zu können. Es würde 
robuste Interventionskapazitä 


ten in der Art der ursprünglichen Rapid 
Deployment Force bereithalten, deren Einheiten außerhalb der Region 
oder in den USA stationiert wären. 

Offshore Balancing entspricht der traditionellen Großstrategie 
Amerikas und war während des Kalten Kriegs über lange Zeit eine 
ischen Nahostpolitik. Damals 
versuchten die Vereinigten Staaten weder Truppen in der Region zu 


Komponente der US-ameri 


stationieren noch einen demokratischen Wandel herbeizuführen. Viel- 
mehr versuchten sie, ein Kräftegleichgewicht zwischen den Regionen 
zu erhalten, indem sie verschiedene lokale Verbündete unterstützten. 
Daneben entwickelten sie Kapazitäten für eine direkte Intervention, 
falls die lokale Mächtebalance zusammenbrechen sollte. So bauten 
sie die Rapid Deployment Force auf, um einen sowjetischen Erobe- 
rungsversuch des erdölreichen Persischen Golfs durch Abschreckung 
zu verhindern oder abzuwehren, und wandten sich in den 1980er 
Jahren dem Irak zu, um den revolutionären Iran in Schach zu halten. 
Als die irakische Eroberung Kuwaits 1990 die lokale Mächtebalance 
zugunsten Saddams zu verschieben drohte, bildeten die USA eine multi- 
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nationale Koalition und entsandten eine starke Armee, um Saddams 
rmaschinerie zu zerschlagen und Kuwait zu befreien. 

Offshore Balancing ist aus mindestens drei Gründen die richtige 
Strategie. Erstens: Sie eliminiert zwar nicht das Risiko, dass die USA 
in blutige, kostspielige Kriege wie im Irak hineingeraten, reduziert es 
aber deutlich. Sie lehnt nicht nur kategorisch den Einsatz militäri 
scher Gewalt für eine Umgestaltung des Nahen Ostens ab, sondern 
erkennt auch an, dass die Vereinigten Staaten diese lebenswichtige 
Region nicht kontrollieren müssen, sondern nur gewährleisten, dass 
kein anderes Land sie kontrolliert. In diesem Sinne verlangt die Stra- 
tegie, dass die USA sparsam mit ihren Ressourcen umgehen und in 
erster Linie auf lokale Verbündete setzen, die ihre gefährlichen Nach- 
barländer in Schach halten. Im Rahmen des Offshore Balancing ist eine 
Intervention der Vereinigten Staaten nur das letzte Mittel. Und wenn 
sie eingreifen, bringen sie die Aufgabe so schnell wie möglich zu Ende 
und ziehen sich wieder aus der Region zurück. 

Zweitens: Offshore Balancing verringert das Terrorismusproblem 
der USA. Eine der wichtigsten Lektionen des 21. Jahrhunderts ist, 
dass Nationalismus und andere Formen lokaler Identität nach wie 
vor überaus starke politische Kräfte sind und ausländische Besatzer 
unweigerlich heftigen Widerstand hervorrufen.* Im Rahmen des Off- 
shore Balancing bleiben die US-Streitkräfte der Region fern, bis si 
gebraucht werden; daher minimiert diese Strategie die Ressentiments, 
die eine dauerhafte Stationierung amerikanischer Truppen auf ara- 
bischem Boden schüren würde. Oft äußern sich diese Ressentiments 
in Terrorismus oder sogar in Aufständen großen Ausmaßes, die sich 
gegen die Vereinigten Staaten richten. 

Drittens: Im Gegensatz zur Strategie der regionalen Transformation 
bietet Offshore Balancing Staaten wie dem Iran und Syrien weniger 
Grund, einen US-Angriff zu fürchten, und daher auch weniger Grund, 
sich Massenvernichtungswaffen zu beschaffen. Einer der Gründe, 
weshalb der Irans nach atomarer Technologie strebt, ist die Notwen- 
digkeit, die USA von einer Intervention abzuhalten. Um Teheran zur 
Abkehr von diesem Kurs zu bewegen, wird Washington die legitimen 
Sicherheitsinteressen des Iran berücksichtigen und darauf verzichten 
müssen, offene Drohungen zu äußern. Die USA können es sich nicht 
leisten, sich völlig aus dem Nahen Osten zurückzuziehen. Eine Strate- 
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gie des Offshore Balancing macht das US-Engagement jedoch weniger 
bedrohlich für die Staaten der Region und könnte sogar manche ihrer 
Gegner dazu veranlassen, ihre Hilfe zu suchen. Statt potenzielle Feinde 
als „Achse des Bösen“ in einen Topf zu werfen und ihren Zusammen- 
schluss gegen die USA zu fördern, unterstü 


ıtzt Offshore Balancing eine 
Teile-und-herrsche-Strategie. Solange kein feindlicher Staat allein oder 
in Koalition mit anderen in der Lage ist, eine lebenswichtige Region 
wie den Persischen Golf zu bedrohen, ist den US-Interessen gedient. 
Daher ist eine solche Herangehensweise strategisch sehr sinnvoll. 
Praktisch für die gesamte US-Politik in dieser Region würde eine 
Strategie des Offshore Balancing eine Kehrtwende bedeuten. Statt 
sich weiterhin erfolglos zu bemühen, den Irak in eine multiethnische, 
multikonfessionelle Demokratie zu verwandeln, würden die Verei- 
nigten Staaten sich so schnell wie möglich zurückziehen und dar- 


auf konzentrieren, die regionalen Folgen ihrer tollkühnen Invasion 
einzudämmen. Statt zu versuchen, das Assad-Regime in Syrien zu 
stürzen, würden sie Israel dazu drängen, die Golanhöhen im Tausch 
gegen einen offiziellen Friedensvertrag aufzugeben. Das würde nicht 
nur Syrien in die Reihen der arabischen Staaten zurückführen, die 
Israels Existenz offiziell anerkennen, sondern auch die Hisbollah im 
Libanon isolieren, einen Keil zwischen Syrien und den Iran treiben 
und die Möglichkeiten des Irans eindämmen, Hisbollah, Hamas und 
Islamischen Dschihad zu unterstützen. Darüber hinaus würde es Da- 
maskus ermutigen, den USA im Kampf gegen Al-Qaida und andere 
terroristische Gruppen zu helfen. 

Statt dem Iran mit einem Präventivkrieg, zu drohen — was den ira- 
nischen Wunsch nach Massenvernichtungswaffen schürt und es Prä- 
sident Ahmadinedschad möglich macht, die Unzufriedenheit der Be- 
völkerung in nationalistische Gefühle zu verwandeln -, würden die 
USA versuchen, mit dem Iran ein Abkommen über seine atomaren 
Bestrebungen zu schließen und damit die iranische Führung mit ihrem 


harten Kurs in die Defensive bringen. Dieses Vorgehen würde zwar 
nicht alle Probleme beseitigen, mit denen sich die USA derzeit in der 
Region konfrontiert sehen, aber es wäre besser für die Vereinigten 
Staaten und für Israel als die Politik, die die meisten Gruppen der 
Lobby unterstützen. Wir haben ihren Ansatz ausprobiert, und sein 
Scheitern ist offensichtlich. 
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Eine neue Beziehung: Israel als normalen Staat behandeln 


Aber was ist mit Israel? Was bedeutet Offshore Balancing für die Bezie- 
hungen zu Israel, zumales kaum strategischen Wert für die Vereinigten 
Staaten besitzt? 

Der jüdische Staat besteht seit fast 60 Jahren, und seine Existenz 
wird mittlerweile von fast allen Ländern der Welt anerkannt. Seine 
Wirtschaft entwickelt sich rapide, und die meisten Israelis erleben 
wachsenden Wohlstand, obwohl das politische System gegenwärtig 
durch innere Spaltungen gelähmt, von Korruption geplagt und von 
ständigen Skandalen erschüttert zu werden scheint. Es ist an der Zeit, 
dass die Vereinigten Staaten Israel nicht mehr als Sonderfall behan- 
deln, sondern als ganz normalen Staat und mit ihm umgehen wie mit 
jedem anderen Land. Das heißt, die USA sollten Israels Existenz un- 
terstützen — wie sie die Existenz. Frankreichs, Thailands oder Mexikos 
unterstützen — und bereit sein, einzugreifen, falls Israels Überleben je 
bedroht sein sollte. 

Israel als normalen Staat zu behandeln bedeutet, nicht länger so 
zu tun, als ob Israel und die USA gleiche Interessen hätten oder als 
ob Israel in allem, was es tut, die standhafte Unterstützung der USA 
verdient hätte. Wenn Israel sich verhält, wie es den Vereinigten Staa- 
ten wünschenswert erscheint, sollte es Unterstützung erhalten, Wenn 
nicht, sollte Israel genau wie andere Staaten mit der Opposition der 
USA rechnen müssen. Dazu gehört auch, dass die Vereinigten Staaten 
Israel nach und nach von der Wirtschafts- und Militärhilfe entwöhnen, 
die sie ihm derzeit zukommen lassen. Israel ist inzwischen eine hoch- 
entwickelte Wirtschaftsmacht und wird dies noch mehr werden, wenn 
es erst einmal umfassenden Frieden mit seinen Nachbarn geschlossen 
und eine endgültige Regelung mit den Palästinensern gefunden hat. 

Die Vereinigten Staaten würden selbstverständlich weiter Handel 
mit Israel treiben, und ohne Zweifel würden amerikanische und israe- 
lische Investoren auch weiter Unternehmen im jeweils anderen Land 
finanzieren. Der Austausch in Kultur, Bildungswesen und Wissenschaft 
würde sich fortsetzen wie bisher, und zwar aus den gleichen Gründen, 
aus denen die USA soziale Beziehungen zu vielen anderen Ländern un- 
terhalten. Die speziellen persönlichen und familiären Bindungen zwi- 
schen Israelis und Amerikanern würden ebenfalls unangetastet blei- 
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ben. US-Rüstungshersteller würden weiter Waffen an Israel verkaufen 
können (aufgrund der einschlägigen US-Gesetze, wie sie es auch an 
andere Staaten der Region tun), und Washington und Jerusalem wür- 
den sicher Geheimdienstinformationen austauschen und andere For- 
men der Zusammenarbeit pflegen, die für beide Seiten vorteilhaft sind. 
Aber es besteht wenig Grund für weitere Almosen, die amerikanische 
Steuerzahler seit Anfang der 1970er Jahre an Israel verteilen, zumal es 
viele Länder gibt, die sie nötiger brauchen. Letzten Endes subventio- 
nieren die USA mit ihrer Finanzhilfe indirekt Aktivitäten, die nicht in 
ihrem nationalen Interesse liegen. Auch wenn die Vereinigten Staaten 
den Israelis möglicherweise zusätzliche Unterstützung anbieten müs- 
sen, damit sie den Palästine: 


sern einen lebensfähigen Staat zugestehen, 
dürfte die Behandlung Israels als normaler Staat schließlich zu einer 
drastischen Reduzierung der US-Hilfen führen. 


Den israelisch-palästinensischen Konflikt beenden 


Vor allem sollten die Vereinigten Staaten ihren erheblichen Einfluss 


inensischen Konflikt zu einem Ende zu 
bringen. Die mit Republikanern und Demokraten besetzte Baker-Kom- 
mi 


nutzen, um den israelisch-paläs 


ion stellte im Dezember 2006 fest: »Es muss ein erneutes, nach- 
haltiges Engagement der Vereinigten Staaten für einen umfassenden 


arabisch-israeli: 


hen Frieden an allen Fronten geben: Libanon, Syrien 
ident Bushs Bekenntnis vom Juni 2002 zu einer Zweistaaten- 
lösung für Israel und Palästina ... Die Vereinigten Staaten tun ihrem 
Verbündeten Israel keinen Gefallen, wenn sie ein direktes Engagement 


und Pr: 


für eine Lösung des arabisch-israelischen Konflikts vermeiden. «° 
Führende US-Politiker waren in praktisch jeden Aspekt des F 
densprozess 


s einbezogen, haben aber ihre Einflussmöglichkeiten nie 
voll ausgesch& 


ft, um ihn voranzubringen. Die USA sollten zwar ihre 
Garantieerklärung für Israels Sicherheit in den Grenzen vor 1967 be- 
kräftigen, aber zugleich klarmachen, dass sie entschieden gegen Israels 
expansionistische Siedlungspolitik sind - auch gegen den landverein- 
nahmenden „Sicherheitszaun“ - und diese Politik für unvereinbar mit 
den langfristigen Interessen der USA und Israels halten. 
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Diese Herangehensweise würde bedeuten, die zum Scheitern verur- 
teilte Roadmap der Regierung Bush (die einen Verhandlungszeitplan 
festlegte) aufzugeben und stattdessen eine eigene Vision der USA für 
einen gerechten Frieden vorzulegen. Insbesondere sollten die Vereinig- 
ten Staaten klar machen, dass Israel sich im Tausch gegen umfassenden 
Frieden aus nahezu allen Territorien zurückziehen muss, die es im Juni 
1967 besetzt hat. Es ist außerdem notwendig, dass Israel und die Paläs- 
tinenser sich über die Rechte vertriebener Palästinenser einigen, in das 
Land zurückzukehren, aus dem sie 1948 geflüchtet sind. Zuzulassen, 
dass sie dieses „Recht“ in vollem Umfang in Anspruch nehmen, würde 
Israels Identität bedrohen und ist eindeutig nicht machbar. Aber es 
geht grundsätzlich um eine wesentliche Frage der Gerechtigkeit und 


darum, dass sich die Palästinenser nur im Rahmen einer endgültigen 
Regelung bereitfinden werden, in diesem Punkt Kompromisse einzu- 
gehen. Um dieses Dilemma zu lösen, wird Israel ein „Rückkehrrecht“ 
anerkennen müssen - und damit praktisch einräumen, dass die Grün- 
dung Israels mit der Verletzung von Rechten der Palästinenser ein- 
inenser werden sich bereit erklären müssen, 


herging —, und die Pal 


im Tausch gegen angemessene Entschädigungen für immer auf dieses 
Recht zu verzichten. Die Vereinigten Staaten und Europa könnten ein 
Wiederaufbauprogramm organisieren und finanzieren, 


ädigen, womit sämtliche Ansprüche auf 


großz 


um die Palästinenser zu ent: 
ihre tatsächliche Rückkehr in das Territorium abgegolten wären, das 
j raelisch ist und es für alle Zeit bleiben wird. 

Gelegentlich taucht der Einwand auf, solche Zugeständnisse könne 


Israel nicht machen, weil es klein und verwundbar sei und dies um so 
mehr würde, wenn es den Palästinensern einen lebensfähigen Staat 
zugestehen würde. Aber dieses alte Argument übersicht, wie schr sich 
Israels strategische Lage seit den Anfangsjahren verändert hat {wobei 
wir nicht vergessen sollten, dass es damals seine verschiedenen Gegner 
trotzdem besiegen konnte, obwohl es kaum Hilfe aus den USA erhielt). 
Heute ist Israel erheblich sicherer als im Juni 1967, als es das Westjor- 
danland und den Gazastreifen besetzte. Damals betrugen Israels Ver- 
teidigungsausgaben nicht einmal die Hälfte des Verteidigungsetats von 
Ägypten, Irak, Jordanien und Syrien zusammen. Israels Gegner erhiel- 
ten beträchtliche Militärhilfe von der Sowjetunion. Diese Supermacht 
ist inzwischen verschwunden, aber Israels Verbindungen zu den USA 
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sind gewachsen. Während Israel 1967 keine brauchbaren Aromwaffen 
besaß, hat es heute etwa 200. Kurz: Innerhalb der Grenzen von 1967 
ist Israel gegenwärtig sicherer denn je, aber seine fortdauernde Anwe- 
senheit in den besetzten Gebieten - sowie in den Golanhöhen - schafft 
ein ernsthaftes Sicherheitsproblem für Israel, vor allem in Form von 
terroristischer Gewalt. Israels Fürsprecher in den Vereinigten Staaten 
tun dem Land keinen Gefallen, wenn sie Washington drängen, die 
Besatzung weiterhin zu subventionieren. 

Manche Israelis und US-Amerikaner vertreten die Ansicht, in 
Wahrheit sei es genau umgekehrt: Israel sei heute stärker gefährdet 
jemals seit dem Jahr 1967. Insbesondere argumentieren sie, dass 


islamistische Gruppen wie Hamas und Hisbollah sich nach wie vor 
der Zerstörung Israels verschrieben haben, starke Unterstützung aus 
Syrien und dem Iran erhalten und deshalb eine potenziell tödliche Ge- 
fahr für Israel darstellen. Es gibt zwei auf der Hand liegende Entgeg- 
nungen auf diese Argumente. Erstens stellen sie die Bedrohung, die für 
Israel vom Terrorismus — der sicher ein Problem, aber keine existen- 
zielle Bedrohung ist - und von iranischen Massenvernichtungswaffen 
(siehe Kapitel 2 und 10) ausgeht, überzogen dar. Zweitens, und das 
ist der wichtigere Aspekt, würde eine Beendigung der Besatzung auch 
dazu beitragen, die Koalition der Kräfte, die Schwarzmaler heute als 
geschlossene Phalanx gegen Israel darstellen, zu spalten und zu ent- 
schärfen. Syrien hat deutlich gemacht, dass es Frieden schließen wird, 
wenn es die Golanhöhen zurückbekommt, und versprochen, dass es 
dann auch Hisbollah und Hamas die Unterstützung entziehen wer- 
de. Die Besatzung zu beenden und die Schaffung eines lebensfähigen 
palästinensischen Staats zu fördern würde dem Iran Sympathisanten 
aus der Region entziehen und dazu beitragen, Gruppen wie Hamas 
oder Islamischer Dschihad von heroischen Kämpfern für eine natio- 
nale Sache in überlebte Hindernisse für Fortschritt und Wohlstand 
zu verwandeln. 

Die Vereinigten Staaten sind durchaus berechtigt, Israel zu einem 
solchen Abkommen zu drängen: Solange sie Israel finanziell unterstüt- 


zen und damit ihre eigene Sicherheit aufs Spiel setzen, haben sie das 
Recht zu sagen, was sie unterstützen und was nicht. Die im Dezember 
2000 von Clinton festgelegten Prinzipien umreißen die Grundzüge 
einer Friedensregelung und bieten die beste Basis für neue Verhand- 
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lungen. Präsident Bush und sein Nachfolger sollten deutlich machen, 
dass sie für die USA den Ausgangspunkt darstellen. Sobald eine Eini- 
gung über einen endgültigen Status erzielt ist, sollten die USA und die 
Europäische Union bereit sein, die neuen Vereinbarungen mit groß- 
zügigen Finanzhilfen zu unterstützen und der israelischen und palästi- 
nensischen Führung zu helfen, damit sie mit ablehnenden Kräften auf 
beiden Seiten fertig werden. 

Den israelisch-palästinensischen Konflikt zu beenden würde den 
US-Interessen noch in anderer Hinsicht dienen. Trotz Israels militä- 
rischer Stärke und seiner geografischen Lage mindert sein Pariastatus 
in der Region den strategischen Wert des Landes für die Vereinigten 
Staaten. Solange den Palästinensern ein eigener Staat verwehrt bleibt, 
verhindert Israels Isolation eine Beteiligung, wann immer die USA ei- 
ne »Koalition der Willigen« zusammenzustellen versuchen. Wäre der 
Konflikt gelöst und eine normale Beziehung zwischen Israel und der 
arabischen Welt hergestellt - wie der aktuelle Friedensvorschlag der 
Arabischen Liga es vorsieht -, dann würden die USA keinen diploma- 
tischen Preis für ihre Unterstützung Israels bezahlen, und Israel könnte 
sich den USA und ihren arabischen Verbündeten anschließen, wenn es 
zu einer ernsten Bedrohung in der Region käme. Wäre der Konflikt 
gelöst, dann könnte Israel also tatsächlich zu dem strategischen Aktiv- 
posten werden, für den seine Fürsprecher es häufig ausgeben. 

Wenn Israel weiterhin nicht bereit ist, den Palästinensern einen le- 
bensfähigen Staat zuzugestehen - oder wenn es einseitig eine ungerech- 
te Lösung zu diktieren versucht -, sollten die Vereinigten Staaten ihre 
Wirtschafts- und Militärhilfe kürzen, und zwar nicht aus Böswilligkeit, 
sondern aus der Erkenntnis heraus, dass die Besetzung schlecht für die 
USA ist und ihren politischen Werten widerspricht. Im Rahmen der 
Strategie des Offshore Balancing würden die Vereinigten Staaten ihr 
Eigeninteresse zur Grundlage ihres Handelns machen, statt an einer 
blinden Loyalität zu einem unkooperativen Partner festzuhalten. Sie 
sollten Israel praktisch vor die Wahl stellen: entweder die sinnlose 
Besatzung des Westjordanlands und des Gazastreifens zu beenden und 
ein enger US-Verbündeter zu bleiben oder als Kolonialmacht allein 
dazustehen. 

Dieser Schritt ist keineswegs so radikal, wie er klingen mag: Die 
Vereinigten Staaten würden mit Israel lediglich so verfahren, wie sie 


arı 


es in der Vergangenheit mit anderen kolonialen Demokratien getan 
haben. So drängten die USA Großbritannien und Frankreich in den 
ersten Jahren des Kalten Kriegs, ihre Kolonialreiche aufzugeben, und 
zwangen sie (wie auch Israel) nach dem Suezkrieg 1959 zum Rückzug 
aus ägyptischem Territorium. Bei vielen anderen Staaten haben die 
USA ebenfalls hart durchgegriffen - unter anderem bei Alliierten wie 
Japan, Deutschland und Südkorea -, wenn es in ihrem Interesse lag. 
Meinungsumfragen bestätigen, wie in Kapitel 7 beschrieben, dass die 
US-amerikanische Bevölkerung einen Präsidenten in einem härteren 
Kurs gegenüber Israel unterstützen würde, wenn es zur Erreichung 
eines gerechten, dauerhaften Friedens notwendig wäre. 

Diese Politik wäre den meisten — aber vielleicht nicht allen - Teilen 
der Israel-Lobby sicher ein Gräuel und würde wahrscheinlich auch 
bei manchen anderen US-Amerikanern Verärgerung auslösen. Ange- 
sichts der tiefen Spaltungen der palästinensischen Gemeinde, der poli- 
tischen Schwäche der führenden israelischen Politiker, der miserablen 
Leistungen der Regierung Bush in der Region und der schwindenden 
Unterstützung für eine Zweistaatenlösung in Israel sind zudem die ge- 
genwärtigen Bedingungen nicht gerade viel versprechend. Selbst unter 
den standhaftesten Verfechtern einer ausgehandelten Zweistaatenlö- 
sung ist mittlerweile die Klage zu hören: »Die Idee, dass bilaterale Ver- 
handlungen zwischen Israelis und Palästinensern zu einer endgültigen 
Regelung führen könnten, ist gestorben «.‘ 

Aber die Frage muss gestellt werden: Was ist die Alternative? Wel- 
che Zukunftsvision haben komprom 
anzubieten? 

Unter den derzeitigen Umständen gibt es drei mögliche Alternativen 
zu der oben skizzierten Zweistaatenlösung. Erstens könnte Israel die 
Palästinenser aus dem Territorium innerhalb der Grenzen von 1967 
und aus den besetzten Gebieten durch eine unverhohlene ethnische 
Säuberung vertreiben. 
ter der stellvertretende Ministerpräsident Avigdor Lieberman - treten 
zwar für Varianten dieses Ansatzs ein, aber ein so abscheuliches Vor- 
gehen wäre ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit und kann bei 
keinem wahren Freund Israels Unterstützung finden. Falls Gegner der 
Zweistaatenlösung diese Möglichkeit befürworten, sollten sie es klar 


lose Israelverfechter stattdessen 


inige wenige israelische Hardliner — darun- 


und deutlich sagen. Aber eine solche ethnische Säuberung würde den 
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Konflikt nicht beenden, sondern lediglich bei den Palästinensern den 
Wunsch nach Rache schüren und die Extremisten stärken, die Israels 
Existenzrecht nach wie vor ablehnen. 

Zweitens könnte statt eines jüdischen und eines separaten palästi- 
nensischen Staats, die nebeneinander existieren, auf dem ehemaligen 
Mandatsgebiet Palästina ein demokratischer Zweivölkerstaat ent- 
stehen, in dem beide Völker gleiche politische Rechte hätten. Diese 
Lösung haben eine Handvoll Juden und eine wachsende Zahl israeli- 
scher Araber vorgeschlagen.’ Dieser Option stehen jedoch erhebliche 
praktische Hindernisse im Weg, und andere binationale Staaten ha- 
ben bislang keine ermutigende Erfolgsbilanz aufzuweisen. Außerdem 
würde diese Option erfordern, die ursprüngliche zionistische Vision 
eines jüdischen Staats aufzugeben. Es besteht kaum Anlass, anzuneh- 
men, dass Israels jüdische Bürger diese Lösung freiwillig akzeptieren 
würden, und man darf mit Sicherheit vermuten, dass Einzelpersonen 
und Gruppen innerhalb der Israel-Lobby praktisch kein Interesse an 
dieser Lösung hätten. Auch wir halten sie nicht für praktikabel oder 
angemessen. 

Die letzte Alternative wäre eine Form von Apartheid, in der Israel 
seine Kontrolle über die besetzten Gebiete weiter ausbauen, aber den 
Palästinensern in getrennten, wirtschaftlich verkrüppelten Kleinstaa- 
ten eine begrenzte Autonomie gewähren würde.® Israelis reagieren 
unweigerlich wütend über den Vergleich mit der Weißenherrschaft in 
Südafrika; aber genau darauf steuern sie zu, wenn sie das gesamte 
ehemalige Mandatsgebiet Palästina beherrschen wollen, ohne der ara- 
bischen Bevölkerung, die bald die jüdische Bevölkerung des gesamten 
Lands zahlenmäßig übersteigen wird, umfassende politische Rechte 
zuzugestehen. In jedem Fall wäre auch die Apartheid-Option keine 
langfristig tragfähige Lösung, weil sie moralisch verwerflich ist und die 
Palästinenser weiter Widerstand leisten würden, bis sie einen eigenen 
Staat bekämen. Dies würde Israel zwingen, seine repressive Politik zu 
verstärken, die dem Land schon jetzt einen beträchtlichen Tribut an 
Blut und Geld abverlangt, politische Korruption gefördert und das 
internationale Image Israels beschädigt hat.” 

Die genannten Möglichkeiten sind die einzigen Alternativen zu einer 
Zweistaatenlösung, und keine von ihnen sollte bei Leuten, die es gut 
mit Israel meinen, Begeisterung wecken. Angesichts des Leids, das 
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dieser Konflikt über Israel, die Vereinigten Staaten und vor allem die 
Palästinenser gebracht hat, liegt es im Interesse aller, diese Tragödie 
ein für alle Mal zu beenden. Anders ausgedrückt: Diesen langjährigen, 
erbitterten Konflikt zu beenden, sollte nicht als wünschenswertes Fern- 
ziel oder als gute Möglichkeit für US-Präsidenten gelten, ihr politisches 
Vermächtnis aufzupolieren oder Friedensnobelpreise zu bekommen. 
Vielmehr sollten die Vereinigten Staaten es als Priorität ihrer natio- 
nalen Sicherheitspolitik ansehen. Das wird jedoch nicht geschehen, 
solange die Lobby es amerikanischen Regierungen unmöglich macht, 
ihren tatsächlichen Einfluss zu nutzen, um Israel mit Nachdruck zur 
Beendigung der Besatzung und Schaffung eines lebensfähigen palästi 
nensischen Staats zu drängen. 

Die US-Pr: 
proz. 


identen, die jeweils den größten Beitrag zum Friedens- 


ss im Nahen Osten leisteten — Jimmy Carter und George Bush 
senior —, waren dazu in der Lage, weil sie gelegentlich zu einem Ab- 
weichen vom Kurs der Lobby bereit waren. Der ehemalige israeli- 
sche Außenminister Schlomo Ben Ami schrieb: »Carter besaß noch 
einen weiteren entscheidenden Vorteil. Als seltene Ausnahme unter 
Politikern und vor allem unter Bewohnern des Weißen Haus 


s war er 
nicht sonderlich sensibel oder empfänglich für jüdische Stimmen und 
Lobbys ... Wie sich herausstellte, gelang es gerade solchen Präsiden- 
ten - ein weiteres Beispiel war George Bush [senior] Ende der 1980er 
Jahre -, die bereit waren, Israel die Stirn zu bieten und über die Emp- 
findlichkeiten seiner amerikanischen Freunde hinwegzusehen, letztlich 
einen wichtigen Durchbruch auf dem Weg zu einem arabisch-israeli- 
schen Frieden zu erzielen.«'’ Ben Ami hat Recht, und seine wichtige 
Erkenntnis belegt noch einmal, wie die Lobby mit ihren Bemühungen 
unwillentlich Israels Interessen untergräbt. 

Die Vereinigten Staaten werden erheblichen Druck ausüben müs- 
sen, damit Israel die Schaffung eines lebensfähigen palästinensischen 
Staats, also praktisch eine Lösung innerhalb der von Clinton aufge- 
stellten Parameter akzeptiert. Obwohl die Regierung Barak diese Be- 
dingungen — wenn auch unter erheblichen Vorbehalten - im Januar 
2001 annahm, fehlt gegenwärtig doch eine breite Unterstützung für die 
Schlüsselpunkte dieser Lösung. Die Mehrheit der Israelis - 2007 waren 
es 55 Prozent - ist prinzipiell für die Schaffung eines palästinensischen 
Staats, aber eine neuere Umfrage ergab, dass die Hauptbestandteile 
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der Friedensregelung, die Präsident Clinton im Dezember 2000 skiz- 
zierte, wesentlich weniger Unterstützung finden. So sind etwa nur 41 
Prozent der Israelis dafür, einem palästinensischen Staat 95 Prozent 
der Westbank und des Gazastreifens zu überlassen, selbst wenn Israel 
seine großen Siedlungsblöcke behalten dürfte. Nur 37 Prozent befür- 
worten, die arabischen Viertel Ost-Jerusalems den Palästinensern zu 
überlassen, und nur 22 Prozent sprechen sich dafür aus, die Kontrolle 
über das Jordantal in einigen Jahren einem palästinensischen Staat zu 
übertragen. Den Tempelberg würden 27 Prozent den Palästinensern 
überlassen (wenn Israel die Westmauer behielte), und nur 17 Prozent 
würden zulassen, dass eine begrenzte Zahl von Flüchtlingen nach 
Israel zurückkehrt.'! Tatsächlich gibt es in Israel eine weit gestreute 
Opposition gegen die Schaffung eines lebensfähigen palästinensischen 
Staats; folglich wird jeder zukünftige US-Präsident, der diesen Konflikt 
zu lösen hofft, Israel massiv unter Druck setzen müssen, damit es sein 
Denken über eine Zweistaatenlösung ändert. 

Israels Kompromisslosigkeit und der Einfluss der Lobby sind selbst- 
verständlich nicht die einzigen Hindernisse für eine Friedensregelung. 
Auch auf die Palästinenser müssen die Vereinigten Staaten (und an- 
dere) Druck ausüben, um den Konflikt zu beenden. Dies wird sich 
erheblich einfacher gestalten, wenn die Palästinenser und wichtige 
arabische Staaten schen, dass die Vereinigten Staaten sich ernsthaft 
für einen gerechten Frieden einsetzen und bereit sind, als ehrlicher 
Vermittler zu agieren statt als »Anwalt Israels«. Ein aufrichtiges Be- 
mühen um eine Beendigung des Konflikts wird - im Gegensatz zum 
halbherzigen Engagement der Regierung Bush für die Roadmap oder 
den sinnlosen Nahostreisen von Außenministerin Condoleezza Rice 
- die Palästinenser zwingen, eine klare Entscheidung zu treffen. Wie 
die Dinge derzeit liegen, haben sie kaum Grund, Gruppierungen wie 
Hamas nicht zu unterstützen, da die Möglichkeit ernsthafter Verhand- 
lungen ohnehin nur entfernt besteht und sie kaum etwas zu verlieren 
haben, wenn sie radikalste Gruppen unterstützen. Wenn die Vereinig- 
ten Staaten ihnen aber energisch helfen würden, einen lebensfähigen 
Staat zu bekommen, und die Hamas letzten Endes das Haupthindernis 
darstellen würde, bestünde eine größere Wahrscheinlichkeit, dass die 
Palästinenser sich von Hamas abwenden und den Olivenzweig des 
Friedens annähmen. 
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Die US-amerikanischen Fürsprecher Israels müssen erkennen, dass 
es das Land nicht sicherer gemacht hat, den Palästinensern ihre legi- 
timen politischen Rechte zu verwehren; die Lobbyisten, die sich am 
eifrigsten für eine bedingungslose Unterstützung durch die USA ein- 
gesetzt haben, haben letztlich den israelischen und palästinensischen 
Extremismus geschürt und unbeabsichtigt dem Land, dem sie eigent- 
lich helfen wollten, schweren Schaden zugefügt. Es ist höchste Zeit, 
diese völlig verfehlte Politik aufzugeben und einen anderen Kur 
zuschlagen. 

Die hier skizzierte Politik ist keineswegs ein Allheilmittel und wird 
nicht alle Probleme beseitigen, mit denen die Vereinigten Staaten sich 
gegenwärtig im Nahen Osten konfrontiert sehen. Eine endgültige 
Friedensregelung zwischen Israel und den Palästinensern fordert von 
allen Beteiligten, sich schwierigen und wahrscheinlich gewaltsamen 


ein- 


Auseinandersetzungen mit ablehnenden Kräften beider Seiten zu stel- 
len. Ein israclisch-palästinensischer Frieden ist kein Wundermittel, 
sämtliche Probleme der Region lösen wird: Er allein wird we- 
der den Antisemitismus in der Region beseitigen noch die arabische 


das 


Oberschicht bewegen, die anderen Probleme ihrer Gesellschaften mit 
Energie und Engagement in Angriff zu nehmen. Aber eine Beendigung 
des Konflikts und eine Normalisierung der Beziehungen zu Israel wer- 
den den Vereinigten Staaten helfen, ihr Image in der arabischen und 
islamischen Welt zu verbessern und eine Position aufzubauen, aus der 
sie die verschiedenen, dringend nötigen Reformen in anderen Teilen 
dieser Region glaubwürdiger fördern können. 

Manch einer könnte argumentieren, dass die gegenwärtigen Proble- 
me der USA im Nahen Osten eine Verirrung seien, die in erster Linie 
auf den Einfluss einer Gruppe der Lobby zurückzuführen sei: auf die 
Neokonservativen. Sobald Präsident Bushs zweite Amtszeit vorüber 
sei und die Neokonservativen nicht mehr an der Macht seien, könne 
man darauf hoffen, dass die US-Außenpolitik wieder zu vernünftigeren 
Positionen zurückkehre und die Stellung der USA in der Region sich 
rasch bessere. 


Diese Hoffnung ist leider allzu optimistisch. Eine Reihe prominenter 
Neokonservativer gehört der Regierung bereits nicht mehr an, betei- 
ligt sich aber nach wie vor aktiv an politischen Debatten. Manche 
von ihnen beraten Bewerber um das Präsidentenamt für die Wahlen 
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2008 und sind weiterhin ständig in den Mainstream-Medien präsent. 
Die verheerenden Auswirkungen ihrer Politik haben offenbar bisher 
nur wenige Neokonservative nachdenklich gestimmt und noch weni- 
ger haben Bedauern über die menschlichen Opfer ihrer irregeleiteten 
Ratschläge geäußert. Die Denkfabriken, die sie unterstützen, florieren 
nach wie vor, haben immer noch Einfluss in Washington und werden 
auch nach den nächsten Wahlen die US-Außenpolitik beeinflussen. 

Ebenso wichtig ist, dass viele der größeren Organisationen innerhalb 
der Lobby noch immer der gleichen politischen Agenda verpflichtet 
sind: der standhaften Unterstützung eines expansionistischen Israels 
auf Kosten der Palästinenser, der Konfrontation mit Israels Gegnern 
mit dem Ziel, die Außenpolitik dieser Länder grundlegend zu ver- 
ändern oder das Regime zu stürzen, und langfristig eine erhebliche 
amerikanische Truppenpräsenz in der Region zu erhalten. Keiner der 
aussichtsreicheren Bewerber um das Präsidentenamt hat, wie bereits 
gesagt, einen erheblichen Kurswechsel in der US-Nahostpolitik vorge- 
schlagen, schon gar nicht eine Strategie, wie wir sie hier umrissen ha- 
ben. Jedem, der glaubt, dass die Präsidentschaftswahlen 2008 zu einer 
erkennbar anderen Politik führen werden, steht aller Wahrscheinlich- 
keit nach eine Enttäuschung bevor. Diese Situation wirft die auf der 
Hand liegende Frage auf: Lässt sich etwas tun, um den starken Einfluss 
der Lobby zu brechen? 


Umgang mit der Lobby 


Theoretisch gibt es vier Möglichkeiten, den negativen Einfluss der 
Lobby einzudämmen. Erstens könnte man versuchen, die Lobby zu 
schwächen, indem man ihre Ressourcen reduzierte oder einige ihrer 
Einkommensquellen beseitigte. Zweitens könnten andere Gruppen 
versuchen, dem Einfluss der Lobby auf gewählte Volksvertreter und 
politische Entscheidungsprozesse entgegenzuwirken und dadurch die 
US-Politik ausgeglichener zu gestalten. Drittens könnten Akademiker 
und Medien den verschiedenen Argumenten der Lobby enigegentreten, 
um hartnäckige Mythen zu korrigieren und die Schwächen in den po- 
litischen Präferenzen der Lobby aufzudecken. Und schließlich könnte 
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die Lobby selbst sich in einer positiven Richtung entwickeln, ihren 
gegenwärtigen Einfluss zwar behalten, aber für eine andere Politik 
eintreten. 


Die Lobby schwächen? 


Die Lobby wäre weniger einflussreich, wenn sie nicht mehr so großzü- 
gige finanzielle Unterstützung bekäme oder wenn ihre Möglichkeiten, 
direkte Wahlkampfhilfe zu leisten und Druck auf Medienunternehmen 
auszuüben, abnähme. Keine dieser beiden Entwicklungen ist jedoch 
realistisch, weil die Wahrscheinlichkeit, dass die Lobby in absehbarer 
Zeit reiche und großzügige Förderer verliert, eher gering ist. Die Zahl 
der US-Amerikaner, die bedingungslos hinter Israel stehen, nimmt zwar 
ab, aber fast sicher werden sich immer noch genug Engagierte finden, 
um die führenden Organisationen der Lobby mit großen Summen zu 
unter: 


und wä- 
re vermutlich illegal. Zudem wäre es eindeutig antisemitisch, die Un- 
terstützung proisraelischer Gruppen rechtlich einzuschränken, da alle 
US-Amerikaner das Recht haben, für eine legitime Sache zu spenden. 
Ein Weg, der sich anbietet, um den Einfluss der Lobby (und an- 
derer Interessengruppen) zu reduzieren, ist eine Reform der Wahl- 
kampffinanzierung. Eine staatliche Finanzierung aller Wahlen würde 
die Verbindungen zwischen der Lobby und gewählten Volksvertre- 
tern ernsthaft schwächen und es L.etzteren leichter machen, auf Israel 


zen. Ein Verbot solcher Spenden ist unwahrscheinli 


Druck auszuüben (oder auch nur US-Finanzhilfen zu streichen), wenn 
es im US-Interesse läge. Eine solche Maßnahme würde den Einfluss 
‚obby nicht eliminieren, denn nach wie vor würden Politiker sich 
um jüdische Wähler bemühen und Gruppen und Personen in der Lob- 
by würden sich mit Nachdruck bei US-Regierungsvertretern für ihre 


der 


Sache einsetzen und die öffentliche Meinung zu beeinflussen versu- 
chen. Aber eine Reform der Wahlkampffinanzierung würde fast mit 
Sicherheit ihren Einfluss schwächen und in den Korridoren der Macht 
offenere Überlegungen fördern. 

Leider sind die Aussichten auf eine durchgreifende Reform der 
Wahlkampffinanzierung gering. Das Interesse der Amtsinhaber am 
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derzeitigen System ist zu groß, und auch viele Interessengruppen wür- 
den Widerstand gegen jeden Änderungsversuch an einem System leis- 
ten, das ihnen unverhältnismäßig viel Einfluss gibt. Wahrscheinlich 
bedürfte es einer ganzen Flut von Korruptionsskandalen wie dem um 
Jack Abramoff, um US-Amerikaner zu bewegen, Wahlkämpfe von pri- 
vaten Spenden zu säubern. Kurzfristig wird eine unmittelbare Schwä- 
chung der Lobby nicht gelingen. 


Der Lobby entgegenwirken? 


Eine »Gegenlobby« aufzubauen, um die Israel-Lobby auszugleichen, 
ist wahrscheinlich ebenfalls zum Scheitern verurteilt. Wie in Kapitel 4 
ausgeführt, sind arabisch-amerikanische und muslimische Gruppen 
wesentlich schwächer als die Organisationen der Israel-Lobby, und 
die berühmte Erdöllobby nimmt wesentlich weniger Einfluss auf die 
Außen- und Sicherheitspolitik, als gemeinhin angenommen. Andere 
Organisationen, die ein Gegengewicht bilden könnten - etwa der un- 
parteiische Council for National Interest oder Americans for Middle 
East Understanding -, sind ebenfalls erheblich kleiner und finanziell 
wesentlich schlechter ausgestattet als die Israel-Lobby. 

Aber selbst wenn diese verschiedenen Gruppierungen größer und 
reicher wären, dürfte es ihnen schwerfallen, die kollektive Aktions- 
dynamik zu überwinden, die der Politik von Interessengruppen zu- 
grunde liegt. Wie bereits ausgeführt, beruht der Erfolg proisraelischer 
Gruppen zum Teil darauf, dass ihre Mitglieder der Unterstützung Is- 
raels besonders hohe Priorität einräumen und ihr Engagement daher 
tendenziell nur einem politischen Thema gilt - sie unterstützen nur 
Kandidaten, die sich nachweislich proisraelisch profilieren. Selbst 
wenn vielen US-Amerikanern bewusst wäre, dass die bedingungslose 
Unterstützung Israels nicht im nationalen US-Interesse liegt, hat dieses 
Thema für die meisten von ihnen keine vorrangige Priorität, und zwi- 
schen den diversen Gruppen, die bedingungsloser Israelhilfe skeptisch 
gegenüberstehen oder sie strikt ablehnen, bestehen erhebliche Diffe- 
renzen. Daher ist der Versuch, den Einfluss der Lobby auszugleichen, 
indem man diese unterschiedlichen Gruppen zu einer ausreichend 
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geschlossenen Koalition zusammenschweißt, keine sehr aussichtsrei- 
che Strategie. Außerdem haben wir schwere Vorbehalte gegen Bestre- 
bungen, eine ausdrückliche „Anti-Israel-Lobby“ zu bilden, da eine 
solche Gruppe leicht das Wiederaufleben eines echten Antisemitismus 
fördern könnte, 


Einen offeneren Diskurs fördern 


Die dritte Möglichkeit ist aussichtsreicher als die beiden ersten: eine 
offenere Debatte über diese Fragen zu fördern, um bestehende Mythen 
über den Nahen Osten zu korrigieren und Gruppen in der Lobby zu 
zwingen, ihre Positionen vor einer gut informierten Opposition zu 
verteidigen. Vor allem müssen US-Amerikaner die wahre Geschichte 
über die Gründung Israels erfahren und die Wahrheit über sein Verhal- 
ten in der Folgezeit. Statt passiv die Version des arabisch-israelischen 
Konflikts 
warf, müssen sie die Erkenntnisse der »neuen Historiker« Israels zur 
Kenntnis nehmen und reflektieren. Deren mutige wissenschaftliche Ar- 
hen Aufbau eines 
jüdischen Staats inmitten einer einheimischen arabischen Bevölkerung 
alles ereignete. Ebenso wenig wie der Zionismus ohne die lange Ge- 
schichte des christlichen Antisemitismus zu verstehen ist, lässt sich der 
gegenwärtige palästinensische Nationalismus ohne die Ereignisse des 


zu akzeptieren, die Leon Uris in seinem Roman Exodus ent- 


beit hat ans Licht gebracht, was sich beim zionis 


Kriegs 1948 begreifen — auch wenn beides keineswegs gleichzusetzen 
ist -, den die Israelis als Unabhängigkeitskrieg bezeichnen, die Palästi- 
nenser aber „al-Nakba“, „die Katastrophe“, nennen. '? 

Da die meisten US-Amerikaner über die Verbrechen an den Pa- 
lästinensern nur vage Bescheid wissen, sehen sie deren anhaltenden 
Widerstand als irrationalen Rachedurst oder als Beleg für einen un- 
begründeten Judenhass ähnlich dem Antisemitismus an, der früher in 
Europa herrschte. Aus Unwissenheit über die Vergangenheit lehnen 
US-Amerikaner auch die Forderungen der Palästinenser nach Wie- 
dergutmachung - vor allem nach einem Rückkehrrecht - als völlig 
ungerechtfertigt ab. Wir bedauern, dass die Palästinenser auf den Ter- 
rorismus setzen, und sind uns durchaus über ihren eigenen Beitrag zur 
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Verlängerung des Konflikts im Klaren, aber wir sind überzeugt, dass 
ihre Klagen begründet sind und berücksichtigt werden müssen, selbst 
wenn manche ihrer Forderungen (wie das uneingeschränkte Rück- 
kehrrecht) unerfüllt bleiben oder auf andere Weise abgegolten werden 
müssen. Darüber hinaus sind wir überzeugt, dass die meisten US-Ame- 
rikaner eine andere Herangehensweise an den Konflikt unterstützen 
würden, wenn sie genauer über die Ereignisse der Vergangenheit und 
die gegenwärtigen Verhältnisse Bescheid wüssten. 

Wissenschaftler und Journalisten sind in demokratischen Gesell- 
schaften die primäre Quelle unabhängigen Denkens, und als solche 
sollten sie ermutigt werden, sich gegen die Bestrebungen der Lobby zu 
wehren, den öffentlichen Diskurs zu bestimmen, und eine offenere Dis- 
kussion über diese wichtigen Themen fördern. Das verfolgt nicht erwa 
den Zweck, Israel einseitig der Kritik auszusetzen oder die Legitimität 
des jüdischen Staats infrage zu stellen, sondern soll US-Amerikanern 
helfen, sich ein genaueres Bild über frühere Ereignisse zu machen, die 
noch immer die Gegenwart tief überschatten. Israel hätte nach wie vor 
zahlreiche stimmgewaltige Fürsprecher - was auch durchaus so sein 
soll -, aber den Vereinigten Staaten wäre besser gedient, wenn ihre 
Bürger die ganze Bandbreite der Ansichten über Israel erfahren wür- 
den, die in den meisten Demokratien der Welt, einschließlich Israel, 
verbreitet sind. 

Journalisten haben eine besondere Verantwortung, in Wahlkämp- 
fen kritische Fragen zu stellen. Wie bereits zu Anfang dieses Buchs 
dargelegt, versicherten nahezu alle wichtigen Bewerber für die Prä- 
sidentschaftswahlen 2008 zum Auftakt ihres Wahlkampfs, dass sie 
sich Israel persönlich stark verpflichtet fühlen und für bedingungslose 
US-Unterstützung des jüdischen Staats sowie für einen Konfrontati- 
onskurs gegenüber seinen Gegnern eintreten. Politiker sollten keinen 
Freibrief erhalten, wenn sie die üblichen proisraelischen Plattitüden 
äußern. Reporter und Kommentatoren sollten darauf bestehen, dass 
Bewerber um das Präsidentenamt erklären, warum sie eine so starke 
Unterstützung Israels befürworten, und nachfragen, ob sie für eine 
Zweisraatenlösung sind und sich nach ihrer Wahl energisch dafür ein- 
setzen werden. Man sollte die Kandidaten auch fragen, ob eine stärker 
an Bedingungen geknüpfte US-Politik - die beispielsweise US-Militär- 
hilfe an echte Fortschritte in Richtung Frieden knüpft - nicht vielleicht 
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besser für die Vereinigten Staaten wie auch für Israel wäre. Und bei Be- 
werbern um das höchste Staatsamt sollte die Frage, ob ihre Ansichten 
von Wahlkampfspenden proisraelischer Political Action Committees 
oder Privatpersonen beeinflusst sind, ebenso erlaubt sein wie die legiti- 
me Frage nach dem Einfluss von Spenden, die sie von Erdölkonzernen, 
Gewerkschaften oder Pharmaherstellern erhalten. 

Um eine offenere Diskussion zu fördern, müssen US-Amerikaner 
jeglicher Herkunft die Methoden ablehnen, mit denen manche Grup- 
pierungen und Einzelpersonen der Lobby ihre Kritiker mundtot ma- 
chen. Debatten zu ersticken und Gegner zu verleumden ist unvereinbar 
mit den Prinzipien eines lebendigen, offenen Dialogs, auf denen die 
Demokratie beruht; auf Dauer bergen diese undemokratischen Me- 
thoden die Gefahr, irgendwann feindselige Reaktionen auszulösen. 

Wir verurteilen jeden Versuch, legitime Formen der Diskussion und 
Debatte zu unterbinden - auch gelegentliche Bestrebungen, proisrae- 
lische Stimmen mundtot zu machen - und hoffen, dass dieses Buch 
zu einem offeneren Meinungsaustau ‚ch über diese schwierigen Pro- 
bleme beiträgt. Sowohl die Vereinigten Staaten als auch Israel sehen 
sich im Nahen Osten bei zahlreichen Problemen vor enorme Heraus- 
forderungen gestellt, und keines der beiden Länder profitiert davon, 
die Verfechter eines neuen Denkansatzs mundtot zu machen. Das soll 
selbstverständlich nicht heißen, dass Kritiker immer im Recht sind, 
aber ihre Vorschläge sind mindestens ebenso vieler Erwägungen wert 
wie die fehlgeschlagene Politik, die Schlüsselgruppen der Lobby in den 
zt haben. 


letzten Jahren unterst 


Eine neue Israel-Lobby? 


Dem nationalen US-Interesse wäre es auch dienlich, wenn man Grup- 
pen innerhalb der Lobby überzeugen könnte, eine andere Agenda 
zu unterstützen. In der Praxis könnte das die Stärkung moderaterer 
Kräfte beinhalten, die bereits existieren - wie das Israel Policy Forum 
oder Americans for Peace Now -, oder neue proisraelische Gruppen 
zu gründen, die sich für eine andere Politik einsetzen. Den Interes- 
sen der Vereinigten Staaten und Israels würde es auch nützen, wenn 
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man die Macht der Hardliner beschneiden würde, die gegenwärtig das 
American Israel Public Affairs Committee, die Zionist Organization 
of America, die Conference of Presidents oder das American Jewish 
Committee dominieren. Solche Bestrebungen ließen sich durch insti- 
tutionelle Reformen stärken, die den einfachen Mitgliedern in diesen 
Organisationen ein größeres Mitspracherecht bei der Festlegung ihrer 
politischen Positionen einräumen würden. 

Dies alles setzt natürlich bei der Führung wie auch bei den Mitglie- 
dern dieser Organisationen die Einsicht voraus, dass die Politik, die 
viele von ihnen in den letzten Jahren unterstützten, weder im Interesse 


der USA noch im Interesse Israels war. Außerdem müssen sie begreifen, 


dass Israel zu einer noch tristeren Zukunft verurteilt sein könnte, wenn 


sie weiter an ihren Positionen festhalten. Einsichtigere Stimmen in der 


jüdischen Gemeinde müssen sich über das Tabu hinwegsetzen, mit 
dem öffentliche Kritik an Israel belegt ist, und jede israelische Politik 
infrage stellen, die schädlich für das Land und vielleicht sogar für die 
Juden in der Diaspora ist. Wir stimmen Rabbi Ben-Zion Gold zu, dem 
emeritierten Rektor der Harvard University Hillel, der 2002 schrieb: 
» Amerikanische Juden, die die größte Diasporagemeinde stellen, müs- 
sen ihren eigenen Fokus finden ... Jene von uns, die Israel kritisieren, 
tun dies, weil Israel ein wichtiger Teil unserer Identität ist, weil Kritik 
ein Grundbestandteil unserer traditionellen Kultur ist ... Wir äußern 
sie als Ausdruck von Respekt und Liebe zum Volk Israels.«'" Ganz 
h stellte der Economist kür 
länger bedeuten, es unkritisch zu verteidigen ... Diaspora-Institutionen 
sollten ... die Freiheit haben, israelische Politiker zu kritisieren, die 
Rassismus und Intoleranz predigen ... [und] eine lebhafte Debatte über 
che Politik zu fördern. «' 

Die gegenwärtigen Verhältnisse im Nahen Osten stellen für die 
Hardliner der Israel-Lobby ein ernsthaftes Dilemma dar. Statt einen 
schwachen, von Feinden umringten Staat zu verteidigen, der nach einer 


ähr lich fest: »Israel zu helfen sollte nicht 


israe| 


großen historischen Katastrophe geschaffen wurde, müssen sie heute 
einen mächtigen, modernen und prosperierenden Staat verteidigen, 
der seine überlegene Stärke benutzt, um Palästinensern Land wegzu- 
nehmen, ihnen umfassende poli 


sche Rechte zu verwehren und mit 
Problemen belasteten Nachbarstaaten wie dem Libanon hart zuzu- 
setzen. Wenn dieses Vorgehen bei vernünftigen, gemäßigten Kreisen 
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Kritik auslöst, sehen sich diese Gruppen gezwungen, Menschen zu 
verunglimpfen und zu marginalisieren, die offenkundig weder Extre- 
misten noch Antisemiten sind. Neonazis und Holocaustleugner zu 
verurteilen ist durchaus sinnvoll, aber angesehene Persönlichkeiten 
wie Jimmy Carter, Richard Cohen, Tony Kushner oder Tony Judt zu 
verunglimpfen oder progressive Gruppen wie die Union of Concerned 
Zionists anzugreifen ist etwas völlig anderes und schr beunruhigend. 


Je mehr die Hardliner der Lobby sämtliche Kritiker unterschiedslos 


angreifen, desto mehr offenbaren sie, dass sie sich von der allgemeinen 
amerikanischen Verpflichtung auf freie Meinungsäußerung und offene 
Diskussion verabschiedet haben. Und wenn praktisch jede Kritik an 
Israel mit Antisemitismus gleichgesetzt wird, läuft dieser Vorwurf Ge- 


fahı, jeden Sinn zu verlieren. 


Christlich-zionistische Hardliner lassen sich wahrscheinlich nicht 
von ihrem Engagement für ein Großisrael abbringen, da Endzeitpro- 
phezeiungen in der Theologie des Dispensationalismus, die eine Eintei- 
ärkt 


berücksichtigt, eine zentrale Rolle spielen und sie offenbar den Nahen 


lung der biblischen Heilsgeschichte in verschiedene Zeitalter vers 


Osten von einem höchst destruktiven „apokalyptischen“ Krieg erfasst 
schen wollen. Eine gewisse Hoffnung mag man aus der Tendenz der 
Evangelikalen schöpfen, auf der ewigen Suche nach neuen Mitgliedern 
ihre Agenda zu ändern, sowie aus der Tatsache, dass die Stärke dieser 
Bewegungen tendenziell schwankt. Es ist unwahrscheinlich, dass der 
nächste US-Präsident diesen Gruppen ebenso viele Sympathien entge- 
genbringt wie George W. Bush, besonders angesichts der katastropha- 
len Resultate seiner Nahostpolitik. Vielleicht wird Juden in Israel und 
den USA auch klar, dass der christliche Zionismus ein zweifelhafter 
Verbündeter ist - vor allem, wenn sie sich die wenig attraktive Rol- 
le vergegenwärtigen, die ihnen in der Endzeit zugedacht wird. Und 
möglicherweise fangen sie dann an, sich aus der Umklammerung der 
Evangelikalen zu lös: 


en.'® Die christlichen Evangelikalen sollte man 
wiederum bewegen, über die menschliche Tragödie nachzudenken, die 
Israel den Palästinensern fortwährend zufügt, und sich zu überlegen, 
ob ihr Engagement für ein »Großisrael« tatsächlich vereinbar ist mit 
der christlichen Botschaft der Liebe und Brüderlichkeit. 

Es mag weit hergeholt erscheinen, die Agenda der Lobby neu auszu- 
richten, aber manche dieser Organisationen haben früher eine andere 
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Politik unterstützt, und es besteht kein Grund zu der Annahme, dass 
ihre gegenwärtigen Präferenzen zementiert wären. Tatsächlich gibt es 
Anzeichen wachsender Ernüchterung über die Positionen, die die gro- 
Ben jüdischen Organisationen vertreten, und es zeichnen sich einzelne 
Bestrebungen ab, jüdischen Stimmen Gehör zu verschaffen, die besser 
die jüdische Mainstream-Meinung widerspiegeln. Gruppen wie Israel 
Policy Forum, Brit Tzedek v’Shalom und Americans for Peace Now 
treten mittlerweile stärker in Erscheinung, sind effektiver und denken, 
Berichten zufolge, über einen Zusammenschluss nach, um mehr Ein- 


fluss zu erlangen und sich für stärkere US-Bemühungen um eine Zwei- 
staatenlösung einzusetzen. Eine Reihe prominenter amerikanischer Ju- 
den überlegt ebenfalls, eine neue Lobby-Gruppe zu gründen, mit dem 
ausdrücklichen Ziel, eine Alternative zum AIPAC zu schaffen.‘ 
Ähnliche Bewegungen entstehen auch in anderen Ländern. Im Feb- 
ruar 2007 gründete eine Gruppe britischer Juden eine neue Organi- 
sation, Independent Jewish Voice (IJV), die sich für die universelle 
Umsetzung der Menschenrechte und einen Verhandlungsfrieden zwi- 
schen Israelis und Palästinensern einsetzt. Sie verurteilt Antisemitis- 
mus, Antiarabismus und Islamophobie und entstand »aus der Über- 


die Institutionen, die den Anspruch erheben, die gesamte 


zeugung, das 
jüdische Gemeinde zu rep 
der jüdischen Bevölkerung dieses Landes nicht widerspiegeln «. In ihrer 
Gründungserklärung betont die IJV: »Der Kampf gegen Antisemitis- 
mus ist von entscheidender Wichtigkeit und wird untergraben, wenn 
jede Opposition gegen die israelische Regierungspolitik automatisch 
als antisemitisch gebrandmarkt wird. «'"” 

In Australien gründeten Juden, die der israelischen Politik kritisch 
> Kritik zu äußern, eine 


‚entieren, das breite Meinungsspektrum 


gegenüberstehen und es schwierig fanden, die; 
Organisation namens Independent Australian Jewish Voice. Im No- 
vember 2006 forderten 25 deutsche Politologen dazu auf, aufgrund 
von Israels Vorgehen gegen die Palästinenser die »besonderen Be- 
ziehungen« zwischen Deutschland und Israel zu überdenken. Einige 
Monate später, im März 2007, kam es in der deutschen jüdischen 
Gemeinde zu einer hitzigen Debatte, als eine kleine Gruppe von Juden 
die »Berliner Erklärung Shalom 5767« veröffentlichte, die Israels Poli- 
tik in den besetzten Gebieten und, laut Forward, »die Grenzen offener 
sierte.'? 
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Solche Initiativen zeigen, dass die politischen Positionen der ein- 
flussreichsten Gruppen in der Lobby nicht die Ansichten aller (oder 
auch nur der Mehrheit der) Juden in der Diaspora repräsentieren, und 
sie geben Anlass zur Hoffnung, dass viele Gruppen innerhalb der Lob- 
by vielleicht endlich ihren Einfluss in konstruktiverer Weise geltend 
machen werden. 


Abschließende Überlegungen 


Die Gründung Israels und seine anschließende Entwicklung sind ei- 
ne bemerkenswerte Leistung. Hätten amerikanische Juden sich nicht 
in organisierter Form für Israel eingesetzt und einflussreiche Politiker 
überzeugt, ihre Ziele zu unterstützen, wäre Israel vielleicht nie ge- 


gründet worden. Aber die Interessen der USA und Israels waren nie 
identisch, und Israels gegenwärtige Politik steht nicht in Einklang mit 
den nationalen US-Interessen und mit gewissen Grundwerten der USA. 
Leider haben die politische Macht und das PR-Geschick der Lobby in 
den letzten Jahren führende US-Politiker davon abgehalten, eine Nah- 
ostpolitik zu betreiben, die US-amerikanischen Interessen dienen und 
Israel vor seinen schlimmsten Fehlern bewahren würde. Kurz gesagt 
war der Einfluss der Lobby schlecht für beide Länder. 

Dennoch zeigt sich im gegenwärtigen Dilemma der USA ein Silber- 
reif am Horizont. Da die Kosten dieser fehlgeschlagenen Politik in- 
zwischen offensichtlich geworden sind, bietet sich eine Chance, nach- 
zudenken und einen Kurswechsel vorzunehmen. Obwohl die Lobby 
nach wie vor eine mächtige politische Kraft ist, fällt es zunehmend 


schwerer, ihren nachteiligen Einfluss zu überschen. Ein so reiches und 
mächtiges Land wie die Vereinigten Staaten können eine falsche Politik 
zwar geraume Zeit durchhalten, aber auf Dauer lässt sich die Realität 
nicht ignorieren. 

Notwendig ist daher eine freimütige, aber zivilisierte Diskussion 
über den Einfluss der Lobby und eine offenere Debatte über die US- 
Interessen in dieser wichtigen Region. Israels Wohl ist - aus morali- 
schen Gründen - eines dieser Interessen, das gilt jedoch nicht für seine 
fortdauernde Präsenz in den besetzten Gebieten. Eine offene Debatte 
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und eine ausgewogenere Berichterstattung in den Medien werden die 
Probleme aufzeigen, die aus der heutigen »besonderen Beziehung« er- 
wachsen, und sie werden eine US-Politik fördern, die den Interessen 
der USA, den Interessen anderer Staaten der Region und, davon sind 
wir fest überzeugt, auch Israels Interessen dienlicher ist. 
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DIE 
ISRAEL 
LOBBY 


WIE DIE AMERIKANISCHE 
AUSSENPOLITIK BEEINFLUSST WIRD 


WIE WEIT GEHT DIE SOLIDARITÄT 
MIT ISRAEL? 


Seit seiner Gründung wird Israel von den USA und - aus 
begreiflichen historischen Gründen — Deutschland politisch 
und wirtschaftlich unterstützt. Diese Unterstützung erfolgt 
weitgehend bedingungslos und in einem Ausmaß, das kein 
anderes Land der Welt genießt. Was sind die Gründe hierfür? 
Liegt es an Israels großer strategischer Bedeutung für die USA? 
Oder sind es moralische Argumente? Keine dieser Erklärun- 
gen hält einer Überprüfung stand. Der wahre Grund ist die 
politische Macht der Israel-Lobby. Deren stärkste Waffe: Der 
Vorwurf des Antisemitismus gegenüber denen, die es wagen, 
sich kritisch zu äußern. 


Die renommierten Politikwissenschaftler und Experten für 
Internationale Beziehungen, John ]. Mearsheimer:und 

Stephen M. Walt, hinterfragen die uneingeschränkte Solidarität 
mit fundierter Kritik und fordern eine aufrichtige Debatte. 
‚Auch in Deutschland ist es Zeit, sich dieser Debatte zu stellen. 
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